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89. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich darf Sie bitten, sich von Ihren Plätzen zu erhe-
ben. 

Es ist erneut ein trauriger Anlaß, der uns zu Beginn 
unserer Plenarsitzung innehalten läßt. 

Am Wochenende erreichte uns die Nachricht, daß 
der Vorsitzende der Arbeitnehmer-Gruppe der CDU/ 
CSU-Fraktion, unser Kollege Heinz-Adolf Hörsken, 
am 23. Februar nach schwerer Krankheit im Alter 
von 57 Jahren verstorben ist, einer Krankheit, die er 
tapfer, ja nahezu kraftvoll und für uns alle beispiel-
haft durchlitten und durchlebt hat. 

Heinz-Adolf Hörsken wurde am 6. August 1938 in 
Oberhausen geboren. Der gelernte Schlosser, der 
auch als Bergmann gearbeitet hat, fühlte sich Zeit 
seines Lebens der Arbeitnehmerschaft eng verbun-
den. Bereits als junger Mann engagierte er sich in 
der Gewerkschaftsbewegung und in der Katholi-
schen Arbeitnehmer-Bewegung. Seine politische 
Heimat fand er 1956 in der CDU und hier vor allem in 
der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft 
Deutschlands. Er war viele Jahre deren Hauptge-
schäftsführer und seit 1993 stellvertretender Bundes-
vorsitzender. 

In den Bundestag kam der Kollege Hörsken erst-
mals 1990 über die hessische Landesliste der CDU; 
bei den Bundestagswahlen 1994 gewann er seinen 
Wahlkreis Groß-Gerau direkt. Der Schwerpunkt sei-
ner parlamentarischen Arbeit lag im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung und in seiner Aufgabe als 
Vorsitzender der Arbeitnehmer-Gruppe der CDU/ 
CSU-Fraktion, die er seit 1994 innehatte. 

Heinz-Adolf Hörsken war ein engagierter Streiter 
für die Gleichberechtigung der Arbeitnehmerschaft 
in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft; ganz bewußt 
trat er für die Solidarität mit den Schwächeren und 
Benachteiligten ein. Er behielt seine Wurzeln in der 
Arbeiterbewegung, war stolz darauf und wußte, wo-
für er stand. 

Wir werden Heinz-Adolf Hörsken als einen Kolle-
gen mit hoher Fähigkeit zu Integration und Aus-
gleich zwischen unterschiedlichen Meinungen und 

Interessen in Erinnerung behalten. Er war ein Parla-
mentarier im besten Sinne, anerkannt und hochge-
schätzt bei allen in diesem Hause. 

Wir betrauern seinen frühen Tod. Unser herzliches 
Mitgefühl gilt seinen Angehörigen, vor allem seiner 
Frau und seiner Tochter. 

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen erho-
ben; ich danke Ihnen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich dem Kollegen Dr. Heribert Blens, der am 
19. Februar seinen 60. Geburtstag feierte, nachträg-
lich die besten Wünsche des Hauses aussprechen 
und ihm ganz besonders für seine Tätigkeit im Ver-
mittlungsausschuß danken. 

(Beifall) 

Für den verstorbenen Kollegen Dr. Ul rich Böhme 
hat der Abgeordnete Uwe Göllner am 12. Februar 
1996 die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag er-
worben. Ich begrüße den neuen Kollegen und wün-
sche gute Zusammenarbeit. Herzlich willkommen, 
Herr Göllner! 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkt-
liste aufgeführt: 

1. Vereinbarte Debatte zum Vergleichsantrag des Bremer 
Vulkan *) 

2. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Der Moskau-Besuch des Bundeskanzlers*) 

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Ch ristine Scheel, 
Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), Marieluise Beck (Bre-
men), weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Far eine durchgreifende Einkommen-
steuerreform: Steuergerechtigkeit durch Steuervereinfa-
chung - Drucksache 13/3874 - 

4. Weitere Überweisungen im vereinfachten Verfahren (Er-
gänzung zu TOP 20) 

a) Erste Beratung des von den Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Vereinheitlichung der 
Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen - Drucksache 
13/3876 - 

*) In der 88. Sitzung am Mittwoch, 28.2. 96, bereits erledigt. 
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b) Erste Beratung des von den Abgeordneten Gerhard 

Jüttemann, Eva Bulling-Schröter, Dr. Gregor Gysi und 
der Gruppe der PDS eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Vereinheitlichung des Bergrechts in den 
alten und den neuen Bundesländern - Drucksache 
13/3875 - 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Eva Bulling

-

Schröter, Gerhard Jüttemann, Dr. Gregor Gysi und der 
Gruppe der PDS: Änderung des Bundesberggesetzes 
- Drucksache 13/3873 - 

5. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Antje Vollmer, 
Franziska Eichstädt-Bohlig, Oswald Metzger und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Umzug nach Berlin 
als Chance für eine Reform der Bundesverwaltung und 
für ein zukunftsweisendes Personalkonzept - Drucksache 
13/3902 - 

Von  der Frist für den Beginn der Beratung soll, so-
weit es bei einzelnen Punkten der Tagesordnung und 
der Zusatzpunktliste erforderlich ist, abgewichen 
werden. 

Darüber hinaus ist vereinbart worden, den Tages-
ordnungspunkt 5 a bis c, Iran-Politik der Bundesre-
gierung, abzusetzen und den Tagesordnungspunkt 17, 
Debatte zur Entwicklungspolitik, den Tagesord-
nungspunkt 18 zum Frieden in Burundi sowie den 
Tagesordnungspunkt 19, Verwirklichung des West-
sahara-Friedensplanes der Vereinten Nationen, de-
ren Beratung für Freitag vorgesehen war, auf heute 
vorzuziehen und sie im Anschluß an den Tagesord-
nungspunkt 10, Herausnahme von Ghana aus der Li-
ste der sicheren Herkunftsstaaten, aufzurufen. 

Die Beratung der Tagesordnungspunkte 11 bis 14 
soll erst am Freitag im Anschluß an die zweite und 
dritte Beratung des Aufstiegsfortbildungsförderungs-
gesetzes erfolgen. 

Weiterhin mache ich auf eine nachträgliche Aus-
schußüberweisung im Anhang zur Zusatzpunktliste 
aufmerksam: 

Der in der 83. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
1. Februar 1996 überwiesene nachfolgende Gesetzentwurf 
soll nachträglich dem Ausschuß für Fremdenverkehr und 
Tourismus zur Mitberatung überwiesen werden: 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zur 
Weiterentwicklung der Strukturreform in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Weiterentwicklungsgesetz - 
GKVWG -) 

- Drucksache 13/3608 - 

Überweisung: 
Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

Sind Sie mit den Vereinbarungen einverstanden? - 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Inkraftsetzen der 2. Stufe der Pflegeversiche-
rung 

- Drucksache 13/3811 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Gesundheit 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. - 
Auch dazu sehe ich keinen Widerspruch. Das ist folg-
lich so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung, Dr. Blüm. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Drei wichtige Sätze zu Beginn. Der erste: Die 
Pflegeversicherung funktioniert. Der zweite: Die 
Pflegeversicherung hilft. Der dritte: Die Pflegeversi-
cherung steht finanziell auf festen Füßen. 

Die Pflegeversicherung funktioniert. Bis zum 
31. Dezember 1995 waren 1,9 Millionen Anträge ein-
gegangen: 1,6 Millionen Neuanträge und 300 000 
Anträge auf Höherstufung. 1,2 Millionen Mitbürge-
rinnen und Mitbürger erhalten jetzt durch die Pflege-
versicherung handfeste Hilfe. 527 000 gehören der 
Pflegestufe I an. Sie erhalten entweder ein Pflege-
geld von 400 DM oder Sachleistungen bis zu 750 DM. 
445 000 gehören der Pflegestufe II an. Sie erhalten 
800 DM oder Sachleistungen bis zu 1 800 DM. 
210 000 gehören der Pflegestufe III an. Sie erhalten 
entweder 1 300 DM Pflegegeld oder Sachleistungen 
bis zu 2 800 DM, in Härtefällen bis zu 3 750 DM. 

Das sind ganz nüchterne Zahlen. Dahinter verbirgt 
sich eine handfeste Verbesserung der Lebenslage 
vieler Mitbürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Allen, die klagen und ihre Erwartungen nicht erfüllt 
sahen, möchte ich sagen: Diejenigen, die jetzt zum 
erstenmal Hilfe erhalten oder mehr bekommen als 
bisher, werden dies mehr zu schätzen wissen als alle 
Kritiker zusammen. 

Hinzu kommen auch strukturelle Veränderungen. 
Erstens. Jetzt wächst langsam ein Bereich zwischen 
der ambulanten und der stationären Pflege. Dieser 
Zwischenbereich ist auch bitter notwendig; denn in 
bezug auf die Lebenslage der Menschen gibt es nicht 
nur zwei Möglichkeiten: entweder zu Hause oder im 
Heim, sondern dazwischen gibt es den Bedarf an 
Kurzzeitpflege, an Tagespflegeplätzen. Ich denke, 
daß gerade dieser Bereich eine besondere Förderung 
braucht, weil er der Unterschiedlichkeit der Bedürf-
nisse besser gerecht wird als das einfache Schema 
„allein daheim oder ab ins Heim". 

Zweitens. Es zeigt sich - die Meldungen kommen 
aus allen Regionen -, daß die Zahl der Anträge auf 
stationäre Unterbringung zurückgeht. Das, finde 
ich, ist ein großer Erfolg der Pflegeversicherung, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

und zwar nicht nur wegen der finanziellen Dimen-
sion. Finanzfragen sind auch wichtig, aber zunächst 
geht es um die menschlichen Gesichtspunkte. Einen 
Menschen so lange, wie er will und kann, in seinen 
vertrauten vier Wänden zu lassen, halte ich für einen 
sozialpolitischen Fortschritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Hinzu kommt, daß die Pflegeversicherung auch 
ein Beschäftigungsprogramm ist. 3 000 private Pfle-
gedienste sind inzwischen gegründet worden, mit 
der entsprechenden Zahl von Arbeitsplätzen. Auch 
das ist ein wichtiger Beitrag. 

Ich sehe den Erfolg der Pflegeversicherung nicht 
nur in der Hilfe für diejenigen, die pflegebedürftig 
sind, sondern auch in einer Verbesserung der Lage 
derjenigen, die pflegen. An die ist häufig gar nicht 
gedacht worden. Sie haben jetzt zum ersten Mal ei-
nen Anspruch auf eine Alterssicherung, auf eine 
Rentenversicherung. Sie bekommen die Möglichkeit 
einer Urlaubsvertretung. Wer seine Angehörigen 
oder wen immer pflegt, der tut das häufig mit einer 
solchen Anspannung, daß er keinen Urlaub machen 
kann, weil er an eine Aufgabe gefesselt ist. Jetzt be-
kommt er zum ersten Mal auch Gelegenheit zum 
Atemholen. Das ist der Teil: Die Pflegeversicherung 
hilft. 

Nun noch zum dritten Teil. Bis zum 31. Dezember 
1995 belaufen sich die Einnahmen der Pflegeversi-
cherung auf 16,4 Milliarden DM, die Ausgaben auf 
9,7 Milliarden DM. Das ist ein Überschuß von 
6,7 Milliarden DM. Davon geht das Darlehen ab, das 
die Pflegeversicherung den neuen Ländern für die 
Investitionen gewährt, ein Darlehen, das bis zum 
Jahre 2002 zurückgezahlt wird. Wir haben in der 
Rücklage also 5,6 Milliarden DM. Jene Voraussage, 
daß es in der Pflegeversicherung ein Defizit von 
3 Milliarden DM geben werde, hat sich also als eine 
Horrornachricht erwiesen. 

Die Wirklichkeit beweist: Die Pflegeversicherung 
steht auf finanziell festen Füßen. Das finde ich wich-
tig; denn gerade in der Anlaufphase ist ein Sicher-
heitspolster unerläßlich. Auch im Hinblick auf die 
zweite Stufe brauchen wir eine Rücklage, die Risiken 
ausschließt; denn wir wollen und können die Bei-
träge über 1,7 Prozent hinaus nicht erhöhen. Also ist 
es ein Gebot der Vernunft, mit einer Rücklage zu ar-
beiten, die dieses Risiko ausschließt. Dabei geht nie-
mandem etwas verloren. Wenn wir genügend Sicher-
heitspolster haben, wenn die Anlaufzeit vorbei ist, 
wird mit den 1,7 Prozent Beitrag bei Gelegenheit si-
cherlich auch eine Leistungsanpassung bezahlt wer-
den können. Aber es ist viel zu früh, von Leistungs-
anpassung zu reden. Jetzt gilt: Sicherheit hat Vor-
fahrt. Wir wollen eine Pflegeversicherung, die nicht 
ins Gerede kommt, die auf sicheren Füßen steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun will ich nicht verheimlichen, daß es in der An-
fangsphase auch Schwierigkeiten gibt. Das wird 
aber nur den überraschen, der die Geschichte der So-
zialpolitik nicht kennt. Bei einem neuen Gesetz, bei 
einer neuen Versicherung gab es immer Anlauf-
schwierigkeiten. Ich empfehle den Rückblick in die 
Anfangsjahre der Renten-, Kranken- und Arbeitslo-
senversicherung. Das ist so. Wer solche Schwierig-
keiten vermeiden will, macht am besten gar nichts. 
Wenn man stehenbleibt, gibt es keine Anlaufschwie-
rigkeiten. Jeder, der ein Haus baut, weiß: Da klemmt 
eine Tür, da zieht's. Aber deshalb wird man doch das 
Haus nicht abreißen. Die Schwierigkeiten müssen 
überwunden werden. 

Es gab Anlaufschwierigkeiten in der Abgrenzung 
zur Sozialhilfe. Es gab den verständlichen Versuch, 
Leistungen in die Pflegeversicherung abzudrängen. 
Es gab und gibt noch Anlaufschwierigkeiten bei der 
Abgrenzung zur Behindertenarbeit. Die Pflegeversi-
cherung ist keine allgemeine Behindertenversiche-
rung. Bei den Behinderten geht es um Eingliede-
rung. Hier muß also eine Grenze gezogen werden. 

Die Behandlungspflege war ein Thema der Abklä-
rung mit den Krankenkassen. Da sprechen wir uns 
1999 wieder, wenn ein Bettenabbau ermöglicht 
wurde. Ich denke, der Bettenabbau im Krankenhaus 
wird gerade durch die Einrichtung der Pflegeversi-
cherung ermöglicht. Heute ist es so, daß in vielen 
Krankenhäusern auch Pflegebedürftige unterge-
bracht sind, was ich nicht mit einem Vorwurf ver-
binde. Wohin soll der Arzt die Pflegebedürftige ent-
lassen, wenn es keine Alternative gibt, wenn es 
keine Unterstützung zu Hause gibt, wenn es keine 
Heimunterbringung gibt, wenn es keine Tagespfle-
geplätze gibt, wenn es keine Kurzzeitpflege gibt? 
Das Krankenhaus ist zwar nicht für diese Fälle ge-
dacht, aber oft die letzte Rettungsstation. Wenn eine 
solche Infrastruktur aufgebaut ist, bietet dies auch 
die Chance, Fehlbelegungen abzubauen. 

Die zweite Stufe muß kommen. Sie muß deshalb 
kommen, weil die Pflegeversicherung zwei Seiten 
hat: ambulant und stationär. Sie wäre geradezu be-
schädigt, wenn sie sich nur auf die ambulante Seite 
beschränken würde. Sie wäre auch deshalb beschä-
digt, weil wir dann eine neue Grenzstreitigkeit hät-
ten, nämlich die Frage: Was ist ambulant, was ist sta-
tionär? Dieser Zwischenbereich, von dem ich gerade 
sprach, läßt sich nicht immer eindeutig zuordnen. In-
sofern gehören ambulant und stationär zusammen. 

Eine andere Frage, die wir immer mit der Einfüh-
rung der Pflegeversicherung verbunden haben, ist 
die Frage der Kompensation; denn wir verstehen 
„umbauen" nicht einfach als „draufsatteln" . Denn 
wenn es neue Bedürfnisse gibt, muß man den alten 
Katalog der Angebote überprüfen. Das ist sozusagen 
das Einmaleins des Umbaus. Hier gibt es sicherlich 
Dinge, die bei der Einführung der Sozialversiche-
rung im vorigen Jahrhundert notwendig waren, die 
heute nicht mehr so notwendig sind. Andere Dinge, 
wie die Pflegeversicherung, waren vor 100 Jahren 
nicht so notwendig. Da gab es noch die Großfamilie, 
obwohl sie nicht so idyllisch war, wie sie im nostalgi-
schen Rückblick dargestellt wird. Da gab es keine 30 
oder 40 Jahre im Ruhestand, da waren es nur ein, 
zwei Jährchen. 

Insofern hat sich die Gesellschaft verändert. Eine 
Sozialpolitik, die im Leben steht, muß auf solche Ver-
änderungen reagieren. 

Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der Kompen-
sation. Der Sachverständigenrat hat festgestellt, die 
Streichung eines zweiten Feiertages wäre eine 
Überkompensation. Deshalb ist in der Logik des 
Sachverständigenrates auch die Streichung eines 
weiteren Urlaubstages eine Überkompensation, 

(Beifall der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 
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ganz abgesehen davon, daß ich nicht weiß, wie man 
sie durchsetzen kann, wenn man nicht auf Freiwillig-
keit hoffen kann. Das haben wir mehrfach auspro-
biert. Wer es schafft, 7 000 Tarifverträge zu verän-
dern, wird von allen meinen guten Wünschen beglei-
tet. Davon kann natürlich nicht die Einführung der 
zweiten Stufe abhängig sein. 

Ich will darauf aufmerksam machen, daß das, was 
wir an Konsolidierung, an Sparen für notwendig hal-
ten, weit über das hinausgeht, was für die zweite 
Stufe der Pflegeversicherung notwendig ist. Wir ste-
hen vor einem Bedarf an Entlastung von Lohnzusatz-
kosten, der weit über den Umbau hinausgeht, der im 
Zusammenhang mit der Pflegeversicherung notwen-
dig ist. Daß wir es ernst meinen und daß es nicht nur 
ein Programm ist, nicht nur eine Absicht ohne Konse-
quenzen, haben wir auch in den zurückliegenden 
Monaten bewiesen. Ich erinnere an die Neuregelung 
des Schlechtwettergeldes - eine Entlastung der Bun-
desanstalt um mehrere hundert Millionen DM - und 
an die Arbeitslosenhilfereform. 

Wir gehen jetzt die Reform des Arbeitsförderungs-
gesetzes unter den Gesichtspunkten an: Wie machen 
wir die Bundesanstalt effektiver? Wie schaffen wir 
eine Arbeitsmarktpolitik, die den einzelnen besser 
erreicht, die mehr in den ersten Arbeitsmarkt hin-
überführt? Ich sage aber ebenso: Die Reform soll 
auch zur finanziellen Entlastung beitragen, auch zur 
Entlastung von Lohnzusatzkosten. 

Auch das Thema Frühverrentung spreche ich in 
diesem Zusammenhang an, wohl wissend, daß die 
Ergebnisse nicht schnell vorliegen. Aber wir machen 
keine Politik nur von der Hand in den Mund. Es geht 
nicht nur um eine Reparatur heute oder morgen, es 
geht um langfristige Strukturveränderungen und da-
mit auch um eine Konsolidierung der Rentenversi-
cherung und ihrer Beiträge. 

Meine Damen und Herren, wir wollen dabei nicht 
übersehen, daß die Pflegeversicherung auch die 
Krankenversicherung von Kosten entlastet hat, die 
die Krankenversicherung bisher getragen hat, denn 
sonst müßten dort die Beiträge höher sein. 

Das ärgerliche Thema, das ich hier zu Protokoll 
gebe - ich hoffe und setze darauf, daß wir da mit der 
Opposition übereinstimmen -, ist das Thema Investi-
tionskosten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Das ist keine Sache, die nur die Regierung betrifft. 
Wir müßten von kollektivem Gedächtnisschwund be-
fallen sein, wenn wir uns nicht mehr daran erinnern 
würden, daß es im Zusammenhang mit der Verab-
schiedung der Pflegeversicherung Übereinstimmung 
mit allen Ländern gab - sowohl mit den A- als auch 
mit den B-Ländern und es gar keine parteipolitische 
Frage war, daß die Pflegeversicherung nach dem Bei-
spiel der Krankenversicherung geregelt wird, was 
die Investitionskosten anlangt. Ein Blick in die Kran-
kenversicherung zeigt: Die Investitionskosten wer-
den von der öffentlichen Hand, von den Ländern und 
Kommunen vorgehalten. 

Das war damals gemeinsame Grundlage. Ich ma-
che darauf aufmerksam, daß der Vorschlag der Koali-
tion eine monistische Finanzierung vorsah, bei der 
das Problem gar nicht aufgetreten wäre. Da hätten 
wir Investitions- und Pflegekosten aus einer Hand 
bezahlt. Es war der Wille der Länder - ich sage es 
noch einmal, damit es da keine kleinkarierten partei-
politischen Punktspiele gibt -, die Investitionskosten 
zu übernehmen, auch um sich Planungsrechte zu si-
chern. An diese Vereinbarung muß ich erinnern. Wir 
müssen - ich hoffe: gemeinsam - darauf bestehen, 
daß die Länder ihr Wort  halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist nicht nur eine Sache des Bund-Länder-Ver-
hältnisses. Im Hintergrund steht: Wenn die Investiti-
onskosten nicht von den Ländern bezahlt werden, 
dann bezahlen sie die Pflegebedürftigen, und damit 
holen wir weniger Leute aus der Sozialhilfe heraus, 
als es der Fall wäre, wenn die Länder ihre Verpflich-
tungen erfüllen. Es wäre sehr eindrucksvoll, wenn 
der gesamte Bundestag die Länder an dieses Ver-
sprechen erinnerte, gleichgültig welche Parteien do rt 

 jeweils regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich mache darauf aufmerksam, daß die Kommunen 
und die Länder durch die Pflegeversicherung über 
Einsparungen bei der Sozialhilfe entlastet werden 
und daß es gar nicht unser Verlangen war, die ganze 
Entlastung der Pflegeversicherung zugute kommen 
zu lassen. Bereits ein Drittel würde genügen, um die 
Investitionskosten zu bezahlen. Deshalb rufe ich alle 
auf - da appelliere ich auch an die Behindertenver-
bände -, die richtige Adresse zu wählen für die 
Klage, daß die Investitionskosten nicht der Pflegever-
sicherung aufgehalst werden. 

Ich bleibe dabei: Auch die zweite Stufe wird große 
Anstrengungen verlangen. Meine Aufforderung geht 
hier ebenso an die Träger. Ich bleibe dabei, daß auch 
in der Pflegeversicherung, auch in der stationären 
Pflege Wirtschaftlichkeitsreserven vorhanden sind. 
Das betrifft alle Heime, das betrifft auch die Einrich-
tungen der Wohlfahrtsverbände. Alle müssen sich 
der Wirtschaftlichkeitsfrage stellen. Wenn wir darauf 
bestehen, dann im Interesse der Pflegebedürftigen. 
Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß der ge-
samte Deutsche Bundestag dieses Versprechen der 
Länder einfordert. Im Zusammenhang mit der zwei-
ten Stufe der Pflegeversicherung müssen wir darauf 
bestehen, daß jeder seine Aufgabe, seine Verpflich-
tungen erfüllt. Der erste Punkt ist - ich wiederhole 
es -: Die Pflegeversicherung funktioniert. Zweiter 
Punkt: Die Pflegeversicherung hilft. Dritter Punkt: 
Die Pflegeversicherung steht finanziell auf soliden 
Beinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Kollege Gerd Andres. 

Gerd Andres (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Exakt drei Monate, 
nachdem hier im Deutschen Bundestag der Gesetz- 
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entwurf der SPD-Bundestagsfraktion zur Inkraftset-
zung der zweiten Stufe der Pflegeversicherung dis-
kutiert wurde, haben wir heute Gelegenheit, einen 
Gesetzentwurf der Koalition zu diesem Thema zu dis-
kutieren. 

Dabei will ich zunächst festhalten: Es ist zu begrü-
ßen, daß die Koalition mit diesem Gesetzentwurf ihre 
Absicht bekräftigt, fristgerecht die zweite Stufe der 
Pflegeversicherung, welche die stationäre Versor-
gung der Menschen in unserem Lande betrifft, in 
Kraft zu setzen. 

Wer die Debatten um die Pflegeversicherung in 
den letzten Monaten verfolgt hat, wird sich sicherlich 
in der einen oder anderen Frage große Sorgen ge-
macht haben. Ich will hier für die SPD-Bundestags-
fraktion festhalten, daß es nach dem gegenwärtigen 
Stand in der ambulanten Versorgung mehr als 
1,2 Millionen betroffene Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger gibt, die Leistungen nach der ersten Stufe der 
Pflegeversicherung erhalten. Dies ist aus unserer 
Sicht ein großer sozialpolitischer Fortschritt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will ebenfalls festhalten, daß es mit der Umset-
zung der Pflegeversicherung in der ersten Stufe das 
eine oder andere Problem gegeben hat. Es gab einen 
Antragsstau, es gab Auseinandersetzungen um die 
Eingruppierung in die verschiedenen Pflegestufen. 
Diese Auseinandersetzungen werden in den näch-
sten Wochen und Monaten anhalten. Dies ist zwar 
ein normaler Vorgang bei der Umsetzung eines solch 
großen Sozialversicherungswerkes. Allerdings, 
denke ich, muß man die Pflegediskussion an der ei-
nen oder anderen Stelle in einen anderen Zusam-
menhang rücken, als es der Bundesarbeitsminister 
hier getan hat. 

Ich will zunächst die sachlichen Regelungsberei-
che des Gesetzentwurfes der Koalition nennen. 

Erstens. Es wird festgelegt, daß zur Jahresmitte die 
zweite Stufe der Pflegeversicherung in Kraft treten 
soll . 

Zweitens. Es wird festgelegt, daß mit einem Bei-
trag in Höhe von 0,7 Prozent die Mittel erhoben wer-
den, die zur Finanzierung der zweiten Stufe notwen-
dig sind. 

Drittens. Es ist ein bemerkenswerter Vorgang fest-
zustellen, der über Wochen und Monate diese Koali-
tion gequält hat und immer noch nicht bereinigt ist. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Die quält alles!) 

Im Gesetzentwurf selbst und in der Gesetzestechnik 
wird zwar von Kompensation nicht mehr gespro-
chen, aber in den Begründungszusammenhängen 
taucht das Thema Kompensation erneut auf. Ich be-
grüße hier ausdrücklich - der Bundesrat hat es in sei-
ner Stellungnahme ebenfalls getan -, daß im Gesetz-
entwurf selbst von einem zusätzlichen Kompensati-
onsbedarf nicht mehr die Rede ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Viertens wird mit diesem Gesetzentwurf A rt . 69 
des Pflege-Versicherungsgesetzes gestrichen, der 
nach unserer Auffassung - das haben wir in der letz-
ten Diskussion im November hier schon deutlich ge-
macht - eine außerordentlich zu kritisierende Kon-
struktion darstellt. Ich begrüße, daß auch die Regie-
rungskoalition diese gesetzlichen Regelungen strei-
chen möchte. 

Allerdings muß man im Zusammenhang mit der 
Umsetzung der zweiten Stufe der Pflegeversicherung 
auf eine Reihe von Problemen eingehen. Da emp-
fiehlt es sich, sich sehr genau die Stellungnahme des 
Bundesrates anzuschauen, der in seiner 693. Sitzung 
am 9. Februar in vier Positionen Stellung bezogen 
hat. Der Bundesrat hat einmütig, so wie wir hier und 
heute, begrüßt, daß in diesem Gesetzentwurf eine 
Kompensation nicht vorgesehen ist. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sie ist ja Gesetz!) 

Der Bundesrat hat in einem zweiten Punkt festge-
stellt, daß bei der Umsetzung der zweiten Stufe der 
Pflegeversicherung dringend darauf geachtet wer-
den muß, daß neben den normalen Stufen I, II und III 
Regelungen gefunden werden, die dafür sorgen, daß 
auch diejenigen Personen in den stationären Einrich-
tungen Leistungen erhalten, die unter die soge-
nannte Pflegestufe Null fallen. 

Unter Punkt 3 hat der Bundesrat angemerkt, daß 
es mit dem Pflege-Versicherungsgesetz eine Reihe 
von notwendigen Regelungstatbeständen gibt, die 
sich aus der gesetzlichen Konstruktion der Pflege-
versicherung ergeben und mit denen wir in den 
nächsten Wochen und Monaten doch ganz erhebli-
che Probleme bekommen werden. Dazu gehört als 
allererstes eine notwendige Abgrenzung der Pflege-
versicherung von den Tatbeständen der Eingliede-
rungshilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz. Dazu 
gehört zweitens eine vernünftige Zuordnung der Ko-
sten der sozialen und sozialpflegerischen Betreu-
ung in Pflegeheimen, und dazu gehört drittens - 
auch dies ist vom Bundesrat angemerkt worden - 
eine vernünftige Regelung zur Übernahme der Ko-
sten der Behandlungspflege im Rahmen der statio-
nären Pflege. 

Der vierte Punkt, den der Bundesrat angemerkt 
hat, bezieht sich auf einen Sachverhalt, bei dem 
der Bundesarbeitsminister in seiner ansonsten mo-
deraten Rede deutlich die Stimme angehoben hat. 
Er bezieht sich nämlich auf die Investitionskosten. 
Hier weist der Bundesrat darauf hin, daß es nach 
seiner Auffassung eine Zusage - jetzt kommt die 
Formulierung, Herr Bundesarbeitsminister - zur 
vollen Übernahme aller Investitionskosten der Pfle-
geeinrichtungen schon deshalb nicht geben 
konnte, weil es bisher eine von Land zu Land un-
terschiedliche Förderung von Pflegeeinrichtungen 
und die sich daraus ergebenden Differenzierungen 
hinsichtlich der Übernahme der sogenannten alten 
Lasten nicht gebe. Ich weise darauf hin, daß ein 
Blick in das Pflege-Versicherungsgesetz, und zwar 
hier insbesondere in den § 9, Aufgaben der Län- 
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der, ergibt, daß im Gesetzestext zwar folgendes fest-
gehalten wird: 

Zur finanziellen Förderung der Investitionsko-
sten der Pflegeeinrichtungen sollen Einsparun-
gen eingesetzt werden, die den Trägern der So-
zialhilfe durch die Einführung der Pflegeversi-
cherung entstehen. 

Aber eine Position, die lautet, es gehe um die volle 
Übernahme oder es gehe darum, nach der dualen Fi-
nanzierung faktisch alles zu übernehmen, wird von 
den Ländern bestritten. 

Nun will ich darauf hinweisen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, daß es im Zusammenhang 
mit der Pflegeversicherung zwei zentrale Absichten 
des Gesetzgebers gegeben hat. Die eine Absicht war 
eine deutliche Stärkung der Pflegebedürftigen und 
ihrer Angehörigen bei der ambulanten Versorgung. 
Die zweite Absicht bei der Einführung des Pflege

-

Versicherungsgesetzes war, bei der stationären Ver-
sorgung von Pflegebedürftigen darauf hinzuwirken, 
daß ein Großteil der betroffenen Menschen aus dem 
Sozialhilfebezug herausgelöst wird. Daher wird die 
spannende Frage bei der Umsetzung der zweiten 
Stufe sein, ob es uns gelingt, bei den Leistungssätzen 
und bei den Regelungstatbeständen, die die Pflege-
versicherung für den stationären Bereich vorsieht, in 
der Tat zu erreichen, daß eine überwiegende Zahl 
der Menschen aus dem Sozialhilfebezug herausge-
nommen wird. Dabei hatte ich in den Debatten der 
letzten Monate doch festzustellen, daß hier zu Lasten 
der Betroffenen und auf dem Rücken der Betroffenen 
Auseinandersetzungen ausgetragen werden, die 
man meiner Auffassung nach so nicht hinnehmen 
kann. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage ganz ausdrücklich, meine sehr verehrten 
Damen und Herren: Der Hinweis des Bundesarbeits-
ministers auf die Investitionskosten ist die eine Sa-
che; 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Wer soll 
die denn zahlen?) 

die andere ist die unwürdige Auseinandersetzung 
zwischen dem Bundesarbeitsminister und dem Bun-
desgesundheitsminister seit Dezember 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

um die Übernahme der sogenannten Behandlungs-
pflege. Das ist ein Skandal, was sich hier abgespielt 
hat. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich erkläre hier noch einmal ganz ausdrücklich: 
Wer auf der einen Seite von den Ländern einfordert, 
sie mögen ihren Beitrag zur Entlastung der Pflegebe-
dürftigen leisten, damit diese aus der Sozialhilfe her-
auskommen, der darf auf der anderen Seite nicht zu-
lassen, daß der Pflegeversicherung sachfremde Lei-

stungen zugeschoben werden, für die sie nach unse-
rer Auffassung nicht zuständig ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Ich betone hier erneut, daß ich der Auffassung bin, 
daß die sogenannte Behandlungspflege in den Be-
reich der Krankenversicherung gehört und nicht in 
den Bereich der Pflegeversicherung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Wir werden uns in den nächsten Monaten und Wo-
chen erheblich damit auseinandersetzen, welche 
Auswirkungen das auch für den Sozialhilfebezug 
von Pflegebedürftigen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich muß 
festhalten, daß es quer durch unser Land, insbeson-
dere bei Menschen, die in stationären Einrichtungen 
untergebracht sind, und ihren Angehörigen, aber 
auch bei den Verbänden und den Trägern dieser Ein-
richtungen eine ungeheure Verunsicherung gibt. 
Dies hängt damit zusammen, daß wir eine Reihe von 
Regelungen treffen müssen, mit denen in der Tat 
gewährleistet wird, daß die Umsetzung der Pflege-
stufe II sach- und fachgerecht stattfinden kann. 

Der Gesetzgeber hat im Pflege-Versicherungsge-
setz die Beg rifflichkeit von der Ganzheitlichkeit der 
Pflege verankert. Alle Kolleginnen und Kollegen, die 
derzeit im Land unterwegs sind, Einrichtungen und 
Träger besuchen und mit ihnen sprechen, wissen, 
daß es ganz, ganz große Auseinandersetzungen, Ver-
ängstigungen und Probleme im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der zweiten Pflegestufe gibt. 

Die Koalition hat vor drei Wochen einen Gesetzent-
wurf eingebracht, der den schönen Titel trägt: Erstes 
Gesetz zur Änderung des SGB XI. In diesem Gesetz-
entwurf ist eine Reihe von Regelungstatbeständen 
vorgesehen, die unserer Überzeugung nach zu ganz, 
ganz großen Problemen und Auseinandersetzungen 
führen. 

Der Bundesarbeitsminister hat es selbst angespro-
chen: Bei Einführung der Pflegeversicherung war 
nicht vorgesehen, daß faktisch die Eingliederungs-
hilfe und große Leistungen im Behindertenbereich, 
die bisher über das BSHG abgewickelt wurden, ein-
fach der Pflegeversicherung zugeschoben werden. 

(Beifall der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

Das war nicht vorgesehen und von niemandem in 
diesem Hause gewollt. 

Aber umgekehrt, glaube ich, kann nicht gewollt 
sein, daß faktisch mit einem Kunstgriff in § 71 des 
Pflege-Versicherungsgesetzes große Teile der Ein-
richtungen, die sich mit der Betreuung und Versor-
gung von Behinderten auseinandersetzen, schlicht 
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aus dem Pflege-Versicherungsgesetz ausgegrenzt 
werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im be-
stehenden Gesetz sind Möglichkeiten vorgesehen, 
wie die Abgrenzung zwischen den Leistungen der 
Sozialhilfe und denen der Pflegeversicherung sach-
gerecht vorgenommen werden kann. Wenn wir in 
den Beratungen der kommenden Wochen in diesem 
Punkt nicht zu vernünftigen Lösungen kommen, 
wird es, glaube ich, zu einem sehr gewaltigen Ver-
lust von Vertrauen in die Politik kommen. 

In diesem Zusammenhang muß ich eine Anmer-
kung zu dem machen, was der Bundesarbeitsmi-
nister zur finanziellen Sicherheit der Pflegeversiche-
rung gesagt hat. Es ist in der Tat so, daß gegenwärtig 
entsprechende Reserven bei den gesetzlichen Pflege-
kassen vorhanden sind. Aber auch hier verweist ein 
schlichter Blick in das Gesetz unter Berücksichtigung 
seiner finanziellen Auswirkungen, die die Bundesre-
gierung selbst aufgeschrieben hat, auf einen Tatbe-
stand, mit dem sich der Deutsche Bundestag und der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung in den näch-
sten Tagen sehr dezidiert werden auseinandersetzen 
müssen. 

Im Gesetz steht, daß im Jahre 1997, also im ersten 
Jahr, in dem nach den Planungen alle Stufen in Kraft 
sind, volle Beitragssätze für ein ganzes Jahr genom-
men und volle Leistungen gewährt werden, die Ein-
nahmen der Pflegeversicherung bei 31,4 Milliarden 
DM liegen werden, während ihre Ausgaben mit 
29,4 Milliarden DM verbucht werden. Wenn man von 
diesen Größenordnungen ausginge, würde dies für 
das Jahr 1997 bedeuten - ich nehme einmal die ge-
samte gegenwärtige „Polsterdiskussion" weg -, daß 
die Pflegeversicherung mit einem Polster, mit einem 
Luftbetrag, mit einer entsprechenden Abfederung 
von rund 2 Milliarden DM rechnen könnte. 

Wenn dies so ist, stellt sich doch die ganz span-
nende Frage, warum die Koalition im ersten Ände-
rungsgesetz zum Pflege-Versicherungsgesetz eine 
ganze Reihe von Regelungen vorsieht, mit denen re-
lativ rigoros und stramm Einsparungen und Lei-
stungsausgrenzungen vorgenommen werden sollen. 
Wer sich die internen Diskussionen anhört, die auch 
in der Koalition dazu geführt werden, und das, was 
dazu öffentlich gesagt wird, stellt fest, daß es große 
Bedenken und Schwierigkeiten hinsichtlich der fi-
nanziellen Ausgestaltung der Pflegeversicherung 
gibt. 

Deswegen sage ich hier ganz eindeutig: Der Bun-
desarbeitsminister ist aufgefordert, in den kommen-
den Beratungen des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung sehr dezidiert und belegbar darzustel-
len, wie sich Kostenblöcke in bestimmten Bereichen 
entwickeln. Er hat darzulegen, wie sich die Anwen-
dung der Pflegesätze und die Umsetzung der Einstu-
fung in den stationären Einrichtungen vollziehen. Er 
hat uns Auskunft darüber zu geben, wie die Abgren-
zung zwischen der Pflegeversicherung und dem 

BSHG, also der Eingliederungshilfe, im finanziellen 
Sektor aussieht und ob es tatsächlich notwendig ist, 
einen Teil der Einrichtungen im Bereich der Behin-
dertenversorgung so auszugrenzen, wie das im Ge-
setz vorgesehen ist. 

Ich sage hier ganz ausdrücklich: Der einzige, der 
gegenwärtig über einigermaßen zutreffendes Zah-
lenmaterial verfügt, ist der Bundesarbeitsminister. 
Alles, was gestern die öffentliche Anhörung des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung im Zusam-
menhang mit der Umsetzung der zweiten Stufe er-
bracht hat, ist gegenwärtig nur auf einer relativ 
schwachen Datenbasis zu bewerten. 

Wenn man die erste Stufe mit der zweiten Stufe 
vergleicht, ist beispielsweise festzustellen, daß die 
Zahl der Leistungsberechtigten in der ambulanten 
Versorgung um etwa 100 000 bis 200 000 höher lie-
gen wird, als ursprünglich angenommen. Welche 
Auswirkungen es hinsichtlich der Zahl der Lei-
stungsberechtigten im stationären Sektor geben 
wird, ist gegenwärtig schlecht zu kalkulieren. 

Wenn man alle Zahlen zusammen nimmt und 
wenn man einbezieht, daß bestimmte Leistungen im 
Behindertensektor zu gewähren sind, dann kommt 
man möglicherweise auf Zahlen, die größer sind als 
die ursprünglich geschätzte Zahl von 410 000 Perso-
nen, die unter die zweite Stufe der Pflegeversiche-
rung fallen. 

(Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Sicher-
heit!) 

- Der Bundesarbeitsminister ruft dazwischen „Si-
cherheit" . Auch in diesem Punkt denke ich, daß es 
um Sicherheit geht. Aber es muß in erster Linie um 
Sicherheit für die betroffenen Menschen gehen, de-
nen mit der Einführung der Pflegeversicherung be-
stimmte Hoffnungen und durch die Politik Zusagen 
gemacht wurden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Was ich für unerträglich halte, Herr Bundesarbeits-
minister, ist in der Tat ein Spiel, das wir gegenwärtig 
auf mehreren Ebenen erleben: Da streiten sich die 
gesetzlichen Krankenversicherungen, die Pflegever-
sicherung, die Sozialhilfeträger, Bund und Länder 
um die Übernahme bestimmter Kostenblöcke. 

Ich möchte vermeiden, daß, wie bei A rt . 51 des 
Pflege-Versicherungsgesetzes, in dem der Bundestag 
eindeutig eine Bestandssicherung formuliert hat - 
das war unser aller Wille -, die Angreifbarkeit dieser 
Bestandssicherung dazu führt, daß Auseinanderset-
zungen zwischen den Sozialhilfeträgern auf der ei-
nen und der Pflegeversicherung auf der anderen 
Seite auf dem Rücken der betroffenen Menschen 
ausgetragen werden. Dies darf es auch im künftigen 
Verfahren nicht geben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Ich möchte eine weitere Anmerkung machen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Die kundigen Tibetaner 
wissen längst, daß wir es mit unterschiedlichen Ge- 
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setzentwürfen zu tun haben, die so auf den Weg ge-
bracht worden sind, daß zu erwarten ist, daß mit der 
Einführung der zweiten Stufe der Pflegeversiche-
rung erneut ein großer Kraftakt zwischen Bund und 
Ländern stattfinden wird. Ganz entschieden möchte 
ich zurückweisen - das hat schon in der letzten De-
batte in diesem Hause eine Rolle gespielt -, daß die 
stationär zu versorgenden Menschen als Pressions

-

mittel benutzt werden, um eine Interessenabwägung 
zwischen den unterschiedlichen föderalen Struktu-
ren in unserer Gesellschaft vorzunehmen. 

Der Kollege Laumann hat im November vergange-
nen Jahres in der letzten Debatte zu diesem Thema 
hier erklärt, man überlege sich, die Einführung der 
zweiten Stufe solange zurückzuhalten, bis es be-
stimmte Zusagen, Verabredungen und Einhaltungen 
von Positionen durch die Bundesländer gebe. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Herr Kollege Laumann, Ihre Ankündigung ist ja in 
diesen Tagen durch Herrn Staatssekretär Jung noch 
einmal in öffentlicher Form drastisch erneuert wor-
den. Wir wissen sehr genau, daß das Gesetzgebungs-
paket bezüglich der Änderungen des Elften Buches 
des Sozialgesetzbuches im Bundesrat und im Ver-
mittlungsausschuß landen wird. Denn die Regelun-
gen, die Sie getroffen haben, können aus Sicht der 
Länder weder im Sinne der Betroffenen noch der so-
zialen Einrichtungen mitgetragen werden. Wir wis-
sen, daß hier ein Koppelgeschäft zwischen der Ein-
führung der zweiten Stufe der Pflegeversicherung 
und notwendigen gesetzestechnischen Änderungen 
innerhalb des Pflege-Versicherungsgesetzes vorge-
sehen ist. 

Ich warne - der Bundesarbeitsminister hat dazu so-
eben sehr theatralisch vorgetragen - ausdrücklich 
vor einer solchen Verfahrensweise. Wer im Glashaus 
sitzt, soll nicht auf andere Beteiligte mit Steinen wer-
fen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Im Sinne der Betroffenen ist es notwendig, daß die 
beteiligten Ebenen in einem vernünftigen Verfahren 
zusammenkommen; es dürfen keine Regelungen ge-
troffen werden, bei denen die betroffenen pflegebe-
dürftigen Menschen, insbesondere in den stationä-
ren Einrichtungen, zum Schluß auf der Strecke blei-
ben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Dr. Heiner Geißler [CDU/ 
CSU]: Das will ja auch niemand! - Anke 

Fuchs [Köln] [SPD]: Das sagt ihr so!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Andres, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Dr. Babel? 

Gerd Andres (SPD): Ja, bitte schön. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Kollege Andres, wir 
haben jetzt begriffen, daß Sie weder die Behand

-

lungspflege noch die soziale Betreuung und die Inve-
stitionskosten auf dem Rücken der Betroffenen abge-
laden wissen wollen. Das haben wir begriffen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist ja viel! 
Donnerwetter!) 

Für den Bereich der Behandlungspflege und der so-
zialen Betreuung haben Sie einen Financier genannt, 
nämlich die Krankenversicherung. 

Würden Sie bitte uns allen sagen, wie und von 
wem aus Ihrer Sicht die fehlenden Investitionsko-
sten, die die Länder offensichtlich nicht erbringen 
wollen, aufgebracht werden sollen? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist nicht 

unsere Aufgabe!) 

Gerd Andres (SPD): Frau Dr. Babel, ob Sie es be-
griffen haben, weiß ich nicht. Das wird sich in den 
weiteren Beratungen herausstellen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Beleidigungen sind keine Antwort! - 
Dr.  Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das war 
eine klare Frage! Die Frage war sehr klar!) 

Ich habe ausdrücklich auf die Formulierung im Ge-
setz verwiesen. Ich bin der Überzeugung, daß die 
Länder einen deutlichen Beitrag zu den Investitions-
kosten leisten müssen. Dies ist in § 9 des Pflege-Ver-
sicherungsgesetzes auch so formuliert. 

Der Streitpunkt, um den es hier geht - das wird bei 
weiteren Debatten eine Rolle spielen und wurde vom 
Kollegen Laumann in der letzten Debatte auch schon 
angedeutet -, besteht darin, ob die Konstruktion, die 
die Länder für ihren Beitrag zu den Investitionsko-
sten gefunden haben, von uns gleichermaßen bewer-
tet wird oder nicht. Wer sich mit den Finanzierungen 
der Länder auseinandersetzt, der wird sehr schnell 
feststellen, daß eine Reihe von Ländern - ich nenne 
einmal das Land, aus dem ich komme: Niedersach-
sen - ein Landespflegegesetz auf den Weg gebracht 
haben und daß wir Konstruktionen haben, die sozu-
sagen nachträgliche Erstattungen der Investitionsko-
sten in Höhe von 80 Prozent ermöglichen. 

Die Behauptung, die Länder täten hier überhaupt 
nichts, und die Aufforderung, sie müßten nun end-
lich einmal das tun, wozu sie sich verpflichtet hätten, 
halte ich nicht für akzeptabel. Ich sage Ihnen vorher 
- deswegen meine Warnung -, Sie werden diese Ge-
samtpakete im Vermittlungsausschuß wiederfinden. 
Es wird dann darauf ankommen, das zu sortieren, 
was Sie der Pflegeversicherung unserer Auffassung 
nach unsachgerecht zugeordnet haben, und das, was 
es als Verpflichtungen der Länder im Rahmen der 
Pflegeversicherung zu tun gibt, und zu prüfen, ob 
das von den Ländern erbracht werden muß. 

Eines können aber alle in diesem Hause nicht wol-
len - deswegen möchte ich das Drohen mit der Ver-
schiebung und der Angstmacherei gegenüber den 
betroffenen Pflegebedürftigen nicht -, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Was heißt 
„Drohen"?) 
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nämlich daß zwischen den föderalen Ebenen in unse-
rem System die Auseinandersetzungen so ausgetra-
gen werden, daß zum Schluß die betroffenen Men-
schen auf der Strecke bleiben. Das darf nicht sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie brauchen Vertrauensschutz, und alle in diesem 
Hause sind aufgefordert, entsprechend daran zu ar-
beiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Kollege Karl-Josef Laumann. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß die Debatte heute morgen zunächst ein-
mal gezeigt hat - das ist positiv -, daß das ganze 
Haus der Meinung war, daß die erste Stufe der Pfle-
geversicherung alles in allem gelungen ist und daß 
wir eine Menge für die Menschen, die in ihrer häus-
lichen Umgebung gepflegt werden, erreicht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Daß wir uns darin einig sind, ist schon viel wert; denn 
bei der vorhandenen dauerhaften Kritikbereitschaft 
in der öffentlichen Meinung ist es gut, daß man sich 
darüber einig ist. 

Ich füge hinzu: Das beste Kompliment für die Pfle-
geversicherung, das ich mir vorstellen kann, ist die 
Tatsache, daß die Zahl der Heimunterbringungen für 
pflegebedürftige Menschen in diesem Land abge-
nommen hat. Dies ist der schlagendste Beweis dafür, 
daß uns die häusliche Pflege gelungen ist. 

Ich sehe das nicht nur aus Kostengründen so - zu 
Hause ist es billiger als im Heim -, sondern auch des-
halb, weil ich aus vielen Gesprächen, die ich in mei-
nem Wahlkreis und anderswo, auch in Alteneinrich-
tungen, geführt habe, weiß, daß es sich die allermei-
sten alten Menschen wünschen, daß sie, wenn sie 
pflegebedürftig werden und es eben geht, in ihrer 
häuslichen Umgebung bleiben können. Das ist der 
große Wunsch. Daß wir es erreicht haben, daß sich 
jetzt immer mehr Familienangehörige die Pflege zu 
Hause zutrauen, halte ich für eine ganz tolle Sache. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Das ist nor

-

mal!)  

Meine Damen und Herren, es gibt einen weiteren 
Punkt, der uns alle eigentlich ein wenig zufrieden 
stimmen sollte, insbesondere wenn ich an die Diskus-
sionen über die Finanzen anderer sozialer Siche-
rungssysteme denke: Wir können jetzt nach einem 
guten halben Jahr seit der Einführung der ersten 
Stufe sagen, daß die Finanzsituation der Pflegeversi-
cherung stabil ist. Wir haben ein Plus in Höhe von 
5 Milliarden DM in der Pflegeversicherung. Aber wie 
umstritten war es in diesem Haus, als es CDU und 
F.D.P. durchgesetzt haben, zunächst drei Monatsbei-

träge einzufordern, um einen Sockel aufzubauen, 
und erst dann Leistungen zu erbringen? Damals ha-
ben die SPD und andere davon geredet, wir würden 
die Leute ausnehmen. Seien wir froh, daß wir, CDU 
und F.D.P., das damals so durchgesetzt haben. 

Ein weiterer Punkt ist, daß der finanzielle Sockel 
sicherlich eine Voraussetzung ist, um etwas beruhig-
ter in die zweite Stufe der Pflegeversicherung gehen 
zu können. 

Vertrauen in die Pflegeversicherung hängt auch 
damit zusammen, daß wir sie finanzierbar gestalten, 
und zwar sowohl mit Blick auf die Beiträge als auch 
auf die Ausgabenseite dieser Versicherung. Deswe-
gen sehe ich überhaupt keinen Grund, lieber Kollege 
Andres, jetzt anzufangen zu glauben, wir könnten 
die Rücklagen in der Pflegeversicherung verfrüh-
stücken und unter die Leute bringen, weil das immer 
schöner ist, als zu sagen: Bestimmte Dinge gehen 
nicht. Wir haben allen Grund, weiterhin äußerst vor-
sichtig mit dem Geld der Pflegeversicherung umzu-
gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der Abg. 
Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Nur so ist es zu verstehen, daß wir uns in der Koali-
tion veranlaßt sahen, in einem anderen Gesetz, zu 
dem wir gestern eine Anhörung durchgeführt haben, 
zu sagen: Wir nehmen den Bereich der Behinderten-
wohnheime und -einrichtungen aus den Leistungen 
der Pflegeversicherung heraus. Hier geht es um 
140 000 Menschen. Selbst wenn wir den Vorschlag 
der Behindertenverbände, 20 Prozent der Kosten 
pauschal zu zahlen, weil sich schwer abgrenzen läßt, 
was Pflege und was Eingliederungshilfe in den 
Wohnbereichen der Behinderten ist, umsetzen, geht 
es um eine Belastung der Pflegeversicherung mit im-
merhin über 1 Milliarde DM pro Jahr. 

(Gerd Andres [SPD]: Das war bei der 
Behandlungspflege auch so!) 

Das müssen wir ganz klar sehen. Nach dem, was wir 
wissen, und nach den Einschätzungen des Ministeri-
ums ist es nicht möglich, auch dies noch mit den Bei-
trägen in Höhe von 1,7 Prozent - das macht ja nur 
eine ganz bestimmte Summe aus; mehr ist nun ein-
mal in dem Topf nicht drin - zu finanzieren. 

Für mich war wichtig, daß gestern selbst die Ver-
treter der Behindertenverbände, die diese Regelung 
natürlich nicht für richtig halten, gesagt haben, daß 
sich für den einzelnen betroffenen Behinderten in ei-
ner solchen Einrichtung durch die Zahlung von 1 000 
DM aus der Pflegeversicherung in der Regel an sei-
ner persönlichen Lebenssituation überhaupt nichts 
ändern würde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Die Menschen wür-
den nach wie vor auf hohem Standard betreut, und 
sie wären trotz der Zahlung dieser 1 000 DM, wenn 
wir sie über die Pflegeversicherung gewähren wür-
den, immer noch auf Eingliederungshilfe bzw. Sozial-
hilfe angewiesen. Von daher halten wir dies für um-
setzbar, weil es ein klar umgreifbarer Kreis ist. Es 
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macht uns zwar keinen Spaß; aber es geht darum, 
daß wir einen Kuchen nicht zweimal verteilen kön-
nen. 

Ein weiterer Punkt ist - der Kollege Andres hat 
darauf hingewiesen - die Entscheidung in bezug auf 
die Behandlungspflege. Dabei gibt es sehr wohl 
Gründe; ich will sie Ihnen ganz offen nennen. Wenn 
wir die Behandlungspflege als Pflegeleistung im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenkassen verankert 
hätten - wofür ich im Grunde war -, dann hätte das 
bedeutet, daß die gesetzlichen Krankenkassen etwa 
2,4 Milliarden DM dafür hätten aufwenden müssen. 
Ich glaube, auch die Gesundheitspolitiker in den an-
deren Fraktionen wissen, wie eng zur Zeit das finan-
zielle Korsett der Krankenkassen ist. Das wissen wir 
alle. 

Wir hätten bei den Krankenkassen, wenn ich es 
richtig verstanden habe, nicht die Möglichkeit ge-
habt, die Zahlungen nur auf die Einrichtungen für 
Pflege zu begrenzen. Vielmehr hätten wir dann auch 
die Behandlungspflege in anderen Bereichen zahlen 
müssen, zum Beispiel in den Kindergärten für behin-
derte Kinder, in den Behindertenwerkstätten, in de-
nen eine Behandlungspflege notwendig ist, und in 
den Einrichtungen der Behindertenhilfe. Das hätte 
insgesamt 2,4 Milliarden DM ausgemacht. Ich gebe 
zu: Das hätte zwar eine weitere Entlastung im Be-
reich der Sozialhilfe bedeutet, die heute überall do rt 

 Trägerin der Behandlungspflege ist. Wenn wir es 
über die Pflegeversicherung für den eingegrenzten 
Kreis der Pflegebedürftigen finanzieren, entstehen 
Kosten in Höhe von 800 Millionen DM für die Pflege-
versicherung. 

(Gerd Andres [SPD]: Vielleicht, vielleicht!) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie wollen, daß 
wir in den Bereichen, die ich vorhin aufgezählt habe, 
von einer steuerlichen Finanzierung der Behand-
lungspflege auf eine beitragsfinanzierte Form der Be-
handlungspflege umsteigen, dann hören Sie bitte mit 
den Reden von zu hohen Lohnnebenkosten auf. 
Denn mit einer solchen Regelung würden Sie die Fi-
nanzierung voll in die Beiträge der arbeitenden Men-
schen in diesem Lande drücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Desweiteren müssen wir sehen, daß für die Men-
schen, die auf stationäre Pflege angewiesen sind, im 
Schnitt 2 800 DM bzw. 2 500 DM - so haben wir es in 
das Gesetz geschrieben - zur Verfügung stehen. 
Fachleute sagen, daß der Betrag für die Behand-
lungspflege in einer Plegeeinrichtung im Schnitt 
170 DM im Monat pro Pflegebedürftigen beträgt. Na-
türlich wird bei Gewährung von Leistungen aus der 
Pflegeversicherung der Anteil, der über die Sozial-
hilfe gezahlt wird, etwas kleiner. Aber 170 DM sind 
eben 170 DM; man kann sie nur einmal ausgeben. 
Wir haben die Hoffnung, mittelfristig den Betrag von 
2 800 DM bzw. 2 500 DM nach oben hin verändern 
zu können, wenn es Reserven bei den Einnahmen in 
der Pflegeversicherungskasse gibt. 

Viel wichtiger ist jedoch der Punkt der Investitions-
kosten. Man braucht sich über die Behandlungs-
pflege nicht aufzuregen; schließlich geht es bei den 

Investitionskosten um viel mehr Geld. Dabei unter-
halten wir uns über Summen zwischen 200 DM und 
800 DM, ja sogar 900 DM. Die 170 DM sind schon 
schlimm genug, weil sie von der Pflegeversicherung 
getragen und von dem insgesamt zur Verfügung ste-
henden Betrag abgezogen werden müssen; Herr 
Andres, da gebe ich Ihnen recht. Aber wenn die 
800 DM, die 700 DM oder 600 DM bleiben, dann 
können wir unser gemeinsames Anliegen, einen 
Menschen, der sein Leben lang als Facharbeiter, 
als Schreiner, Maurer oder Schlosser gearbeitet hat  - 
in  der Regel haben diese Menschen heute gut 
2 000 DM Rente -, mit den Leistungen Rente plus 
Pflegeversicherung aus der Sozialhilfe herauszuho-
len, nicht verwirklichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen hier mein eindringliches Werben: Länder, 
haltet euch bitte daran, daß von den 11 Milliarden 
DM, die die Pflegeversicherung bei der Sozialhilfe 
für euch einspart, zumindest ein Teil in Investitionen 
fließen soll, damit wir das Ziel, diese Menschen aus 
der Sozialhilfe herauszuholen, erreichen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren von der SPD und allen 
anderen Fraktionen, überlegen Sie doch einmal, was 
es praktisch bedeutet, wenn wir die Investitionsko-
sten nicht bekommen. Ich nehme wieder das Beispiel 
eines Arbeitnehmers. Der bleibt dann in der Sozial-
hilfe. Sein Betriebsleiter, der immer an der Versiche-
rungspflichtgrenze entlang verdient hat, kann ande-
rerseits mit seiner relativ hohen Rente und den Lei-
stungen der Pflegeversicherung das Altenheim allein 
bezahlen. Der Facharbeiter aber hat sein Leben lang 
Beiträge gezahlt, und  am Ende bleibt er in der Sozial-
hilfe. Das können wir doch wohl nicht allen Ernstes 
für richtig halten. 

Deswegen müssen wir uns in dieser Frage bewe-
gen. Für mich persönlich entscheidet sich bei dieser 
Frage ganz klar, ob wir die zweite Stufe so in Kraft 
setzen können oder nicht, weil wir nämlich, wenn 
wir die zweite Stufe in Kraft gesetzt haben, den letz-
ten Knüppel gegen die Länder in dieser Frage aus 
der Hand gegeben haben. Für mich ist das ein ganz 
wichtiger Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, vielleicht zum Schluß 
noch ein Satz zur Kompensation. Ich meine, wir soll-
ten nicht so tun, als ob wir neue soziale Leistungen - 
die  zweite Stufe der Pflegeversicherung ist eine neue 
soziale Leistung - in der heutigen Zeit - das galt ge-
nauso für die erste Stufe - ohne Einsparungen an an-
derer Stelle verantworten könnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - Gerd 
Andres [SPD]: Nur Beifall bei der F.D.P.!) 

Ich stehe dazu: Wir müssen das an anderer Stelle ein-
sparen und kompensieren. 

Daß wir die Kompensation jetzt nicht in dem vorlie-
genden Gesetzentwurf regeln, hat ganz einfach mit 
folgendem zu tun: Wir alle wissen, daß wir, um un-
sere Sicherungssysteme stabil zu halten - überall im 
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Haus, an jeder Seite dieses Hauses wird doch heute 
gesagt, wir könnten die Steuern und Abgaben nicht 
immer weiter erhöhen -, sowieso in den nächsten 
Wochen und Monaten zu sehr vielen Einsparungen 
in diesem Staat kommen müssen. Daher ist es sicher-
lich sinnvoll, keine gesonderte Kompensation für die 
Pflege zu machen, sondern sich dieses zusammen an-
zuschauen. Denn ich bin der Meinung, daß wir über-
all dort, wo es eben verantwortlich und möglich ist, 
egal an welcher Stelle, unbedingt noch Geld einspa-
ren müssen. Bei dem, was wir den Menschen zumu-
ten, müssen wir sicherlich relativ weit gehen. Mir ist 
es aber allemal wichtiger, daß wir dort Einschnitte 
vornehmen, wo es verantwortbar ist, um die Grund-
substanz unserer sozialen Sicherungssysteme, auch 
die der Pflegeversicherung, auf Dauer finanzierbar 
zu halten. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächstes 
spricht die Kollegin Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
An sich haben wir es hier mit einem freudigen Ereig-
nis zu tun: Ein neues soziales Sicherungssystem soll 
auf weitere Personengruppen ausgeweitet werden. 
Das ist eine eher ungewöhnliche Nachricht in diesen 
Zeiten, in denen wir täglich zu hören bekommen, 
daß wir das mit den Sozialleistungen alles nicht mehr 
machen sollten. Das Mißliche ist nur, daß die Auswei-
tung des Geltungsbereichs des Pflege-Versiche-
rungsgesetzes offenkundig mit mehr Ärger verbun-
den ist als mit eitel Freude und Sonnenschein. Der 
Bundesarbeitsminister hält das offenbar für undank-
bar. Ich glaube nicht, daß man so weiterkommt; man 
muß sich vielmehr genau ansehen, wo der Ärger her-
kommt, der sich darum aufbaut. 

Das erste ist die leidige Kompensationsfrage, von 
der ja schon die Rede war. Auch wir begrüßen es, 
daß die Frage des zweiten Feiertages vom Tisch ist. 
Wir sehen allerdings mit großer Skepsis, daß hier of-
fensichtlich geplant ist, ein starkes Stück Umvertei-
lung vorzunehmen, indem die Finanzierung der Pfle-
geversicherung durch Kürzungen bei anderen So-
zialleistungen kompensiert werden soll. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wie hätten 
Sie es denn gern?) 

Es ist nun wirklich eine kühne Idee, daß die Ar-
beitslosen für die Pflegebedürftigen zahlen sollen. 

Die Kompensationsfrage stellt sich in dieser 
Schärfe deswegen, weil Sie eine Sozialversiche-
rungslösung gewählt haben, so daß Sie das Problem 
der Belastung der Lohnnebenkosten damit selber 
geschaffen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will noch einmal darauf hinweisen: Aus unserer 
Sicht wäre ein steuerfinanziertes Leistungssystem 
die angemessenere Lösung gewesen. Wir hätten eine 

gerechtere Finanzierungsform gehabt als über die 
Sozialversicherung. Wir hätten die Einkommensver-
hältnisse der Pflegebedürftigen berücksichtigen kön-
nen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Statt dessen werden Sie ab dem 1. Juli 1996 eine 
Versicherung einführen, die für viele zu geringe Lei-
stungen bedeutet, aber für die Gutsituierten zu hohe. 
Wie wollen Sie das angesichts der vielfachen Kür-
zungen bei den sozial Schwachen rechtfertigen, die 
wir in den letzten Wochen haben hinnehmen müssen 
oder die uns noch drohen? 

Ich will noch ganz kurz etwas zu dem Punkt sagen, 
auf den der Minister heute hingewiesen hat, nämlich 
daß sich die Finanzlage der Pflegeversicherung zu-
nächst günstig entwickelt. Ad 1 ist der jetzige Über-
schuß natürlich geplant, weil er logischerweise daher 
kommt, daß, wenn wir zwölf Monate Beiträge zahlen 
und nur neun Monate Leistungen erbringen, ein 
Überschuß dabei herauskommen muß. Ansonsten 
hätte man ganz falsch gerechnet. 

Wenn es sich aber erweisen sollte, daß es weiterhin 
eine günstige Finanzierungsentwicklung bei der 
Pflegeversicherung gibt, dann möchte ich dafür plä-
dieren, daß wir das nicht nur für kurzfristige Schwan-
kungsreserven, wie Sie, Herr Blüm, das heute mor-
gen gesagt haben, nutzen, sondern daß wir auch dar-
über nachdenken, ob es möglich ist, Rücklagen zu 
bilden, weil mit der demographischen Veränderung 
die Aufgaben der Pflegeversicherung wachsen wer-
den. Daher müssen wir auch Vorsorge treffen, so daß 
wir nicht weitere Generationen zu stark belasten. 

Der zweite Punkt, warum es hier Ärger gibt: Der 
Gesetzentwurf, den wir heute diskutieren, setzt zu-
nächst einmal nur die zweite Stufe in Kraft. Das ist 
ein eher technischer Akt, den wir hier behandeln. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Jetzt noch nicht!) 

- Er soll ihn in Kraft setzen. 

Aber es sind einige wirklich drängende Fragen of-
fen. Wir haben gestern bei der Anhörung zum Ände-
rungsgesetz zur Pflegeversicherung gehört, mit 
welch großer Sorge die Betroffenen, aber auch die 
Anbieter diese offenen Fragen betrachten. Dabei ist 
das Kardinalproblem - der Kollege Andres hat es 
schon angesprochen - die Abgrenzung der Leistun-
gen der Pflegeversicherung zur Eingliederungshilfe. 
Noch ist unklar, welches Leistungssystem für Behin-
derte, die in Heimen leben und Pflegebedarf haben, 
zuständig ist. Die Koalition schlägt vor, daß die Be-
hinderten, die in Heimen leben, vollkommen aus 
dem Leistungskatalog der Pflegeversicherung her-
ausgenommen werden sollen, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Nicht heraus, 
sondern nicht hinein! Das ist ein Unter-

schied!) 

so daß die Pflege komplett von der Eingliederungs-
hilfe finanziert werden soll. 

Das, was die Koalition vorschlägt, ist eine klare 
Trennung. Dementsprechend ist es besser als der bis-
herige Status quo. Aber wir würden dafür einen sehr 
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hohen Preis zahlen, den Preis nämlich, daß Men-
schen mit Behinderungen in Heimen vollständig von 
den Leistungen der Pflegeversicherung ausgeschlos-
sen sind. Vor dem Hintergrund des neuen A rt . 3 im 
Grundgesetz, der die Diskriminierung von Behinder-
ten ausdrücklich verbietet, ist dies ein wirklich be-
denkliches Vorhaben. Viele der behinderten Men-
schen haben Beiträge zur Pflegeversicherung gelei-
stet, daher ist es schwer zu rechtfertigen, daß sie von 
den Leistungen der Pflegeversicherung ausgeschlos-
sen werden. 

Alle Wohlfahrtsverbände und Behindertenorgani-
sationen haben einen Alternativvorschlag vorgelegt. 
In diesem Vorschlag wird dargelegt, wie man die Ko-
sten zwischen den beiden Trägern im Verhältnis 
20 Prozent : 80 Prozent aufteilen könnte. Dies kann 
ein Weg sein, die systematische Diskriminierung von 
behinderten Menschen, die droht, zu verhindern. Es 
würde zudem zu einer Entlastung der Kommunen 
und Länder, die immerhin die Eingliederungshilfe 
bezahlen, führen, was sicherlich sehr zur Fähigkeit 
der Länder beitragen würde, ihre Pflichten bei der Fi-
nanzierung der Investitionskosten zu erfüllen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es gab gestern in der Anhörung noch eine bemer-
kenswerte Information. Die Vertreter der Pflegekas-
sen haben gesagt, sie sehen finanziell den Spiel-
raum, einen Anteil an den Kosten für die Pflege von 
Behinderten in Heimen zu übernehmen. Um so un-
verständlicher ist es mir dann, warum die Koalition 
bislang überhaupt nicht bereit ist, diesen Weg ge-
nauer zu untersuchen und ihn dann einzuschlagen. 
Es ist finanzierbar, es ist praktikabel, und es dient 
der Integration von Behinderten. Außerdem könnte 
die Bundesregierung zeigen, daß sie für Impulse aus 
der Gesellschaft noch offen ist und daß sie auf die Be-
troffenen hört. Deswegen nutzen Sie Ihre Chance, 
und bewegen Sie sich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der dritte Streitpunkt, mit dem wir es zu tun haben 
- das war auch hier schon ein wichtiges Thema -: das 
große Versprechen, das mit der Einführung der Pfle-
geversicherung verbunden war, nämlich die Beseiti-
gung pflegebedingter Armut. Jetzt rückt der Tag des 
Schwurs näher. Die Koalition wird nervös, und Ihnen 
schwant, daß Sie Ihr Versprechen nicht in dem Aus-
maß einlösen können, wie Sie es gegeben haben. 

Was ist das Problem, das dahintersteckt? Die Lei-
stungen der Pflegeversicherung sind nach oben be-
grenzt. In der Regel kann mit einer Pflegeleistung in 
Heimen von maximal 2 500 DM gerechnet werden. 
Das reicht aber nicht aus, um die Pflegekosten in 
Heimen zu bezahlen. 

Das Problem wird übrigens verschärft durch die 
Einbeziehung der Behandlungspflege in die Leistun-
gen der Pflegeversicherung. Damit wird der Katalog 
von Leistungen, die von der Pflegeversicherung zu 
bezahlen sind, ausgeweitet. Bei gleichbleibender 
Summe heißt das, daß mit dem gleichen Geld mehr 
bezahlt werden muß. Mit anderen Worten: Der Satz 
reicht nicht, weil die Pflegesätze in Heimen höher 
sind als der Satz, den die Pflegeversicherung bezahlt. 

Die Pflegebedürftigen müssen also mit einem sehr 
hohen Eigenanteil rechnen, wenn sie in Heimen le-
ben. 

Das würde sich ändern, wenn die Investitionsko-
sten durch staatliche Zuschüsse gesenkt werden 
könnten. Dann könnte der Pflegesatz seitens der An-
bieter gesenkt werden, und auch Menschen mit 
durchschnittlichem Einkommen könnten den Pflege-
satz bezahlen. 

Jetzt hat die Koalition große Angst davor, daß sie 
des Wortbruchs geziehen wird, weil die Pflegesätze 
doch zu hoch sein werden. Sie inszenieren offen-
sichtlich ein Ablenkungsmanöver durch die Heftig-
keit, mit der Sie im Moment den Bundesländern vor-
werfen, sie seien an allem schuld. Wir haben es mit 
einer merkwürdigen Situation zu tun. Der Bund sagt: 
Die Länder haben 100 Prozent zugesagt. Die Länder 
sagen: Nein, das haben wir nicht. 

Minister Blüm hat heute schon befürchtet, es han-
dele sich um einen Fall von kollektivem Gedächtnis-
verlust. Ich finde es angesichts der Tatsache, daß wir 
hier von sehr viel Geld reden, befremdlich, daß es 
unklar ist, wer dieses Geld aufzubringen hat. Sie sel-
ber, Herr Blüm, haben vorhin darauf hingewiesen, 
daß in der Gesundheitsreform die dualistische Fi-
nanzierung im Gesetz verankert wurde. Wenn es 
diese Zusage, wie hier behauptet wird, in dieser Ein-
deutigkeit gegeben hätte, dann, so vermute ich, wäre 
das im Gesetz festgehalten worden, wie es sonst bei 
dieser Art von Verteilungen der Fall ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht jetzt gar nicht darum, was damals in den 
Verhandlungen zwischen Bund und Ländern passiert 
ist - auch wenn ich sehr interessiert daran wäre, das 
herauszufinden. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Wir auch! 
- Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Glau-

ben Sie mir!) 

- Ich bin sehr unsicher, ob ich damit gut beraten 
wäre, Herr Minister Blüm. 

(Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Nur 
Mut!) 

Jetzt spitzt sich die Lage zu; die Koalition denkt 
darüber nach, welche Knüppel sie noch braucht, die 
sie den Ländern zwischen die Beine werfen muß. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Oh, umge-
kehrt!) 

Ich halte nichts davon, daß wir das jetzt aus Nervosi-
tät dramatisieren. Ich will darauf hinweisen, daß der 
Stand der Kleinen Anfrage, auf die Sie sich beziehen, 
wenn Sie darüber klagen, was die Länder bezahlen, 
längst überholt ist. Die meisten Länder haben Lan-
despflegegesetze erarbeitet; 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Nach Haushalts-
lage!) 
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zu einem Großteil sind sie inzwischen verabschiedet. 
Und auch dort ist die Finanzierung von Investitions-
kosten vorgesehen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: In Hessen nach 
Haushaltslage!) 

In Nordrhein-Westfalen hat die rot-grüne Landes-
regierung 140 Millionen DM in ein Landesbaupro-
gramm eingestellt. Damit sollen vor allem Tages- und 
Kurzzeitpflegeeinrichtungen gefördert werden. Die 
nordrhein-westfälische Landesregierung geht noch 
weiter. Sie fördert nicht nur diese Einrichtung, son-
dern sorgt mit einem Pflegewohngeld dafür, daß den 
meisten Pflegebedürftigen die Sozialhilfeabhängig-
keit erspart wird. In Niedersachsen und Hamburg 
sind vergleichbare Gesetze in der Planung. Mit dem 
Pflegewohngeld kann der Bedarf der Pflegebedürfti-
gen zielgenau abgedeckt werden. Menschen mit ho-
hem Vermögen haben keinen Anspruch darauf. 

Anders als die Sozialabbauvorhaben der Bundesre-
gierung, mit denen wir täglich konfrontiert werden, 
bedeutet dieses Verfahren, daß die Leistungen bei 
denen ankommen, die sie brauchen. Damit ist dies 
ein Beitrag gegen die berechtigte Kritik an der Pfle-
geversicherung, es handele sich hier um ein Erb-
schaftsschutzprogramm. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das Gefecht mit den Ländern trägt zur Lösung der 
Probleme mit der zweiten Stufe der Pflegeversiche-
rung nicht viel bei. Lenken Sie nicht von den tatsäch-
lich drängenden Problemen ab, seien Sie in den kom-
menden Verhandlungen offen für die Kritik der Be-
troffenen und der Anbieter! Wenn Sie den einge-
schlagenen Weg fortsetzen, dann wird die Pflegever-
sicherung als mißratene Sozialreform in die Ge-
schichte eingehen. Mit sinnvollen Lösungen jedoch 
kann die Pflegeversicherung sogar zu einer Werbung 
für den Sozialstaat werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  erhält 
jetzt die Kollegin Dr. Gisela Babel. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir beraten heute den Entwurf 
eines Gesetzes zum Inkrafttreten der zweiten Stufe 
der Pflegeversicherung. Wir tun dies, weil wir die 
Pflegeversicherung bewußt in zwei Stufen konzipiert 
haben. Zunächst ging es darum, die Situation der zu 
Hause von der Familie Gepflegten zu verbessern. 
Wir wollten vermeiden, daß wir einen Sog ins Heim 
erzeugen, wenn die Heimpflege, die Leistungen in 
stationärer Pflege, gleichzeitig in Kraft getreten 
wäre. Durch diesen Vorrang der ambulanten Ver-
sorgung haben wir erreicht, daß wir in dieser Zeit bei 
der ambulanten Versorgung eine Infrastruktur haben 
aufbauen können. 

Ich halte das für einen Erfolg. Ein Erfolg ist auch 
die Tatsache, daß Pflegebedürftige zurück in ihre 

Familie kommen und dort wieder eine Pflege fin-
den können, weil diese Unterstützung der Familie 
bereitsteht. Ich glaube, wir haben das richtig ge-
macht. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Trotz der Anfangsschwierigkeiten - ich erinnere an 
Presseerklärungen, die große Aufgeregtheiten ver-
raten haben - können wir sagen, daß die erste 
Stufe der Pflegeversicherung mit Erfolg angelaufen 
ist. 

Jetzt geht es um die zweite Stufe, die stationäre 
Versorgung. Hier haben wir im Gegensatz zur ambu-
lanten Versorgung eine intakte Versorgungsstruktur. 
Jeder, der das braucht, wird gepflegt und versorgt. 
Sicherlich wird auch die zweite Stufe der Pflegeversi-
cherung von den Pflegebedürftigen und ihren Fami-
lien begrüßt werden, weil diese durch die hohen Ko-
sten in Bedrängnis geraten sind. 

Aber im Vordergrund bei der zweiten Stufe steht 
die Neuordnung der Finanzierung in bezug auf die 
Sozialhilfeträger. Die Sozialhilfeträger beklagten zu-
nehmend ihre finanzielle Überforderung durch die 
ständig steigende Zahl von Heimpflegefällen. Die für 
individuelle Notlagen gedachte Sozialhilfe ist hier 
zur Regelfinanzierung geworden. Von daher sind die 
Erwartungen der Kommunalpolitiker hoch, daß die 
zweite Stufe mit ihren erhofften Entlastungsfunktio-
nen kommt. 

Auch die Erwartungen des Gesetzgebers sind 
hoch. Bürger, die vom Schicksal der Pflegebedürftig-
keit betroffen sind, mit einer Durchschnittsrente, sol-
len nicht mehr mit Sozialhilfe versorgt werden müs-
sen. Das ist ein hohes Ziel. Ob sich diese Hoffnungen 
erfüllen, ist in der Tat nicht ganz sicher. 

Die Länder wollen ihre Zusage, Investitionen für 
Pflegeheime zu übernehmen, nicht einhalten. Das ist 
eine Politik der Entsolidarisierung, die uns hier vor-
geführt wird. Die SPD müßte hier mit rotem Kopf sit-
zen und sich für die von ihr geführten Landesregie-
rungen schämen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 
[SPD]: Das glauben Sie doch selber nicht! - 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich bedaure, daß wir damals nicht mit eindeutigen 
Beschlüssen in beiden Häusern, Bundestag und Bun-
desrat, diese Länderverpflichtungen aktenkundig 
gemacht haben. Die Bundesländer nur mit Hand-
schlag zu verpflichten ist in der Tat naiv. 

(Gerd Andres [SPD]: Niedersachsen erfüllt 
seine Verpflichtungen!) 

- Herr Andres, wenn Sie sagen, Niedersachsen er-
fülle seine Verpflichtungen, 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: So ist 
das!) 
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dann kann ich darauf nur antworten: Ein Landespfle-
gegesetz in der Dimension von 140 Millionen DM für 
neue Einrichtungen ist schon mehr als kümmerlich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Warten 

Sie doch einmal ab!) 

An die SPD gerichtet, sage ich: Zum Opernball flie-
gen, aber die Länderverpflichtungen nicht einhalten, 
das scheint mir kein Beispiel solidarischer sozialde-
mokratischer Politik zu sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ausge

-

sprochener Unsinn, was Sie da erzählen! 
Das hat nun wirklich keinen Zusammen

-

hang!) 

Wenn die Zusage der Länder nicht eingehalten 
wird, dann stimmen die Berechnungen in der Tat 
vorn und hinten nicht: Weit mehr Hilfeempfänger als 
angenommen werden in der Sozialhilfe verbleiben. 
Die F.D.P. hat übrigens die Seriosität der Berechnun-
gen, daß es uns gelingen würde, 70 Prozent der 
heute Sozialhilfebedürftigen in Selbstzahler zu ver-
wandeln und nur noch 30 Prozent Sozialhilfebedürf-
tige zu haben, immer in Zweifel gezogen. Hinzu 
kommen die Kosten für die medizinische Behand-
lungspflege und die soziale Betreuung, die vom 
Höchstbetrag von 2 800 DM noch abgedeckt werden 
müssen. 

Herr Kollege Andres, Ihr Vorschlag, das Ganze bei 
der Krankenkasse anzusiedeln, führt unzweifelhaft, 
weil wir hier keine Deckelung haben, zur Steigerung 
der Kosten für die Krankenversicherung und somit 
der Lohnnebenkosten. Sie haben in der letzten De-
batte zu diesem Thema meiner Ansicht nach sehr zu-
treffend und tapfer gesagt, keiner denke daran, den 
Beitragssatz von 1,7 Prozent in der Pflegeversiche-
rung zu erhöhen. Ich möchte von Ihnen sehr gerne 
ein Bekenntnis in gleicher Weise, was die Beitrags-
sätze in der Krankenversicherung anlangt. Auch hier 
sind wir politisch verpflichtet, Solidität in der Bei-
tragsfinanzierung einzuhalten. Wir können doch 
nicht sagen: Weil wir die Beitragssätze in der Pflege-
versicherung nicht steigern wollen, macht es uns 
nichts aus, diese in der Krankenversicherung zu stei-
gern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich komme zu der Entlastung bei den Sozialhilfe-
trägern zurück. Reduziert sich nun diese zweite Stufe 
auf ein Gesetz, das eigentlich nur eine Gemeinde-
finanzierungsunterstützung beinhaltet? Angesichts 
der immer wieder erhobenen Behauptung, der Bund 
würde sich auf Kosten der Gemeinden entlasten, 
wäre das immer noch ein ehrenwertes Unterfangen. 

Aber die Durchführung führt zu finanzpolitischen 
Verwerfungen. Die Diskussion, wie sie heute geführt 
wird, sagt doch - gerade die linke Seite wird nicht 
müde, dies immer wieder vorzuschlagen -, daß wir 
beitragsfinanzierte Belastungen durch steuerfinan-
zierte ablösen sollten. Das wäre gerechter, meinen 
sie. 

Aber bei der Pflegeversicherung machen wir ge-
nau das Umgekehrte: Bei der Pflegeversicherung ha-
ben wir über Sozialhilfe steuerfinanzierte Leistun-
gen in beitragsfinanzierte Leistungen verwandelt. 
Deswegen kommt mit dieser Pflegeversicherung das 
Thema der Lohnnebenkosten erneut auf. 

Wir beschreiten hier also einen Weg, der die zwin-
gende Frage nach einem Ausgleich aufwirft. Ich be-
dauere es ein wenig, Herr Andres, daß Sie das in Ih-
rer Rede so ausgeblendet haben; denn das war ein 
gemeinsamer Entschluß. Sie erinnern sich: Wir ha-
ben damals, als die Pflegeversicherung beschlossen 
wurde, den Grundsatz ins Gesetz geschrieben, daß 
wir ausgleichen, was an Nebenkosten auf den Ar-
beitgeber zukommt. Wir haben uns da zu einem Aus-
gleich verpflichtet. 

Wenn Sie jetzt meinen, das sei ja nicht mehr im Ge-
setz, damit wäre uns die unerwünschte politische 
Last von den Schultern genommen, und wir müßten 
uns jetzt nicht mehr bemühen, das auszugleichen, 
dann ist das, denke ich, nicht ganz redlich. Wir ha-
ben das in der Begründung aufgeführt, und das 
Sachverständigengutachten hat entsprechend der 
Vereinbarung im Gesetz, der Sie zugestimmt haben, 
Kompensationsbedarf festgesetzt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich bin sehr dankbar - auch dem Bundesarbeitsmini-
ster -, daß das jetzt nicht mehr in Zweifel gezogen 
wird. Dieser Teil, was die Pflegeversicherung an-
langt, muß ausgeglichen werden. 

Aber wir sind auf dem politisch sehr viel dornige-
ren Weg - meiner Ansicht nach ist das auch die rich-
tige Politik -, viel größere Einsparvolumen zu erar-
beiten. Dann ist es auch sinnvoll, dies als einen Teil 
auszuweisen. Ich bin aber froh, daß wir uns geeinigt 
haben, daß dieser Teil ausgewiesen werden muß, 
also nicht in einem allgemeinen Konsolidierungspro-
gramm untergeht und nicht mehr nachweisbar ist. 

(Gerd Andres [SPD]: Von dem Sie sowieso 
schon so viele haben!) 

Meine Damen und Herren, bei der Kompensation 
im Zusammenhang mit den Lohnnebenkosten und 
diesem Sparprogramm muß eines als Ergebnis deut-
lich sein: In der Bilanz der Lohnnebenkosten muß ein 
Plus stehen. Wir müssen also mindestens einen Aus-
gleich erreichen. Es darf nicht im Jahre 1996 ein An-
heben der Lohnnebenkosten den Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern in Deutschland die Botschaft vermit-
teln: Wir sind nicht in der Lage, das einzuhalten, was 
wir hier als unsere Politik verkündet haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Gerd  Andres [SPD]: Machen Sie doch ein-
mal Ihre Schulaufgaben in der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung! Da können Sie 

deutlich senken!) 

- Herr Andres, ich nehme Ihren Ruf positiv auf und 
mache mich ans Werk. Ich hoffe, daß Sie das dann 
alles unterstützen werden. 

Die Anfangseuphorie, mit der die Einführung der 
Pflegeversicherung beschlossen worden ist, weicht 
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allmählich sehr viel nachdenklicheren Tönen. Dies ist 
angesichts der hohen Arbeitslosigkeit nicht verwun-
derlich. 

Man muß sich fragen, ob es nicht besser gewesen 
wäre, für den sozialen Fortschritt, den die Pflegever-
sicherung ohne Zweifel darstellt, die volkswirtschaft-
liche und politische Rechnung gleich auf den Tisch 
zu legen und sofort zu begleichen. 

Wir haben uns auf eine politische Ratenzahlung 
eingelassen, und ich merke schon jetzt, wie schwer 
es wird, die zweite Rate zu begleichen, wenn die 
zweite Stufe der Pflegeversicherung in Kraft tritt. Ich 
will hier aber trotzdem die Zuversicht verbreiten, daß 
uns das gelingt. Dann können wir Sozialpolitiker mit 
gutem Gewissen die gesamte Pflegeversicherung 
vertreten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt die 
Kollegin Petra Bläss. 

Petra Bläss (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! . Mit diesem Gesetzentwurf bleibt die 
Bundesregierung ihrer Linie treu: Das Inkrafttreten 
der 2. Stufe des Blümschen Jahrhundertwerks Pfle-
geversicherung soll eingeläutet werden, und es geht 
wieder einmal nur um Geld. Die Probleme mit der 
Einführung der 1. Stufe sind allerorten sichtbar, die 
für die 2. Stufe liegen auf der Hand. 

All das wird dieser Tage in vielfältiger gesonderter 
Gesetzgebung verschlimmbessert. Hier soll es nun 
um die reine Lehre gehen. Scheinbar solidarisch wird 
das erforderliche Beitragsaufkommen zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern geteilt und in diesem Gesetz nicht kompen-
siert. Doch die Ankündigung der Kompensation 
noch rechtzeitig vor Inkrafttreten in einem „sozialen 
Konsolidierungspaket" zeigt, daß die Bundesregie-
rung nicht gewillt ist, den Bruch in der Sozialversi-
cherung zurückzunehmen. Die Pflegeversicherung 
entpuppt sich damit in der Tat als ein Jahrhundert-
werk. Sie ist und bleibt der Einstieg in die Beendi-
gung der Bismarckschen solidarischen Versicherung. 

Mehr und mehr zeichnen sich Tendenzen zur blo-
ßen Grundversorgung und zur Privatisierung der tat-
sächlichen Risikoabdeckung in anderen Versiche-
rungszweigen ab. Das bezeichnenderweise „Konso-
lidierungspaket" genannte Sparpaket läßt weitere 
Spielräume für die Verteilung des Geldes in diesem 
Land von unten nach oben vermuten. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Die PDS versagt dieser Entwicklung seit Anbeginn 
ihre Zustimmung. Wir fordern auch heute die grund-
sätzliche Aufhebung jeglicher Kompensation. Wir 
fordern einen Stopp für Budgetierungen von Leistun-
gen und einen Stopp für die Ausdehnung von Eigen-
beteiligungen der Versicherten. 

(Beifall bei der PDS) 

Die PDS hat immer bezweifelt, daß mit der Pflege-
versicherung die avisierten Einsparungen in der So-
zialhilfe kommen werden. Mit diesen Einsparungen 
wurden einst die Länder West für die Zusage gekö-
dert, alle Investitionskosten allein zu tragen. Heute, 
wo die Einsparungen nicht wie geplant kommen, sol-
len sie trotzdem in die Pflicht genommen werden, 
alle Kosten zu übernehmen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Die Einsparun-
gen kommen nicht, Frau Bläss?) 

Der Protest der Länder im Bundesrat über die allei-
nige Verantwortung wird als Infragestellung der Ziel-
setzung diffamiert. Es ist schon bezeichnend: Der 
Bund macht ein Gesetz, und die Kosten tragen die 
Länder und die Betroffenen allein. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist doch purer 
Blödsinn! - Julius Louven [CDU/CSU]: Die 

Länder haben sich dazu verpflichtet!) 

Der Bundesrat mahnt in seiner Stellungnahme 
auch inhaltlich zu regelnde Momente für die 
2. Pflegestufe an. Die Bundesregierung wiegelt das 
ab, weil alles bereits im ersten Änderungsgesetz zur 
Pflegeversicherung enthalten sei. Die unzulängliche 
Qualität der darin aufgezeigten Lösungen konnte, 
wer wollte, gestern in der Anhörung des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung auf Schritt und Tritt 
spüren. So ist die Abwälzung der Behandlungspflege 
auf die Pflegekassen nicht nur ordnungspolitisch 
höchst fragwürdig. Menschen, von deren Rente ganz 
selbstverständlich Krankenversicherungsbeiträge 
abgeführt werden, erhalten im Heim ein gemindertes 
Leistungsspektrum von der Krankenversicherung. 

Hinzu kommt, daß sich dadurch die Tendenz ver-
stärken wird, daß viel weniger Betroffene als geplant 
aus der Sozialhilfe herauskommen werden. Gestern 
wurde davon gesprochen, daß mindestens 50 Prozent 
in der Sozialhilfe bleiben werden; im Osten kann 
man gut und gerne von weit über 90 Prozent ausge-
hen. Die vom Deutschen Paritätischen Wohlfahrts-
verband vorausberechneten Pflegesätze für Heime 
zeigen, daß das Ausscheiden aus der entwürdigen-
den Sozialhilfe nur für diejenigen gelingen wird, die 
Renten über 3 000 DM beziehen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Die reden 
von Entwürdigung!) 

So nebenbei wird bei den Änderungsvorschlägen 
die Selbstverwaltung der Kranken- und Pflegekas-
sen weiter ausgehebelt, indem das Aushandeln von 
Richtlinien zwischen Pflegekassen und Ministe rium 
durch Ministerentscheid einseitig beendet werden 
kann. Ein Befragter konstatierte gestern fast schon 
resignierend, aber, so denke ich, zu Recht: Wenn das 
so weitergeht, dann soll der Minister gleich alles sel-
ber machen. 

Aber nicht nur die Kassen werden entmündigt. 
Diese Absicht steckt auch hinter der vehementen Ab-
wicklung des sogenannten Arbeitgebermodells. Die 
von Behinderten unter unsäglichen Mühen aufge-
bauten und täglich neu erkämpften Modelle in Frage 
zu stellen ist unseres Erachtens keine Kostenfrage, 
sondern eine politische Frage. Es handelt sich gerade 
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einmal um 500 bis 1 000 Menschen, die so leben. Sie 
erfahren derzeit das Gegenteil der von Ihnen, Herr 
Minister Blüm, beschworenen Verbesserung der Le-
benslage. Ich finde es schon bezeichnend, daß Sie 
die Kritik daran, daß Menschen mit Behinderungen 
vom Bezug von Leistungen der Pflegeversicherung 
ausgegrenzt werden, mit der Bemerkung abtun, die 
Pflegeversicherung sei keine allgemeine Behinder-
tenversorgung. 

Unerwünscht ist, daß Menschen ihr Leben selbst-
bestimmt gestalten wollen. Das bringt auch die Reso-
lution der Iserlohner Tagung der Evangelischen Aka-
demie vom vergangenen Wochenende zum Aus-
druck. 

Wenn Menschen durch die heute hier im Bundes-
tag zu verabschiedende Änderung des § 3 a des Bun-
dessozialhilfegesetzes durch finanzielle Regelungen 
faktisch in Heime gezwungen werden, dann ist das 
Perversion von Sozialrecht. 

(Beifall bei der PDS) 

Da nützt auch die Beteuerung des Vorrangs der am-
bulanten vor der stationären Pflege nichts. Die Reali-
täten sprechen eine andere Sprache: Bewährte 
Strukturen werden zerschlagen. 

Beschämend ist, meine Damen und Herren, daß 
auf Hilfe, Assistenz und Pflege angewiesene Bürge-
rinnen und Bürger dieses Landes die Leidtragenden 
dieser Politik sind. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Dr. Peter Ramsauer. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Das Mam-
mutvorhaben Pflegeversicherung steht jetzt, nach 
schwierigen Verhandlungen, kurz vor dem Ab-
schluß. Wir müssen heute in der ersten Lesung den 
Startschuß für das Inkraftsetzen der zweiten Stufe 
der Pflegeversicherung abfeuern. Das schulden wir 
allen, die im Vertrauen auf unsere Politik die statio-
nären Leistungen ab der zweiten Hälfte dieses Jah-
res erwarten. 

Allerdings, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben 
wir noch eine ganze Reihe von Hausaufgaben zu er-
ledigen. Wir alle waren uns von vornherein bei der 
Konzeption der Pflegeversicherung darin einig, und 
zwar über die Parteigrenzen hinweg, daß mit dem In-
krafttreten der zweiten Stufe auch die damit verbun-
denen Mehrbelastungen der Arbeitgeberseite durch 
den Arbeitgeberanteil der Pflegeversicherung voll-
ständig ausgeglichen werden müssen. Das war eine 
- ich betone dies - unverzichtbare Bedingung für das 
Inkrafttreten der zweiten Stufe; denn die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wi rtschaft 
und die Sicherung der Arbeitsplätze haben höchste 
Priorität. Wir müssen in diesem Zusammenhang das 
umsetzen, was wir in den Standortdebatten um die 
deutsche Wirtschaft stets betonen. 

Nach den Feststellungen des Sachverständigen-
gutachtens müssen dementsprechend weitere Bela-
stungen der Unternehmen durch das Inkrafttreten 
der zweiten Stufe in Höhe von etwa 2,5 Milliarden 
DM ausgeglichen werden. Dieses Versprechen müs-
sen wir rechtzeitig vor Inkrafttreten in wenigen Mo-
naten einlösen 

(Peter Dreßen [SPD]: Das habt ihr doch 
schon gemacht!) 

- nein -, und zwar im Rahmen eines umfassenden so-
zialen Spar- und Konsolidierungspaketes, das im 
übrigen über diese 2,5 Milliarden DM hinausgehen 
muß, wenn es uns gelingen soll, auf dem Weg zurück 
unter die 40-Prozent-Marke beim Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag Fortschritte zu machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Ihre Kolle-
ginnen und Kollegen im Bundesrat handeln meines 
Erachtens wider besseres Wissen, wenn sie den wei-
teren Kompensationsbedarf Schlichtweg leugnen. 
Diese Stimmungsmache zu Lasten von Mittelstand 
und Unternehmen ist unerträglich und gefährdet 
letztlich deutsche Arbeitsplätze. Wir dürfen in dieser 
Frage das in uns gesetzte Vertrauen der Wirtschaft 
nicht enttäuschen. 

Dazu kommt, meine Damen und Herren von der 
SPD, daß Ihr Kollege Gerhard Schröder nicht nur 
vom Umbau, sondern klipp und klar vom Abbau des 
Sozialstaats spricht, während sich andere Kräfte in-
nerhalb Ihrer Partei einen Teufel darum scheren, 
wenn wie bei der Rente die Schallmauer der 20-Pro-
zent-Grenze durchbrochen zu werden droht oder wie 
beim Gesamtsozialversicherungsbeitrag die Schall-
mauer der 40-Prozent-Grenze ohnehin schon längst 
durchbrochen ist. 

Lassen Sie mich noch einen weiteren wichtigen 
Gesichtspunkt ansprechen. Die Sicherstellung der 
Finanzierung der Pflegeversicherung ist nicht nur 
eine Aufgabe von heute. Wir müssen uns stets der 
Treibsätze bewußt sein, die in der Pflegeversiche-
rung langfristig angelegt sind. Das ist nicht nur das 
sogenannte demographische Risiko, das im Alters-
aufbau unserer Gesellschaft liegt. Es ist darüber hin-
aus auch darin angelegt, daß zu befürchten ist, daß 
die Kosten der Pflegeleistungen stärker steigen als 
die Grundlohnsumme als Grundlage für das Bei-
tragsaufkommen, und daß leider Gottes versucht 
wird, immer wieder neue Leistungen in der Pflege 
draufzusatteln. 

Die Pflegeversicherung darf nicht überfordert wer-
den. Ich bedauere, daß auch durch leichtsinniges 
Verhalten von Politikern im Vorfeld Erwartungen ge-
weckt worden sind, die nicht erfüllt werden können. 
So würden bei Einbeziehung der Eingliederungshilfe 
mehr als 3 000 Einrichtungen als Pflegeheime gelten. 
Dies würde einen Kostenaufwand von rund 2 Mil-
liarden DM verursachen. 

Grundphilosophie der Pflegeversicherung war von 
Anfang an, daß es sich um eine Grundabsicherung 
handelt und nicht um eine Totalabsicherung, wie an- 
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dere Fraktionen dieses Hauses es gefordert haben; 
eine Grundabsicherung, mit der der größtmögliche 
Teil der betroffenen Menschen aus der Sozialhilfe 
herausgeholt werden soll, die aber nicht alles, was 
von einer Pflegeversicherung theoretisch leistbar 
wäre, auch leisten sollte. Eine entsprechende ufer-
lose Ausdehnung der Leistungen kann mit einem 
Beitragssatz von 1,7 Prozent nicht bezahlt werden. 
Wir von seiten der Koalitionsfraktionen haben be-
stimmt keine Lust, bereits im nächsten oder im über-
nächsten Jahr über eine Beitragserhöhung zu spre-
chen. Ich kann nur dick unterstreichen, was Minister 
Blüm vorhin gesagt hat: Wir können und wollen nicht 
schon in den nächsten Jahren mit einer Erhöhung 
des Beitragssatzes von 1,7 Prozent daherkommen. 
Dieser Beitragssatz steht, und er bleibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der Abg. Dr. Gisela Babel [ F.D.P.]) 

In diesem Zusammenhang ist übrigens ganz inter-
essant, einmal zu vergleichen, was wir 1993 in dem 
Eckpapier, dem Beschluß der Koalitionsfraktionen, 
und nachher in der zweiten und dritten Lesung hier 
im Hause festgelegt haben, nämlich daß mit 
1,7 Prozent Beitrag in der stationären Pflege nur 
2 100 DM finanziert werden können. Im Vermitt-
lungsausschuß ist dann eine Summe von 2 800 DM 
herausgekommen und auch noch eine Härtefallrege-
lung draufgesattelt worden. Dazu kann ich nur sa-
gen: Das ist eine wundersame Leistungsvermehrung, 
die uns jetzt schon einen gewaltigen Kostendruck 
beschert. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Haben Sie nicht 
zugestimmt?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ziel der Pfle-
geversicherung ist insbesondere, Pflegebedürftige 
von der Sozialhilfe weitgehend unabhängig zu ma-
chen. Dafür ist es unabdingbar, daß auch die Länder 
- dies möchte ich, obwohl es schon einige Male 
gesagt wurde, nochmals betonen - ihre Zusage 
zur Übernahme der Investitionskosten einhalten. 
Bisher haben nur wenige Länder beschlossen, zwi-
schen 60 und 90 Prozent der Neubaukosten zu über-
nehmen. 

Hauptproblem ist derzeit in vielen Bundesländern 
jedoch die Weige rung, die sogenannten Altlasten zu 
übernehmen, also die auf den bestehenden Heimen 
lastenden Zins- und Tilgungsleistungen, um die Pfle-
gesätze von diesen Kosten zu befreien. Die Dimen-
sion, um die es hier geht, beträgt zwischen 200 und 
900 DM pro Monat. 

Lieber Kollege Andres, ich verstehe wirklich nicht, 
daß Sie an diesem Punkt die Verweigerungshaltung 
der Länder so sehr verteidigen. Ich kann mir das nur 
damit erklären, daß viele Ministerpräsidenten von Ih-
rer Partei gestellt werden. Aber es ist nun einmal so, 
daß nur durch Übernahme dieser Investitionskosten 
durch die Länder die Pflegesätze gesenkt werden 
können, so daß auch die Sozialhilfebedürftigkeit zu-
rückgeführt werden kann. 

Ich werde jedenfalls jede Gelegenheit nutzen, um 
auf dieses Defizit bei der Umsetzung der Pflegeversi-
cherung hinzuweisen 

(Beifall bei der CDU/CSU - Gerd Andres 
[SPD]: Das sollten Sie besonders in Ihrem 

Land machen!) 

und auch darauf, Herr Andres, daß die Länder mit 
dieser Verweigerungshaltung die Möglichkeit verei-
teln, die Pflegesätze zugunsten der Pflegebedürfti-
gen zu senken. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Gerd Andres 
[SPD]: So ein Quatsch, was Sie erzählen!) 

Die Länder stehen hier in der Pflicht, und durch ihre 
Verweigerungshaltung vereiteln sie die Entlastung 
der Pflegebedürftigen, der betroffenen Mitmen-
schen. 

Lassen Sie mich noch einen letzten Gesichtspunkt 
ansprechen. Es ist zwar in der Tat erfreulich, daß wir 
nach dem ersten Jahr der Pflegeversicherung ein Pol-
ster von gut 5 Milliarden DM in der Kasse haben. 
Wer aber glaubt, auf Grund dieses Polsters sei nun-
mehr eine weitere Belastung der Pflegeversicherung 
möglich, der irrt gewaltig. Mit diesen 5 Milliarden 
DM befinden wir uns innerhalb unserer Schätzun-
gen. Zum anderen braucht die Pflegeversicherung 
auch das finanzielle Polster, nicht zuletzt wegen der 
Treibsätze, auf die ich vorhin hingewiesen habe. Ich 
kann mich noch gut an die Stimmen im letzten Jahr 
erinnern, die von einem Milliardendefizit in der Pfle-
geversicherung gesprochen haben. Wir können froh 
darüber sein, daß diese Prophezeiungen nicht einge-
treten sind. 

Im übrigen setzen sich diese 5 Milliarden DM aus 
zwei wesentlichen Komponenten zusammen: einmal 
aus dem dreimonatigen Beitragspuffer, der in den er-
sten drei Monaten des letzten Jahres angespart wor-
den ist, ohne daß dafür gleichzeitig Leistungen zu fi-
nanzieren gewesen wären, und zum anderen aus ei-
nem Aspekt, der uns eigentlich freuen muß, nämlich 
daß die Geldleistungen für die häusliche Pflege we-
sentlich mehr in Anspruch genommen werden als die 
teureren Sachleistungen. Das heißt, die Familien 
pflegen in wesentlich stärkerem Maße selbst, als wir 
dies zunächst erwartet haben. 

(Beifall des Abg. Siegfried Hornung [CDU/ 
CSU]) 

Ich begrüße diese Entwicklung, weil sie im Interesse 
der Pflegebedürftigen selbst ist. Sie sind in den Fami-
lien viel besser aufgehoben als in irgendwelchen Ein-
richtungen. 

Ich begrüße diese Entwicklung auch im Interesse 
der Finanzierbarkeit der Pflegeversicherung. Es 
kommt jetzt interessanterweise eine Diskussion dar-
über auf - eine A rt  Konkurrenzdenken von Trägern 
der ambulanten Hilfen -, daß zu stark familiär ge-
pflegt wird. Genau das wollten wir. Das war unsere 
politische Zielsetzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen - dies noch zum 5-Milliarden-DM-Pol-
ster - das Geld zusammenhalten, damit uns keine 



7824 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 89. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 

Dr. Peter Ramsauer 

Beiträge explodieren. Eine der führenden deutschen 
Tageszeitungen hat vor wenigen Tagen in einem 
Kommentar geschrieben, daß die Sozialpolitiker die-
ses Landes den Ernst der Lage noch nicht erkannt 
hätten. Wir Sozialpolitiker haben den E rnst der Lage 
erkannt und sagen, wir dürfen die Leistungen der 
Pflege nicht ausufern lassen und das Geld, was wir 
als Polster haben, nicht unnötig verplempern. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, Ihre Partei hat dieser Tage eine ganz verrückte 
Plakataktion angezettelt. Darauf steht: „Schwarz ist 
Stillstand", „Blau-Gelb ist Egoismus", „Rot ist Fort-
schritt" . 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

- Offensichtlich glauben Sie sogar an diese Pe rver-
sion der Wirklichkeit. Sie glauben an das, was Sie 
plakatiert haben. Meine Damen und Herren, die 
Wirklichkeit ist genau umgekehrt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das möchten Sie 
gerne!) 

- Hören Sie mir doch zu! 

Bezogen auf die Pflegeversicherung heißt es: 
Schwarz und Blau-Gelb ist echter sozialer Fortschritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Rot ist nichts anderes als eine sozialdemokrati-
sche Verweigerungshaltung, ja es ist sogar sozialer 
Rückschritt. 

Ich bedanke mich bei Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Gerd Andres [SPD]: So 
ein Quatsch! Der Kollege wollte doch aus

-

führlich die bayerische Investitionslösung 
vortragen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter in dieser 
Debatte spricht der Kollege Karl Hermann Haack. 

Karl Hermann Haack (Eitertal) (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte auf die geschmacklose Bemerkung der 
Kollegin Frau Dr. Babel zurückkommen. Sie hat ei-
nen Zusammenhang zwischen Gerhard Schröder, 
der zum Opernball nach Wien fliegt - eine ärgerliche 
Angelegenheit; das erinnert an Lothar Späth -, 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Der ist 
aber zurückgetreten!) 

und der Kompensation beim Aufbau der Infrastruk-
tur für die Pflegeversicherung hergestellt. Ich muß 
Ihnen sagen: Sie sollten sehr vorsichtig sein. Seit ge-
stern nachmittag 16 Uhr sitzen Sie als F.D.P. in der 
Trommel; denn dem Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus wurde der Rechnungsprüfungsbe-
richt zu den unmöglichen finanziellen Vorkommnis-
sen bei der Deutschen Zentrale für Tourismus, einer 
F.D.P.-Seilschaft samt Ministerium, überreicht. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! - Interes

-

sant!) 

Bevor Sie im Glashaus anfangen, mit Steinen zu wer-
fen, würde ich an Ihrer Stelle vorsichtig sein, weil Sie 
immer das einholen kann, was Sie bei anderen be-
klagen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Dann fällt mir noch eine zweite Geschichte ein. In 
der Koalition wird immer vor dem Vorhang ein Koali-
tionstheater gespielt, wie jetzt bei dem Gesundheits-
strukturgesetz. Das F.D.P.-Modell heißt doch schlicht 
und einfach: Abzocken bei den kleinen Leuten! 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Reden Sie doch nicht 
so einen Unsinn! - Gerd Andres [SPD]: Lei-

der wahr!) 

Wenn ich Ihren Gesetzentwurf lese, dann sage ich: 
Abzocken bei den kleinen Leuten, Erhöhung der 
Selbstbeteiligung und Bedienung der Pharmaindu-
strie. Das heißt dann schlicht und einfach, Frau Dr. 
Babel, daß Sie natürlich nicht die  Interessen der klei-
nen Leute im Auge haben, sondern Sie haben die In-
teressen der großen Leute im Auge. 

(Widerspruch der Abg. Dr. Gisela Babel 
[F.D.P.]) 

Von daher sind Sie überhaupt nicht berechtigt, sol-
che Reden im Deutschen Bundestag zu halten und 
sich als die Verfechter von Moral und Gerechtigkeit 
aufzuspielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor dem Vorhang wird das Koalitionsschauspiel 
aufgeführt. Hinter dem Vorhang kommt dann einer, 
nämlich der große Koalitionspartner, läuft zur SPD 
und fragt: Wie machen wir das denn nun? Und wenn 
der Bundesarbeitsminister lobend sagt, mit der Pfle-
geversicherung haben wir das alles gut gemacht, 
dann stände es doch dem Bundesarbeitsminister 
ganz gut an, auch einmal zu sagen, daß dieser 
Schlußstein in der Sozialversicherung, nämlich die 
Einrichtung der Pflegeversicherung, nur möglich ge-
wesen ist mit der SPD. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Reform der Rentenversicherung war nur möglich 
mit der SPD. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das stimmt auch!) 

Und Lahnstein steht auch für die SPD. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das war nicht so 
gut!) 

Die F.D.P. hat nie eine Rolle dabei gespielt, sondern 
sie war der Bremser in der Sozialpolitik. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
F.D.P. - Detlev von Larcher [SPD]: Sie ist ja 

auch eine Klientelpartei!) 

Ich teile die Auffassung des Bundesarbeitsmini-
sters, daß eine positive Zwischenbilanz zu ziehen ist 
bei der Einführung der Pflegeversicherung, daß es 
viele Umsetzungsprobleme gegeben hat und daß wir 
uns jetzt in bestimmten Fragen zusammenraufen 
müssen, was die Einführung der zweiten Stufe der 
Pflegeversicherung betrifft. 
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Nun führt das ja zu großen Interpretationsschwie-
rigkeiten. Da ist mir ein Satz von Voltaire unterge-
kommen - ab und zu lese ich auch etwas Kluges -, 
der sagt: „Jedes Gesetz soll klar, einheitlich und ge-
nau sein. Es auszulegen heißt fast immer, es zu ver-
schlechtern." 

Diesen Satz möchte ich auf § 9 anwenden. Dabei 
geht es um die Investitionskosten in der Pflegeinfra-
struktur, die im Zentrum der Auseinandersetzungen 
des heutigen Morgens gestanden haben. Daher noch 
einmal zur Erinnerung den Text, den schon Kollege 
Andres vorgetragen hat. Im § 9 heißt es - ich darf zi-
tieren, Frau Präsidentin -: 

Die Länder sind verantwortlich für die Vorhal-
tung einer leistungsfähigen, zahlungsmäßig aus-
reichenden und wirtschaftlichen pflegerischen 
Versorgungsstruktur. Das Nähere zur Planung 
und zur Förderung der Pflegeeinrichtungen wird 
durch Landesrecht bestimmt. 

So lauten die beiden ersten Sätze des § 9. Und weil 
der Satz 3 in der gegenwärtigen Diskussion von sei-
ten der Kommunen, aber auch von der CDU/CSU

-

Fraktion so gerne vergessen wird, zitiere ich ihn 
auch. Der dritte Satz lautet: 

Zur finanziellen Förderung der Investitionsko-
sten der Pflegeeinrichtungen sollen Einsparun-
gen eingesetzt werden, die den Trägern der So-
zialhilfe durch die Einführung der Pflegeversi-
cherung entstehen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Ja, und?) 

Sehen wir uns das in meinem Land an, aus dem ich 
komme; man muß ja der Sache immer auf den Grund 
gehen. Was ist da eigentlich entschieden worden? 
Entschieden worden ist doch, daß Einsparungen - 
und die sind in der Größenordnung streitig - von 7 
bis 11 Milliarden DM gerechnet worden sind. Je 
nachdem, wen man befragt, wird gesagt, wir sparen 
7 oder 11 Milliarden DM ein. Das hat damit zu tun, 
daß derjenige, der sagt, es werden 11 Milliarden DM 
eingespart, im Aufbau der Pflegeinfrastruktur mehr 
machen möchte als der, der 7 Milliarden DM sagt. 

Die Kommunen haben im Lande Nordrhein-West-
falen durch die Einführung der Pflegeversicherung 
225 Millionen DM eingespart, die Landschaftsver-
bände 1,7 Milliarden DM an BSHG-Mitteln. Die 
Frage ist also: Haben sich die Länder in der Bundes-
republik diese Einsparungen in die Tasche gesteckt 
und irgend etwas anderes damit gemacht, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das war doch 
nur die Pflegestufe 1! Früher waren Sie 

seriöser!) 

oder haben sie den Aufbau der Pflegeversicherung, 
der Pflegeinfrastruktur vorangebracht? 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 
CSU]) 

- Sie müssen sich die Zahlen anhören. Ich will einen 
Beitrag zur Entschärfung der Debatte leisten, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das machen Sie 
bis jetzt nicht gut!) 

weil ich glaube, es macht keinen Sinn, nach der Me-
lodie zu verfahren, daß Bund und Länder im Bundes-
tag aufeinander einschlagen und wir dann in den 
nächsten Wochen im Vermittlungsausschuß sitzen 
und wieder eine gemeinsame Lösung finden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Laumann? 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Nein, keine 
Zwischenfrage, tut mir leid, ich habe nur noch fünf 
Minuten. Ich möchte die Zahlen im Zusammenhang 
vortragen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Zeit wird Ihnen 
nicht angerechnet. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Das Land hat 
235 Millionen DM pro anno eingesetzt; davon wer-
den 140 Millionen DM für Pflegeeinrichtungen auf-
gewendet, 1 730 Tagespflegeplätze und 1 610 Kurz-
zeitpflegeplätze wurden geschaffen. 67 Millionen 
DM werden für komplementäre Dienste bereitge-
stellt, und 30 Millionen DM für die Qualifizierung 
von Pflegepersonal. Wir waren uns darin einig, daß 
es im Zuge der Qualifizierungsmaßnahmen wichtig 
ist, daß auch in das Pflegepersonal investiert wird. 

Nun gibt es Streit darum, wer die „Hotelkosten" 
bezahlt; denn wir waren der Meinung, daß der Auf-
wand für die pflegerischen Dienste ein Teil dessen 
ist, was finanziert werden muß - ähnlich wie bei den 
Krankenhäusern, wo im stationären Bereich die me-
dizinische Leistung und die sogenannten Hotelko-
sten finanziert werden müssen. Ein Teil der Länder 
hat sich dafür entschieden, ein Pflegewohngeld zu 
schaffen, mit der Zielsetzung, einen noch verbleiben-
den Teil der Heimbewohner aus der Sozialhilfe her-
auszuholen. 

Auch in bezug darauf habe ich mir eine Mode ll
-rechnung aus Nordrhein-Westfalen angesehen. Das 

Ergebnis ist: Von 100 000 Personen, die Leistungen 
der Sozialhilfe erhalten, werden 32 000 durch die 
Pflegeversicherung entlastet, das heißt, sie sind nicht 
länger auf Mittel des Bundessozialhilfegesetzes an-
gewiesen. 26 000 werden durch das Pflegewohngeld 
entlastet. Dies ist ein Fortschritt. 

Worum es jetzt bei der weiteren Debatte und Bera-
tung zu diesem Punkt, also der Einführung und Um-
setzung der Stufe II, geht, ist, daß man sich über die 
Altlasten verständigt, das heißt über den Betrag, der 
in den vergangenen Jahren bei dem Aufbau der sta-
tionären Einrichtungen als Darlehen aufgenommen 
worden ist und dessen Tilgung in die Berechnung 
der Tagespflegesätze eingegangen ist. Ich denke - 
um  das einmal in einem Vergleich auszudrücken -, 
daß das ein ähnliches Problem ist und die gleiche 
Qualität der Schwierigkeit wie die Altschulden der 
ehemaligen DDR hat. 

Ich bitte, daß wir uns im Deutschen Bundestag 
darauf verständigen, in bezug auf diesen Punkt kei- 
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nen Streit mit den Ländern anzufangen, weil ich per-
sönlich der Auffassung bin, daß eine Umsetzung und 
damit der Erfolg der Stufen I und II der Pflegeversi-
cherung nur dann gemeinsam gelingen werden, 
wenn wir, sowohl Bund, Länder und Gemeinden als 
auch die Betroffenen, die Sozialverbände und die 
Kirchen, sorgfältig und offen miteinander umgehen. 
Ich möchte vermeiden, daß wir in eine Tonlage hin-
einkommen, die nachher im Vermittlungsausschuß 
eine Schieflage bewirkt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Karl-Josef Lau-
mann. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Haack, 
Sie haben ja in Ihrer Rede von den Einsparungen ge-
sprochen, die mit der Einführung der Pflegeversiche-
rung zusammenhängen, und haben Zahlen genannt, 
auch bezüglich des Bundeslandes, aus dem wir kom-
men, NRW. Wahr ist aber auch, daß Sie zugeben 
müssen, daß die Zahlen, die Sie genannt haben, die 
Einsparungen bezeichnen, die mit der Einführung 
der ersten Stufe zusammenhängen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Genau!) 

Mit der ersten Stufe konnten in bezug auf die Sozial-
hilfe nur Einsparungen im Bereich des großen und 
kleinen Pflegegeldes für die häusliche Pflege erzielt 
werden. Weitaus größere Einsparungen für die Kom-
munen bei der Sozialhilfe ergeben sich ja durch die 
zweite Stufe, weil heute 80 Prozent aller Menschen 
im Altenheim oder einer Pflegeeinrichtung über die 
Sozialhilfe finanziell unterstützt werden 

(Beifall der Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 
CSU] und Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

und die 2 500 DM oder 800 DM immer von der So-
zialhilfe heruntergerechnet werden, egal in welchem 
Fall. 

Ein weiterer Punkt. Ich denke, wir können uns in 
diesem Haus nicht damit zufriedengeben, daß das 
Problem dadurch gelöst wird, daß man ein Pflege-
wohngeld einführt, das einkommens- und vermö-
gensanrechnend wirkt. Denn es kann nicht angehen, 
daß die Leute auch noch ihr Erspartes hergeben müs-
sen, bevor sie Pflegewohngeld bekommen. Das ist 
nämlich nichts anderes als Sozialhilfe. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wollen Sie ant-
worten, Herr Haack? - Bitte. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Herr Kollege 
Laumann, die Zahlen, die ich vorgetragen habe, stel-

len eine Gesamtbetrachtung des Einsparpotentials 
aus den Stufen I und II dar. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Nein, nein! Nur I!) 

- I plus II. Wir können uns im einzelnen darüber noch 
unterhalten. 

Ich habe mich wegen Punkt zwei der Kurzinter-
vention noch einmal gemeldet. Sie haben gesagt: 
Das Pflegewohngeld wird auf Vermögen und Ein-
kommen angerechnet. Ich bin der Meinung, daß das 
durchaus der Fall sein kann. Ich war 15 Jahre lang 
Bürgermeister einer Gemeinde und kenne die per-
sönlichen und finanziellen Verhältnisse sehr gut. In 
den Einrichtungen gibt es Leute, die über eine Rente 
von 4 000 bis 4 500 DM verfügen. Da ist es legitim, 
daß das angerechnet wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht Ver-
mögen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfs auf Drucksache 13/3811 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 und Zusatzpunkt 3 
auf: 

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Joachim Poß, Ingrid Matthäus-Maier, Edel-
gard Bulmahn, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Für eine gerechte und einfache Einkommens-
besteuerung 
- Drucksache 13/3701 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

ZP3 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christine Scheel, Elisabeth Altmann (Pom-
melsbrunn), Marieluise Beck (Bremen), wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Für eine durchgreifende Einkommensteuer-
reform: Steuergerechtigkeit durch Steuerver-
einfachung 
- Drucksache 13/3874 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die gemeinsame Aussprache anderthalb Stunden 
vorgesehen. - Dazu gibt es keinen Widerspruch. Wir 
verfahren so. 
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Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt die Kollegin 
Ingrid Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Steu-
erpolitik dieser Bundesregierung liefert einen Nega-
tivrekord nach dem anderen: Noch nie war die 
Steuer- und Abgabenbelastung so drückend wie un-
ter dieser Bundesregierung. Noch nie war dabei die 
steuerliche Schieflage zu Lasten der Arbeitnehmer so 
kraß wie unter dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Noch nie war das Steuerrecht so kompliziert wie un-
ter dieser Bundesregierung. Noch nie gab es ein 
solch hohes Maß an Steuerhinterziehung wie unter 
dieser Bundesregierung. Noch nie wurden Steuerge-
setze so oft für verfassungswidrig erklärt wie unter 
dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

All das vor dem Hintergrund immer neuer Milliar-
denlöcher, deren Umfang und deren Finanzierung 
der Bundesfinanzminister beharrlich verschweigt. 
Wen wundert es dann noch, wenn Wirtschaft und 
Bürger das Vertrauen in diese Bundesregierung und 
ihre Steuerpolitik längst verloren haben! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Schon beim Weihnachtsgeld war der Ärger groß. 
Oft waren die Abzüge höher als das, was netto übrig-
blieb. Obwohl das Jahressteuergesetz 1996 zu einer 
Entlastung von über 20 Milliarden DM geführt hat, 
sieht es heute kaum besser aus. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das ist immer 
nur so bei Ihren Besserverdienenden pas

-siert!) 

Denn die Anhebung des Grundfreibetrages und des 
Kindergeldes wurden durch die maßlose Erhöhung 
der Sozialversicherungsbeiträge durch diese Bundes-
regierung auf über 40 Prozent weitgehend aufgefres-
sen. 

Ein verheirateter Arbeitnehmer, der 4 500 DM 
brutto im Monat verdient, bekommt netto nur 3 100 
DM ausbezahlt. Den Arbeitgeber aber kostet er we-
gen der hohen Lohnnebenkosten 5 400 DM. Das ma-
che man sich einmal klar: 4 500 DM brutto ergeben 
3 100 DM netto, kosten den Arbeitgeber aber 5 400 
DM. Damit wird Arbeit in Deutschland künstlich ver-
teuert. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist die Folge Ihrer Politik, die Folge Ihrer Feig-
heit, dem Steuerzahler nicht die Wahrheit zu sagen 
und statt dessen die Kosten für versicherungsfremde 
Leistungen wie den Aufbau Ost einfach in die Sozial-
versicherung zu kippen. Das ist beschäftigungsfeind-
lich. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Steuern erhö

-

hen!) 

Wer Arbeit derart verteuert, ist mitschuldig an der 
hohen Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Die Antwort der Bundesregierung heißt: Abschaf-
fung der Gewerbekapital- und der Vermögensteuer. 
Dies löst aber in keiner Weise das Problem, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Wo 
bleibt der Jäger 90?) 

ist doch der Anteil der Unternehmensteuern am Ge-
samtsteueraufkommen in den letzten Jahren ständig 
zurückgegangen, während gleichzeitig der Anteil 
der Lohnsteuer und auch der Umsatzsteuer, also der 
beiden großen Massensteuern, ständig in die Höhe 
gegangen ist. 

Der Anteil der Körperschaftsteuer, also der Ge-
winnsteuer der Körperschaften, am Gesamtsteuer-
aufkommen ist zwischen 1990 und 1995 von 
5,3 Prozent auf 2,4 Prozent abgesunken. Das Auf-
kommen aus der Körperschaftsteuer liegt mit 
18 Milliarden DM mittlerweile unter dem Aufkom-
men aus der Tabaksteuer. Das stelle man sich einmal 
vor! 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Unglaublich!) 

Demgegenüber explodiert die Lohnsteuer. Der An-
teil der Lohnsteuer am Gesamtsteueraufkommen be-
trägt mittlerweile fast 37 Prozent nach 31,9 Prozent 
im Jahre 1990. Dies gilt übrigens grundsätzlich auch 
dann, wenn man die Lohnsteuerrückerstattung beim 
Lohnsteueraufkommen und nicht bei der veranlag-
ten Einkommensteuer abzieht. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Der 
Jäger 90 fehlt noch! - Hans Michelbach 

[CDU/CSU]: Sie haben keine Ahnung!) 

Nicht die Unternehmen, nein, die Arbeitnehmer 
sind zwischen 1990 und 1995 beinahe zum alleinigen 
Zahlmeister der Republik geworden. Wer Leistungs-
willen und Leistungsbereitschaft stärken will, muß 
diese steuerliche Schieflage zu Lasten der Arbeitneh-
mer, muß diesen Marsch in den Lohnsteuerstaat stop-
pen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Unser Vorschlag zu einer beschäftigungswirksa-
men Entlastung von Arbeitnehmern und Wirtschaft 
liegt auf dem Tisch. Es ist der Einstieg in eine ökolo-
gische Steuerreform: 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen die Arbeit billiger machen und die Um-
welt schonen. Wir wollen schon zum 1. Juli 1996 eine 
Senkung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge um 
etwa ein Drittel bei einer schrittweisen, maßvollen 
Verteuerung der Energie. 

(Beifall bei der SPD - Siegfried Hornung 
[CDU/CSU]: Sagen Sie doch, was Sie wirk-
lich wollen! - Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/ 
CSU]: Was sagt der wi rtschaftspolitische 

Sprecher Ihrer Partei dazu?) 
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Das bedeutet eine Entlastung von über 26 Milliarden 
DM, je zur Hälfte bei Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern. Dies ist gut für die Beschäftigung. 

Dies ist übrigens auch gut für die Konsolidierung 
der Haushalte; denn 100 000 Arbeitslose kosten zwi-
schen 3,5 Milliarden DM und 4 Milliarden DM. Das 
heißt, 100 000 Arbeitslose weniger entlasten Staat 
und Sozialversicherung um etwa 3,5 Milliarden DM 
bis 4 Milliarden DM. 

Unser Vorschlag ist außerdem gut für die Umwelt. 
Er ist zudem sozial gerecht; denn es ist nicht einzuse-
hen, daß allein die versicherungspflichtigen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber für Aufgaben der Allge-
meinheit einstehen müssen und nicht auch Minister, 
Abgeordnete, Beamte, Landwirte und Selbständige. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch ist unser Vorschlag schon vom Umfang der 
Entlastung her für die deutsche Wi rtschaft viel inter-
essanter als die Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer, die etwa 5 Milliarden DM ausmacht. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

Vor allem für den Mittelstand, für das Handwerk, ist 
unser Vorschlag wesentlich günstiger, da die große 
Masse der Unternehmen in Deutschland, nämlich 
über 80 Prozent, überhaupt keine Gewerbekapital-
steuer zahlt, wohl aber unter den extrem hohen 
Lohnnebenkosten stöhnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Jedenfalls werden wir die von Ihnen geplante Be-
lastung des Mittelstandes, nämlich durch verschlech-
terte Abschreibungsbedingungen den Handwerks-
meister um die Ecke die Steuerentlastung für die 
Deutsche Bank bezahlen zu lassen, nicht mitmachen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Wir brauchen auch schnellstmöglich den Abbau 
des Solidaritätszuschlages - allerdings nicht mit dem 
billigen Täuschungsmanöver à la Waigel und F.D.P.: 
Der Bund beschließt die Steuersenkung, und die 
Länder sollen zahlen. Da hat doch sogar der Herr 
Stoiber von der CSU aus Bayern so schön gesagt, das 
sei etwa so, als gehe man einkaufen und werfe auf 
dem Rückweg die Rechnung beim Nachbarn in den 
Briefkasten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nein, eine solide Finanzierung ist nötig und auch 
möglich. Wenn die Bundesregierung nur endlich be-
reit wäre, das in diesem Umfang noch nie dagewe-
sene Maß an Steuerhinterziehung und Subventions-
mißbrauch zu bekämpfen, hätte sie das Geld, um den 
Solidaritätszuschlag schnellstmöglich zu senken. 

Dreistellige Millionenbeträge gehen der öffentli-
chen Hand durch Dividenden-Stripping von Banken 
und Firmen verloren. Milliardenverschwendung mo-
niert die Präsidentin des Bundesrechnungshofes  

durch fehlende Erfolgskontrolle von Subventionen 
und steuerlichen Förderungen. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Alles 
Schaumschlägerei!) 

Milliarden gehen jedes Jahr dadurch verloren, daß 
die Bundesregierung ganz bewußt die massive Steu-
erhinterziehung bei der Zinsbesteuerung deckt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Präsident des Bundesfinanzhofes, Offerhaus, 
nennt die heutige Zinsbelastung aus diesem Grunde 
sogar verfassungswidrig, weil der Ehrliche der 
Dumme sei. 

Kleinstbetriebe werden von der Betriebsprüfung 
alle 53 Jahre geprüft. Die Anzahl der Betriebsprüfer 
geht von Jahr zu Jahr zurück. Herr Waigel verweist 
hier zu gerne auf die Bundesländer. Dabei weiß doch 
jedermann, meine Damen und Herren: Solange der 
Bund nicht bundeseinheitlich feste Regeln aufstellt, 
wie und in welchem Turnus in den Ländern geprüft 
werden muß und daß Mehreinnahmen aus der Be-
triebsprüfung nicht einfach zugunsten der Länder im 
Länderfinanzausgleich verschwinden dürfen, wird 
sich an diesem Ärgernis nichts ändern. Deswegen 
muß der Bund endlich handeln! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Waigel, fast sieben Jahre sind Sie jetzt im Amt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Zu lange!) 

Sie haben sich bis heute vor dieser Aufgabe ge-
drückt. Wir fordern Sie auf: Nehmen Sie Ihr Amt in 
Bonn endlich wichtiger als den CSU-Vorsitz in Bay-
ern! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen endlich auch die Steuersätze deutlich 
senken, indem wir Ausnahmen und Subventionen 
abschaffen und das Steuerrecht vereinfachen. Kol-
lege Poß wird dies später im einzelnen zu unserem 
Antrag vortragen. Machen wir uns aber nichts vor: 
Diese Aufgabe ist nicht leicht, wie das Jahressteuer-
gesetz zeigt, wo oft mehr über den Abbau von Sub-
ventionen als über die Entlastung gesprochen wird. 

Nur ein Beispiel. Wir haben gemeinsam eine neue 
Form der Besteuerung der Privatnutzung von Dienst-
wagen eingeführt, die bei Autopreisen von über 
50 000 DM - das ist ja schon etwas - zu Mehrbela-
stungen führt. Auf die Klagen von Herstellern größe-
rer Limousinen haben wir geantwortet, daß die Be-
troffenen doch auf kleinere Modelle umsteigen soll-
ten. Dagegen hat die Präsidentin des Verbandes der 
Automobilindustrie allen Ernstes eingewandt, daß 
das nicht gehe. Schon das Einsteigermodell eines 
Porsche 911 koste über 140 000 DM, die Kunden die-
ses Hauses hätten also gar keine Möglichkeit, auf ein 
kleineres Modell umzusteigen. - Meine Damen und 
Herren, da kommen mir nun wirklich die Tränen. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die notwendige Senkung der Steuersätze müs-
sen endlich auch die steuerlichen Gestaltungsmög- 
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lichkeiten und der Steuermißbrauch zurückgefahren 
werden. 

Ein ärgerliches Beispiel aus der jüngsten Vergan-
genheit: Eine Mutter besitzt ein Zweifamilienhaus. 
Sie wohnt in der einen Etage, der Sohn in der ande-
ren. Nun teilt sie das Haus in zwei Eigentumswoh-
nungen auf und überträgt eine davon auf ihren Sohn. 
- So weit, so gut. - Es ist durchaus üblich, dem Kind, 
wenn es im eigenen Haus wohnt, das Eigentum an 
der Wohnung, in der es wohnt, zu übertragen. Wer 
das tut - das habe ich jetzt gemerkt -, ist steuerlich 
gesehen überhaupt nicht auf Zack. Wie war das in 
unserem Beispiel? Die Mutter hat das Eigentum an 
der Wohnung behalten, in der der Sohn wohnt, und 
dem Sohn das Eigentum an der Wohnung übertra-
gen, in der sie selber wohnt. Warum dieses kompli-
zierte Überkreuzverfahren? - Weil man auf diese 
Weise zwei Mietverhältnisse schaffen konnte und 
nun der hochverdienende Sohn die Möglichkeit hat, 
Verluste steuerlich abzusetzen. Ich frage Sie: Wie soll 
man den Menschen eigentlich klarmachen, daß bei 
uns die Steuersätze überhöht sind, wenn wir einen 
solchen Unsinn zulassen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Die Bundesregierung will statt dessen die Vermö-
gensteuer abschaffen. Diese macht mit 8 Milliarden 
DM Steueraufkommen noch gerade 0,96 Prozent des 
gesamten Steueraufkommens aus. Als ob dieses 
Land nicht andere Sorgen hätte! Die Arbeitslosen 
werden sich 1997 freuen, wenn sie keine Vermögen-
steuer mehr bezahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Kein Wort dazu, wie das alles bezahlt werden soll. 
Nicht nur der Bundesfinanzminister, nein, auch die 
F.D.P. ist hier an Unseriosität kaum zu überbieten. Da 
schreibt doch vor kurzem das „Handelsblatt" zu 
Recht - ich zitiere -: 

Bei allem Verständnis sollte die F.D.P. jedoch et-
was auf ihre Glaubwürdigkeit achten. Es ist 
schon 

- so das „Handelsblatt" - 

unverfroren, vorzuschlagen, in drei Jahren die 
betriebliche Vermögensteuer, die gesamte Ge-
werbesteuer und den Solidaritätszuschlag ersatz-
los abzuschaffen, ohne ein Wort zur Gegenfinan-
zierung zu verlieren. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Jäger 90!) 

Da die Bundesregierung sich nun beharrlich weigert, 
etwas zur Gegenfinanzierung zu sagen, bleibt für je-
den, der rechnen kann, nur eine Schlußfolgerung üb-
rig: Diese Bundesregierung plant längst die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer, und zwar gleich um 
2 Prozentpunkte. 

Vor den Landtagswahlen soll das vertuscht wer-
den. Eine solche Steuerlüge kennen wir nicht nur  

von der Bundestagswahl 1990, auch bei der letzten 
Mehrwertsteuererhöhung 1993 haben Sie bis zum 
Tag davor beharrlich Stein und Bein geschworen, Sie 
würden die Mehrwertsteuer nicht erhöhen, und dann 
haben Sie es doch gemacht. Ich warne die Bundesre-
gierung: Eine Mehrwertsteuererhöhung wäre Gift für 
die Konjunktur, genauso wie es schon 1993 der Fall 
war. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Das Steuerchaos, das wir heute haben, ist Spiegel-
bild dieser Bundesregierung. Wir fordern Sie daher 
auf: Beenden Sie das Versteckspiel um Ihre Steuer-
pläne und die Milliardenlöcher! Senken Sie die 
Lohnnebenkosten im Interesse von mehr Beschäfti-
gung, reformieren Sie die Einkommensteuer und 
bauen Sie schrittweise den Solidaritätszuschlag ab! 
Unsere Vorschläge dazu liegen auf dem Tisch. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Gerda Hasselfeldt das Wort. 

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem 
vorliegenden Antrag machen Sie es sich wieder ein-
mal ganz einfach. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Er ist nichts anderes als ein Konglomerat von Allge-
meinplätzen, ohne jede konkrete Substanz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch Ihre Einlassungen, Frau Kollegin, waren 
nichts anderes als ein Konglomerat von Allgemein-
plätzen. Nicht einmal Ihre Forderung nach einer öko-
logischen Steuerreform ist in Ihren eigenen Reihen 
noch unumstritten. Wo ist Ihr wirtschaftspolitischer 
Sprecher, was sagt er zu dieser Frage? Es wäre an 
der Zeit, zunächst in Ihren eigenen Reihen Klarheit 
herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Warum werden Sie weder in Ihren Anträgen noch 
in Ihren Einlassungen konkret? Warum bekennen 
Sie denn nicht Farbe? Es hat niemand etwas gegen 
eine einfache und gerechte Besteuerung einzuwen-
den. Die Leute wollen jedoch wissen, wie Sie ganz 
konkret den Zielkonflikt zwischen Einfachheit der 
Besteuerung auf der einen Seite und Einzelfallge-
rechtigkeit auf der anderen Seite lösen wollen. 

Stellen Sie einmal ganz konkret dar, welche Maß-
nahmen Sie zum Abbau der Steuersubventionen, zur 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage tatsächlich 
umsetzen wollen. Wollen Sie zum Beispiel an die 
Nachtarbeitszuschläge? 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das wußte ich!) 
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Wollen Sie an die Übungsleiterpauschale? Wollen Sie 
an die Sparerfreibeträge? Wollen Sie an die Förde-
rungen der neuen Länder? Sagen Sie es doch kon-
kret, schenken Sie den Bürgern reinen Wein ein! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Warum bringen Sie nicht einen konkreten Gesetzent-
wurf ein, wenn es Ihnen mit einer schnellen Einkom-
mensteuerreform tatsächlich ernst ist? Es ist Ihnen ja 
nicht ernst. Solange Sie diese aufgeworfenen Fragen 
nicht konkret beantworten, bleiben Ihre Anträge 
nichts anderes als Wahlkampfspektakel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen haben nicht zuletzt Sie durch Ihre Ein-
lassungen im Vermittlungsausschuß dazu beigetra-
gen, daß das Ganze noch komplizierter geworden ist. 
Ich nenne nur das Stichwort Dienstwagen. Nicht zu-
letzt Sie haben dazu beigetragen, daß die Problema-
tik für den Mittelstand noch größer geworden ist. Das 
waren nicht unsere, sondern das waren Ihre Vor-
schläge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In der Zielrichtung ist vieles in Ihrem Antrag von 
unserem Aktionsprogramm abgeschrieben: Reduzie-
rung der Einkommensteuersätze, Rückkehr zum li-
near-progressiven Tarif und Verbreiterung der Be-
messungsgrundlage durch Abbau von Sonderrege-
lungen. Das ist Inhalt des unlängst von uns beschlos-
senen Programms. 

Aber es gibt einen gravierenden Unterschied zwi-
schen Ihnen und uns: Erstens. Wir schießen nicht aus 
der Hüfte. Zweitens. Wenn wir etwas vorlegen, dann 
arbeiten wir es konkret aus, schenken den Bürgern 
reinen Wein ein und sagen ihnen, auf was sie zu ver-
zichten haben. Drittens. Wir machen alles der Reihe 
nach. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Als erste Schritte in dieser Reihe werden nun die 
von Ihnen so lange blockierte Unternehmensteuerre-
form und gleichzeitig die Umsetzung der Bundesver-
fassungsgerichtsbeschlüsse zur Erbschaft- und Ver-
mögensteuer stehen. Der zweite Schritt wird die Ab-
senkung des Solidaritätszuschlags sein. Dann ma-
chen wir uns an die Reform des Einkommensteuer-
rechts. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Vorher erhöhen Sie die 

Mehrwertsteuer!) 

- Sie reden doch die ganze Zeit von der Mehrwert-
steuererhöhung, nicht wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie sind es, die das immer wieder in die Diskussion 
bringen. Es wäre besser, meine Damen und Herren, 
wenn Sie sich an unserem Vorhaben konstruktiv und 
mit konkreten Vorschlägen beteiligen würden, statt 
Schaufensteranträge wie die heutigen zu stellen. 

(Zuruf von der SPD: Sie müssen uns hier 
nichts predigen!) 

Sie beklagen in Ihrem Antrag die hohe Steuer - und 
Abgabenlast seit 1991. Sie verschweigen aber, wel-
che Jahrhundertleistung wir in diesen Jahren voll-
bracht haben und welche Aufgaben noch vor uns ste-
hen. Von Ihnen hört man kein Wort über die Erblast, 
die nicht wir verursacht haben, sondern das soziali-
stische Regime der ehemaligen DDR. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ohne die steuerlichen Sonderregelungen in den 
neuen Ländern und ohne die staatlichen Zuwendun-
gen wäre der Aufbau einer wettbewerbsfähigen 
Wirtschaft mit entsprechenden Arbeitsplätzen in den 
neuen Ländern nicht möglich gewesen. Deshalb 
stehe ich zu diesen Leistungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Trotz dieser Belastungen und trotz dieser enormen 
Aufgaben ist es der Bundesregierung gelungen, die 
Steuerquote unterhalb der Marke zu halten, auf die 
die SPD sie als Regierungspartei ohne vergleichbare 
Lasten, ohne die Lasten im Zusammenhang mit der 
deutschen Wiedervereinigung, gebracht hat. Sage 
und schreibe 26,5 Prozent betrug die Steuerquote 
1977. Damals hatten wir keine Aufgaben aus der 
Wiedervereinigung und keine anderen vergleichba-
ren Aufgaben. Trotz der vereinigungsbedingten La-
sten erreichte die Steuerquote 1996 lediglich 
23,5 Prozent. Wir sollten uns gelegentlich vor Augen 
halten, welche Leistung der Bundesregierung hinter 
diesen Zahlen steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nun wiederholen Sie, Frau Matthäus-Maier, und 
auch einige Kollegen von Ihnen immer wieder ge-
betsmühlenartig, daß die Bezieher höherer Einkom-
men geschont würden und die Bezieher kleinerer 
und mittlerer Einkommen belastet würden. Was ist 
denn Tatsache? Tatsache ist, daß 1995 das obere 
Viertel der Steuerpflichtigen zu über 70 Prozent und 
die untere Hälfte von rund 50 Prozent der Steuer-
pflichtigen zu 9 Prozent zum Aufkommen der Ein-
kommensteuer beigetragen hat. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und die „ganz Oberen", 

wieviel tragen die?) 

- Ich komme noch auf die „ganz Oberen" zu spre-
chen. - Durch die Freistellung des Existenzmini-
mums, die wir alle mit dem Jahressteuergesetz 1996 
beschlossen haben, wird diese Relation noch einmal 
verschoben. Von einer Verschonung von Beziehern 
höherer Einkommen und einer zusätzlichen Bela-
stung der Bezieher kleinerer Einkommen zu reden, 
das ist eindeutig die Unwahrheit. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Conradi? 

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU): Ich möchte das 
gerne im Zusammenhang darstellen. 

Der von Ihnen gerne ins Gespräch gebrachte Ver-
gleich des hohen Lohnsteueranteils mit dem fallen- 
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den Einkommensteueranteil, der immer wieder mit 
der steigenden Belastung der Arbeitnehmer in Zu-
sammenhang gebracht wird, ist so nicht zutreffend. 
Auch wenn Sie das hundertmal und jedes Jahr wie-
der behaupten, stimmt es nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Lohnsteuer und die Einkommensteuer sind keine 
verschiedenen Steuerarten, sondern lediglich unter-
schiedliche Erhebungsformen ein und derselben 
Steuer. Die Lohnsteuer umfaßt nicht nur die Steuern 
der kleinen Leute im „Blaumann" . Auch die Steuern 
von Bankdirektoren, von Geschäftsführern und von 
Vorstandsvorsitzenden fließen in den Lohnsteuer-
topf; die Lohnsteuererstattungen werden hingegen 
vom Einkommensteueraufkommen abgezogen. 

Im übrigen zahlen nicht nur Fabrikbesitzer und 
Spitzenverdiener Einkommensteuer, sondern bei-
spielsweise auch Landwirte und kleine Gewerbetrei-
bende. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich denke, es wäre an der Zeit, hier wieder zur Sach-
lichkeit zurückzukehren und nicht eine Neiddiskus-
sion in unserem Land zu schüren, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

die nicht nur Ihnen, sondern uns allen nicht guttut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann will ich noch ein paar Sätze zu den von 
Herrn Voscherau immer wieder ins Gespräch ge-
brachten Hamburger Einkommensmillionären sagen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Er meint sich selber!) 

Meine Damen und Herren, wir wollen, daß vorhan-
denes Kapital in Deutschland bleibt. Wir wollen, daß 
bei uns investiert wird: in den Wohnungsbau, in Un-
ternehmen und ähnliches. 

(Zurufe von der F.D.P.: Sehr richtig! - 
Arbeitsplätze! ) 

Wir wollen, daß mit diesen Investitionen bei uns Ar-
beitsplätze geschaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Und dazu gibt es steuerliche Anreize, gibt es Son-
derabschreibungen und ähnliches. Nur so, meine Da-
men und Herren, war auch der Aufbau Ost möglich. 
Mir ist es lieber, wenn mit diesen steuerlichen Instru-
menten Investitionen gefördert und Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, und zwar bei uns und nicht an-
derswo, auch wenn dies mit Steuermindereinnahmen 
verbunden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Das ist ja Wirt

-

schaftslenkung! - Joseph Fischer [Frank

-

furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
geht ja bis zur Investitionslenkung!) 

Meine Damen und Herren, die derzeit größte 
Sorge macht die wirtschaftliche Entwicklung, die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft. Unbestrit-
ten haben die Unternehmen in unserem Land eine 
hohe Steuerlast zu tragen, vor allem auch Sonderbe-

lastungen wie die Gewerbekapitalsteuer und die 
Vermögensteuer. Im übrigen stehen wir mit der For-
derung nach Abschaffung der Gewerbekapital- und 
der Vermögensteuer nicht allein da. Herr Uwe Jens, 
bis vor kurzem noch wirtschaftspolitischer Sprecher 
der SPD-Fraktion, 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ja, wo ist 
er denn?) 

hat noch vor wenigen Tagen im „Rheinischen Mer-
kur" geschrieben - ich zitiere -: 

Wir kommen um eine Senkung der Unterneh-
mensteuern nicht herum. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Mann hat 
recht!) 

Insbesondere die ertragsunabhängigen Steuern 
müssen herunter, um auch ausländisches Investi-
tionskapital anzuziehen. 

Der Mann hat recht. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ja, aber er 
ist verschwunden!) 

Durch Ihre Verweigerungshaltung, die Sie auch 
heute wieder an den Tag gelegt haben, haben Sie 
bislang verhindert, daß die substanzverzehrende und 
wettbewerbsschädliche Gewerbekapitalsteuer abge-
schafft wird. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das ist 
doch eine Arbeitsplatzverhinderungs-

steuer!) 

Das ist nun unsere vorrangige Aufgabe, meine Da-
men und Herren: Senkung der Staatsquote durch 
Fortsetzung unserer Konsolidierungspolitik, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was hat denn der Herr 
Staatssekretär Hauser hier erzählt? - Zurufe 

von der SPD: Oh!) 

Abschaffung der Gewerbekapital- und der Vermö-
gensteuer, Absenkung der Gewerbeertragsteuer, Ab-
senkung des Solidaritätszuschlags sowie Senkung 
der Steuerlast insgesamt. Es wäre gut für die Bürger 
in unserem Land, wenn Sie sich daran konstruktiv 
beteiligen würden. Dann werden wir uns an die Ar-
beit machen, um das Einkommensteuerrecht einfa-
cher auszugestalten. 

(Zuruf von der SPD: Sie nicht mehr!) 

Aber anders als Sie werden wir dazu konkrete Vor-
schläge vorlegen und keine Schaufensteranträge. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Das, was Sie heute als Antrag vorgelegt haben, ist 
nichts anderes als ein Schaufensterantrag und Wahl-
kampfspektakel; es entbehrt jeder konkreten Sub-
stanz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz-
intervention gebe ich das Wort dem Abgeordneten 
Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Danke schön, Herr Präsident. 

Frau Abgeordnete, als Sie die hohe Steuerbela-
stung des oberen Einkommensdrittels hier beklag-
ten, hätte ich Sie gern gefragt - und das hole ich hier-
mit nach -, was Sie von einem Bericht der „Stuttgar-
ter Zeitung", eines Blattes, das ja gewiß des Sozialis-
mus oder linker Umtriebe nicht verdächtig ist, halten, 
nach dem ein Selbständiger mit 260 000 DM Jahres-
einkommen über 10 Jahre hinweg eine tatsächliche 
Steuer von 10,2 % bezahlt hat. Das, was die „Stutt-
garter Zeitung" hier darstellt, ist kein Einzelfall, wie 
Sie bei jedem Steuerberater und vielen Finanzbeam-
ten erfahren können. Und da reden Sie von der ho-
hen Steuerbelastung des oberen Einkommensdrit-
tels, während Sie den kleinen Leuten insgesamt 30 
bis 40 % ihres Einkommens abknapsen! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Hasselfeldt, Sie haben die Möglichkeit, zu ant-
worten. 

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU): Herr Kollege, 
wenn Sie bei meiner Rede zugehört und nicht nur 
auf das gewartet hätten, was bei Ihnen stimmungs-
mäßig vorgeht, dann hätten Sie die Antwort gehört, 
weil ich es nämlich genau erklärt habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen würde ich Ihnen empfehlen, daß Sie 
nicht nur die „Stuttgarter Zeitung" lesen, sondern 
zum Beispiel auch Veröffentlichungen des Instituts 
für Wirtschaft und anderer Institute. Dann wird Ihnen 
klar, daß das, was Sie sagen, reine Polemik ist. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich habe deutlich ausgeführt, daß ich zu Sonderab-
schreibungen und ähnlichem stehe, wenn es der 
Wirtschaft, den Arbeitsplätzen und Investitionen in 
unserem Land dient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Christine Scheel das Wort. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Frau Has-
selfeldt, es ist auch in Bayern kein Geheimnis, daß es 
dort einige Millionäre gibt. Diese gruppieren sich 
ganz gerne um den Starnberger See herum. Es ist 
auch dem bayerischen Finanzminister bekannt, daß 
diese Leute zum Teil fast keine oder überhaupt keine 
Steuern entrichten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Zeug!) 

Wieder einmal sind wir mit sehr vielen Verspre-
chungen im Bereich der Steuersenkung konfrontiert. 

Auf Grund der drei Landtagswahlen, die anstehen, 
ist damit leider Wahlkampfgetöse verbunden. Dabei 
ist im Moment die Steuerpolitik das zentrale Thema. 
Das Hauptproblem, mit dem wir zu kämpfen haben, 
sind vor allem viele ungedeckte Schecks, die Sie hier 
ausgestellt haben. 

Die gleiche Regierung, die heute über die Kompli-
ziertheit des Steuersystems redet, die von der Gefähr-
dung des Wirtschaftsstandortes Deutschland redet, 
die über die hohe Steuer- und Abgabenlast jammert, 
hat all dies in den letzten Jahren verursacht. Das darf 
man in diesem Zusammenhang nicht vergessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben doch in diesem Bereich den Offenba-
rungseid geleistet: Die Arbeitslosenzahlen sind ge-
stiegen, die Steuer- und Abgabenlast ist gestiegen. 
Die Entlastung der kleinen und mittleren Einkom-
men fand nicht statt. Die Steuerentlastung durch das 
Einkommensteuergesetz 1996 wurde vor allem durch 
die Erhöhung von Abgaben kompensiert. Das Ganze 
war ein Nullsummenspiel. 

Sie haben in Ihrem 50-Punkte-Papier - Frau Has-
selfeldt hat es wieder angesprochen - damit getönt, 
daß Sie in den nächsten Jahren dafür sorgen werden, 
daß die unerträglich hohe Steuer- und Abgabenlast 
abgebaut wird. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wer hat sie bloß 
herbeigeführt?) 

Es ist irgendwie komisch: Man hat langsam das Ge-
fühl, daß die Bundesregierung 15 Jahre lang regel-
recht geknechtete Opposition zu einer rot-grünen 
Regierung in Bonn gewesen ist und jetzt über ein 50- 
Punkte-Aktionsprogramm kurz vor den drei Land-
tagswahlen beweisen muß, wie ungerecht es in die-
sem Land zugeht, daß man hier etwas ändern muß. 

Waigel und die F.D.P. schnüren jetzt das große 
Steuerpaket. - So stand es in den letzten Wochen in 
verschiedenen Zeitungen. So wird es auch von Ihnen 
immer wieder gesagt. Der erste Schritt dieser Koali-
tion heißt: weg mit der Gewerbekapitalsteuer. - Sie 
wissen, daß wir in diesem Punkt sehr offen sind, daß 
wir gesagt haben, daß wir die Substanzbesteuerung 
durch die Gewerbekapitalsteuer im Prinzip aus wirt-
schaftspolitischen Gründen nicht akzeptieren wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wir sagen aber gleichzeitig, daß wir die Bemessungs-
grundlage der Gewerbeertragsteuer verbreitern 
wollen, um die Sicherheit der Einnahmen der Kom-
munen zu gewährleisten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt müßt ihr klatschen!) 

Hier liegt bei Ihnen der Fehler. Sie sagen nämlich, 
daß die Gewerbekapitalsteuer weg müsse, daß auch 
die Gewerbeertragsteuer kurzfristig gesenkt und bis 
1998 - wie vorgestern in der Zeitung zu lesen war - 
ganz abgeschafft werden müsse. Das führt dazu, 
Herr Westerwelle, daß wir dann mit Steuerausfällen 
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von 44 Milliarden DM für die Kommunen zu rechnen 
haben. Jetzt sagen Sie mir: Wie wollen Sie diese 
Steuerausfälle für die Kommunen kompensieren? 
Darauf gibt es bis heute keine Antwort von Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Westerwelle? 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber gerne. 

(Zurufe von der F.D.P.: Oh!) 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich habe wirklich 
nur eine Frage. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mehr ist auch nicht er

-

laubt!) 

Sie haben sich im Rahmen einer babylonischen 
Sprachverwirrung sehr hübsch ausgedrückt. Sie re-
den von der „Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage". Andere reden von der „Revitalisierung der 
Gewerbesteuer" . Warum sagen Sie diesem Hause 
und der deutschen Öffentlichkeit nicht klipp und 
klar, daß Sie die Gewerbesteuer, die wir mittelstands-
freundlich senken wollen, auf die freien Berufe aus-
weiten wollen? Haben Sie Angst vor den Wählern, 
oder warum sagen Sie nicht die Wahrheit? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank für die gute Vorlage. Herr Westerwelle, 
es ist nämlich so: Wenn wir die Gewerbeertragsteuer 
so breit ansetzen, daß auch diejenigen, die heute um-
satzsteuerpflichtig sind, an dieser Gewerbeertrag-
steuer beteiligt werden - dazu gehören selbstver-
ständlich auch die freien Berufe; das verschweigen 
wir nicht; das steht in allen unseren Publikationen -, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Herr Wester

-

welle liest die nicht!) 

dann bedeutet das auch, daß man den Steuersatz der 
Gewerbeertragsteuer insgesamt mittelstandsfreund-
lich senken kann. Mit Ihrem Modell geht das nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Zu der Diskussion um die Vermögensteuer: Das 
Bundesverfassungsgerichtsurteil dazu ist uns be-
kannt. In diesem Bundesverfassungsgerichtsurteil 
gibt es Passagen, die es für die Zukunft, ab 1997, pro-
blematisch erscheinen lassen, 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Was, 
„problematisch"?) 

die betriebliche Vermögensteuer beizubehalten. 

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Sie ist verfas

-

sungswidrig, Frau Kollegin!) 

- Sie ist, wie Sie sagen, verfassungswidrig. 

Die private Vermögensteuer könnte jedoch über 
ein neues Gesetz anders geregelt werden. Dies wol-
len Sie nicht tun. Sie haben gesagt, die Vermögen-
steuer werde insgesamt beseitigt, mit der Konse-
quenz, daß es Einnahmeausfälle - in diesem Fall 
nicht für die Kommunen, sondern, da die Vermögen-
steuer eine Einnahme der Länder ist, für die Länder  - 
von  8,5 Milliarden DM gibt. 

(Gisela Frick [F.D.P.]: Nein, aber doch nicht 
bei der privaten!) 

- Insgesamt bei der Vermögensteuer, für das Jahr 
1997. 

(Joachim Poß [SPD]: So ist es! Die Zahl ist 
richtig, Frau Frick!)  

Die Frage bleibt, wie das mit den Ländern kompen-
siert wird. Auch hier bieten Sie keine Möglichkeit 
der Gegenrechnung. 

Ein weiterer Schritt, den Sie im Zusammenhang 
mit dem ganzen System der Steuervereinfachung 
und -bereinigung vorschlagen, bet rifft den Solidar-
beitrag. Darüber haben wir hier schon öfter disku-
tiert. Die F.D.P. als sogenannte Steuersenkungspartei 
will in der Folge, daß der Solidarbeitrag bis 1999 
ganz wegfällt. Das bedeutet: Wenn der 7,5prozentige 
Solidarbeitrag wegfällt - dessen Bemessungsgrund-
lage heute ja die Lohn- und Einkommensteuer dar-
stellt -, führt dies zu Steuermindereinnahmen in 
Höhe von 29 Milliarden DM. Auch hier sagen Sie 
nicht, wie diese kompensiert werden sollen, wo das 
Geld letztlich herkommen soll. 

Dazu kommen die Lasten aus der bestehenden 
Staatsverschuldung, die Steuermindereinnahmen - 
weil  ja immer wieder falsch gerechnet worden ist, 
weil die Schätzungen der zuständigen Arbeitskreise 
in der Regel nicht stimmen. 

Selbst ohne die Lasten aus Staatsverschuldung 
und ohne die Steuermindereinnahmen addieren sich 
Ihre ganzen netten Geschenke für Teile der Bevölke-
rung auf 81,5 Milliarden DM für den Haushalt 1998/ 
99. Das bedeutet, umgerechnet in Prozentpunkte der 
Mehrwertsteuererhöhung, daß die F.D.P. und auch 
Teile der Union eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
um etwa 5,5 Prozentpunkte für 1998 vornehmen 
müssen, wenn man ernsthaft gegenfinanzieren will. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Eben waren 

es noch 2 Prozent!) 

- Eine Erhöhung um 1 Prozentpunkt entspricht 
14 Milliarden DM. Das kann man dann hochrechnen. 
Wenn Sie das Haushaltsloch gegenfinanzieren wol-
len, dann bedeutet das, daß eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer um etwa 5,5 Prozentpunkte notwen-
dig wird. 

Wir haben uns das ganz anders vorgestellt; aber 
das ist ja kein Geheimnis. Wir wissen, daß die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer um einen Prozentpunkt ei-
nen Zwei-Personen-Haushalt mit niedrigem Einkom-
men im Monat um 140 DM und einen Vier-Personen- 
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Christine Scheel 
Haushalt mit mittlerem Einkommen um 300 DM 
mehr belastet. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das ist eine Geister

-

diskussion! - Weitere Zurufe von der F.D.P.) 

Besser wäre es - das ist unsere Überlegung -, 
wenn Sie die EU-Richtlinie, die es gibt, ausschöpfen 
würden und sagen würden: Für Güter des täglichen 
Bedarfs können wir die Mehrwertsteuer von 7 auf 
5 Prozent senken, und dafür können wir auf der an-
deren Seite Luxusgüter in diesem Bereich höher be-
steuern. Damit würden wir zu mehr Kaufkraft und zu 
einer sozial- und wirtschaftspolitischen Gerechtigkeit 
beitragen können. 

Erst Ihr dritter Schritt ist die Tarifreform 2000, mit 
der Sie das Einkommensteuergesetz reformieren, 
Ausnahmetatbestände abschaffen, Bemessungs-
grundlagen verbreitern, gerechtere Besteuerung er-
reichen und die Steuertarife senken wollen. Sie sa-
gen aber nicht, was Sie hinauswerfen wollen. Sie sa-
gen nur: Tarife müssen gesenkt werden. Das sagen 
übrigens auch wir. Auch wir sagen: Der Spitzensteu-
ersatz muß gesenkt werden. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Auch auf 
dem Parteitag jetzt?) 

- Auch auf dem Parteitag werde ich das sagen. Da 
werden Sie sich aber wundern. 

Man kann das auch erklären: Wir können beim 
Steuertarif in den Steuersätzen natürlich nach unten 
gehen. Wenn wir das, was wir als Grüne hier seit ei-
nem Jahr vorgelegt haben, tun, wenn wir die ganzen 
Ausnahmetatbestände herausnehmen und das Steu-
errecht wirklich entrümpeln, dann schaffen wir es, 
den realen Steuersatz bei sehr hohen Einkommen 
endlich dort anzusetzen, wo er hingehört. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Westerwelle soll mehr Steu

-

ern zahlen! Das ist Sinn und Zweck des 
Ganzen!) 

- Heute ist es so, Herr Westerwelle, daß jemand mit 
einem sehr hohen Einkommen und mit einem nomi-
nellen Steuersatz von 53 Prozent faktisch einen Steu-
ersatz von höchstens 30 Prozent hat. Die Bezieher 
mittlerer Einkommen zahlen im Durchschnitt einen 
faktischen Steuersatz von 36 Prozent. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Westerwelle wird zur Ader 

gelassen!) 

Das heißt, der Steuersatz liegt bei mittleren Einkom-
men wesentlich höher als bei sehr hohen Einkom-
men, die Sie permanent zu schützen vorgeben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Westerwelle soll 
mehr Steuern zahlen! Das ist Sinn und 
Zweck der Reform! - Zurufe von der SPD) 

- Daß Herr Westerwelle um seine eigenen Steuerzah

-

lungen Angst hat, das haben Sie gesagt. Ich kenne 

seine Steuererklärung nicht. Da halte ich mich lieber 
zurück. 

Die Forderung ist und muß doch sein: Senken Sie 
in einem ersten Schritt die Steuersätze bei gleichzei-
tigem Subventionsabbau, so wie das auch beispiels-
weise Herr Henkel, der Präsident des BDI, gefordert 
hat. Denken Sie doch darüber nach, daß die Einkom-
mensteuerreform jetzt, 1996, kommen muß. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
ich möchte Sie fragen, ob Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Solms gestatten. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
bitte. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Er hat nämlich 
auch Befürchtungen um seinen Steuersatz!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Herr Solms. 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Frau Kollegin, ich 
möchte nur fragen, ob Sie der Forderung Ihres Kolle-
gen Joschka Fischer zustimmen, daß der Spitzen-
steuersatz, wie man den Zeitungen entnehmen 
konnte, auf 35 Prozent gesenkt werden sollte. 

(Heiterkeit bei der F.D.P.) 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich weiß nicht, was die F.D.P. heute hat. Sie bieten 
mir dauernd so tolle Steilvorlagen. Das ist hervorra-
gend. 

Man sollte überlegen, wie die nominelle und die 
faktische Besteuerung aussieht. Es gibt auch Kolle-
ginnen und Kollegen aus Ihren Reihen, die sagen: 
Wir können den Eingangssteuersatz auf unter 
20 Prozent - und zwar auf weit unter 20 Prozent - 
drücken, und wir können dann den Spitzensteuer-
satz bei 35 bis 40 Prozent ansetzen. Dann sind wir 
uns doch einig. 

Wir sind uns aber nicht darin einig, was wir an 
Steuersubventionen abbauen; denn davon ist Ihre 
Klientel betroffen. Die Grünen haben letztes Jahr ei-
nen Subventionsabbau in Höhe von 19 Milliarden 
DM vorgeschlagen. Aber die Koalition war zu feige, 
diese 19 Milliarden DM abzubauen. Die Koalition 
war auch zu feige, das, was ihre eigene Gutachter-
kommission zur Steuervereinfachung und zum Ab-
bau von Subventionen vorgeschlagen hat, im Bun-
destag zu beschließen. Das ist genau das Problem, 
vor dem wir stehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Westerwelle soll 
mehr Steuern zahlen! Er soll endlich Steu-

ern zahlen!) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Michelbach? 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
bitte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Frau Kollegin, Sie 
erwecken hier den Eindruck, als wollten Sie zumin-
dest im Steuersystem bleiben. Die SPD hat zu diesem 
Thema einen pauschalen Antrag eingebracht. Die 
Grünen haben einen wenig substantiellen Antrag 
eingebracht, in dem man nachlesen kann, was Sie 
wirklich wollen. Da steht: Beendigung von ökono-
misch und ökologisch schädlichen Fehllenkungen 
von Kapital. 

Da frage ich Sie: Ist das im System? Soll das hei-
ßen, daß Sie mit Ihrer Steuerpolitik Staatslenkung 
betreiben wollen? 

(Lachen des Abg. Joseph Fischer [Frank

-

furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) - Zurufe 
von der SPD: Oh!) 

Bedeutet das nicht, daß das blanker Ökosozialismus 
ist und nicht im bestehenden Steuersystem bleibt? 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Auf den Blödsinn würde ich 

nicht antworten! - Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine verehr-
ten Kollegen, die Zwischenfrage ist nicht an Sie, son-
dern an die Rednerin gerichtet. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber sie war so geistreich, daß sich jetzt unheimlich 
viele Leute damit auseinandersetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Michelbach, es geht uns um den Abbau von 
ökologisch schädlichen Steuersubventionen. Genau 
das haben wir hier vorgelegt. Das wurde übrigens 
auch von Kollegen aus Ihrer eigenen Fraktion vorge-
legt, wurde dem Herrn Schäuble in die Schublade 
gegeben und ist bis 1998 vertagt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Wie sieht es denn aus mit der Steuerbefreiung von 
Flugbenzin, mit der Mineralölsteuerbefreiung in al-
len möglichen Bereichen? Auch Sie wollen da doch 
eine Änderung haben. 

Ich ärgere mich sehr, wenn die Koalition sagt: Wir 
wollen auch im Mineralölsteuerbereich etwas tun. 
Die F.D.P. hat jetzt wieder gesagt: Kfz-Steuer ab-
schaffen. Wir haben hier vor vier Wochen einen An-
trag dazu gestellt, aber die F.D.P. und auch Sie haben 
ihn abgelehnt. Wir wollten eine Umlegung der Kfz

-

Steuer auf die Mineralölsteuer, weil wir denken, daß 
das ökologisch sinnvoller ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Da haben Sie gekniffen - leider. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sehr richtig! Wo 
sie recht hat, hat sie recht!) 

- Wo ich recht habe, habe ich recht. Vielen. Dank. 
Das war der Kommentar der F.D.P., den ich in diesem 
Zusammenhang gerne aufgreife. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Machen Sie eine Radi-
kalkur. Die Steuersatzsenkung ist der einzige Weg 
zu mehr Steuergerechtigkeit und Transparenz und 
muß der erste Schritt sein. 

Das wesentliche Kennzeichen ist das Auseinander-
klaffen - das habe ich angesprochen - der nominel-
len und realen Steuersätze. Das hängt damit zusam-
men, daß manche Einkommen überhaupt nicht in die 
Besteuerung aufgenommen werden. Nur etwa zwei 
Drittel der Volkseinkommen sind der Finanzverwal-
tung in der Bundesrepublik überhaupt bekannt. Ich 
denke, was die Gerechtigkeit betrifft, kann es so 
nicht weitergehen. 

Wir brauchen eine maßgebende Struktur. Das 
heißt, erster Schritt: Einkommensteuerreform; und 
dann können Sie darüber nachdenken, wie Sie die 
Unternehmensbesteuerung angehen, wie Sie Unter-
nehmensteuern senken. Das darf aber auf keinen 
Fall heißen: Unternehmensteuer senken und Mehr-
wertsteuer erhöhen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort dem Abgeordneten Carl-Ludwig Thiele. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Von der Partei der Steuer-
zahler! Vor uns steht der fleischgewordene 

Spitzensteuersatz!) 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Es ist schon erstaunlich: Seitdem Herr Fi-
scher Fraktionsvorsitzender der Grünen hier im 
Deutschen Bundestag ist und die Wirkungen des pro-
gressiven Einkommensteuertarifes selbst verspürt, 
nimmt die Bundestagsfraktion der Grünen einen 
Schwenk in der Einkommensteuerpolitik vor und for-
dert die Senkung des Spitzensteuersatzes auf 
35 Prozent. Das ist wiederum ein Alleinstellungs-
merkmal von Ihnen, Herr Fischer, gegenüber Ihrer 
Partei; denn diese Forderung hat Herr Trittin bislang 
noch nicht befürwortet. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Richtig ist, was hinten her

-auskommt!) 

Möglicherweise sieht er das anders, wenn er einmal 
Fraktionsvorsitzender der Grünen ist. Aber das ist 
derzeit noch nicht der Fall. 
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Carl-Ludwig Thiele 
Frau Matthäus-Maier, auch noch ein Wort an Sie: 

Warum arbeiten Sie bei diesen brillanten Vorschlä-
gen, die Sie dem Plenum unterbreiten, nicht im Fi-
nanzausschuß mit? Warum verweigern Sie dort ei-
gentlich konkrete Arbeit? Ich bin seit dieser Legisla-
turperiode dort der Vorsitzende. Ich habe Sie zwei-
mal in einer Anhörung gesehen. Ansonsten habe ich 
Sie im Finanzausschuß nicht erlebt. 

Deshalb sage ich Ihnen: Die Finanzpolitik kann 
doch nicht nur aus Rhetorik im Deutschen Bundestag 
bestehen; sie muß konkret auch in der Sache erarbei-
tet werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Der Antrag der SPD-Fraktion, mit dem wir uns 
heute beschäftigen, kann von fast jedem Mitglied 
dieses Hauses im Grundsatz befürwortet werden. Er 
ist so schön weich, so schön allgemein, er verkündet 
nur Wohltaten. Er ist nur eines nicht: Er ist nicht kon-
kret. 

Dieser Antrag entspricht der klassischen Opposi-
tionsrolle, wie sie die SPD-Fraktion versteht: der Ge-
fälligkeitsopposition. Wer aber ernsthaft Oppositions-
politik betreiben will, muß Alternativen vorlegen. Er 
muß deutlich machen, was er will. Er darf sich nicht 
vor konkreten Aussagen drücken. Hier finden wir 
aber nur allgemeine Grundsätze. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wo sind denn 
die Regierungskoalitionsvorschläge?) 

Es reicht nicht, wie dies die SPD-Bundestagsfrak-
tion auch bei den Beratungen des Jahressteuergeset-
zes 1996 getan hat, mit Herrn Bareis über Subven-
tionsabbau und Abbau von Steuervorteilen zu reden, 
aber im Deutschen Bundestag keine eigenen Vor-
schläge dazu zu unterbreiten. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber ihr seid doch die 

Mehrheit!) 

Konkret wurde die SPD dann allerdings über den 
Bundesrat bei den Beratungen im Vermittlungsaus-
schuß zum Jahressteuergesetz. Nach Beschwerden 
von Bürgern über die negativen Auswirkungen des 
Jahressteuergesetzes 1996 sind die steuerliche Ein-
schränkung der doppelten Haushaltsführung, die 
Einschränkung bei den häuslichen Arbeitszimmern 
und die steuerliche Neuregelung über die Dienstwa-
gen - um nur einige zu nennen - von der SPD-Mehr-
heit im Bundesrat durch den Vermittlungsausschuß 
in das Jahressteuergesetz 1996 hineingeboxt wor-
den. 

Was sagt die SPD eigentlich denjenigen Arbeitneh-
mern, die bei erheblicher Beeinträchtigung ihres Pri-
vatlebens die Mühe einer getrennten Haushaltsfüh-
rung auf sich nehmen und die Zusatzkosten nicht 
steuerlich geltend machen können? Was sagt die 
SPD denjenigen Arbeitnehmern, die täglich weite 
Wege zum Arbeitsplatz zurücklegen müssen und 
hierfür jetzt steuerlich erheblich stärker zur Kasse ge-
beten werden? Was sagt die SPD eigentlich denjeni-
gen Arbeitnehmern bei Daimler-Benz, BMW, Opel, 
Ford, Audi, VW und den vielen Zulieferbetrieben,  

die durch stornierte Bestellungen und stockenden 
Absatz Angst um ihren Arbeitsplatz haben? 

(Joachim Poß [SPD]: Sie haben dem doch 
zugestimmt!) 

Wer Arbeitsplätze in Deutschland erhalten will, 
wer neue Arbeitsplätze in Deutschland schaffen will, 
wer will, daß sich Leistung in Deutschland lohnt, da-
mit mehr Menschen etwas unternehmen, um Arbeits-
plätze zu schaffen und Geld zu erwirtschaften, der 
darf doch nicht gerade diese Leistungsträger, die un-
sere Gesellschaft aufrechterhalten, in dieser Form in 
ihrem Leistungswillen und in ihrer Leistungsfähig-
keit belasten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Joseph Fischer [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Partei 

der Gesellschaftsaufrechterhalter!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Frage der Abgeordneten Mat-
thäus-Maier? 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Gerne. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Kollege Thiele, 
ganz abgesehen davon - um das nur einmal klarzu-
machen -, daß auch bei Ihnen stellvertretende Vorsit-
zende nur dann in den Ausschuß gehen, wenn es 
große Anhörungen oder ähnliches gibt - ich sehe, 
Herr Repnik nickt -, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Bei uns arbeiten sie!) 

und ganz abgesehen davon, daß der Abbau der 
Steuersubventionen im Jahressteuergesetz zu erheb-
lichen Teilen Dinge beinhaltet, die mir und meiner 
Fraktion ausgesprochen weh tun und nur dadurch 
zustande gekommen sind, daß wir gemeinsam eine 
Gegenfinanzierung konzipiert haben, möchte ich Ih-
nen die Frage stellen: Hat die F.D.P. dem Jahres-
steuergesetz mit alldem, was Sie bejammern, zuge-
stimmt oder nicht? 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Wir haben dem Jahres-
steuergesetz zugestimmt, 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Aha!) 

weil wir den Verfassungsauftrag hatten, das Exi-
stenzminimum von der Steuer freizustellen. 

(Peter Conradi [SPD]: Sonst hätten Sie es 
nicht gemacht?) 

Diesen Verfassungsauftrag hat diese Koalition mit 
der Freistellung des Existenzminimums und mit der 
Neuordnung des Familienleistungsausgleiches er-
füllt. 

(Abg. Ingrid Matthäus-Maier [SPD] will 
wieder Platz nehmen) 

- Ich bin mit meiner Antwort noch nicht fertig. 
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Carl-Ludwig Thiele 
Wenn ich mich aber recht entsinne, war es gerade 

die SPD-Opposition, die eine erheblich stärkere Ent-
lastung forderte - 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ja!) 

ohne Gegenfinanzierungsvorschläge. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Doch!) 

Diese SPD-Opposition ist bei den SPD-geführten 
Ländern aufgelaufen, die eine derart hohe Entla-
stung für die Steuerbürger, wie wir sie vorhatten, 
nicht wollten. Sie wollten nicht, daß die Steuerbürger 
in diesem Lande so stark entlastet werden, und des-
halb kamen von den SPD-geführten Ländern diese 
Kompensationsvorschläge. 

Da wir aber alle vor der Aufgabe standen, das Exi-
stenzminimum steuerlich freizustellen, standen wir 
an dieser Stelle unter einem Handlungszwang und 
hatten keine andere Möglichkeit, als diese Punkte, 
die uns nicht gefielen, mit zu beschließen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]: Wir auch nicht! Keine andere Mög

-

lichkeit!) 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, 
wir, die F.D.P. und diese Koalition, wollen, daß Ar-
beitsplätze in Deutschland erhalten und neue Ar-
beitsplätze geschaffen werden. Deshalb setzen wir 
uns schon seit Jahren für die Abschaffung der Sub-
stanzsteuern auf Arbeitsplätze in Deutschland im 
Wege der Beseitigung der Gewerbekapitalsteuer 
und insbesondere der Beseitigung der betrieblichen 
Vermögensteuer ein. Diese Steuern stellen einen 
echten Standortnachteil Deutschlands dar, weil un-
sere wichtigsten Mitbewerberländer diese Steuern 
nicht erheben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Herr Thiele, das 
glauben Sie doch selber nicht!) 

Diese Steuern müssen auch in Verlustjahren gezahlt 
werden. Sie bringen Unternehmen häufig in Exi-
stenznöte und vernichten Arbeitsplätze. 

Wenn Sie Steuern vereinfachen wollen - das steht 
ja in Ihrem Antrag -, warum weigern Sie sich, die Ge-
werbekapital- und die Vermögensteuer und damit 
die Einheitsbewertung abzuschaffen? Die Abschaf-
fung einer Steuer ist immer noch die beste und kon-
sequenteste Form der Steuervereinfachung und 
Steuersenkung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Schaffen Sie 

doch die Lohnsteuer ab!) 

Nun zu den Grünen. Frau Scheel, es ist schon in-
teressant, daß Sie jetzt die Arbeitsplätze bei den 
Rechtsanwälten, in den Büros der Architekten, in 
den Praxen der Ärzte zusätzlich belasten wollen, in-
dem Sie fordern, daß diese Berufe die Gewerbeer-
tragsteuer zahlen. Man sollte hier deutlich anspre-
chen, daß seitens der Grünen nicht eine Entlastung,  

sondern eine Belastung von Arbeitsplätzen auch in 
Dienstleistungsberufen in Deutschland gewollt ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wann lernen Sie eigentlich, daß Deutschland keine 
Insel ist, daß Deutschland nicht nur im europäischen, 
sondern im internationalen Wettbewerb steht und 
deshalb diese Steuern, die einen Standortnachteil für 
Arbeitsplätze darstellen, abgebaut werden müssen? 
Geben Sie endlich Ihre Blockadepolitik hier im Deut-
schen Bundestag und auch im Bundesrat auf! 

Für die Schaffung von Arbeitsplätzen brauchen wir 
Investitionen. Für Investitionen gibt es aber eine 
Grundregel. Wir können Investitionen in Deutsch-
land nicht erwarten, wenn wir schlechtere Rahmen-
bedingungen für Investitionen anbieten als unsere 
Mitbewerber. Ohne Investitionen keine Arbeits-
plätze! Ohne wettbewerbsgleiche Bedingungen für 
Investitionen keine Investitionen in Deutschland und 
keine Arbeitsplätze! 

Die Realität sieht doch so aus: Die großen Unter-
nehmen wandern mit ihren Arbeitsplätzen aus, und 
die kleinen gehen unter. Deshalb setzt sich die F.D.P. 
vorrangig dafür ein, daß in Deutschland neue Ar-
beitsplätze geschaffen werden. Diese Arbeitsplätze 
können nicht im öffentlichen Dienst entstehen. Sie 
müssen von Bürgern, von Selbständigen, von Unter-
nehmen und Betrieben geschaffen werden. Dies geht 
aber nur, wenn Investieren in Deutschland Sinn 
macht. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten von Larcher? 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Gerne, Herr Präsident! 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Vorsitzender des 
Finanzausschusses, lesen Sie eigentlich manchmal 
das „Handelsblatt"? Wenn Sie das tun, haben Sie si-
cher das „Handelsblatt" vom Montag vor acht Tagen 
gelesen. Dann wissen Sie, was Herr Mundorf auf 
Seite 2 über den Standort schreibt. Er weist nach, daß 
der Standort Deutschland ein guter Standort ist. Wie 
verhält sich das zu dem, was Sie jetzt gesagt haben? 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Herr von Larcher, ich 
glaube, Sie sind Sprecher des linken Kreises der 
SPD, des Frankfurter Kreises. Wenn der Sprecher des 
linken Kreises innerhalb der SPD-Fraktion erklärt, 
daß Herr Mundorf recht hat, wenn er im „Handels-
blatt" sagt, daß wir keine Standortprobleme haben, 
dann zeigt das die Basis für die realitätsfremden Vor-
schläge, die uns von Ihnen unterbreitet werden, um 
die tatsächlich bestehende Arbeitslosigkeit in 
Deutschland wirksam zu bekämpfen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir können dies doch nicht negieren. Einige Genos-
sen von Ihnen negieren dies auch nicht; sie sehen 
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das genauso. Insofern erschaudert mich diese fremde 
Betrachtungsweise schon. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Bürger unse-
res Landes haben es satt, daß die Politik immer nur 
über Probleme redet, aber durch die Blockadehal-
tung der SPD im Bundestag und im Bundesrat nicht 
in der Lage ist, Probleme tatsächlich zu lösen. 

Die F.D.P. ist der Auffassung, daß die Probleme un-
seres Landes nicht durch mehr, sondern durch weni-
ger Staat gelöst werden können. 

(Peter Conradi [SPD]: Durch weniger 
F.D.P.!) 

Wir wollen etwas gegen die Verkrustung unserer Ge-
sellschaft, die in vielen Bereichen zu einer reinen Be-
sitzstandswahrungsgesellschaft geworden ist, unter-
nehmen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das müßt ausgerechnet ihr 
sagen! Ausgerechnet die F.D.P.! Gerade ihr 
müßt über die Besitzstandswahrung reden!)  

Wir haben hierzu konkrete Vorschläge unterbreitet. 
Wir sind zur Reform bereit. 

Gerade die SPD erweist sich als strukturkonserva-
tive Partei. Sie ist es doch, die am alten Denken fest-
hält. Gerade beim Bremer Vulkan unter dem Genos-
sen Hennemann hat sie vorgeführt, daß die Staats-
wirtschaft Geld kostet, Arbeitsplätze gefährdet und 
keine Zukunft hat. 

Deshalb sagt die F.D.P.: Wer dem Staat immer 
mehr Aufgaben aufbürdet, nimmt Steuererhöhungen 
und Verschuldung zur Finanzierung dieser zusätzli-
chen Aufgaben in Kauf. Wer über steigende Steuern 
klagt, darf nicht gleichzeitig nach immer neuen 
Wohltaten rufen. Die Neigung der Politik, jedes Pro-
blem mit staatlichen Programmen lösen zu wollen, 
entspricht der Neigung bequemer Bürger, immer 
mehr Ansprüche an den Staat zu stellen. 

(Peter Conradi [SPD]: Wer regiert hier 
eigentlich?) 

Die Trennung zwischen Freiheit und Verantwortung 
- möglichst viele Rechte und Freiheiten beim Bürger 
und möglichst viele Pflichten und Verantwortungen 
beim Staat - führt nicht nur zur Nichtfinanzierbarkeit 
unseres Gemeinwesens, sondern zum Verlust von 
Freiheit und Engagement in unserer Gesellschaft. 

Wodurch ist denn die Freiheit der Bürger in unse-
rem Lande derzeit bedroht? Durch ein undurchdring-
liches Regelungsdickicht, durch eine überhöhte 
Steuer- und Abgabenlast, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wer hat's denn gemacht?) 

durch eine Verschuldung, die die Handlungsfähig-
keit der öffentlichen Haushalte in Frage stellt und die 
eine schwere Bürde für die kommende Generation 
darstellt. - Wenn Sie eine Zwischenfrage stellen wol-
len, Herr Fischer, antworte ich Ihnen darauf. 

Frau Scheel, bitte schön, wenn der Herr Präsident 
es zuläßt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Scheel, Sie haben das Wort zu einer Zwischenfrage. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Thiele, Sie legen hier einen Katalog von Miß-
lichkeiten vor, den wir unterstützen können: Die 
Steuer- und Abgabenlast ist zu hoch, die Lohnneben-
kosten sind zu hoch. Ich frage Sie: Wer hat denn die 
Regierung in diesem Lande in den letzten Jahren ge-
bildet? 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: 26 Jahre F.D.P.!) 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Frau Scheel, diese Ko-
alition hat von 1982 bis 1990 die Staatsquote gesenkt 
und durch das Senken der Staatsquote 3 Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze in Deutschland geschaffen. 

(Lebhafter Beifall bei der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Diese Koalition hat zu einem Zeitpunkt, zu dem Teile 
der SPD und Teile der Grünen nicht bereit waren, die 
deutsche Wiedervereinigung zu wollen, mit Hans-
Dietrich Genscher und Helmut Kohl die deutsche 
Wiedervereinigung herbeigeführt, und ich bin stolz 
darauf und glücklich darüber. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir befinden uns jetzt in dem Zeitabschnitt nach 
der deutschen Einheit. Wir stehen zum Aufbau der 
Wirtschaft in den neuen Bundesländern und zur Ab-
federung der sozialen Probleme für die Mitbürger in 
den neuen Bundesländern. Dies ist natürlich finan-
ziell eine andere Herausforderung, als sie vor der 
deutschen Einheit bestanden hat. Warum wird das 
denn von Ihnen verschwiegen? Warum wird das von 
der SPD verschwiegen? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Regierung hat doch ihren Kurs nicht geändert. 
Die Regierung bemüht sich, den Aufbau für die Bür-
ger in den neuen Bundesländern voranzutreiben. Die 
Steuerausfälle hängen doch zum Beispiel auch damit 
zusammen, daß Bürger dort investieren und daß 
diese Investitionen steuerlich begünstigt sind, was 
zumindest von uns gewollt ist. Wenn Sie das nicht 
wollen, daß in den neuen Bundesländern investiert 
wird, wenn Sie dafür keine Fördermittel bereitstellen 
wollen, dann erklären Sie das doch bitte. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ihr senkt doch den Solidari-
tätszuschlag! Ihr verabschiedet euch doch 

aus der Solidarität!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Scheel? 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Gern. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Frau Scheel. 
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Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
wird immer abstruser, Herr Thiele! Der Aufbau Ost 
wird unter anderem über den Solidaritätszuschlag fi-
nanziert. Die F.D.P., die jetzt beklagt, daß es ganz 
problematisch ist, was wir heute an wirtschaftlicher 
Aufbauleistung in diesem Bereich haben, will den 
Solidaritätszuschlag, wie vorgestern zu lesen war, bis 
1999 ganz abschaffen. 

Herr Thiele, ein zweiter Punkt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Scheel, ich muß Sie unterbrechen. Sie hatten sich 
nicht zu einer Intervention, sondern zu einer Frage 
gemeldet. Ich bitte Sie, eine kurze Frage zu stellen. 
Andernfalls müßten Sie sich zu einer Inte rvention 
melden. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich frage den Herrn Thiele, ob er es als sinnvoll er-
achtet, wenn wir den Aufbau Ost und die ganzen 
wirtschaftspolitischen Probleme betrachten, den Soli-
daritätszuschlag zunächst um 2 Prozent zu senken 
und bis 1999 ganz abzuschaffen. Gleichzeitig frage 
ich Herrn Thiele, wie er es finanzieren will, die Lohn-
nebenkosten zu senken. Ich frage ihn, wie er es fi-
nanzieren will, die Gewerbekapital- und -ertrag

-

steuer abzuschaffen und die Vermögensteuer abzu-
schaffen; denn dadurch wird ein Loch von etwa 
80 Milliarden DM produziert. Wo sollen diese 
80 Milliarden DM herkommen, Herr Thiele? Das 
würde ich gern wissen. Ich denke, das interessiert 
die Bezieher von kleinen und mittleren Einkommen 
in diesem Lande ganz besonders. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Unsere Vorschläge lie-
gen vor. Es ist erstaunlich, daß Sie einen Punkt über-
haupt nicht angesprochen haben: Wir wollen die 
Steuern und Abgaben der Bürger dadurch senken, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Daß Sie 
Schulden machen!) 

daß wir die Staatsausgaben reduzieren und die So-
zialversicherung reformieren. Warum reden Sie im-
mer nur über die Einnahmeseite des Staates, die die 
Belastung der Bürger betrifft, und sind nicht bereit, 
über eine Ausgabenreduzierung zu sprechen? 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Diese Koalition unter Finanzminister Dr. Waigel 
hat mit dem Haushalt des letzten Jahres, 1995, den 
ersten Haushalt seit 1953 vorgelegt, der weniger 
Ausgaben enthält als der Vorjahreshaushalt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dies ist der Weg, den wir beschreiten wollen. Wir 
wollen nicht Steuererhöhung. Wir wollen Steuersen-
kung, weil wir nur so Wachstum und Dynamik in un-
serer Gesellschaft erreichen können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Thiele, von dem Abgeordneten Köhne wird noch 
eine Zwischenfrage gewünscht. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Bitte sehr. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Herr Köhne. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Kollege Thiele, Sie haben 
soeben davon gesprochen, daß Sie es für richtig hal-
ten, daß wir Steuerausfälle dadurch haben, daß an-
dere, „Besserverdienende" sage ich einmal, in den 
neuen Bundesländern investieren. Ist Ihnen in die-
sem Zusammenhang bekannt, daß Menschen, die 
mehr als 200 000 DM Jahreseinkommen haben, 
durch die Vergünstigung so weit bessergestellt wer-
den, daß sie im Grunde genommen durch Einspa-
rung ihrer Steuerschuld Wohneigentum bilden kön-
nen, obwohl sie gar nichts dafür aufbringen, daß also 
alle diese Sonderabschreibungen im Endeffekt dazu 
führen, daß sich über die Steuervergünstigungen an-
dere Menschen bereichern, was eigentlich keinen Ef-
fekt hat außer dem, daß überteuerte Wohnungen ge-
baut werden, die letztendlich nicht mehr vermietet 
werden können? Ich selbst bekomme von einem Im-
mobilienmakler ständig solche Angebote, der mir ge-
nau vorrechnet, daß ich Eigentum bilden kann, ohne 
letztendlich einen Pfennig dazuzahlen zu müssen. 
Halten Sie das für gerechtfertigt? 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Sehr geehrter Herr 
Köhne, wenn Sie Investitionen anreizen wollen und 
eine Investition in den neuen Bundesländern haben 
wollen, damit Wohnungen entstehen, damit moderne 
Fabriken entstehen, dann brauchen Sie Förderme-
chanismen. Die Fördermechanismen hat der Staat 
über die Ausgabenseite nur begrenzt. Da brauchen 
wir die Bürger, die bereit sind, sich zu engagieren 
und dort zu investieren. Deshalb haben wir diese 
steuerliche Vorzugsbehandlung von Investitionen in 
den neuen Bundesländern. Investitionen werden ab-
geschrieben und führen zu Arbeitsplätzen, aber auch 
zu Steuerausfällen. Wir brauchen aber Investitionen, 
um in den neuen Bundesländern Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Der Streit um die Finanzierbarkeit des Staates und 
die Grenze der Belastungsfähigkeit der Bürger ist 
der Streit über moderne und unmoderne Wirtschafts-
politik. Dies ist auch der Streit in der SPD. Wenn der 
wirtschaftspolitische Sprecher der SPD, Gerhard 
Schröder, erklärt, daß Sparen erfolgen muß und auch 
Einschnitte in das soziale Netz erfolgen müssen, 
dann spricht er nur das aus, was dieser Koalition und 
den Bürgern unseres Landes längst bewußt ist. Daß 
Herr Schröder aber gleich von dem wirtschaftspoliti-
schen Sprecher Ihrer Fraktion und von den Parteilin-
ken zurückgepfiffen wird, zeigt, daß die SPD noch 
weit davon entfernt ist, moderne Wirtschaftspolitik 
zu betreiben. 

Deshalb appelliere ich an Sie: Helfen Sie mit, die 
Belastungen vom Rücken der arbeitenden Bevölke-
rung zu nehmen. Helfen Sie mit, die Reform des so-
zialen Sicherungssystems durch Veränderungen in 
dem System zu bewerkstelligen. Helfen Sie mit, die 
Belastung der Bürger durch ein Sinken der Staats- 



7840 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 89. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 

Carl-Ludwig Thiele 

ausgaben zu reduzieren, das dann die notwendigen 
Steuersenkungen ermöglicht. 

Deshalb sind wir der festen Auffassung: Wir müs-
sen unseren Staat verändern. Die F.D.P. versteht sich 
als Motor dieser Veränderungen. Das ist auch unsere 
Rolle als liberale Bürgerpartei. 

Die öffentliche Hand unterscheidet sich von den 
privaten Haushalten dadurch, daß der Privathaushalt 
seine Ausgaben an den Einnahmen orientiert. Wenn 
jemand weniger Einnahmen hat, kann er auch weni-
ger ausgeben. Bei der öffentlichen Hand ist es jedoch 
genau umgekehrt. Ihre Einnahmen richten sich nicht 
nach den Ausgaben. Damit die Einnahmen des Staa-
tes und die Steuern unserer Bürger sinken, muß nach 
unserer festen Auffassung auf der Ausgabenseite der 
öffentlichen Hand und der Sozialversicherungssy-
steme gespart werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wer unsere soziale Marktwirtschaft erhalten will, 
muß diese umbauen, damit sie bestehen bleiben 
kann. Nicht der Ausbau, sondern der Umbau unseres 
Sozialstaates ist angesagt. Weniger Staatsausgaben 
ermöglichen weniger Steuern. Weniger Steuern set-
zen wirtschaftliche Dynamik frei und schaffen neue 
Arbeitsplätze, wie es die achtziger Jahre gezeigt ha-
ben. 

Deshalb verlangt die F.D.P. folgende konkrete Än-
derungen: 

Erstens. Die F.D.P. fordert die Abschaffung der 
Substanzsteuern im Wege der Beseitigung der Ge-
werbekapitalsteuer und die Beseitigung insbeson-
dere der betrieblichen Vermögensteuer. 

Zweitens. Die F.D.P. fordert eine deutliche Entla-
stung der Steuern auf Unternehmenserträge. Das be-
deutet: mittelstandsfreundliche Absenkung und 
letztlich Abschaffung der Gewerbeertragsteuer, Sen-
kung der Körperschaftsteuer für Kapitalgesellschaf-
ten, Senkung der Einkommensteuer für Personenge-
sellschaften und Einzelunternehmen. 

Drittens. Die F.D.P. fordert eine nachhaltige Entla-
stung der leistungsfeindlichen Besteuerung von Ar-
beit. Die leistungsfeindliche Lohn- und Einkommen-
steuer muß gesenkt werden. Sie belastet den Arbeits-
prozeß und drängt die Menschen in die Schwarzar-
beit. Schon jetzt müssen die Arbeiten für eine grund-
sätzliche Reform der Lohn- und Einkommensteuer 
beginnen. Die F.D.P. plädiert für eine steuerliche Ent-
lastung über den gesamten Tarif. Die F.D.P. plädiert 
für eine drastische Verringerung komplizierter steu-
errechtlicher Ausnahmetatbestände. Die F.D.P. will 
die Vereinfachung des Systems, die Senkung der Ta-
rife und die Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage. 

Viertens. Die F.D.P. fordert eine nachhaltige Ver-
einfachung unseres Steuersystems. Dies bedeutet 
Beseitigung von Ausnahmen bei der Reform des Ein-
kommensteuertarifs, Abschaffung der gesamten Ver-

mögensteuer als Voraussetzung für die Beseitigung 
der Einheitswerte 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Die F.D.P. 
will den Himmel auf Erden!) 

und eine grundsätzliche Reform und Vereinfachung 
des Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts bei deut-
licher Erhöhung der Freibeträge. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Warum machen Sie es denn 

nicht?) 

- Dazu haben wir die Vorschläge vorgelegt, und wir 
werden sie umsetzen , Herr Fischer. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir fordern ferner die Abschaffung der Kfz-Steuer 
und deren Umlegung auf die Mineralölsteuer und ei-
nen entsprechenden Ausgleich für die Länder. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
dies sind mutige Schritte. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Warum machen Sie es denn 

nicht?) 

Lassen Sie uns diese notwendigen Schritte tun! Las-
sen Sie uns über notwendige Veränderungen nicht 
nur reden, lassen Sie uns diese notwendigen Verän-
derungen im Interesse unserer Bürger umsetzen! Bei 
den zustimmungspflichtigen Gesetzen, Herr Fischer, 
würde ich mich freuen - da ja in einzelnen Landesre-
gierungen die Grünen vertreten sind -, wenn sich 
Teile Ihrer Vorstellungen so durchsetzen, daß die 
Blockadehaltung des Bundesrates gegen diese ver-
nünftige Steuerpolitik aufgegeben wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz-
intervention gebe ich das Wort dem Abgeordneten 
von Larcher. 

Detlev von Larcher (SPD): Ich kann ja verstehen, 
daß sich Herr Thiele sehr ärgert, wenn sich der Spre-
cher des Frankfurter Kreises auf das „Handelsblatt" 
beruft, während er hier eine ideologische Rede im 
Interesse seiner Klientel hält. 

Damit Sie wissen, worüber ich geredet habe, 
möchte ich ein bißchen aus dem „Handelsblatt" zi-
tieren. Da steht nämlich - hören Sie gut zu, Sie kön-
nen jetzt etwas lernen -: 

Doch sollten die berechtigten Klagen über die 
deutsche Steuer- und Abgabenquote nicht mit 
solcher Überzeugungskraft vorgetragen werden, 
daß sie im Ausland geglaubt und damit wirklich 
zum Standortproblem werden. Man sollte in 
Deutschland nicht den Eindruck erwecken, daß 
andere Industriestaaten von der Luft und der 
Liebe ihrer Bürger lebten. 
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Die Abgabenquoten anderer Länder sind näm-
lich meist beträchtlich höher. Nach Zahlen des 
Bundeswirtschaftsministeriums 

- also dieser Bundesregierung - 

kann für das Jahr 1994 im internationalen Ver-
gleich von den folgenden Abgabequoten ausge-
gangen werden (Steuern und Sozialabgaben in 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes): 

Die dann folgende Liste wird von Schweden mit 
53,3 Prozent vor Dänemark mit 51,3 Prozent ange-
führt. Zehn Länder stehen vor der Bundesrepublik. 
Dann kommt Deutschland mit 39,2 Prozent; danach 
folgen noch sechs Länder. Zusammenfassend wird 
gesagt: 

Im Vergleich zu den anderen Industrieländern je-
doch und in der volkswirtschaftlichen Messung 
bleibt die deutsche Steuer- und Abgabenlast 
durchaus in einem bescheidenen Rahmen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Also müssen 
wir erhöhen?) 

So das „Handelsblatt" . Damit zeigt sich, wie töricht 
es ist, wenn Herr Thiele davon spricht, 

(Zuruf von der F.D.P.: Ihr habt keinen eige

-

nen Verstand!) 

daß wir realitätsfern seien. In Wirklichkeit ist er der 
Ideologe, während wir uns auf Zahlen und Fakten 
beziehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Thiele, Sie können darauf antworten. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Herr von Larcher, zu-
nächst muß ich Ihnen sagen, ich freue mich, daß Sie 
das „Handelsblatt" lesen. Ich bestaune allerdings, 
daß Sie durch dieses Zitat leugnen, daß es in 
Deutschland Standortprobleme gibt und daß wir eine 
enorm hohe Zahl von Arbeitslosen haben. Das ist 
doch ein Fakt! Daran können Sie sich doch nicht ein-
fach vorbeidrücken. Ich finde es natürlich auch er-
staunlich, daß Sie mit dieser Wortmeldung erklären: 
Die Deutschen, die Bürger unseres Landes, sind 
nicht zu hoch belastet, sie sind zu niedrig belastet 

(Detlev von Larcher [SPD]: Da spricht der 
Ideologe! - Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: 

Das hat er doch gesagt!) 

Daraus kann ich doch nur Ihren Umkehrschluß zie-
hen, daß die Steuerbelastung der Bürger für Sie im-
mer noch nicht ausgeschöpft ist. 

Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Wir lösen die Pro-
bleme unseres Landes nur über die Ausgabenseite 
der öffentlichen Hand. Die Ausgabenseite muß zu-
rückgeführt werden, und dann kann auch die Ein-
nahmeseite zurückgeführt werden, damit die Bürger 
von Steuern entlastet werden und die Dynamik bei  

uns frei wird, die wir brauchen, damit Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU - Joachim Poß [SPD]: Der 
Meister der gespaltenen Zunge hat gespro-
chen! - Detlev von Larcher [SPD]: Der Ideo-

loge hat gesprochen!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun erteile ich 
das Wort der Abgeordneten Dr. Barbara Höll. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Was der F.D.P. die Senkung des So-
lidarzuschlags ist, scheint der SPD ihr Antrag für eine 
gerechte und einfache Einkommensbesteuerung zu 
sein. Es scheint, als ob sich die SPD im Zugzwang be-
findet und meint, nachdem die CDU der F.D.P. im 
Wahlkampf Schützenhilfe geleistet hat, nun sich sel-
ber im Wahlkampf profilieren zu müssen. Ich frage 
mich: Wenn es Ihnen wirklich Ernst wäre mit Ihren 
richtigen Forderungen, die in dem Antrag aufgeführt 
sind, warum haben Sie dann nicht konkrete Ge-
setzesvorschläge vorgelegt? 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Ja!) 

Um es vorwegzunehmen: Es ist natürlich ein Fakt, 
daß der gegenwärtige aberwitzige Zustand des Steu-
errechts durch eifriges Ändern dieses Rechtes von 
seiten der Regierungskoalition zustande kam. Wenn 
Frau Hasselfeldt von einer Jahrhundertleistung 
sprach, so kann man es höchstens als Realsatire auf-
fassen, ein Steuerchaos dieses Ausmaßes zu produ-
zieren, wenn es denn nicht so viele Bezieher kleiner 
und mittlerer Einkommen täglich in ihrem Leben 
treffen würde und damit wirklich keine Satire mehr 
ist, sondern bittere Realität. 

(Beifall bei der PDS) 

Ungerechtigkeit und Ungleichbehandlung von 
Einkommen diktieren das Steuerrecht. Leistungsfä-
higkeit spielt nur eine geringe Rolle; die Bürger 
durchschauen das Steuerdickicht nicht mehr. Es 
steht außer Zweifel, daß die Forderungen der SPD 
nach Gleichmäßigkeit und Einfachheit der Besteue-
rung, nach Transparenz, Akzeptanz und Verf as-
sungsmäßigkeit Grundpfeiler einer gerechten Ein-
kommensbesteuerung sein müssen. Dem stimmen 
wir vorbehaltlos zu. 

Trotzdem fällt es mir vor dem Hintergrund der Ver-
handlungen zum Jahressteuergesetz 1996 schwer, 
die Forderungen als Ansatz zu einer Reform des Ein-
kommensteuerrechts ernst zu nehmen. Sind sie wirk-
lich ein Versuch, die Flickschusterei im Einkommen-
steuerrecht zu beenden? 

Ich möchte das an einigen Beispielen deutlich ma-
chen. 

Sie monieren in Ihrem Antrag, daß die Bezieher 
kleiner Einkommen in den letzten Jahren immer stär-
ker belastet werden und eine Korrektur dieser 
steuerpolitischen Ungerechtigkeit notwendig ist. Das 
ist richtig. Doch ich frage mich, meine Damen und 
Herren von der SPD, wo da Ihr Langzeitgedächtnis 
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ist. Wenn ich aus Ihrem Entschließungsantrag vom 
31. Mai 1995 zur Freistellung des Existenzminimums 
zitieren darf: Nach verfassungsrechtlichen Vorgaben 
muß daher der Grundfreibetrag mindestens auf 
13 000 DM für Alleinstehende und 26 000 DM für 
Verheiratete angehoben werden. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ist Ihnen 
entgangen, daß wir nicht regieren!) 

Als dieses Thema danach im Vermittlungsausschuß 
behandelt wurde, schienen Sie Ihre eigene Position 
vergessen zu haben, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sie wissen, daß 
das nicht zutrifft!) 

und Sie stimmten hier einem steuerfreien Existenz-
minimum von 12 096 DM zu. Sie haben sich des wei-
teren auch für die Zukunft festgelegt, nämlich in be-
zug darauf, daß eine Anhebung auf 13 000 DM erst 
1999 erfolgen soll. Das heißt: Wenn man Ihren ur-
sprünglichen Ansatz nimmt und eine Inflationsrate 
von 2,5 Prozent zugrunde legt, wird es auch 1999 in 
dieser Beziehung eine verfassungswidrige Lage ge-
ben. Dem haben Sie damit zugestimmt. Es würde 
sich nämlich ein Betrag von 13 975 DM ergeben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sie wissen 
genau, wie wir gekämpft haben!) 

- Das stimmt; die Zahlen stimmen. Es ist eine Frage, 
ob man sich politisch auf eine verfassungswidrige 
Besteuerung einläßt oder nicht. 

Wenn man noch den durchschnittlichen Regelsatz, 
den Absetzbetrag nach § 76 BSHG, einmalige Beihil-
fen sowie Mieten und Mietnebenkosten einbezieht, 
müßte das steuerfreie Existenzminimum bereits in 
diesem Jahr 17 000 DM betragen. Das wäre die 
Richtschnur, an der wir unser Handeln ausrichten 
müssen. 

Angesichts dieser Wahrheiten und der von der Re-
gierungskoalition festgelegten gesetzlichen Rege-
lung muß ich sagen, daß mir Ihre Forderung nach 
Verfassungskonformität schlichtweg unglaubwürdig 
zu sein scheint. 

Ein nächster Punkt: Kindergeld. Interessanter-
weise haben ja alle Abgeordneten in der letzten Zeit 
ein Flugblatt - ich halte es einmal hoch - vom Fami-
lienbund der Deutschen Katholiken bekommen, dem 
man kaum vorwerfen kann, daß er PDS-unterwan-
dert ist. Er fordert auf, beim Kindergeld und den Kin-
derfreibeträgen Widerspruch einzulegen. Ein solcher 
Verband würde dazu sicher nicht auffordern, wenn 
dazu nicht ein realer Anlaß gegeben wäre. 

Es gibt eine lange Diskussion zu diesem Thema. 
Die SPD hat in der ersten Runde ein Kindergeld von 
250 DM gefordert. Nach den Diskussionen, das Exi-
stenzminimum für Kinder in Höhe von 6 264 DM frei-
zustellen, gab es ein Gutachten der SPD-regierten 
Länder, das dagegen sprach. Es sprach von der Not-
wendigkeit, 7 920 DM pro Kind steuerfrei zu stellen. 
Das hätte ein Kindergeld von 300 DM im Monat be-
deutet. Wegen der Kompromißbereitschaft und auf 
Drängen der Regierungskoalition haben wir das Er-

gebnis bekommen, daß die ersten beiden Kinder mo-
natlich nur 200 DM erhalten. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Frau Kollegin, 
Sie stehen in einer berühmten Tradition!) 

Das ist verfassungswidrig; das ist ein Fakt. Wir haben 
1996 das Ergebnis, daß Familien ohne Kinder mit 
einem Bruttoeinkommen zwischen 3200 DM bis 
4000 DM monatlich durch Steuertarif und wegen der 
Kindergeldregelung stärker entlastet werden als bei-
spielsweise Familien mit zwei Kindern. 

Die Zielsetzungen, mit denen wir in diese Diskus-
sion hineingegangen sind, wurden nicht erreicht. Ich 
muß sagen: Die SPD hat hier wirklich kein Rückgrat 
bewiesen. Das beklage ich. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wieso klatscht 
jetzt die CDU nicht?) 

Die Gleichmäßigkeit der Besteuerung ist ein näch-
ster Punkt. Richtig ist, daß die verschiedenen Ein-
kunftsarten höchst unterschiedlich behandelt wer-
den. Herr Thiele hat uns vorgeworfen, wir seien für 
eine Besitzstandswahrung. Wie sind denn aber die 
Realitäten? Reichtum in diesem Lande wird nicht the-
matisiert. Wir haben in Ihrer Rede wieder gehört, daß 
es darum geht, die Ausgaben zu kürzen, indem man 
privatisiert. Dies heißt im Endeffekt, daß gerade wie-
der Bezieher mittlerer und kleiner Einkommen durch 
Privatisierung mehr bezahlen müssen. In Sachsen 
haben wir zur Zeit im Zusammenhang mit den Ab-
wasserfragen eine Riesendiskussion. Da hat sich ge-
nau erwiesen, daß die Menschen durch die Privat-
isierung viel mehr bezahlen müssen. 

Bei der Ungleichmäßigkeit der Besteuerung gibt es 
verschiedene Aspekte. Einiges hiervon ist in den 
letzten Jahren durchaus auf die SPD zurückgegan-
gen, zum Beispiel beim Sparerfreibetrag. Bis vor 
kurzem betrug er noch 600 DM bei den Zinsen. Die 
SPD kam dann mit dem Vorschlag, ihn auf 3 000 DM 
zu erhöhen. Die Koalition von CDU/CSU und F.D.P. 
wollte dann natürlich gleich Nägel mit Köpfen ma-
chen und hat ihn flugs auf 6 000 DM erhöht. 

(Joachim Poß [SPD]: Ist doch gut für kleine 
Sparer!)  

Dies muß man aber mit der tatsächlichen Vermö-
genslage vergleichen. In der Bundesrepublik war 
1994 pro Haushalt im Durchschnitt ein Geldvermö-
gen von 137 000 DM vorhanden. Das klingt nach 
viel. Netto sind das 125 000 DM. Betrachtet man aber 
nicht den Durchschnitt, so ergibt sich, daß 10 Prozent 
der Haushalte über mehr als die Hälfte, über 
51,2 Prozent des Geldvermögens, verfügt haben. 
40 Prozent der deutschen Haushalte teilten sich 
47,6 Prozent des Geldvermögens, und 50 Prozent, die 
Hälfte der Bevölkerung, hatten 1,2 Prozent des Geld-
vermögens. Wo ist denn hier eine tatsächliche Entla-
stung kleinerer und mittlerer Einkommen, wenn die 
Hälfte der Bevölkerung davon überhaupt nichts hat? 
Auch diese Regelung ist diskriminierend, insbeson-
dere gegenüber Arbeitnehmereinkünften. 

Ich muß ganz klar sagen: Das ist eine Regelung 
von der Art, wie sie uns Herr Thiele vorgeworfen hat. 
Das ist Besitzstandswahrung: Reichtum in diesem 
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Lande zu schützen und steuerlich noch besserzustel-
len. 

(Beifall bei der PDS) 

Der Partei des Demokratischen Sozialismus wäre 
sehr daran gelegen, wenn die Forderungen im An-
trag der SPD für eine einfache und gerechte Einkom-
mensbesteuerung tatsächlich so auch durchgesetzt 
würden, unterlegt mit ganz konkreten Forderungen. 
Anders als so kann es nicht durchgesetzt werden. 

Ein weiteres Beispiel ist der Subventionsabbau, 
der vorhin schon angesprochen wurde. Warum hat 
man sich denn auf die Begrenzung der Absetzbarkeit 
von Aufwendungen für doppelte Haushaltsführung 
und von Aufwendungen für das beruflich genutzte 
Arbeitszimmer eingelassen? Man muß doch feststel-
len, daß sowohl die linke Seite des Parlaments als 
auch die rechte Seite des Parlaments letztendlich 
durch den Vermittlungsausschuß dem zugestimmt 
haben. Niemand würde sagen, daß diese Aufwen-
dungen zum Erwerb des Lebensunterhalts irgend-
welche Subventionen sind, sondern das sind Auf-
wendungen, die jeder Betrieb auch absetzen kann. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Sie müssen zum Schluß kommen. Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Entschuldigung, ja. - Wir 
haben in unserem Antrag zum Jahressteuergesetz 
1996 bereits konkrete Vorschläge gemacht. Ich wie-
derhole hier nur ein paar: Streichung des Ehegatten-
splittings, Gleichbesteuerung von privaten Einkünf-
ten aus der Veräußerung von vermieteten und ver-
pachteten Grundstücken sowie von Kapitalvermögen 
und weiteren Einkünften. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
das geht so nicht. Sie müssen, zum Schluß kommen. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Ich würde mir wünschen, 
daß der Antrag tatsächlich eine Richtschnur für die 
Diskussion wird. Lassen Sie uns auf diesem Wege tat-
sächlich etwas tun. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, 
das Wort. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kol-
legin Matthäus-Maier, zu ein paar Dingen, die Sie 
angesprochen haben: Wenn Sie über versicherungs-
fremde Leistungen sprechen, dann müssen Sie das 
auf beiden Seiten tun. Wohin gehört dann die Knapp-
schaft? Gehört sie in den Bundeshaushalt oder in die 
Rentenversicherung? Wohin gehört die landwirt-
schaftliche Sozialpolitik? Wohin gehört die Arbeitslo-
senhilfe? 

Meine Damen und Herren, ich rate, dort anzuset-
zen, wo Kosten entstehen. Wir müssen Steuern sen-

ken, und wir müssen lohnbezogene Abgaben stabili-
sieren und so bald wie möglich ebenfalls wieder sen-
ken. Es führt kein Weg daran vorbei, daß die Kosten-
dynamik zunächst gebremst, stabilisiert und auch zu-
rückgeführt wird; denn in den sozialen Sicherungs-
systemen und über den Bundeshaushalt kann nur 
das bezahlt werden, was vorher volkswirtschaftlich 
erwirtschaftet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zustimmung der Abg. Ingrid Matthäus-

Maier [SPD]) 

Dann haben Sie es doch ganz einfach: Stimmen Sie 
den Gesetzentwürfen zum Sozialhilfegesetz, zum 
Abstandsgebot zu! Sie müssen doch zugeben, daß 
die Sozialhilfesätze nicht stärker steigen können als 
die Nettolöhne der Arbeitnehmer, weil mehr nicht er-
wirtschaftet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das sind die Punkte, bei denen Sie im Moment ganz 
konkret springen und bekennen müssen. 

(Zuruf von der SPD: Dann entlasten Sie 
doch die Nettolöhne der Arbeitnehmer!) 

Ein zweiter Punkt. Ich wundere mich schon, mit 
welcher Chuzpe Sie die ökologische Steuerreform 
hier noch vertreten haben. Was Sie dargestellt ha-
ben, ist schlichtweg eine Luftnummer, ein Doppel-
spiel: Hier findet das Spiel anders statt als in Ihrer 
Partei und im Bundesrat. Stimmen Sie sich doch zu-
nächst einmal mit den Herren Clement und Schleu-
ßer ab, und berücksichtigen Sie, was sie zu dem 
Thema sagen! Sprechen Sie doch einmal mit dem 
wirtschaftspolitischen Sprecher der SPD, Herrn Beck, 
und denen, die zu dem Punkt eine ganz andere Mei-
nung und keine Lust haben, daß bei ihnen Arbeits-
plätze verlorengehen, die dann ein paar Kilometer 
jenseits der Landesgrenze unter gleichen Umweltbe-
dingungen entstehen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei diesem Punkt sehen Sie einfach schlecht aus. Sie 
können uns auf die Dauer doch keinen Popanz vor-
machen, der in Ihrer Partei überhaupt nicht mehr 
mehrheitsfähig ist. 

Was den Solidaritätszuschlag und die Länder an-
belangt - das ist eine sehr einfache Rechnung. Wir 
haben uns damals auf ein System verständigt, bei 
dem der Bund eine Vorwegauffüllung durchführt, 
und zwar so, daß alle Länder auf 92 Prozent des Fi-
nanzkraftdurchschnitts gebracht werden. Für diesen 
Kraftakt hat der Bund den Ländern 7 Umsatzsteuer-
punkte zur Verfügung gestellt. Nach unserer Berech-
nung macht das im Jahre 1997 - wobei wir die An-
nuität „Fonds Deutsche Einheit" schon abgezogen 
haben - 16,5 Milliarden DM aus. Für die Vorwegauf-
füllung auf 92 Prozent werden 13,5 Milliarden DM 
benötigt. 

Das übrige Geld stünde eigentlich dem Bund zu, 
weil er die Umsatzsteuerpunkte abgegeben hat. Wir 
fordern es aber nicht für uns; wir legen noch 1 Mil- 
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liarde DM dazu und wollen es dem Bürger zurückge-
ben, der den Solidaritätszuschlag bezahlt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Scharping, Sie waren ja dabei. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Ja, allerdings!) 

Sie werden sehr wohl wissen, daß das, was ich hier 
gesagt habe, genau dem entspricht, was damals be-
sprochen und vereinbart worden ist. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

In dem auch von Ihnen gebilligten Gesetzentwurf, 
der damals im Bundesrat eine Rolle gespielt hat, 
kommt ganz deutlich zum Ausdruck, daß, wenn sich 
die Relation ändert, dies bei der Umsatzsteuervertei-
lung zwischen Bund und Ländern zu berücksichti-
gen ist. 

(Joachim Poß [SPD]: Das ist nie Gesetz 
geworden!) 

- Entschuldigung, Herr Poß, ich verlasse mich in die-
sem Punkt auf etwas, was ein Mann wie Scharping 
sagt. Wollen Sie ihn hier als Lügner darstellen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da sind Ihnen schon intelligentere Zwischenrufe ge-
lungen. Mit dem Zwischenruf, Herr Poß, haben Sie 
Ihrem Kollegen Scharping im Augenblick keinen Ge-
fallen erwiesen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Warum sagt 
Herr Stoiber etwas anderes?) 

- Wann hat es je einen Bundesfinanzminister gege-
ben - Schäffer, Strauß, Möller, wer auch immer -, zu 
dem die Länder mit einem silbernen Tablett gekom-
men wären und gesagt hätten: Bitte schön, Herr Bun-
desfinanzminister, hier sind die Umsatzsteuern, die 
wir untertänigst zurückgeben. Wir bitten um Ent-
schuldigung, daß wir es erst heute tun. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Es spricht für den Bundesfinanzminister, daß er die 
Sache im Interesse des Bundes verficht, auch wenn 
in seinem eigenen Land eine andere Meinung dazu 
herrscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu den Betriebsprüfungen. Liebe Frau Matthäus

-

Maier, haben Sie eigentlich zur Kenntnis genommen, 
daß die Frage der Betriebsprüfungen eine Sache der 
Länder ist? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Darauf bin 
ich eingegangen!) 

Haben Sie eigentlich zur Kenntnis genommen, daß 
der bayerische Finanzminister, Erwin Huber, gerade 
die Zahl der Betriebsprüfer erhöht, neue Stellen ge-
schaffen hat, um das anzugehen? Machen das Ihre 
Genossen als Finanzministerkollegen auch? Wir ha-
ben - auch daran müßte sich Herr Scharping erin-
nern; Kollege Schäuble wird das bestätigen - für den 
Bereich des Solidarpakts eine Arbeitsgruppe einge

-

setzt, weil es immer hieß: Wenn wir auf diesem Ge-
biet mehr tun, dann seien 20, 30 oder 40 Milliarden 
DM an Mehreinnahmen zu erreichen. Herr Schleu-
ßer nahm an der Arbeitsgruppe teil, kam zurück und 
hat das, was Sie und Ihre Genossen hier immer wie-
der vorspielen - ich will ihn jetzt nicht wörtlich zitie-
ren -, im Grunde als dummes, törichtes und nicht 
realisierbares Zeug bezeichnet. So war es. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Für Ihre Märchenstunden hier müssen Sie sich un-
kundigere Zeugen suchen, als wir es sind. Wir sind 
alte, kundige Thebaner. Mit uns machen Sie das 
Doppelspiel nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was das Jahressteuergesetz anbelangt - Frau Kol-
legin Hasselfeldt hat das ja schon dargestellt -, ha-
ben wir mit der Einführung der steuerlichen Freistel-
lung eines Grundfreibetrages immerhin erreicht, daß 
1,4 Millionen Steuerpflichtige aus der Steuerpflicht 
entlassen sind und 11,5 Millionen - das sind immer-
hin 37,2 Prozent der Einkommensteuerpflichtigen - 
keinen Solidaritätszuschlag zahlen. Auch das ist eine 
wichtige soziale Komponente in unserem Steuer-
recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, Sie brauchen immer 
bestimmte Themen - entweder den Jäger 90 

(Zurufe von der CDU/CSU: Dienstmäd-
chen!) 

oder, wie heute, den Porsche. Ich weiß nicht, ob Sie 
auch noch den Opernball heranziehen wollen. Wir 
wollen es nicht. Wir haben keinen Neid. Ich bin über 
jeden Sozi froh, der einen Frack trägt, weil das in der 
Gesellschaft weniger Neid erzeugt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Mich stört das nicht. 

Auch ein Porsche wird übrigens von Arbeitneh-
mern hergestellt und schafft Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wie hoch war im Jahre 1982, als Sie noch die Re-
gierungsverantwortung trugen, der steuerliche Kin-
derfreibetrag? Erst wir haben ihn wieder eingeführt 
und damit die Familienpolitik wieder verfassungs-
konform und familienfreundlich gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch ein anderer Punkt. Ich möchte auf Herrn Poß 
eingehen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Der hat doch 
noch gar nicht geredet!) 

- Entschuldigung, was Sie betreiben ist eine Larcher-
Nummer. Ich darf doch darauf eingehen, was er ge-
stern oder vorgestern gesagt hat. Oder hat er viel- 
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leicht den Frankfurter Kreis nicht um Erlaubnis ge-
fragt? Ich weiß nicht, zu welchem Kreis er gehört. 

(Joachim Poß [SPD]: Ich gehöre zu allen 
Kreisen!) 

Herr Poß, Sie betonen immer wieder, wir müßten in 
den Jahren 1995, 1996 und 1997 mehr als 30 Mil-
liarden DM an Strafe auf Grund meines Vorschlags 
zum Stabilitätspakt bezahlen. Lieber Herr Poß, Sie 
sollten dann schon so ehrlich sein und den Menschen 
sagen: Dieser Vorschlag gilt für die dritte Stufe der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, 
wenn alle Teilnehmer das in den Maastricht-Krite-
rien vorgesehene Defizitziel erreicht haben und alles 
daransetzen, dies auch einzuhalten. Jetzt den Men-
schen anderes zu suggerieren, sich damit in die Liste 
der Europagegner einzureihen und Angst und Neid 
zu erzeugen ist schlichtweg unfair. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Stoiber!) 

Frau Matthäus-Maier ist für die Europäische Wäh-
rungsunion, Herr Schröder ist dagegen. Sie, Herr 
Poß, sprechen sich mit zwielichtigen Argumenten 
auch dagegen aus. Das ist eine miserable Europa-
politik der SPD. Sie sollten sich schämen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Stoiber!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Scheel? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Da Frau Abgeordnete Scheel nicht der SPD angehört 
und ich mich eben mit der SPD auseinandergesetzt 
habe, sehe ich keinen Anlaß, daß sie für die SPD eine 
Zwischenfrage stellen soll. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Widerspruch der Abg. Christine Scheel 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Nein, kümmern Sie sich doch um Ihre Partei und 
nicht um die SPD! Die werden doch Mann oder Frau 
genug sein, eigene Zwischenfragen zu stellen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Rudolf Scharping [SPD]: Aber nur, wenn 

nötig!) 

Was Sie völlig verschwiegen haben, ist die Tatsa-
che, daß wir seit 1990 Steuersubventionen von über 
40 Milliarden DM abgebaut haben. Das war der 
stärkste Abbau von Subventionen und bedeutet eine 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, die wir mit 
der großen Steuerreform 1986, 1988 und 1990 er-
reicht haben. 

Sie können nicht immer nur Vereinfachungen for-
dern, sondern Sie müssen - Gerda Hasselfeldt hat da-
nach gefragt - Roß und Reiter nennen. Wollen Sie die 
Abschaffung der Steuerfreiheit für die Nachtarbeits-
zuschläge? Dann müssen Sie sich vorher mit dem 

Vorsitzenden der IG Chemie und anderer Gewerk-
schaften, vielleicht auch der der Drucker, auseinan-
dersetzen. 

Sie können das aber nicht uns zuschieben, Sie kön-
nen nicht uns die Schwierigkeiten und die sehr un-
angenehmen Diskussionen überlassen, während Sie 
sich zurückziehen und dann mit verteilten Rollen 
spielen. Nein, Sie müssen Roß und Reiter nennen, 
Sie hatten heute in den 90 Minuten Zeit, das zu tun. 
Sie haben es nicht getan; Sie lügen die Leute an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Die Steuer-

lüge haben Sie gepachtet!) 

Die Spitze der Unverfrorenheit hat Frau Matthäus-
Maier erreicht, als sie mir im letzten Jahr vorwarf, mit 
der sogenannten Lohnsteuerfibel die Bürger über 
die Änderungen durch das Jahressteuergesetz falsch 
informiert zu haben. Es war die Verschleppungstak-
tik der SPD, daß wir dafür bis in den August hinein 
gebraucht haben. 

Es waren die Landesfinanzminister, vor allen Din-
gen die der SPD, die in Kenntnis des Verfahrensstan-
des auf der Herausgabe der Broschüre bestanden, 
sich ein Bild im Vorwort nicht nehmen ließen und es 
auch bezahlt haben. Jetzt stellen Sie sich hin und 
machen mir einen solchen Vorwurf. Das ist politisch 
schlichtweg unredlich. Genauso unredlich gehen Sie 
mit dem Jäger 90 und Porsche um. Es ist unredlich, 
wie Sie steuerpolitisch agieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein anderer Faktor: Das statistische Lohnsteuerauf-
kommen gibt für eine verteilungspolitische Argu-
mentation nichts her. Auch Spitzenmanager und 
GmbH-Geschäftsführer mit Einkommen in Millio-
nenhöhe unterliegen dem Lohnsteuerabzug. Auch 
Arbeitnehmer erzielen Kapitaleinkünfte. Das Ein-
kommensteueraufkommen wird - das wissen Sie - 
durch Erstattungen an Arbeitnehmer verzerrt, und 
das Aufkommen an Einkommen- und Körperschaft-
steuer stammt aus verschiedenen Entstehungsjahren 
mit unterschiedlichem Steuerrecht. 

Diese sich aus der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung ergebende Unternehmensteuerquote ist 
stark unterzeichnet, weil zum Beispiel auch Gewinne 
von juristischen Personen berücksichtigt werden, die 
steuerbefreit sind. Für rund 90 Prozent der Personen-
unternehmen fehlt jegliche Angabe zur Steuerquote. 

Wir tun uns in einem Punkt schwer. Wir haben 
keine echten Grundlagen für Vergleiche mit dem 
Steuersystem und den Steuerhöhen in anderen Län-
dern. Wir arbeiten seit Jahren daran, aber es bleibt 
immer nur bei Stichproben. Insofern ist es notwen-
dig, sich sachgerecht und differenziert mit dem Pro-
blem zu beschäftigen. 

Wichtig ist: Bei einem Vergleich der Steuerbela-
stung von Kapitalgesellschaften in Deutschland, 
Frankreich und Großbritannien schneidet Deutsch-
land mit 47,1 Prozent fast doppelt so schlecht ab wie 
Großbritannien mit 25,2 Prozent. Da müssen wir an-
setzen. 
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Da hat Ihnen - ich meine: zu Recht - die „Welt", 
Herr Poß, vor ein paar Tagen bestätigt: „Poß verläßt 
eindeutig den Pfad der Redlichkeit". Das sagt alles. 

Meine Damen und Herren, Sie waren doch dabei, 
als Sonderabschreibungen geschaffen wurden, um 
die Investitionen in Ostdeutschland voranzubringen. 
Haben Sie gegen eine einzige dieser Sonderab-
schreibungen gestimmt oder sie verhindert? Dann 
können Sie sie hier jetzt auch nicht beklagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit besonderem Interesse habe ich in Ihrem An-
trag gelesen, daß jedes Einkommen einmal, aber 
auch wirklich nur einmal der Besteuerung unterwor-
fen werden darf. Wie Sie aus der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Vermögensteuer ent-
nehmen können, ist diese eine Sollertragsteuer, die 
aus den üblicherweise zu erwartenden Erträgen zu 
bezahlen ist. 

Das, was Sie hier ausführen und fordern, ist der 
schlüssige Beweis für die Abschaffung der Vermö-
gensteuer; 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

denn nur dann können Sie Ihre Ankündigungen und 
Forderungen erfüllen, daß jedes Einkommen nur ein-
mal, aber wirklich auch nur einmal, besteuert wird. 

Dante schreibt in der „Hölle": „Nur wer bereut, 
dem wird verziehen." Auf tätige Reue hoffen wir bei 
der SPD. Sie haben viel Gelegenheit, diese in den 
nächsten Wochen zu beweisen. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
der Abgeordnete Joachim Poß. 

Joachim Poß (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Minister, ich habe eigentlich er-
wartet, daß Sie etwas zu den F.D.P.-Forderungen sa-
gen und auch zu der Gespensterrede von Herrn 
Thiele. Ist es so, daß jetzt die gesamte Bundesregie-
rung die Abschaffung der Gewerbesteuer und des 
Solidaritätszuschlages bis 1999 will, also all die Vor-
schläge, die sich auf 60 Milliarden DM aufaddieren? 
Jeder weiß doch - ich sage das auch Herrn Wester-
welle, der gerade hinausgeht -, daß die neue F.D.P.-
Führung finanzpolitisch durchgeknallt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt kein Medium, das nicht feststellt, daß der 
Gipfel der Unseriosität und der Unverfrorenheit 
durch die F.D.P. erreicht ist. Und dann sagen Sie kein 
Wort zu diesem Abenteurertum! Da hätten Sie doch 
wirklich die Empörung, die Sie der SPD gegenüber 
sozusagen verschwendet haben, aufbringen können, 
Herr Minister. 

(Beifall bei der SPD) 

Was gilt denn in dieser Regierung? Das muß hier 
und heute in der steuer- und finanzpolitischen Dis-

kussion klargestellt werden. Es ist richtig, daß die 
Entwicklung des Lohnsteueraufkommens und des 
Aufkommens aus der veranlagten Einkommensteuer 
die Erstattung berücksichtigen muß. Das ändert aber 
nichts daran, daß der Trend stimmt. Das muß nämlich 
Jahr für Jahr gemacht werden. 

Selbst wenn man dann die veranlagte Einkommen-
steuer ganz aus der Betrachtung herausnimmt, blei-
ben die Fakten äußerst aufschlußreich: Die Einnah-
men aus Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und 
Vermögensteuer sind von insgesamt 76,7 Milliarden 
DM in 1989 auf 70,6 Milliarden DM in 1995 zurück-
gegangen. Das heißt, der Anteil der Unternehmen-
steuer am Gesamtsteueraufkommen ist von 
14,3 Prozent in 1989 auf 8,7 Prozent in 1995 zurück-
gegangen. Und das bei einer 52prozentigen Steige-
rung des Gesamtsteueraufkommens! 

Dagegen ist der Anteil der Lohnsteuer - auch unter 
Berücksichtigung der Erstattung - in den letzten Jah-
ren deutlich angestiegen und hat eine neue Rekord-
höhe in der Geschichte der Bundesrepublik erreicht. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Leider!) 

Darüber müßten Sie einmal sprechen, Herr Waigel 
und Herr Thiele. Das ist nämlich Ihre Verantwortung; 
Sie haben das so weit kommen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie tragen die Verantwortung für diesen Negativre-
kord. Das sind die Fakten. Und wenn Sie diese Fak-
ten nicht glauben wollen, dann empfehle ich Ihnen, 
wirklich den Beitrag von Herrn Mundorf zu lesen. 
Als konservativer Publizist nimmt er es ja mit den 
Fakten sehr genau. 

Wir wollen mit unserem Antrag erreichen, daß 
endlich dem Grundsatz „Besteuerung nach der Lei-
stungsfähigkeit, nach gleichem Maß und einfachen 
Regeln" entsprochen wird. Das sind die grundlegen-
den Anforderungen an eine gerechte Einkommenbe-
steuerung. Von diesen Grundsätzen ist unter Ihrer 
Verantwortung das Einkommensteuerrecht immer 
weiter entfernt worden. Zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit klaffen Welten. Immer öfter ist zu hören, 
daß nur noch die Dummen Steuern zahlen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zuruf 
von der CDU/CSU: Dann müßten Sie aber 

sehr viel bezahlen!) 

Fast täglich lesen wir in der Presse über Steuer-
flucht und Steuerhinterziehung, über legale und ille-
gale Steuerumgehung. Arbeitnehmer, die Lohn-
steuer zahlen, tragen die volle Steuerlast. Für die an-
deren gibt es unzählige Gestaltungsmöglichkeiten, 
um die Steuerlast zu verringern. Dafür haben Sie, 
Herr Waigel, die finanzpolitische Führungsverant-
wortung in der Bundesrepublik Deutschland. Sie 
müssen gemeinsam mit den Ländern dagegen etwas 
unternehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Es ist nicht so, daß Sie da aus der Verantwortung 
sind. Lesen Sie einmal die Bemerkungen des Bun-
desrechnungshofes zu Ihrer Verantwortung. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Verheerend!) 

Wenn wir nicht Einhalt gebieten, wird unsere Ge-
sellschaft zunehmend in zwei Gruppen gespalten 
werden: eine Gruppe mit sozialen Problemen und 
eine andere Gruppe mit Steuerabzugsproblemen. 
Das hält keine Gesellschaft auf Dauer aus. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Deswegen müssen wir jetzt mit einer Reform der 
Einkommenbesteuerung anfangen. Gerade vor dem 
Hintergrund des Bündnisses für Arbeit müssen auch 
die psychologischen Voraussetzungen in unserer Ge-
sellschaft geschaffen werden, um zu einer neuen An-
strengung zu kommen. 

Unser Einkommensteuerrecht verstößt formell und 
materiell gegen die steuerliche Gerechtigkeit. 

Aber der Bundeskanzler Helmut Kohl hält Theo 
Waigel für einen guten Finanzminister. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist er auch!) 

Es ist ungerecht, wenn Arbeitnehmer mit mittle-
rem Einkommen eine höhere Grenzbelastung tragen 
als Bezieher hoher Einkommen. Es ist ungerecht, 
wenn Bezieher hoher Einkommen ihre Steuerschuld 
selbst gestalten und im Extremfall auf Null reduzie-
ren können. Es ist ungerecht, wenn die Arbeitneh-
mer mit mittleren Einkommen immer stärker zur 
Kasse gebeten und zum Hauptfinanzier des Staates 
werden. Es ist ungerecht, wenn die verschiedenen 
Einkünfte ungleich behandelt werden. 

Wir fordern, daß Veräußerungsgewinne vollständig 
erfaßt und Spekulationsfristen verlängert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben einen Dschungel an Vorschriften. Es 
gibt keine wirksamen Kontrollen, weil die Finanz-
verwaltung dies entweder nicht mehr leisten kann 
oder weil gesetzliche Regelungen dem entgegenste-
hen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Ohne Kontrolle verkommt die Steuer zur Spende. 
Hier muß der Gesetzgeber dringend Abhilfe schaf-
fen. Deshalb brauchen wir eine gerechte und einfa-
che Einkommensteuer. Eine progressive Einkom-
mensteuer ist das Herzstück einer gerechten Steuer-
lastverteilung. Die Steuerlast muß konsequent an der 
Leistungsfähigkeit ausgerichtet werden. Die Sensibi-
lität der Bürger, ob es dabei gerecht zugeht, ist des-
halb besonders ausgeprägt. Wir täten gut daran, 
meine Damen und Herren, mit gleicher Sensibilität 
der wachsenden und, wie ich meine, zum Teil auch 
verständlichen Verdrossenheit entgegenzuwirken. 
Es müßte unser gemeinsames Anliegen sein, die Ein-
kommensteuer wieder stärker an den tragenden 
Grundsätzen einer gerechten Besteuerung auszu-
richten. 

(Beifall bei der SPD) 

Schon seit Jahren unterhält Herr Uldall die Öffent-
lichkeit mit seinen Vorschlägen zur Einkommen-
steuer. Was die grundsätzliche Zielrichtung angeht, 
da sind wir mit Herrn Uldall noch einer Meinung; wir 
haben aber festgestellt, daß Herr Uldall in seiner 
Fraktion ein einsamer Rufer geblieben ist; denn seine 
Fraktion greift seine Vorschläge nicht auf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo denn?) 

Sind diese Vorschläge mit einem Stufentarif seiner 
Fraktion nicht weitgehend genug? Oder sind sie so-
zial unvertretbar? Oder reißen sie zu große Finanzlö-
cher? 

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Schäuble 
[CDU/CSU]) 

Und der Bundesfinanzminister will nur eines: Er 
will eine Reform verschieben, und zwar in das näch-
ste Jahrtausend. Sehen Sie in das Aktionsprogramm 
der Bundesregierung, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

da steht es schwarz auf weiß drin. Jedenfalls soll vor 
der nächsten Bundestagswahl überhaupt nichts lau-
fen, und das lehnen wir ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Die F.D.P. will vor allem am 24. März ihre Haut ret-
ten, und deshalb verspricht sie das Blaue vom Him-
mel. 

Mit unserem Antrag wollen wir ein Signal setzen. 
Wir wollen die Aufgabe jetzt angehen, noch in die-
sem Jahr. Wir sind es den Bürgern nämlich schuldig. 
Bundesregierung und Gesetzgeber müssen handeln, 
wenn Mißstände drohen oder eingetreten sind, und 
nicht erst, wenn sie vom Bundesverfassungsgericht 
dazu verurteilt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In jeder Steuerdebatte fordert der Bundesfinanzmi-
nister Steuervereinfachungen, aber seit Jahren tut er 
das Gegenteil. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der Bundesfinanzminister hat in der Finanz- und 
Steuerpolitik ohne Konzept gehandelt. Er hat das 
Einkommensteuerrecht verwüstet; er hat es miß-
braucht für wahltaktische, für partei- und für koaliti-
onspolitische Winkelzüge. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundesfinanzminister, meine Damen und Her-
ren, hat im deutschen Steuerrecht ein Chaos ange-
richtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach du lieber 
Gott!)  

Wir fordern deshalb eine umfassende Reform der 
Einkommensteuer, die noch in diesem Jahr in Ang riff 
genommen werden muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Vorschläge, 
die Sie bisher gebracht haben, sind sagen-

haft!) 
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Bürger und Finanzverwaltung sollen frühzeitig Klar-
heit über bevorstehende Änderungen erhalten. 

Bei den Zinseinkünften schreit die Ungerechtig-
keit zum Himmel. Wir schlagen Ihnen vor: Lassen Sie 
uns gemeinsam dieses Thema anpacken und eine 
Lösung finden, bevor ein neuer Spruch aus Karlsruhe 
fällig ist! Das ist die Gestaltungsaufgabe der Politik, 
hier muß der Finanzminister seiner Verantwortung 
endlich einmal gerecht werden. Er muß endlich für 
verfassungsgemäße Kontrollen sorgen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: So 
ist es!) 

Steuerliche Sonderregelungen und Ausnahmen 
müssen beseitigt werden. Nur dort, wo eine individu-
ell verminderte Leistungsfähigkeit Sonderregelun-
gen erfordert, dürfen sie bestehenbleiben. Sie sollen 
aber in einen Abzug von der Steuerschuld umgewan-
delt werden. Lenkungsnormen müssen zielgerichtet 
auf wenige Bereiche konzentriert werden: auf die 
Förderung von Forschung und Entwicklung, auf die 
Förderung von Umwelttechnologien, auf den Bereich 
der Bildung. 

Innerhalb der verschiedenen Einkommensgruppen 
müssen die Lasten wieder gerechter verteilt werden. 

(Zuruf der Abg. Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]: So ist es!) 

Untere und mittlere Einkommen sind von dieser 
Bundesregierung übermäßig belastet worden. Ich er-
innere an die Finanzierung der deutschen Einheit 
über die Erhöhung der Lohnnebenkosten. Dies war 
eine bewußte und gewollte Entscheidung der Bun-
desregierung gegen alle fachlichen Warnungen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Die Folgen Ihrer falschen Steuer- und Finanzpolitik 
können Sie jeden Monat an den Insolvenzen- und 
den Arbeitslosenzahlen ablesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn alle Einkunftsarten gleichmäßig erfaßt und 
Sonderregelungen abgebaut werden, dann können 
die Steuersätze deutlich verringert werden. Was 
auch nicht wieder geschehen darf: Es liegen Urteile 
des Bundesverfassungsgerichts vor, aber die Bundes-
regierung handelt einfach nicht, entweder weil sie 
sich nicht entscheiden kann oder weil sie sich aus 
wahltaktischen Gründen nicht entscheiden will. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein: Wenn wir 
eine umfassende Reform der Einkommensteuer an-
gehen, dann war der Abbau steuerlicher Sonderre-
gelungen im Rahmen des Jahressteuergesetzes 1996 
nur ein kleiner Schritt. Nur wenn wir die Vergünsti-
gungen der verschiedenen Gruppen gleichzeitig be-
schneiden und auf Klientelbedienung keine Rück-
sicht nehmen, kann dies gelingen. Die F.D.P. muß zu 
dem Thema nun wirklich schweigen. Sie fordert stän-
dig Subventionsabbau, und wenn es darauf an-
kommt, kneift sie, weil sie ihre Klientel nicht treffen 
will. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Jahr haben wir schwierige Themen in 
der Steuer- und Finanzpolitik zu besprechen und zu 
klären. Auch dabei geht es um Fragen der steuerli-
chen Gerechtigkeit, um soziale Ausgewogenheit und 
um die Frage nach der Glaubwürdigkeit. Einen Vor-
geschmack über die Zerstrittenheit der Koalition - 
wenn es um konkrete Entscheidungen geht - haben 
wir durch das Hin und Her über den Solidaritätszu-
schlag schon bekommen. 

Wie war das denn Anfang Januar, Herr Waigel, mit 
Ihren Auskünften aus dem Finanzministerium, es 
gäbe noch keine gesicherten Zahlen zu der F.D.P.-
Forderung, und dann wurden eine Woche später im 
Finanzausschuß Zahlen vorgelegt? Das war doch ein 
Hin und Her. Was sagt denn Ihr ehemaliger Staatsse-
kretär Faltlhauser? Das kann er doch wohl nicht ernst 
gemeint haben, der Theo, es gebe doch überhaupt 
keinen Beleg dafür, daß die Länder 3 Milliarden DM 
hinblättern sollen. Bleiben Sie doch endlich einmal 
seriös! Widerstehen Sie diesen Klientelwünschen der 
F.D.P., sonst verspielen Sie noch den letzten Rest, den 
Sie vielleicht hie und da an Glaubwürdigkeit haben 
mögen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Koalition wird doch nur noch von dem Wunsch 
zusammengehalten, die Landtagswahlen am 
24. März 1996 halbwegs zu überstehen. Daß die 
F.D.P. keine Skrupel hat, in die Länderkassen zu grei-
fen, ist klar; denn sie ist inzwischen aus den meisten 
Landtagen hinausgeflogen. Der Bundesfinanzmini-
ster hat einen engen Freund, den Herrn Stoiber, der 
ihm seine Grenzen aufgezeigt hat. Die Bundesregie-
rung versucht schon wieder, die Wähler zu täuschen, 
genau wie dies der Bundeskanzler 1990 gemacht hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vor der Wahl hieß es: keine Steuererhöhungen. Nach 
der Wahl haben Sie die größte Steuererhöhung aller 
Zeiten beschlossen. Das war eine Lüge, das ist eine 
Lüge, und das bleibt Lüge. Genau das versuchen Sie 
jetzt wieder. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Das wichtigste Thema in diesem Jahr ist die neue Re-
gelung der Vermögen- und der Erbschaftsteuer. Wer 
wie der Bundesfinanzminister und auch Teile der Ko-
alition eine ersatzlose Abschaffung der Vermögen-
steuer fordert, hat jegliches Gespür für steuerliche 
Gerechtigkeit und für Solidarität verloren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Thema Vermögensteuer ist nicht, wie Sie es dar-
stellen, primär eine Frage der Steuervereinfachung, 
nein, bei der Vermögensteuer geht es primär um eine 
verteilungspolitische Frage. 

Von einer ersatzlosen Abschaffung der Vermögen-
steuer, wie sie von Ihnen gefordert wird, profitieren 
nur die großen Vermögensinhaber. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Inhaber kleiner und mittlerer Vermögen - ich 
nenne als Hausnummer einmal einen Betrag bis zu 
einer Million - profitieren eben nicht von einer Ab-
schaffung der Vermögensteuer, denn diese Vermö- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 89. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 	7849 

Joachim Poß 

gen wollen und müssen wir nach den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts ohnehin von der Vermö-
gensteuer freistellen. Nur diejenigen, die oberhalb 
dieser Freistellung liegen, also die Inhaber höherer 
Vermögen, profitieren von einer Abschaffung. Nur 
für die wollen Sie eine milliardenschwere Vergünsti-
gung. Sie verschleiern das unter dem Deckmantel 
der Steuervereinfachung. 

Ihr zweites Argument für eine ersatzlose Abschaf-
fung der Vermögensteuer ist die Vorgabe des Bun-
desverfassungsgerichts einer hälftigen Teilung der 
Erträge. Hier legen Sie das Urteil in einer Weise aus, 
die meines Erachtens unzulässig ist. Das Bundesver-
fassungsgericht hat die hälftige Teilung vorgegeben, 
ohne verteilungspolitische Aspekte zu berücksichti-
gen, und zwar mit der Begründung, verteilungspoliti-
sche Aspekte seien nicht Gegenstand des Verfah-
rens. Das heißt, das Bundesverfassungsgericht er-
kennt ausdrücklich an, daß eine Belastung der Er-
träge auch über die hälftige Teilung hinaus verfas-
sungskonform ist, wenn steuerliche Verteilungswir-
kungen gewollt sind. 

Wenn Sie die Abschaffung der Vermögensteuer 
über höhere Schulden finanzieren wollen - siehe 
F.D.P.-Forderung - profitieren die hohen Vermögen 
gleich zweifach: 

Erstens. Sie zahlen keine Vermögensteuer mehr. 
Zweitens. Sie verdienen zusätzlich Zinsen aus der 
höheren Staatsverschuldung. - Auch dies ist ein Be-
leg für Ihre Skrupellosigkeit, wenn es darum geht, 
Ihrer Klientel Vorteile zu verschaffen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Nächstes Thema, Herr Westerwelle: Sie wollen die 
Gewerbekapitalsteuer abschaffen. Nun wissen Sie 
und wissen wir, welche Kreise aus der Wirtschaft 
diese Abschaffung betreiben. Es sind nicht die klei-
nen Handwerksmeister oder die kleinen Betriebe, 
nein, es sind die Großunternehmen, die hinter die-
sem Vorschlag stehen und die von einer solchen Ab-
schaffung besonders profitieren. Sie haben sich hier 
voll instrumentalisieren lassen und betreiben eine 
Politik gegen die Interessen des Mittelstandes. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Barbara Höll [PDS]) 

Großunternehmen werden entlastet; Klein- und Mit-
telbetriebe - sie in erster Linie stellen bei uns Ar-
beitsplätze bereit - werden belastet, weil Sie die Ab-
schreibungsbedingungen verschlechtern wollen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen We-
sterwelle? - Bitte. 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich stelle auch Ih-
nen die Frage, weil wir gerade bei dem Thema sind - 
die  Antwort von den Grünen haben wir ja bereits be-
kommen -: Ist es Ihre Politik in diesem Hause, so wie 
es zum Beispiel von den Sozialdemokraten in Nord-
rhein-Westfalen gefordert wird, daß die Gewerbe-
steuer nicht abgeschafft wird, wie wir das vorschla-

gen, sondern daß die Gewerbeertragsteuer sogar 
noch auf die freien Berufe ausgeweitet wird? Sie soll-
ten das hier der deutschen Öffentlichkeit vor den 
Wahlen sagen. 

Joachim Poß (SPD): Meine Politik ist es, Herr We-
sterwelle, die Handwerksbetriebe und die anderen 
Betriebe, die Arbeitsplätze bereitstellen, zu unter-
stützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir unterstützen sie, wenn wir die Basis verbreitern; 
dazu zählt auch die Klientel, die Sie hier vertreten, 
nämlich die Freiberufler. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU]: Antwort!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Westerwelle? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Joachim Poß (SPD): Ja, natürlich. 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich wollte eigent-
lich keine Parteitagsrede erfragen, 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

sondern von Ihnen schlichtweg die Frage beantwor-
tet haben: Sind Sie für die Ausweitung der Gewerbe-
steuer auf die freien Berufe? Das muß man doch be-
antworten können. Sagen Sie den Leuten doch die 
Wahrheit! 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Ja oder nein?) 

Joachim Poß (SPD): Ich habe, was meine persönli-
che Meinung angeht, die Frage beantwortet, Herr 
Westerwelle. Ich würde Ihnen einmal den freund-
schaftlichen Ratschlag geben, sich doch einmal bei 
Ihrem Nachbarn zu erkundigen, damit Sie sich zu-
künftig etwas sachkundiger an dieser Debatte betei-
ligen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß doch wie Hohn in den Ohren der Betroffe-
nen klingen. Können Sie mir einmal sagen, aus wel-
chem Lehrbuch der Ökonomie Sie diesen Unsinn ab-
geschrieben haben? Ihre Vorschläge zur Gewerbe-
steuer widersprechen auch den Interessen der Ge-
meinden. Deshalb lehnen die kommunalen Spitzen-
verbände Ihre Pläne ja auch ab. Warum sind denn 
die Gemeinden dagegen? Warum schaffen Sie denn 
keine Klarheit bei der verfassungsrechtlichen Absi-
cherung der verbleibenden Gewerbeertragsteuer? - 
Ich will es Ihnen sagen: weil Sie keine klare Linie 
haben, weil Sie nicht mit offenen Karten spielen und 
weil sie den Gemeinden nicht die volle Wahrheit sa-
gen wollen. 

Noch am Montag hat die F.D.P. erklärt, daß sie die 
gesamte Gewerbesteuer ersatzlos streichen will. Der 
Bundesfinanzminister dagegen will die Gewerbe-
ertragsteuer erhalten und sogar im Grundgesetz ver- 



7850 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 89. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 

Joachim Poß 

ankern. Aber jetzt schweigt der Bundesfinanzmi-
nister, jetzt ist er abgetaucht. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Hier 
bin ich!) 

Offensichtlich ist dies eine weitere Wahlkampfhilfe 
zugunsten der F.D.P. 

Dabei hätte der Bundesfinanzminister allen Grund, 
den F.D.P.-Forderungen entgegenzutreten. Diese 60- 
Milliarden-Forderung ist doch unseriös bis zum 
Gehtnichtmehr - kein Wort zur Gegenfinanzierung. 

(Detlev von Larcher [SPD]: So ist es!) 

Die neue Führung der F.D.P. reißt riesige Finanz-
löcher und wird damit zu einem skrupellosen Schul-
dentreiber. Sie hat jegliche Bodenhaftung verloren. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man

-

fred Müller [Berlin] [PDS]) 

60 Milliarden DM - mit diesem Lockangebot will 
die F.D.P. ihr politisches Überleben erkaufen. Ich 
sage den Bürgern: Glauben Sie ihr nicht! Sie können 
sich nichts dafür kaufen. Es ist Falschgeld. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man

-

fred Müller [Berlin] [PDS]) 

Der Bundesfinanzminister steuert unser Land 1997 
auf ein riesiges Finanzierungsdefizit zu. 1997 droht 
ein Defizit von 150 Milliarden DM - ich wiederhole: 
150 Milliarden DM! -, 70 Milliarden DM mehr als 
nach Ihrer letzten Projektion. Das liegt weit oberhalb 
der Grenze, die für eine Teilnahme an der Europäi-
schen Währungsunion zulässig ist. 

Nach den Forderungen der F.D.P. soll das Defizit in 
den folgenden Jahren noch größer werden. Werfen 
Sie uns doch keine fehlende Europabegeisterung 
vor! Wir weisen nur auf die Fakten hin. Weisen Sie 
einmal die F.D.P. auf die Konsequenzen ihrer Forde-
rungen hin. Sie stellen doch Maastricht in Frage mit 
solchen Forderungen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Chri

-

stine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Manfred Müller [Berlin] [PDS]) 

Sie spielen sich in Europa, Herr Waigel, gern als 
finanzpolitischer Lehrmeister auf. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Nein! 
Das habe ich nie getan! Sie haben doch 

keine Ahnung!) 

Jetzt blamieren Sie sich und unser Land dazu. Nach 
Ihrem Vorschlag ist es nämlich, wenn wir in der drit-
ten Stufe wären, in der Tat so, daß wir 1995 und 1996 
je 9 Milliarden DM Strafe hätten zahlen müssen und 
1997 noch mehr, insgesamt 37 Milliarden DM. Nur 
darauf habe ich hingewiesen und auf nichts anderes. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Es 
gibt doch gar keine dritte Stufe!) 

- Ich habe gesagt: In der dritten Stufe. Das trifft auch 
zu, wenn man dieses Modell auf die Jahre 1995, 1996 
und 1997 überstülpt. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Da sieht man, 
daß Sie mit Zahlen nicht umgehen können!) 

Das zeigt doch, Herr Waigel, wie absurd die von 
Ihnen vorgeschlagene Bußgeldregelung ist. Das 
zeigt aber auch, wie dramatisch und zugleich wie be-
schämend die Finanzsituation in Deutschland unter 
der Verantwortung dieses Bundesfinanzministers ge-
worden ist. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz-
intervention erteile ich dem Abgeordneten 
Dr. Westerwelle das Wort. 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich möchte die Ge-
legenheit dieser Kurzintervention wahrnehmen, um 
auf einen Tatbestand hier doch einmal ausdrücklich 
hinzuweisen. Während die Grünen hier in Klarheit 
wenigstens gesagt haben, was sie bei der Gewerbe-
steuer wollen, sind Sie, Herr Poß, durch Eierei einer 
Antwort ausgewichen. Sie sagen nicht, was Sie mit 
der Gewerbekapitalsteuer machen wollen. Tatsache 
ist, daß der Plan der Koalition auf dem Tisch liegt, 
nämlich die Gewerbekapitalsteuer abzuschaffen 
und die Gewerbeertragsteuer mittelstandsfreundlich 
zu senken. Sie eiern herum und geben keine Ant-
wort, weil Sie sich in Ihrem Laden nicht einig sind. 
Das ist der eigentliche Grund. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Die zweite Sache ist: Es ist doch ein Stück aus dem 
Tollhaus, daß Sie noch immer mit Ihren Klassen-
kämpferparolen gegen Steuersenkungen antreten. 

(Lachen bei der SPD) 

Sie sollten hier, nachdem Sie in dieser Woche beim 
Köln/Bonner Flughafen durch Rot-grün in Düsseldorf 
mit TNT 600 Arbeitsplätze außer Landes gejagt ha-
ben, in Demut sitzen, meine Damen und Herren von 
der Opposition. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was die letzte Sache, die ich noch anmerken 
möchte, angeht, folgendes: Der Eindruck, den Sie er-
wecken, ist typisches Produkt einer sozialdemokrati-
schen Auffassung von Wirtschaftspolitik, daß näm-
lich Steuersenkungen nur dazu da seien, Reiche rei-
cher zu machen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Das ist eine Wahrheit! 
- Weitere Zurufe von der SPD) 

Sie haben den Umstand, daß man in Deutschland 
Steuern senken muß, um Arbeitsplätze schaffen zu 
können, noch nicht erkannt. Erklären Sie den Leu-
ten, die ihre Arbeitsplätze verlieren, warum sie sie 
verlieren. Sie verlieren sie nämlich, weil in Deutsch-
land nicht investiert wird. Investiert wird nur da, wo 
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entsprechende leistungsfreundliche Steuersätze vor-
handen sind. 

(Lachen bei der SPD) 

Deswegen sage ich Ihnen: Klassenkampf schafft 
keine Arbeitsplätze, sondern marktwirtschaftliche 
Rahmenpolitik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Poß, Sie können darauf antworten. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Westerwelle, 
was TNT angeht, so war es die F.D.P., die zusammen 
mit anderen das Nachtflugverbot gefordert hat. Re-
den Sie hier also nicht doppelzüngig, wenn Sie ein 
solches Thema aufbringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zweite. Unter der Verantwortung der CDU/CSU 
und der F.D.P. ist das Steuerrecht zu dem verkom-
men, was wir jetzt vorfinden. Darüber ist sich die 
Fachwelt einig. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen eine Besteuerung, die sich wieder an der 
Leistungsfähigkeit orientiert. Wir wollen mehr Trans-
parenz. Wir wollen, daß sich Leistung wieder lohnt, 
und zwar sowohl für die vielen Millionen Arbeitneh-
mer als auch für die Unternehmen, die investieren. 
Für beide muß es sich wieder lohnen. Das ist zur Zeit 
nicht der Fall. Es lohnt sich nur für Finanzspekulan-
ten und andere, die offenbar zu Ihrer Klientel gehö-
ren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Gerhard Schulz das Wort. 

Gerhard Schulz (Leipzig) (CDU/CSU): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, in Ih-
rem Antrag eine Rückbesinnung auf die Grundsätze 
einer gerechten und einfachen Einkommensteuer 
verlangen, so betrachte ich das als ein berechtigtes 
Anliegen. Nur, Sie schicken diese Aufforderung an 
die falsche Adresse. Wenn ich mir die gemeinsam 
von Bundestag und Bundesrat beschlossene Steuer-
gesetzgebung der letzten Jahre betrachte, eine Ge-
setzgebung, die durch Ihre Mehrheit im Bundesrat 
behindert wurde und erst nach Ergebnissen im Ver-
mittlungsausschuß verabschiedet werden konnte, 
sehe ich, wie Sie mit Ihrer Mehrheit die kluge und 
weitsichtige Steuerpolitik der Regierungskoalition 
behindert haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Lachen bei der SPD) 

Sie haben doch die Grundsätze einer gerechten und 
einfachen Besteuerung permanent mit Füßen getre-
ten. 

Stichwort Jahressteuergesetz 1996: Über Ihre Bun-
desratsmehrheit und über Ihre Mehrheit im Vermitt-

lungsausschuß haben Sie auf einer Begrenzung der 
doppelten Haushaltsführung bestanden, obwohl Sie 
genau wußten, daß in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit 
viele Arbeitnehmer, die heimatnah keinen Arbeits-
platz finden, auf eine zweite Unterbringungsmög-
lichkeit fern von zu Hause angewiesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben eine Einschränkung der Abzugsmög-
lichkeiten für das häusliche Arbeitszimmer verlangt, 
obwohl zur erfolgreichen Beseitigung hoher Arbeits-
losigkeit den unterschiedlichsten Variationen der 
Heimarbeit bei der Schaffung von Arbeitsplätzen 
eine immense Bedeutung zukommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das werden vielleicht sogar einmal Zukunftsarbeits-
plätze sein. 

Ich halte diese Regelung, meine Damen und Her-
ren von der SPD, in der Tat für eine völlig ungerechte 
Zusatzbelastung vieler Menschen, die unter höchster 
Anstrengung ihren Arbeitsplatz erhalten wollen. Das 
ist steuerliche Ungerechtigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich garantiere Ihnen, mit Ihren Beiträgen zur dop-
pelten Haushaltsführung und zum häuslichen Ar-
beitszimmer werden sich bald die Richter am Bun-
desverfassungsgericht eingehend beschäftigen. Das 
war dann Ihr Beitrag zur Verfassungskonformität des 
deutschen Steuerrechts. 

Ich mache hier keinen Hehl daraus, daß ich wegen 
dieser SPD-Forderung dem Vermittlungsergebnis 
zum Jahressteuergesetz nur mit großen Bauch-
schmerzen zugestimmt habe. Zu dieser Zustimmung 
bewogen haben mich die darin enthaltene Sicherung 
der steuerlichen Ostförderung - die konnte ich nicht 
ablehnen -, die steuerliche Berücksichtigung des 
Existenzminimums und vor allem die Tatsache, daß 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes zusätzlich mehr als 
1,4 Millionen Menschen von der Einkommensteuer-
pflicht ganz befreit wurden. Das sind Schritte zu ei-
ner einfachen und gerechten Einkommensbesteue-
rung, aber nicht Ihre Beiträge im SPD-dominierten 
Bundesrat und Vermittlungsausschuß. 

Wenn Sie hier Steuervereinfachung proklamieren 
und fordern, dann müssen Sie sich erst einmal selber 
darüber klar sein, was Sie wollen. Vor allem sollten 
Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen, daß die be-
ste Steuervereinfachung schlicht und einfach die Ab-
schaffung ganzer Steuerarten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da stochern Sie nach wie vor im Nebel. 

Stichwort Gewerbekapitalsteuer: Diese Regie-
rungskoalition verhandelt nun schon seit über einem 
Jahr mit Ihnen, damit wir diese ungerechte, sub-
stanzverzehrende und arbeitsplatzfeindliche Steuer-
art abschaffen können. Bisher haben Sie sich rigoros 
verweigert, obwohl Ihr vormaliger wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der Fraktion, Herr Professor Jens, im 
Juni letzten Jahres die Abschaffung energisch gef or- 
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dert hat. Kurz darauf mußte er als wirtschaftspoliti-
scher Sprecher seinen Hut nehmen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wurde er abge

-

schafft!) 

- Schade. 

Ihr Parlamentarischer Geschäftsführer Struck sieht 
nach der Nichteinführung dieser Steuer in den 
neuen Ländern auch bundesweit keine Notwendig-
keit mehr dafür. Das ist lobenswert. 

Herr Beck aus Rheinland-Pfalz macht sich mit sei-
nen Ausführungen im August letzten Jahres die Auf-
fassung der CDU/CSU zu eigen, indem er ebenfalls 
für die Abschaffung plädierte - leider zu spät; denn 
wir konnten diese Steuer dank der Ablehnung durch 
die SPD bisher immer noch nicht abschaffen. 

Herr Voscherau aus Hamburg und Herr Eichel aus 
Hessen allerdings wollen jetzt schon wieder an der 
Gewerbekapitalsteuer bedingungslos festhalten. 

Da frage ich Sie einmal: Wo stehen Sie? Wie halten 
Sie es eigentlich mit Steuervereinfachungen? Ich 
habe die Befürchtung, Sie drücken sich wieder ein-
mal vor immens wichtigen steuerpolitischen Ent-
scheidungen zur Sicherung des Standortes Deutsch-
land und zur Sicherung und Schaffung von Arbeits-
plätzen. 

Außerdem verweigern Sie den Städten und Ge-
meinden Mehreinnahmen von über 2 Milliarden DM 
pro Jahr. Diese 2 Milliarden DM hätten die Kommu-
nen schon jetzt, wenn Sie mit uns die Beteiligung der 
Kommunen an der Umsatzsteuer bei Wegfall der Ge-
werbekapitalsteuer beschlossen hätten. Das wären 
zusätzliche Einnahmen für Städte und Gemeinden 
ohne zusätzliche Belastungen des Steuerzahlers. 

Statt dessen fordern Sie eine Revitalisierung der 
Gewerbesteuer, sogar noch eine Überwälzung auf 
die Freiberufler, also de facto mehr und nicht weni-
ger Steuern. Das ist die Realität: Sie fordern mehr 
Steuern und nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Stichwort Vermögensteuer: Das Bundesverfas-
sungsgericht hat die bisher praktizierte Einheitswert-
besteuerung eindeutig als verfassungswidrig erklärt 
und die Vermögensbesteuerung insgesamt in Frage 
gestellt. 

Die Steuerexpertenkommission zur Verbesserung 
der steuerlichen Bedingungen für Investitionen und 
Arbeitsplätze, die sogenannte Goerdeler-Kommis-
sion, die Sie sehr gerne zitieren, wenn es in Ihr Kon-
zept paßt, hat die ersatzlose Abschaffung der Vermö-
gensteuer gefordert. Doch anstatt sich an diesen 
Grundsatz zu halten, erklärt die SPD ausdrücklich, 
daß sie an der Vermögensteuer festhält. Steuerge-
rechtigkeit, Steuervereinfachung und Verfassungs-
konformität sind für Sie nichts als Schlagworte und 
Floskeln, deren konsequente Anwendung Sie in der 
Realität verweigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Stichwort Ökosteuer: Ihr Parteivorsitzender Lafon-
taine möchte die baldige Einführung einer Ökosteuer 
und damit den Steuerzahler erst einmal mit neuen 
Steuern belasten. Ihr wirtschaftspolitischer Sprecher 
Schröder will Ihnen, meine Damen und Herren von 
der SPD, diese Ökosteuer abschminken. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ihr Fraktionsvorsitzender Scharping will erst ein-
mal darauf sitzenbleiben und sie damit für später 
warmhalten, weil er der falschen Vorstellung unter-
liegt, man könne aus dem Aufkommen aus der Öko-
steuer die Reduzierung von Lohnnebenkosten finan-
zieren. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Herr Spöri möchte sie im baden-württembergi-
schen Wahlkampf nicht ansprechen, weil er weiß, 
wie stark sie die deutschen Unternehmen zusätzlich 
belasten und im internationalen Wettbewerb 
schwächen würde. Er möchte deshalb viel lieber die 
Mineralölsteuer erhöhen, also lieber den Arbeitneh-
mern, die auf das Auto angewiesen sind, mehr in die 
Tasche greifen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Auch das stimmt nicht!) 

Ich frage Sie, was hat das mit Steuervereinfachung 
und Steuergerechtigkeit zu tun? - Nichts! 

Nun versuchen Sie, die Öffentlichkeit von einer 
Schieflage bei der Steuergerechtigkeit zu überzeu-
gen, indem Sie den steigenden Anteil der Lohn-
steuer und den sinkenden Anteil der veranlagten 
Einkommen- und Körperschaftsteuer am Gesamt-
steueraufkommen als Indiz dafür nehmen, daß die 
Arbeitnehmer zugunsten der Unternehmen immer 
mehr Steuerlasten trügen. 

Das Institut der deutschen Wi rtschaft wählte für 
diese sonderbare Schlußfolgerung der SPD die Ober-
schrift „Mißverständnis statt Mißverhältnis" und 
stellte fest, daß es sich bei dieser Behauptung der 
SPD um einen Fehlschluß handele. Eine Gleichset-
zung der Einkommensteuer mit einer typischen Un-
ternehmersteuer sei blanker Unsinn, denn das Auf-
kommen aus veranlagter Einkommensteuer stamme 
zum weitaus größten Teil aus dem Einkommen der 
Arbeitnehmer und nicht aus dem der Unternehmer. 
Soweit die Aussagen des Instituts der deutschen 
Wirtschaft, Köln. 

Bemerkenswert ist aber auch der Hinweis dieses 
Instituts, daß entgegen der Ansicht der SPD die Brut-
tolohn- und -gehaltssumme der Arbeitnehmer 1995 
um 15 Prozent höher als 1991 gelegen habe, wohin-
gegen die Bruttogewinne der Unternehmen 1995 im-
mer noch 10 Prozent unter dem Niveau von 1991 lä-
gen. 

Um aus diesen Fakten ein Mißverhältnis zu inter-
pretieren, bedarf es entweder einer erheblichen Por-
tion Unwissenheit, oder es ist der Versuch, Konzept-
losigkeit zu vertuschen. Wir können uns allerdings 
auch darauf verständigen, daß es sehr wohl ein Miß-
verhältnis gibt. Nur ist es genau andersherum, als Sie 
es hier zu verdeutlichen versuchen. 

(Zuruf des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 
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In die gleiche Schublade ist auch die Behauptung 
der SPD zu legen, die höheren Einkommensgruppen 
könnten sich mit steuerlichen Sonderabschreibun-
gen, die für den Aufbau Ostdeutschlands gewährt 
werden, vor jeglichen Steuerzahlungen drücken. Sie 
alle kennen die Schlagzeile von den Hunderten von 
Hamburger Millionären, die keine Steuern zu bezah-
len brauchen. 

Wenn die Sonderabschreibung Ost in Höhe von 
50 Prozent - das ist die höchste Abschreibungsmög-
lichkeit, die wir haben - in Anspruch genommen 
wird, um das zu versteuernde Einkommen zu sen-
ken, müssen erst einmal 100 Prozent aus dem nach 
Steuern verbleibenden Einkommen investiert wor-
den sein. Die steuerliche Entlastung hier als Maßstab 
für Steuergerechtigkeit zu nehmen, liegt völlig dane-
ben; Sie strapazieren damit nur oberflächliche Neid-
komplexe. Als Leipziger Abgeordneter bin ich froh 
darüber, daß wir diese steuerlichen Anreize für Inve-
stitionen im Osten haben, denn wir brauchen sie. 

Ich möchte Ihnen einmal sagen, was ich als wirkli-
che steuerliche Ungerechtigkeit empfinde. Ich habe 
diese Ungerechtigkeit als ostdeutscher Handwerks-
meister jahrzehntelang ertragen müssen, und ich 
habe erleben müssen, wie dadurch Leistungswille 
und Leistungsfähigkeit abgetötet wurden. 

Handwerker mußten zu DDR-Zeiten von einem 
Jahresgewinn in Höhe von 20 000 Mark 8 000 Mark, 
also 40 Prozent, Steuern zahlen. Der Gewerbetrei-
bende, also zum Beispiel der private Einzelhändler, 
zahlte von diesen 20 000 Mark 8 800 Mark Steuern, 
also 44 Prozent. Bei 50 000 Mark Jahresgewinn zahl-
ten der Handwerker 23 300 Mark Steuern, also 
46,6 Prozent, und der Gewerbetreibende 34 000 
Mark, also 68 Prozent. Bei 100 000 Mark Jahresge-
winn zahlten der Handwerker 60 300 Mark Steuern, 
also 60,3 Prozent, und der Gewerbetreibende 78 500 
Mark, also 78,5 Prozent. Die Obergrenze war beim 
Handwerk ab 250 000 Mark und bei Gewerbetrei-
benden ab 500 000 Mark erreicht, und sie betrug 
stolze 90 Prozent. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört, hört!) 

Das nenne ich steuerliche Ungerechtigkeit in größ-
tem Maße. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Gegen diese Ungerechtigkeit war man machtlos, 
denn es war ja die Absicht der politischen Clique, die 
Privatwirtschaft, wenn man sie schon nicht völlig zer-
stören konnte, weil man sie brauchte, zumindest 
kleinzuhalten. Jetzt ist das anders. Jetzt besteht die 
Möglichkeit, Ungerechtigkeiten, die in unserem 
Steuerrecht - das gebe ich ohne weiteres zu - durch-
aus bestehen, zu beseitigen. Jetzt bestehen Ände-
rungsmöglichkeiten, und ich bin froh, dabei direkt 
und vor allem in und mit dieser tollen Koalition mit-
wirken zu können. Hier, meine Damen und Herren 
von der Opposition, können Sie gerne mittun und 
sich um Deutschland verdient machen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Matthäus-Maier, SPD. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Meine Damen und 
Herren, ich habe nur zwei Minuten. Deswegen 
möchte ich nur zwei Bemerkungen machen, die ich 
dem Finanzminister gerne mitgegeben hätte. 

Erstens. Sie wissen, daß meine Fraktion aus ökono-
mischen, währungspolitischen und europapoliti-
schen Gründen für eine einheitliche europäische 
Währung ist. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wer?) 

Um so unverständlicher ist mir, daß der Finanzmi-
nister die von uns seit Oktober gestellten 50 Fragen 
im Rahmen einer Großen Anfrage nicht beantwortet. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist sehr bedau-
erlich!) 

Meine Damen und Herren, wer diese Chance der In-
formation der Bevölkerung nicht nutzt, der handelt 
unverantwortlich gegenüber diesem gemeinsamen 
Ziel. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens zur Steuerhinterziehung, die zu bekämp-
fen uns eigentlich einigen müßte: Herr Waigel hat 
auch jetzt wieder auf die Länder verwiesen. Sie wis-
sen aber doch genausogut wie ich: Ob schwarz oder 
rot, die Länder werden nicht handeln, wenn es ihnen 
nichts nützt. Heute ist es so - das sagen mir mein 
Herr Schleußer aus NRW und auch Ihr Herr Stoiber 
aus Bayern -: Wenn Mehreinnahmen aus mehr Be-
triebsprüfungen ganz überwiegend im Finanzaus-
gleich verschwinden, dann haben die Länder keinen 
Anreiz, hier mehr zu tun. Die Nehmerländer haben 
auch keinen Anreiz, weil sie dann nur weniger im 
Rahmen des Finanzausgleichs bekommen. Warum 
weigern Sie sich, mit uns gemeinsam zu einer bun-
deseinheitlichen Regelung zu kommen, damit sich 
Mehreinstellungen von Betriebsprüfern endlich für 
alle Länder, ob schwarz oder rot, lohnen? 

(Beifall bei der SPD - Walter Hirche [F.D.P.]: 
Das können die Länder auch untereinander 

machen!) 

Wer nicht mithilft - das kann nur der Bundesfi-
nanzminister -, der macht sich daran mitschuldig, 
daß in diesem Lande die Steuerhinterziehung nach 
wie vor zunimmt. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Dummes 
Zeug!) 

Das werden wir Ihnen nicht durchgehen lassen. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU]: Das war eine schrecklichere 

Rede als die von heute früh!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 13/3701 und 13/3874 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
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vorgeschlagen. Der Antrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 13/3701 soll zusätzlich an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und an den Ausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung überwiesen werden. 
Sind Sie damit einverstanden? - Dann sind die Über-
weisungen so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 20a und 20b so-
wie die Zusatzpunkte 4 a bis 4 c auf: 

20. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Winfried Nachtwei, Angelika Beer, Ch ri

-stian Sterzing, Elisabeth Altmann (Pom-
melsbrunn) und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Abschaffung der Wehrpflicht 

- Drucksache 13/3552 — 

Überweisungsvorschlag: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Angelika Beer und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 

Ächtung von Landminen (II) 

- Drucksache 13/3748 — 

Überweisungsvorschlag: 

Verteidigungsausschuß 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

ZP4 Weitere Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren 
(Ergänzung zu TOP 20) 

a) Erste Beratung des von den Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Vereinheitlichung der 
Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen 

- Drucksache 13/3876 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Gerhard Jüttemann, Eva Bulling-Schröter, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Vereinheitlichung des Bergrechts in den 
alten und den neuen Bundesländern 

- Drucksache 13/3875 - 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Eva Bulling-Schröter, Gerhard Jüttemann, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 

Änderung des Bundesberggesetzes 

- Drucksache 13/3873 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Die Federführung für den Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Ächtung von 
Landminen auf Drucksache 13/3748 soll jedoch beim 
Auswärtigen Ausschuß liegen. Sind Sie damit einver-
standen? - Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 21 a bis 21 y und 
22a bis 22c auf. Es handelt sich um die Beschlußfas-
sung zu Vorlagen, zu denen keine Aussprache vorge-
sehen ist. 

Tagesordnungspunkt 21 a: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
20. Oktober 1992 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Königreich der Nie-
derlande über Grenzberichtigungen (Zweiter 
Grenzberichtigungsvertrag) 

- Drucksache 13/1936 - 

(Erste Beratung 64. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

- Drucksache 13/3659 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Karl-Heinz Hornhues 

Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf Drucksa-
che 13/3659, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich zu erheben. - Wer stimmt da-
gegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist mit 
den Stimmen der Koalition, Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD bei Stimmenthaltung der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkt 21 b: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 15. März 1995 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Chile über die See-
schiffahrt 

- Drucksache 13/2987 - 

(Erste Beratung 74. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 
- Drucksache 13/3674 - 
Berichterstattung: 
Abgordneter Rainder Steenblock 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 13/3674, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich zu erheben. - Wer stimmt 
dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkte 21 c bis 21 e: 

c) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
20. März 1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen über 
den Autobahnzusammenschluß sowie über 
den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke 
im Raum Forst und Erlenholz (Olszyna) 
- Drucksache 13/2688 - 
(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 
- Drucksache 13/3675 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Siegfried Scheffler 

d) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
20. März 1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen über die 
Erhaltung der Grenzbrücken im Zuge der 
deutschen Bundesfernstraßen und der pol-
nischen Landesstraßen an der deutsch-pol-
nischen Grenze 
- Drucksache 13/2689 - 
(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 
- Drucksache 13/3676 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Klaus Röhl 

e) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
20. März 1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen über 
den Zusammenschluß der deutschen Bun-
desstraße B 97 und der polnischen Landes-
straße 274 sowie über den Bau einer Grenz-
brücke im Raum Guben und Gubinek 
- Drucksache 13/2690 - 
(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 
- Drucksache 13/3677 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Peter Letzgus 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Druck-
sachen 13/3675, 13/3676 und 13/3677, die Gesetzent-
würfe unverände rt  anzunehmen. Wenn Sie damit 
einverstanden sind, lasse ich über die drei Gesetzent-
würfe gemeinsam abstimmen. - Kein Widerspruch. 
Dann verfahren wir so. 

Ich bitte diejenigen, die den drei Gesetzentwürfen 
zustimmen wollen, sich zu erheben. - Wer stimmt 
dagegen? - Enthaltungen? - Die Gesetzentwürfe 
sind mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der 
Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 21f: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung verwaltungsverfah-
rensrechtlicher Vorschriften 

- Drucksache 13/1534 - 

(Erste Beratung 44. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/3868 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Otto Regenspurger 
Gisela Schröter 
Rezzo Schlauch 
Dr. Max Stadler 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
und bei Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den gleichen Mehrheitsver-
hältnissen wie zuvor angenommen. 

Tagesordnungspunkte 21 g bis 21m: 

g) Beratung der 5. Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Wahlprüfungsausschusses zu 94 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 

- Drucksache 13/3770 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jörg van Essen 
Gerald Häfner 
Dr. Peter Paziorek 
Erika Simm 
Clemens Schwalbe 
Norbe rt  Geis 
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h) Beratung der 6. Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu 143 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 

- Drucksache 13/3771 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Bertold Reinartz 
Anni Brandt-Elsweier 
Gerald Häfner 
Jörg van Essen 
Dr. Peter Paziorek 
Erika Simm 
Clemens Schwalbe 
Norbe rt  Geis 

i) Beratung der 7. Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu 90 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 

- Drucksache 13/3772 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Bertold Reinartz 
Anni Brandt-Elsweier 
Gerald Häfner 
Jörg van Essen 
Dr. Peter Paziorek 
Erika Simm 
Clemens Schwalbe 
Norbert Geis 

j) Beratung der 8. Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu 141 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 

- Drucksache 13/ 3773 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Bertold Reinartz 
Anni Brandt-Elsweier 
Gerald Häfner 
Erika Simm 
Jörg van Essen 
Clemens Schwalbe 
Dr. Peter Paziorek 
Norbert Geis 

k) Beratung der 9. Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu 94 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 

- Drucksache 13/3774 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Bertold Reinartz 
Anni Brand-Elsweier 

1) Beratung der 10. Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu 110 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 
- Drucksache 13/3775 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Anni Brandt-Elsweier 
Gerald Häfner 

m) Beratung der 11. Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu 139 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
13. Deutschen Bundestag eingegangenen 
Wahleinsprüchen 
- Drucksache 13/3776 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Gerald Häfner 
Jörg van Essen 
Dr. Peter Paziorek 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlungen? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD 
bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen. 

Tagesordnungspunkt 21n: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu der Verordnung der Bundesregierung 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Be-
grenzung von Emissionen aus der Titan-
dioxid-Industrie 
- Drucksachen 13/3575, 13/3664 Nr. 2.1, 
13/3829 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Dr. Bodo Teichmann 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen bei Stimmenthaltung der Frak-
tionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen 
die Stimmen der Gruppe der PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkt 210: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch das 
Europäische Parlament 
Entschließung zum Bericht des Untersu-
chungsausschusses über den Güterkraftver-
kehr im Binnenmarkt vom Juli 1994 
- Drucksachen 12/8592, 13/837 Nr. 1.1, 
13/3650 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst Friedrich 
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Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkt 21 p: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Schuldenverwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes 
- Drucksachen 13/692, 13/2787 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Michael von Schmude 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/692 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD gegen 
die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und der Gruppe der PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkte 21 q und 21 r: 

q) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Bundesministe-
riums der Finanzen 

Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bundes-
haushaltsordnung in die Veräußerung der 
bundeseigenen ehemaligen US-Wohnsied-
lung Paul-Revere-Village in Karlsruhe an die 
Stadt Karlsruhe und die Volkswohnung 
GmbH Karlsruhe 
- Drucksachen 13/3274, 13/3740 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Susanne Jaffke 
Oswald Metzger 
Jürgen Koppelin 

r) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Bundesministe-
riums der Finanzen 

Einwilligung in die Veräußerung eines 
Grundstücks in Berlin gemäß § 64 Abs. 2 der 
Bundeshaushaltsordnung 
- Drucksachen 13/3478, 13/3741 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Susanne Jaffke 
Oswald Metzger 
Jürgen Koppelin 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlungen? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlungen sind einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkte 21 s bis 21y: 

s) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgaben bei Kapitel 17 10 
Titelgruppe 01 

- Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge-
setz - 

- Drucksachen 13/3315, 13/3528 Nr. 1.13, 
13/3738 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Peter Jacoby 
Ina Albowitz 
Siegrun Klemmer 
Kristin Heyne 

t) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Außerplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 13 02 
apl. Titel 692 01 

- Erstattungen für Ausgleichsforderungen 
der Länder aus der Währungsumstellung 
1948 - 

- Drucksachen 13/3172, 13/3528 Nr. 1.9, 
13/3739 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete 
Carl-Detlev Frhr. v. Hammerstein 
Jürgen Koppelin 
Gerhard Rübenkönig 
Antje Hermenau 

u) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Haushaltsführung 1995; 

Einwilligung in eine überplanmäßige Ausga-
be nach Artikel 112 GG bei Kapitel 60 04 Titel 
624 21 

- Erstattungen an die Länder zur Kampfmit-
telbeseitigung - 

-Drucksachen 13/3273, 13/3528 Nr. 1.12, 
13/3742 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dankward Buwitt 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Karl Diller 
Oswald Metzger 

v) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgaben bei Kapitel 11 13 
Titel 656 04 
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- Zuschüsse zu den Beiträgen zur Rentenver-
sicherung der in Werkstätten beschäftigten 
Behinderten - 

- Drucksachen 13/3423, 13/3664 Nr. 1.4, 
13/3743 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Konstanze Wegner 
Hans-Joachim Fuchtel 
Ante Hermenau 
Ina Albowitz 

w) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgaben bei Kapitel 11 12 
Titel 681 11 

- Eingliederungshilfe für Spätaussiedler - 

- Drucksachen 13/3356, 13/3664 Nr. 1.2, 
13/3744 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Konstanze Wegner 
Dietrich Austermann 
Antje Hermenau 
Ina Albowitz 

x) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 25 02 
Titel 642 01 

- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz - 

- Drucksachen 13/3205, 13/3528 Nr. 1.11, 
13/3745 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Jürgen Koppelin 
Karl Diller 
Oswald Metzger 

y) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 25 02 
Titel 893 01 

- Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämien-
gesetz und nach der Verordnung zur Einfüh-
rung des Bausparens in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet - 

- Drucksachen 13/3204, 13/3528 Nr. 1.10, 
13/3746 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Jürgen Koppelin 
Karl Diller 
Oswald Metzger 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlungen? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlungen sind einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkte 22 a bis 22 c: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 101 zu Petitionen 
- Drucksache 13/3749 - 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 102 zu Petitionen 
- Drucksache 13/3750 - 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 103 zu Petitionen 
- Drucksache 13/3751 - 

Wir kommen zunächst zur Sammelübersicht 101 
auf Drucksache 13/3749. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der SPD bei Stimmenthaltung der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 102 auf Druck-
sache 13/3750. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dage-
gen? - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der SPD 
und der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 103 auf Druck-
sache 13/3751. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dage-
gen? - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
SPD bei Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen und der Gruppe der PDS angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Reform des Sozialhilfe-
rechts 
- Drucksachen 13/2440, 13/2764 - 
(Erste Beratung 58. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Gesundheit (14. Ausschuß) 

- Drucksache 13/3904 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Ulf Fink 
Brigitte Lange 
Andrea Fischer (Berlin) 
Dr. Gisela Babel 
Dr. Heidi Knake-Werner 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuß) 
- zu dem Antrag der Abgeordneten Brigitte 
Lange, Klaus Kirschner, Rudolf Dreßler, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 
Reform des Sozialhilferechts 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten Andrea 
Fischer (Berlin), Marieluise Beck (Bre-
men), Matthias Berninger, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 

Entlastung und Weiterentwicklung der 
Sozialhilfe 

- zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Sicherung der Aufgaben des Bundes-
sozialhilfegesetzes bis zur Einführung 
einer bedarfsorientierten sozialen Grund-
sicherung 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Heidi Knake-Werner und der wei-
teren Abgeordneten der PDS 

Mehrbedarf der Sozialhilfe in den neuen 
Bundesländern 

- Drucksachen 13/2442, 13/2437, 13/2438, 
13/275, 13/3904 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ulf Fink 
Brigitte Lange 
Andrea Fischer (Berlin) 
Dr. Gisela Babel 
Dr. Heidi Knake-Werner 

Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen auf Drucksache 13/3905 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. 
- Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist es so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Ulf Fink, CDU/CSU-Fraktion, das Wo rt . 

Ulf Fink (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Heute steht die abschließende Be-
schlußfassung des Deutschen Bundestages über die 
umfassendste Reform der Sozialhilfe seit Schaffung 
des Bundessozialhilfegesetzes im Jahre 1961 an. Um 
es vorweg zu sagen: Diese Reform ist ein Beispiel für 
einen wirklich gelungenen Umbau des Sozialstaates. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Das muß man aber 
laut sagen!) 

Wir haben uns nicht damit begnügt, nur zu sparen, 
sondern wir haben grundlegend neu gestaltet. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Wo denn?) 

Wir zeigen mit diesem Gesetzentwurf, wie man aus 
Problemen neue Chancen für die Menschen machen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Ich will das auch begründen, Frau Kollegin. 

In § 1 des Bundessozialhilfegesetzes heißt es: 

Aufgabe der Sozialhilfe ist es, dem Empfänger 
der Hilfe die Führung eines Lebens zu ermög-
lichen, das der Würde des Menschen entspricht. 

(Zuruf von der SPD: Schön wär's!) 

Es heißt do rt  weiter: 

Die Hilfe soll ihn 

- den Sozialhilfeempfänger - 

so  weit wie möglich befähigen, unabhängig von 
ihr zu leben .. . 

In den vergangenen 30 Jahren hat man sich im we-
sentlichen damit beschäftigt, den ersten Auftrag des 
§ 1 zu erfüllen. Wir haben uns über Warenkorbmo-
delle, Statistikmodelle, unteres Quintil, oberes Quin-
til lange unterhalten. Bände von Dissertationen gibt 
es, die sich mit der Frage beschäftigen, wie man 
denn nun ganz genau die Höhe des Sozialhilfesatzes 
ausrechnen kann. Diese Diskussionen waren gut, sie 
waren richtig. 

Nur: Diese Diskussion verkannte, daß es auch 
noch den zweiten Teil des Auftrags des § 1 des Bun-
dessozialhilfegesetzes gibt, und dieser zweite Auf-
trag ist mindestens so wichtig wie der erste, ich be-
haupte sogar, wichtiger. Denn hier geht es darum, 
den Sozialhilfeempfängern nicht nur einen letztlich 
doch immer knappen Lebensunterhalt zu zahlen, 
sondern hier geht es darum, den Sozialhilfeempfän-
ger in die Lage zu versetzen, wieder leben zu kön-
nen, ohne irgend jemandem dafür Dankeschön sa-
gen zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist der präventive Auftrag des Bundessozialhilfe-
gesetzes, und den stellen wir in das Zentrum dieser 
Sozialhilfereform. 

Oder um es ganz einfach zu sagen: Es dient der 
Würde des Menschen, wenn wir ihm einen angemes-
senen Lebensunterhalt zur Verfügung stellen. Es 
dient der Würde des Menschen aber am allermei-
sten, wenn wir ihn befähigen, wieder aus eigener 
Kraft leben zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD) 

Alles andere, Frau Kollegin, ist Ihr falsch verstande-
ner Begriff der Solidarität. 

Es gibt natürlich Kaltherzigkeit und Tatenlosigkeit, 
aber es gibt auch eine aufdringliche Fürsorglichkeit 
des Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dementsprechend haben wir die Hilfen zur Arbeit 
im Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht nur 
beibehalten, sondern wir haben sie verstärkt und, wo 
immer es ging, auch entbürokratisiert. 

Wir haben vor allem die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß diese Hilfen auch überall zum Zuge 
kommen. Was macht es denn für einen Sinn, wenn 
wir im Bundestag gute Gesetze beschließen, diese 
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Gesetze vor Ort aber nicht umgesetzt werden? Des-
halb möchte ich den Ländern und den Gemeinden, 
besonders den sozialdemokratisch regierten Ländern 
und Gemeinden, zurufen: Rathäuser zu bauen ist 
gut, aber arbeitslose Sozialhilfeempfänger wieder in 
Arbeit zu bringen ist viel, viel besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In diesem Zusammenhang noch ein Wo rt , Frau 
Kollegin, zu demjenigen, der den Ansatz, den wir in 
diesem Gesetzentwurf zur Reform des Sozialhilfe-
rechts gewählt haben, deshalb für verfehlt hält, weil 
in Deutschland nicht genügend Arbeitsplätze vor-
handen sind. Dem Mangel an Arbeitsplätzen in 
Deutschland kann man natürlich nicht im Rahmen 
der Sozialhilfereform abhelfen; das stimmt. 

(Zuruf von der SPD: Aber mit anderen 
Reformen hätte man es tun können!) 

Aber etwas können wir: Wir können dem arbeits-
losen Sozialhilfeempfänger, der im Wettlauf um die 
knappen Arbeitsplätze in Deutschland bisher immer 
abgedrängt wurde, eine bessere Chance einräumen. 
Das sind wir diesen Menschen auch schuldig. Ar-
beitslose Sozialhilfeempfänger sind keine schlech-
teren Arbeitnehmer als andere. Faule gibt es hier wie 
dort . 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sehr wahr! 
Der Vulkanvorstand zum Beispiel!) 

Sozialhilfeempfänger hatten in ihrem Leben eben 
einfach mehr Pech. 

Deshalb schulden wir ihnen eine neue Chance. 

(Zuruf von der SPD: Hört sich an wie das 
Wort zum Sonntag!) 

Zum Umbau des Sozialhilfesystems: Wir dämpfen 
den Kostenauftrieb durch vorübergehende Decke-
lung der Heimentgelte und vorübergehende Anbin-
dung der Regelsätze an die Nettolohnentwicklung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Fink, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Lehn? 

Ulf Fink (CDU/CSU): Ja, gerne; natürlich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Waltraud Lehn (SPD): Herr Fink, was würden Sie 
einer jungen Frau antworten, die mir folgende Frage 
gestellt hat? Sie hat gesagt: Ich bin 24 Jahre alt, habe 
einen Realschulabschluß. Ich habe im Anschluß 
daran eine Ausbildung zur Chemielaborantin in ei-
nem großen Chemiewerk gemacht, das, wie ich 
finde, richtigerweise über Bedarf ausgebildet hat. 
Trotz eines guten Abschlusses bin ich nach drei Jah-
ren Ausbildung nicht übernommen worden. Ich habe 
zwischendurch 12 Monate in einem Projekt „Arbeit 
statt Sozialhilfe" gearbeitet. Obwohl ich mich be-
mühe, eine Umschulung zu machen, habe ich seit 
14 Monaten keine neue Arbeit. - Was würden Sie mit 
Bezug auf Ihr Programm dieser Frau sagen? 

Ulf Fink (CDU/CSU): Darauf eine Antwort zu ge-
ben ist verhältnismäßig einfach. Wir fügen zum Bei-
spiel neu in das Bundessozialhilfegesetz ein, daß der 
Sozialhilfeträger ermächtigt wird, Qualifikations-
maßnahmen zu bezahlen. Er durfte es bisher über-
haupt nicht bezahlen. Hierbei handelt es sich um 
eine ganz konkrete neue Verbesserung, die wir ein-
geführt haben. Sie ist nicht geringzuschätzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Jörg Tauss 
[SPD]: Ist die Frau unqualifizie rt ?) 

Ich habe vorhin zum Ausdruck gebracht, daß wir 
einen Umbau des Sozialhilfesystems vornehmen, 

(Zuruf von der SPD: Nicht Um-, sondern 
Abbau!) 

und ich habe darauf hingewiesen, wo wir sparen 
wollen. Wir sind - das möchte ich an dieser Stelle 
ganz besonders hervorheben - durch diese Umbau-
maßnahmen in der Lage, Verbesserungen vorzu-
nehmen, um die wir uns bisher vergeblich bemüht 
haben. 

(Zuruf von der SPD: Das Wo rt  „Umbau" ist 
verräterisch!) 

Jetzt frage ich Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, einmal ganz konkret, ob das, was ich Ih-
nen jetzt nenne, Verschlechterungen oder Verbesse-
rungen sind. 

Ich erwähne die erste Maßnahme: Wir sorgen mit 
diesem Gesetzentwurf dafür, daß 300 000 Menschen 
von der Sozialhilfe befreit werden, die bisher nur 
deshalb Sozialhilfeempfänger waren, weil die Ar-
beitsämter das Arbeitslosengeld nicht rechtzeitig ge-
zahlt haben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Hört! Hört!) 

Wir sorgen nun dafür, daß die Arbeitsämter das Ar-
beitslosengeld rechtzeitig zahlen können. Ist das ein 
Fortschritt, oder ist das ein Rückschritt? 

(Zuruf von der SPD: Das sind Selbstver-
ständlichkeiten!) 

Ist es denn nicht ein Fortschritt, wenn die Renten-
versicherungsträger jetzt verpflichtet werden, den 
Sozialämtern Zinsen zu zahlen, wenn sie die Renten 
nicht rechtzeitig gewähren? 

(Waltraud Lehn [SPD]: Auch eine Selbstver-
ständlichkeit!) 

In dem Gesetzentwurf sorgen wir weiter dafür, daß 
die Gemeinden zur Abwehr von Obdachlosigkeit 
verpflichtet werden, ausstehende Mieten zu über-
nehmen. Es ist doch besser, wenn die Menschen gar 
nicht erst obdachlos werden, als wenn wir nachher 
die hohen Kosten der Obdachlosigkeit bezahlen 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Oder: Wir erhöhen den Stundenlohn für Behin-
derte in Behindertenwerkstätten. Seit Jahren bekla-
gen doch die Verbände zu Recht, daß dort nur 
1,50 DM oder weniger gezahlt wird. Das ändern wir 
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jetzt zugunsten der Behinderten. Ist das denn kein 
Fortschritt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch!) 

Oder daß die Behinderten in Behindertenwerkstätten 
einen Bet riebsrat und arbeitnehmerähnliche Rechte 
bekommen: Das hatten sie bisher alles nicht; das füh-
ren wir neu ein. 

Oder: Wir erfüllen die langjährige Forderung nach 
Einführung eines Sozialhilfebeirates. Armutsbericht-
erstattung kann neu erfolgen. Ist das denn kein Fo rt

-schritt? 

Oder daß ab 1. Juli, falls das Gesetz pünktlich in 
Kraft tritt, die Sozialhilfeempfänger in Ostdeutsch-
land dieselben Rechte haben wie die in West-
deutschland: Ist das denn kein Fortschritt? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Nein, meine Damen und Herren, ich kann Sie 
überhaupt nicht verstehen, wenn Sie das geringach-
ten. Den größten Fortschritt sehe ich da rin, daß künf-
tig durch eine Rechtsverordnung sichergestellt wird, 
daß Sozialhilfeempfänger nicht länger für jedes ein-
zelne Hemd, für jeden einzelnen Mantel zum Sozial-
amt gehen müssen. Sie bekommen die Beträge zu-
künftig pauschaliert. Ich meine: Viel mehr als die mit 
großer Lautstärke vorgetragenen Forderungen zur 
Sozialhilfe dient dies der Würde des Sozialhilfeemp-
fängers und ermöglicht ihm einen aufrechten Gang. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das nenne ich konkrete Sozialpolitik. Das zeigt, daß 
sozialpolitische Verbesserungen auch in Zeiten 
knapper Kassen möglich sind, wenn man nur den 
Mut hat, einen wirklichen Umbau des Sozialsystems 
vorzunehmen. 

Eine frohe Botschaft für die Wohlfahrtsträger: Es 
bleibt bei dem Vorrang der Wohlfahrtsträger in § 10 
des Bundessozialhilfegesetzes. Darum haben wir ge-
kämpft. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat das denn in 
Frage gestellt?) 

Wir sind froh, uns durchgesetzt zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 
SPD - Dr. Uwe Küster [SPD]: Das darf doch 
nicht wahr sein! Sie kämpfen doch gegen 

Ihr Spiegelbild!) 

Den pauschalen Mehrbedarf für Personen über 65 
wird es allerdings künftig nicht mehr geben, denn im 
Unterschied zu früher - siehe Kriegsgenerationen - 
kann heute wirklich nicht mehr gesagt werden, daß 
jemand nur deshalb einen Mehrbedarf hat, weil er 
über 65 ist. Wer heute über 65 ist, ist nicht mehr auto-
matisch hinfällig. Wenn es einen konkreten Mehrbe-
darf gibt, dann wird auch konkret bezahlt. Die Be-
sitzstandsregelung kommt dazu. Mehr kann man 
wirklich nicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es hat viel Aufregung um § 3 a gegeben. Wir sind 
vielleicht alle nicht ganz unschuldig an dieser Aufre-
gung, die dabei verursacht worden ist, aber in Wirk-
lichkeit brauchen die Behinderten überhaupt keine 
Sorge zu haben. Denn es handelt sich nur um eine 
gesetzliche Klarstellung im Sinne dessen, was das 
Bundesverwaltungsgericht am 6. August 1992 be-
schlossen hat. Es braucht also kein Behinderter zu 
befürchten, in seinen Rechten geschmälert zu wer-
den. Es ist nichts anderes als eine Klarstellung des-
sen, was bisher schon Rechtens war. 

Meine Damen und Herren, die Sozialhilfe ist viel 
besser als ihr Ruf. Studien aus Bremen haben ge-
zeigt, daß die weit verbreitete Annahme, daß, wer 
einmal in die Sozialhilfe gefallen ist, niemals wieder 
herauskommt, falsch ist. Die meisten Menschen sind 
nur kurz Sozialhilfeempfänger, und die meisten von 
ihnen geben sich alle Mühe, wieder aus der Sozial-
hilfe herauszukommen, wieder auf eigenen Füßen zu 
stehen. Die Sozialhilfe ist, um im Bild zu bleiben, 
kein Sackbahnhof, sondern allenfalls eine Warte-
halle. 

Auch die Leistungen der Sozialhilfe sind nicht 
überzogen. Ich weise hier ausdrücklich die Seriosität 
dessen zurück, was von der Bundesbank vorgelegt 
worden ist. Das, was dort vorgenommen worden ist, 
sind keine seriösen Vergleiche, sondern falsche Ver-
gleiche. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sehr wahr! 
Falsche Zahlen! - Waltraud Lehn [SPD]: 
Überzeugen Sie mal Ihre eigenen Leute! 

Das wäre ja etwas!) 

Wir, die Christlich Demokratische Union und die 
Christlich-Soziale Union, waren es, die im Jahr 1961 
dafür gesorgt haben, daß wir als erstes Land auf der 
ganzen Erde den Rechtsanspruch auf die Führung 
eines menschenwürdigen Lebens in Deutschland 
eingeführt haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das waren noch anstän-
dige Christdemokraten! - Regina Schmidt-
Zadel [SPD]: Das wollen wir ja gar nicht 

schmälern!) 

Die Sozialdemokraten glauben, daß nur Solidarität 
zwischen Gleichen möglich ist. Im Gegensatz dazu 
wissen wir, daß Solidarität zwischen Ungleichen 
möglich ist. Das ist die große Hoffnungsbotschaft, 
daß der Reiche mit dem Armen teilt. Das ist die 
große, christlich verstandene Botschaft der Solidari-
tät. 

(Zurufe von der PDS) 

Wir wissen und wir sind der Überzeugung: Jeder 
Mensch hat unabhängig von seiner Leistung, unab-
hängig von seinen Mißerfolgen und seinen Fehlern 
ein unveräußerliches Recht auf die Führung eines 
menschenwürdigen Lebens. Durch die Reform des 
Sozialhilferechts sichern wir dieses Recht auch künf-
tig verläßlich ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Brigitte Lange, SPD. 
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Brigitte Lange (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Fink, auch wenn Sie noch so 
sehr Selbstverständliches beschwören, es bleibt da-
bei: 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetz-
entwurf zur Reform des Sozialhilferechts wird 
dem Anspruch und den Erfordernissen einer zeit-
gemäßen Fortentwicklung ... nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD - Jörg Tauss [SPD]: Das 
ist die Wahrheit!) 

Hauptursache für den starken Anstieg der Aus-
gaben ... ist, daß die Sozialhilfe den Lebensun-
terhalt von immer mehr Arbeitslosen und Allein-
erziehenden mit Kindern finanzieren muß. 

Sie muß ferner die Eingliederungshilfe für Behin-
derte tragen und die Kosten für den Lebensunterhalt 
von Asylbewerbern und Bürgerkriegsflüchtlingen 
übernehmen. 

Wer - wie die Bundesregierung - in dieser Situa-
tion eine isolierte Reform des Bundessozialhilfe-
gesetzes vorschlägt, verfolgt einen falschen poli-
tischen Ansatz: Sozialhilfebedürftigkeit und Ar-
mut werden nicht durch öffentlichkeitswirksame 
Deckelung der Sozialhilfe und isolierte Korrektu-
ren ... vermieden. Notwendig ist eine dauerhafte 
Entlastung der Sozialhilfe 

- und der Kommunen, die sie finanzieren müssen - 

durch wirksame Reformen in den vorrangigen 
Systemen der sozialen Sicherung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Soviel aus den ersten Sätzen der Stellungnahme 
des Bundesrates. Sie bestätigt - wie übrigens auch 
das Ergebnis der Anhörung - unsere Einschätzung 
und Ablehnung des Reformentwurfs. Dieser über-
deutliche, breite Verriß war zu erwarten, freut uns 
aber nicht; denn eine Reform ist überfällig. 

In den Diskussionen ist deutlich geworden, daß 
dieses unterste Netz heute nicht mehr im Konsens 
von 1962 zu knüpfen wäre. Damals, Herr Fink, hat-
ten Sie auch noch ein „Ahlener Programm". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 
nie gelesen!) 

Dieses Gesetz, das die grundgesetzliche Verpflich-
tung zur Wahrung der Menschenwürde an den An-
fang seines Textes setzt und seine Leistungen da-
nach ausrichtet, wird seit Jahren ausgehöhlt, zerfled-
dert; seine Empfänger werden verdächtigt und dis-
kriminiert; seine Zielsetzung wird auf den Kopf ge-
stellt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Zu einem menschenwürdigen Leben zählt offen-
sichtlich nicht mehr, was der Mensch braucht, son-
dern was nach Verteilung des Reichtums übrigbleibt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU - Dr. Gisela 
Babel [F.D.P.]: Das stimmt doch überhaupt 

nicht!) 

Für diese Regierung ist das Kriterium nicht mehr die 
Bedürftigkeit eines Menschen, sondern seine Lei-
stung. Daran mißt sie auch seinen We rt . Wer nichts 
leistet - egal, warum -, ist nichts we rt . 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Frau Lange, das 
glauben Sie selbst nicht!) 

So wird er auch behandelt. 

Dabei hat die Regierung mächtige Verbündete, ge-
messen an ihren Gehältern die Leistungsträger der 
Nation. Diese politische und wirtschaftliche „Lei-
stungselite" erwartet von den Empfängern sozialer 
Leistungen - nicht etwa von sich selbst -, von Rent-
nerinnen und Rentnern, von Kindern und Jugendli-
chen, von Alleinerziehenden, von Familien mit Nied-
rigsteinkommen, von erwerbsfähigen Sozialhilfe-
empfängern, die zu den registrierten 4 Millionen Ar-
beitslosen noch dazugezählt werden müssen, und 
von den Behinderten die Rettung aus der sogenann-
ten Standortkrise. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese von der Bundesregierung ausschließlich un-
ter ökonomischen und finanziellen Gesichtspunkten 
geführte Debatte um den Industriestandort Deutsch-
land verengt fahrlässig die Zukunftsfrage auf kurzfri-
stige Maximierungsziele. Wir brauchen aber ein 
Bündnis für Arbeit, Umwelt und Sozialstaat. 

Von Ihrer Seite hören wir vor allem die Frage, ob 
wir uns den Sozialstaat noch leisten können. Die 
Wohltaten seien zu üppig, die fetten Jahre vorbei; 
wir müßten abmagern. Wer ist „wir"? Darf ich daran 
erinnern, daß viele dieser angeblichen Wohltaten ge-
schlossene Verträge, gesetzlich verbriefte Rechte 
sind? Es sind Verträge und Rechte, die Art. 20 Abs. 1 
des Grundgesetzes - „Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist ein demokratischer und sozialer Bundes-
staat" - lebendig erfahrbar machen. Wird die Diskus-
sion um den sogenannten Standort Deutschland 
noch unter dieser Prämisse der Verfassung geführt? 
Wird sie beachtet? Ist sie Konsens geblieben? 

Oder hat der Journalist Roderich Reifenrath recht, 
wenn er in einem Kommentar in der „Frankfu rter 
Rundschau" schreibt: 

Während das Rechtsstaatsprinzip jederzeit auf 
wortmächtige Verteidiger zählen kann, die 
schweres juristisches Geschütz auffahren, sollten 
Elemente der Leitidee des Grundgesetzes von 
wem auch immer in Frage gestellt werden, ist das 
keineswegs der Fall, wenn - wie hier und heute - 
der  Sozialstaat auf dem Prüfstand steht. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Haben Sie 
gestern das Inte rview mit Herrn Schröder 

gesehen?) 

Diese praktisch umgesetzte Leitidee vermissen wir in 
dem vorliegenden Gesetzentwurf. 

Mit dieser „Reform" zur Sozialhilfe verabschiedet 
sich die Bundesregierung von Grundprinzipien. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sie müßten 
einmal das Inte rview von Herrn Schröder 

lesen!) 
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Die vorgeschlagenen Änderungen garantieren also 
nicht, was noch die Begründung verspricht: 

Nicht die bewährten Grundprinzipien der Sozial-
hilfe wie der Nachrang der Sozialhilfe, die Be-
darfsdeckung und die Einzelfallgerechtigkeit ste-
hen zur Diskussion; sie sind zu stärken. 

heißt es da unter II, Reformbedarf. Der das schrieb 
und diejenigen, die das Gesetz gestalteten, müssen 
nichts voneinander gewußt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne -

ten der PDS) 

Seit diese Bundesregierung im Amt ist, hat sie den 
Nachrang der Sozialhilfe nicht gestärkt, sondern 
massiv mißbraucht. Allein die lange Liste der Kür-
zungen, Streichungen und Beitragserhöhungen im 
AFG von 1982 bis heute dokumentiert diesen großzü-
gigen Mißbrauch des Nachrangs. 

Der Stärkung des Nachrangs, dem situationsge-
rechten Ausbau der sozialen Sicherung hat sich diese 
Bundesregierung nur zögerlich und kleinlich gestellt. 
Die steuerliche Freistellung des Existenzminimums, 
dessen Höhe und die Verbesserung des Familienla-
stenausgleichs konnten wir ihr nur unter dem Druck 
des Bundesverfassungsgerichts abringen. 

Die Bundesregierung lobt die in den Spargesetzen 
1993 erreichten Ansätze für eine Konsolidierung der 
Sozialhilfe, das heißt konkret: Deckelung. Seitdem 
blieb die Entwicklung der Lebenshaltungskosten un-
berücksichtigt. 

Jetzt versprechen Sie: keine lineare Kürzung. 
Wirklich nicht? Linear oder anders? Auch keine Än-
derung des Bedarfsdeckungsprinzips? Die Botschaft 
hör' ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. Zu laut 
trommeln diejenigen, denen der bedarfsgerechte Re-
gelsatz als wichtigste Komponente des Existenzmini-
mums zum Ärgernis Nr. 1 geworden ist. Sie stört 
seine Sperriegelfunktion, die ein „Ausdifferenzieren 
der Löhne nach unten" - wie es so vornehm verne-
belnd heißt - bisher verhindert hat. Das ist es doch, 
was von Wirtschaftsseite gefordert wird: Senkung 
des Regelsatzes, damit die Löhne gesenkt werden 
können. 

Der Anreiz zur Arbeit - und zwar zu jeder, auch 
der niedrigstbezahlten - soll durch das kalte Tauch-
becken der Sozialhilfe stimuliert werden. Nicht nur 
die Bremer Studie widerlegt diesen Unsinn wie auch 
den von der Hängematten-Mentalität. Und? Hat der 
Fachminister für Sozialhilfe auf diese Studie reagie rt ? 
Hat er das Bedarfsdeckungsprinzip gestärkt? - Mit-
nichten. 

Das 1993 gegebene Versprechen, die Deckelung 
der Regelsätze aufzuheben, wird gebrochen, die An-
passung der Regelsätze bis 1999 verzögert. Was da-
nach kommt, weiß keiner genau. Der Festsetzungs- 
und Fortschreibungsmodus, den Sie ab 1999 neu kre-
ieren wollen, ist hinreichend unklar. Eindeutig ist je-
doch, daß Ihre Festschreibung des Lohnabstandsge-
bots auf 15 Prozent das Bedarfsdeckungsprinzip aus

-

hebeln wird. Reales Ergebnis: Kürzungen. Davon er-
hoffen Sie sich Einsparungen von zirka 1 Milliarde 
DM zu Lasten der Ärmsten in unserer Gesellschaft. 

Im Gegenzug erwägen Sie, die Vermögensteuer zu 
senken. Das wird nicht nur die Arbeitslosen, sondern 
auch die Sozialhilfebezieher mächtig freuen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]) 

Dann verspricht die Bundesregierung noch die 
Stärkung der Einzelfallgerechtigkeit. Ich nenne nur 
einmal das Stichwort „§ 3a BSHG". Da können Sie 
formulieren, solange Sie wollen. Sie bekommen das 
nicht mehr hin. Das betrifft auch die 25prozentige 
Kürzung der Sozialhilfe, die nun exekutiert werden 
muß, wenn ein Sozialhilfebezieher eine Arbeit oder 
Arbeitsgelegenheit ablehnt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine zumutbare!) 

gleich aus welchen Gründen und ungeachtet wel-
cher Konsequenz. 

Scheint Ihnen das ein Fall von Einzelgerechtigkeit 
zu sein, 65jährigen den Mehrbedarfszuschlag zu 
streichen und nur auf Antrag zu gewähren? 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wenn sie es nicht 
brauchen!) 

Spekulieren die den Gesetzentwurf unterbreitenden 
Koalitionsfraktionen nicht vielmehr auf die Scham 
der Älteren, diesen Antrag eben nicht zu stellen, statt 
auf Gerechtigkeit, vielleicht auch auf die Würde die-
ser Menschen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Der Geist weht, wo er will. Hier hat er nicht gewollt. 

Unsere Vorstellungen von einer Reform sehen an-
ders aus. Meine Kollegin Waltraud Lehn wird sie Ih-
nen anschließend erläutern - hoffentlich nicht völlig 
vergebens. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu 
einer Kurzintervention hat die Kollegin Regina 
Schmidt-Zadel. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Der Redebeitrag von 
Ihnen, Herr Fink, hat mich zu dieser Kurzinterven-
tion bewogen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Inspiriert! - 
Beflügelt!) 

- Inspiriert, das wäre zuviel gesagt. 

Sie haben darauf hingewiesen, daß Ihr hier vorge-
legter Gesetzentwurf der Würde des Menschen die-
nen soll. Das, was Sie vorgelegt haben - ich will auf 
eine Sache eingehen, die Sie ausgelassen haben -, 
dient sicherlich nicht der Würde des Menschen: näm-
lich die Änderung des § 93. Das haben Sie ver-
schwiegen. Die Deckelung der Heimpflegekosten 
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ohne eine Öffnungsklausel trifft vor allem die Behin-
derteneinrichtungen, die Ärmsten der Armen. Wir 
kommen wieder zu Zeiten zurück, in denen man in 
den Behinderteneinrichtungen nach dem Motto ver-
fährt: satt und sauber. 

In der Vergangenheit haben wir in diesem Bereich 
eine gute Politik gehabt. Psychisch Kranke und Be-
hinderte sind nach vielen Jahren aus den Einrichtun-
gen der Psychiatrie herausgeholt worden. Das, was 
Sie vorlegen, wird dazu führen, daß sie wieder in die 
Behinderteneinrichtungen und in die Psychiatrie ein-
gewiesen werden müssen. 

Das ist aus meiner Sicht beschämend. Das ist we-
der christlich noch sozial, sondern ein Rückschritt in 
die Steinzeit der Behindertenpolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Zuruf von der CDU/CSU: Das 
Schlimme ist, daß Sie es besser wissen müß

-

ten!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Fink, bitte. 

Ulf Fink (CDU/CSU): Frau Abgeordnete Schmidt-
Zadel, das, was Sie ausgeführt haben, trifft über-
haupt nicht den Inhalt des Gesetzentwurfs. Denn die 
Wahrheit ist, daß für einen vorübergehenden Zeit-
raum bis einschließlich 1998 die Entgelte in den Hei-
men um die Steigerung der Bruttolöhne und -gehäl-
ter anwachsen dürfen. Damit sind alle Steigerungen, 
die durch die Tarifpartner vereinbart werden, aufge-
fangen. Mehr noch, es bleibt noch Spielraum, weil in 
einem Heim, insbesondere in einer Behinderten-
werkstatt, nicht 100 Prozent der Kosten Personalko-
sten sind, sondern vielleicht 70 Prozent. Der Rest sind 
Materialkosten. Die Materialkosten steigen aber 
nicht so schnell wie die Löhne und Gehälter. Das 
heißt, Sie haben sogar einen darüber hinausgehen-
den Spielraum für die Entwicklung. 

Ab 1999 soll das geschehen, was doch einzig rich-
tig ist: Wir wollen weg von der Orientierung an den 
Kosten hin zur Orientierung an den Leistungen. Es 
gibt gute, sehr engagierte Behindertenwerkstätten 
und Heime; es gibt andere, die sind nicht so gut. 
Dann ist es doch besser, wenn man denen mehr zur 
Verfügung stellt, die bessere Leistungen erbringen. 

Frau Schmidt-Zadel, eines darf ich vielleicht noch 
sagen: Sie wissen es eigentlich besser und behaup-
ten dennoch etwas anderes. Das ist nicht in Ord-
nung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch der Abg. Regina Schmidt

-

Zadel [SPD] - Dr. Heiner Geißler [CDU/ 
CSU]: Sie schüren die Angst der Leute - 
wie bei den Aussiedlern! - Abg. Regina 
Schmidt-Zadel [SPD] meldet sich erneut zu 

Wort ) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: - Nein, Frau Kol-
legin, das geht leider nicht. Es gibt nur Rede und 

Gegenrede. So sind die Regeln. - Das Wort hat die 
Kollegin Dr. Gisela Babel, F.D.P. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei der Beratung in der ersten Le-
sung der Sozialhilfereform hatte ich bereits darge-
legt, warum wir diese Reform grundsätzlich brau-
chen. Aber schon die jetzige Debatte bringt mich 
dazu, das noch einmal in Erinnerung zu rufen: Eine 
Sozialhilfereform bringt keine Einsparungen für den 
Bundeshaushalt, eine Sozialhilfereform bringt allen-
falls Einsparungen für die Gemeindefinanzen. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß eine Ablehnung 
dieser Reform im Bundesrat, so wie Sie sie andeuten, 
natürlich diejenigen treffen wird, die in ganz vielen 
Bereichen mit ihren wenigen Mitteln sehen müssen, 
wie sie über die Runden kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU - Widerspruch bei der SPD) 

Der zweite Punkt ist, daß die Sozialhilfereform 
Brücken bauen soll, um den Sozialhilfeempfängern 
aus der Sozialhilfe zu helfen. Ich glaube auch, daß 
diese Absicht richtig ist und in der Reform auf ver-
schiedene Weise auch erreicht wird. 

Ich möchte nur noch kurz zu den Änderungen Stel-
lung nehmen, die wir in den parlamentarischen Bera-
tungen erreicht haben. Wir haben als F.D.P. die Un-
terstützungsvermutung, die in der Regierungsfas-
sung für die Personen, die gemeinsam in einer Woh-
nung leben, enthalten war, wieder rückgängig ge-
macht. Wir sind der Meinung, daß wir dieser Einste-
hensgemeinschaft hier wiederum neue Pflichten auf-
erlegt hätten, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ohne Rechte!) 

denen keine Rechte, zum Beispiel Mietrechte, ad-
äquat gegenübergestanden hätten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Hier klatschen auch die Grünen, mit denen wir uns 
einig sind, daß wir das insgesamt aufräumen sollten. 
Die Frage, wie wir Lebensgemeinschaften, die in Zu-
kunft in vielfältiger Weise für uns wichtig werden, 
behandeln wollen, müßte man durchgängig erörtern. 
Das ist ein Thema, das auf politische Wiedervorlage 
gelegt werden muß. Insofern bleibt es beim heute 
geltenden Recht. 

Ebenso bleibt es bei der Vorrangstellung der 
Wohlfahrtsverbände in § 10 BSHG beim geltenden 
Recht. Hier geht ein großes Aufseufzen durch die Re-
publik. Wir hatten in der Tat eine kleine Revolution 
versucht und gesagt: Wir könnten auch andere Trä-
ger, sowohl gemeinnützige als auch privat-gewerbli-
che Anbieter, im allgemeinen Teil des BSHG veran-
kern, um damit den Wettbewerb im allgemeinen Teil 
bereits festzuschreiben. 

Der Widerstand war aber so massiv, daß wir dem 
Koalitionspartner den Wunsch, die ursprüngliche 
Fassung wiederherzustellen, erfüllen wollten. Für 
uns ist es wichtig, daß wir in § 93 BSHG, in dem der 
Wettbewerb der Leistunganbieter geregelt wird, pri- 
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I vat-gewerbliche Anbieter mit in den Wettbewerb 
hineinnehmen und daß Qualität und Kostengünstig-
keit des Angebotes in die Bewertung eingehen. Das 
ist im Interesse der Betroffenen, weil es ihre Möglich-
keit steigert, ein preiswertes und qualitativ hoch-
wertiges Angebot auch bei den Sozialleistungen zu 
bekommen. 

Eine der Hauptursachen für Sozialhilfebedürftig-
keit ist - das haben wir erörtert - die Arbeitslosig-
keit. Die Sozialämter können keine Arbeitsplätze 
schaffen, aber sie können dazu beitragen, Brücken in 
den Arbeitsmarkt zu bauen. Meiner Ansicht nach ha-
ben wir das Instrumentarium durch Änderungsan-
träge verbessert. Es gibt jetzt für Sozialämter die 
Möglichkeit, private und gemeinnützige Anbieter 
mit der Vermittlung zu beauftragen. Dadurch werden 
sie selbst entlastet, und die Anbieter können pau-
schal entgolten werden. Ich denke, das ist eine ganz 
sinnvolle Änderung, die wir mit dem Koalitionspart-
ner zusammen gemacht haben. 

Im übrigen ist das Motto „weniger Bürokratie" bei 
der Rechtsvereinfachung gegenüber dem ursprüng-
lichen Entwurf an verschiedenen Stellen eingehalten 
worden. Dafür will ich die Vereinfachung bei der 
Umzugskostenerstattung und die Verzinsung von Er-
stattungsansprüchen nennen. Wir dürfen nicht ver-
gessen, daß es im Sozialhilferecht eine Fülle von klei-
nen, für Bürokratie sorgende Vorschriften gibt. Wir 
glauben, daß die Durchforstung dringend nötig war. 

Eine langjährige Forderung der Behinderten, näm-
lich daß sie eine dem Arbeitsrecht entsprechende 
Stellung erhalten, haben wir auch erfüllt, wenn auch 
nicht ganz so perfektionistisch, wie es ursprünglich 
einmal gewünscht oder angedacht war. Wir haben 
uns mit einer Formulierung begnügt, die sagt, daß es 
im Rahmen des Sozialrechtsverhältnisses die Mög-
lichkeit geben soll, Rechte einzuräumen, die einem 
Arbeitnehmerverhältnis entsprechen. Wir haben den 
Schwerpunkt dabei auf die Rechtsverordnung bzw. 
den Werkstattsvertrag gelegt. 

Ich glaube, damit ist uns wieder ein kleines Stück 
Anerkennung und Integration gelungen. Dennoch 
muß bei dieser Frage weiterhin auf die individuellen 
Bedürfnisse des Behinderten eingegangen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Schließlich noch eine Bemerkung zur Neuregelung 
des § 3 a, also zur Sicherung des sogenannten Arbeit-
gebermodells. Anläßlich der Änderung des Pflege

-

Versicherungsgesetzes gab es ja heftigen Wirbel. Ich 
glaube, daß das gefundene Ergebnis richtig ist. Es 
wird klargestellt, daß nur ausnahmsweise von dem 
Grundsatz „ambulant vor stationär" mit dem Kosten-
argument abgewichen werden darf, nämlich nur 
dann, wenn ein preiswerteres Angebot zur Verfü-
gung steht und wenn personelle, familiäre und örtli-
che Umstände es zulassen, dem Behinderten zuzu-
muten, daß die Leistungen in diesem Bereich abge-
senkt bzw. begrenzt werden können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Babel, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Ich wollte zu meinem letz-
ten Satz kommen, Herr Präsident, aber bitte schön! 

Ulrike Mascher (SPD): Frau Dr. Babel, Sie haben 
gerade formuliert, daß - natürlich nur in Ausnahme-
fällen; das hat auch Herr Fink gestern im Ausschuß 
hinreichend deutlich gemacht - eine Abwägung un-
ter Kostengesichtspunkten zwischen dem teureren 
und dem preiswerteren Angebot stattfindet. Sie ha-
ben selber den Begriff „preiswerter" verwendet. Fin-
den Sie es mit der Würde des Menschen - ich rede 
jetzt ausnahmsweise so pathetisch - und dem Selbst-
bestimmungsrecht der betroffenen Behinderten 
wirklich vereinbar, daß man sie auf diese Kostenab-
wägung zwischen preiswerteren und weniger preis-
werten Angeboten verweist? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Finde ich schon!) 

Sie wissen selber, daß es sich um eine kleine Perso-
nenanzahl handelt. Glauben Sie, daß das mit dem 
Geist des Bundessozialhilfegesetzes, der auch von Ih-
nen beschworen worden ist, wirklich vereinbar ist? 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Mascher, erinnern 
Sie sich bitte: Als der Grundsatz „ambulant vor sta-
tionär" formuliert worden ist, ist man davon ausge-
gangen, daß die ambulante Versorgung die preis-
wertere ist und die stationäre die teurere. Es hat sich 
erst im Zuge der Bewilligungen und der Rechtspre-
chung dazu ergeben, daß es ambulante Versor-
gungsformen in exorbitanter Höhe - 20 000 DM im 
Monat - gibt. So etwas kann einen Sozialhilfeträger 
natürlich in Bedrängnis bringen. 

Uns als Gesetzgeber obliegt es - Ihr Kollege An-
dres hat sich im Ausschuß ähnlich ausgedrückt -, 
eine gerechte, eine adäquate und auch eine sensible 
Abwägung zwischen dem Bedürfnis des behinderten 
Menschen und dem, was solidarisch zu leisten ist, zu 
finden. Ich glaube, daß diese Abwägung gelungen 
ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich wehre mich gegen den Vorwurf, daß wir in ir-
gendeiner Weise die Würde des Behinderten nicht 
anerkennen. Das wäre falsch argumentiert. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Es muß über Geld 
geredet werden!) 

Vielmehr müssen wir begreiflich machen, daß es im-
mer auch um Abwägungen geht. Sehen Sie einmal: 
Wenn wir bei 20 000 DM zustimmen, dann könnte 
man auch sagen, 100 000 DM seien angemessen, um 
den Bedürfnissen zu entsprechen. Es gäbe dann 
keine Grenzen. Man muß sich doch sagen, daß sich 
alles das, was wir an Hilfen zur Verfügung stellen, in-
nerhalb des Machbaren befinden muß. Ich glaube, 
auf Grund dieser Regelung können wir das eigent-
lich noch sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Änderungen haben 
der BSHG-Novelle gutgetan. Einige Sachverhalte 
sind geklärt und verbessert worden. Ich bedanke 
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mich bei den Kollegen der Koalition und den Mitar-
beitern der Ministerien. Ich hoffe, daß das Gesetz die 
Klippen des Bundesrats glücklich umschifft. Die SPD 
auf der Oppositionsbank im Bundestag hat ja schon 
bei der Pflegeversicherung die Strategie ihrer Genos-
sen im Bundesrat, Frau Lange, falsch eingeschätzt, 
und auf einmal war akzeptabel, was sie hier im Deut-
schen Bundestag für völlig unakzeptabel gehalten 
hat. Insofern besteht also Hoffnung. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Für wen?) 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Andrea Fischer, Bündnis 90/Die Grünen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die ist ja dau

-

ernd dran!) 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wir haben jetzt einen einjährigen Diskussionsprozeß 
hinter uns. Sie sind von allen Seiten mit Kritik über-
schüttet worden, und es gab einen fast einmütigen 
Verriß in der Anhörung. Sie haben zwar reichlich Än-
derungsanträge vorgelegt, aber auf die grundle-
gende Kritik sind Sie nicht eingegangen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

In der Kürze der Zeit möchte ich auf einige Punkte 
hinweisen, die die grundlegende Kritik betreffen. 

Zunächst geht es um die Aushöhlung des Bedarfs-
deckungsprinzips. Sie verstoßen mit diesem Gesetz-
entwurf - entgegen dem, was Sie, Kollege Fink, ge-
rade gesagt haben - gegen den Grundsatz, daß je-
dem Hilfebedürftigen eine seinem Bedarf entspre-
chende Hilfe zusteht. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So 
ist es! - Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Das zeigt sich an der Verschärfung des Lohnab-
standsgebots, das zeigt sich an der Nettolohnanbin-
dung - denn die gewährleistet dann nicht mehr, daß 
die Sozialhilfe das soziokulturelle Minimum des Be-
darfs auch deckt -, und das zeigt sich an der Decke-
lung von Leistungen für behinderte Menschen in 
Einrichtungen. Entgegen dem, was Sie eben darge-
stellt haben, besteht, weil es keine Öffnungsklauseln 
und andere flexible Lösungen gibt, die große Gefahr, 
daß gerade der Hilfebedarf für betreuungsintensive 
Gruppen - ich nenne hier die Autisten, ich nenne 
Schwerst- und Mehrfachbehinderte - durch die Lei-
stungen der Eingliederungshilfe nicht mehr gedeckt 
wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Das heißt, die Sozialhilfe wird ihres eigentlichen Sin-
nes beraubt, nämlich hilfebedürftigen Menschen die 
Unterstützung zu geben, die sie brauchen. 

Die zweite grundlegende Kritik: Die Sozialhilfere-
form stellt sich nicht der Realität einer modernen Ge-
sellschaft. Nun hat die Kollegin Babel gerade darauf 
verwiesen, daß sich die F.D.P. in der Koalition - auch 
nach hartnäckiger Erinnerung seitens der Bündnis-
grünen - ihres Wahlversprechens entsonnen hat, daß 
erst die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Le-
bensgemeinschaften erfolgen muß, statt daß man, 
wie Sie das hier geplant haben, schon vorher die 
Schlechterstellung plant. 

Aber wir haben mit dem, was wieder zurückgezo-
gen worden ist, ja nur wieder den Status quo ante, 
und das reicht nicht, denn hier geht es auch um ana-
chronistische Regelungen, die dringend einer Ände-
rung bedürfen. 

Die Unterhaltspflicht volljähriger Kinder gegen-
über ihren Eltern hat - das ist aus der Sozialhilfede-
batte lange bekannt - bei alten Leuten zur Angst vor 
dem Sozialhilfebezug geführt. Die Unterhaltspflicht 
der Eltern für ihre volljährigen Kinder führt zu unbil-
ligen Härten für viele Eltern von pflegebedürftigen 
Kindern, insbesondere geistig behinderten Kindern, 
die in Heimen leben. Das muß dringend geändert 
werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber Sie haben ja nicht nur nicht auf die grundle-
gende Kritik gehört, sondern Sie haben noch eins 
draufgelegt, und zwar mit Ihren Änderungsanträgen. 
Dazu will ich noch einmal sagen: Sie haben uns die 
zum Teil gestern in letzter Minute vorgelegt. Wir sind 
deshalb tatsächlich überfordert. Wir reden hier über 
Bestimmungen, bei denen es um das Leben von sehr 
vielen betroffenen Menschen geht, 

(Zustimmung bei der PDS) 

und da möchte ich die Möglichkeit haben, das genau 
zu prüfen, auch juristisch zu prüfen. Deshalb habe 
ich großes Unbehagen bei diesem Verfahren; denn 
ich meine, wir müssen erst ganz sorgfältig prüfen, 
was da passiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Unsere gegenseitigen Interpretationen, was die 
Neuformulierung des § 3 a BSHG anbelangt, gehen 
ja sehr weit auseinander. Wenn das nur eine Klarstel-
lung ist, wie Sie sagen - wofür betreiben Sie dann 
diesen Aufwand? Die Sozialämter prüfen doch schon 
heute jeden Pfennig, den sie ausgeben. Sie tun ja ge-
rade so, als würden die das Geld mit vollen Händen 
zum Fenster hinausschmeißen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: So ist es!) 

Frau Kollegin Babel, es gibt zwar einzelne Men-
schen mit einem Hilfebedarf von 20 000 DM, aber es 
handelt sich hier nicht um ein Massenphänomen. 
Wenn Sie sagen, dann hätten wir überhaupt keinen 
Maßstab mehr, und hinterher zahle man jemandem 
100 000 DM, ist das eine demagogische Zuspitzung. 
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Denn auch Sie wissen, daß kein Sozialamt das zahlen 
wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Weit unter den Beträgen, von denen Sie gespro-
chen haben, werden die Sozialämter angesichts des 
großen Drucks, der in den Kommunen herrscht, und 
des großen Drucks, der natürlich auch auf die Sozial-
ämter ausgeübt wird, tatsächlich die Entscheidung 
zu treffen haben, ob die Pflege im Heim nicht billiger 
ist. Davon ist hier schon geredet worden. Das kann 
sein. Deswegen haben die Behinderten auf Grund 
der Kostenlage Angst vor Zwangseinweisung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben den Vorrang „ambulant vor stationär" 
zwar aus Kostenerwägungen mit eingeführt. Aber 
das ist nicht der einzige Grund dafür gewesen. Sie, 
Herr Fink, haben selber davon gesprochen: Der Sinn 
dieser Unterstützung ist, daß Menschen aus eigener 
Kraft leben können. Wir haben es hier mit einer 
Grundfrage der Integration von Behinderten zu tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Hier geht es darum: Wie können Behinderte und 
Nichtbehinderte zusammen leben? Emanzipation 
von Behinderten heißt Recht auf Wahl der Leistun-
gen. Ich sage Ihnen: Wir leben wirklich in einer rei-
chen Gesellschaft. Es ist für mich keine Standort-
frage, es ist für mich eine grundlegende moralische 
Frage, daß man in einem so reichen Land wie unse-
rem in der Lage sein muß, behinderten Menschen 
die Unterstützung zu geben, die sie zu einer selb-
ständigen Lebensführung brauchen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Mein Fazit ist daher: Dies ist kein Gesetz, das den 
Anforderungen einer modernen Armutspolitik ge-
recht wird. Es blendet die Wirklichkeit aus. Es packt 
die strukturellen Ursachen nicht an, sondern nimmt 
sie als gegeben hin. Dort hätte man ansetzen kön-
nen. Behinderung ist in unserer Gesellschaft eine 
Normalität. Das müssen wir anerkennen. Die Krise 
des Erwerbssystems müssen wir aufgreifen und auch 
in der Sozialpolitik entsprechend berücksichtigen. 
Wir müssen die Veränderung der Beziehungen zwi-
schen den Geschlechtern und den Generationen be-
rücksichtigen. Deswegen geht es um eine Reform der 
Eingliederungshilfe bis hin zu einem eigenständigen 
Leistungsgesetz. Es geht um eine bedarfsorientierte 
Grundsicherung. Das ist die eigentliche Herausforde-
rung; denn eine Sozialhilfereform muß eine Sozialre-
form sein. Nur dann wird sie der Realität gerecht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Dr. Heidi Knake-Werner, PDS. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch von mir hät-
ten Sie eine Zustimmung für eine notwendige struk-
turelle Reform des Bundessozialhilfegesetzes bekom-
men und sicherlich auch eine Zustimmung dafür, den 
Anstieg der Sozialhilfebedürftigkeit und vor allen 
Dingen der Kosten der Sozialhilfe einzudämmen. 
Dies wäre allein schon deshalb geschehen, weil die 
Kommunen dringend entlastet werden müssen und 
weil das dazu geführt hätte, betroffenen Menschen 
ein Leben jenseits der Armutsschwelle zu ermögli-
chen. 

Aber es kommt auf die Methode an, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Ob die Regierungskoalition wirk-
lich die Kosten der Sozialhilfe eindämmen will, daran 
darf man ja nach den letzten Entscheidungen in die-
sem Haus berechtigte Zweifel haben. Sie hätten dazu 
reichlich Gelegenheit gehabt. Das Gegenteil haben 
Sie getan. Ich erinnere nur an die Abschaffung der 
originären Arbeitslosenhilfe und an die Kürzung der 
Arbeitslosenhilfe um 3 Prozent. Selbst das ursprüng-
lich zur Kompensation gedachte Asylbewerberlei-
stungsgesetz führt dazu, die Sozialhilfekosten der 
Kommunen weiter zu erhöhen, die Menschen weiter 
in Sozialhilfe zu drängen, das Armutsrisiko zu erhö-
hen. 

Mit der heute zur Verabschiedung stehenden 
BSHG-Novelle wollen Sie offensichtlich diese Fehl-
entscheidungen wettmachen. In der A rt  und Weise, 
wie Sie die Kostenentwicklung der Sozialhilfe einfan-
gen wollen, finden Sie allerdings nur noch Beistand 
bei den Hardlinern der Standortideologie. 

(Beifall bei der PDS) 

Von allen Wohlfahrtsverbänden, den Kirchen und 
den Gewerkschaften sowie den meisten Expertinnen 
und Experten bei der Anhörung zum Sozialhilferecht 
ist Ihnen reihum bescheinigt worden, daß eine bun-
dessozialhilfegesetzinterne Lösung nur heißen kann, 
an den Symptomen zu basteln und zu nichts weiter 
führen wird als zu weiteren drastischen sozialen Ein-
schnitten jetzt auch bei den unteren Sozialstandards. 
Notwendig sei dagegen - so der Deutsche Städtetag 
und andere -, die vorgelagerten Sicherungssysteme 
armutsfest zu machen und im Arbeitsförderungsge-
setz, beim Wohngeld, beim Kindergeld, im Familien-
lastenausgleich und schließlich auch bei einem ei-
genständigen Leistungsrecht für Behinderte Korrek-
turen vorzunehmen, die wirklich eine Entlastung des 
Bundessozialhilfegesetzes bringen würden. Wer bei 
den Sozialhilfekosten wirklich sparen will, muß an 
der Hauptursache ansetzen und die Massen- und 
Langzeitarbeitslosigkeit wirkungsvoll bekämpfen. 
Das geht nur, wenn man wirklich sozial- und tarif-
rechtlich gesicherte Beschäftigungsverhältnisse 
schafft. Aber davon sind Sie Lichtjahre entfernt. 

(Beifall bei der PDS) 

Wie Sie in den letzten Wochen die gute Idee des 
„Bündnis für Arbeit" verramscht haben, spricht wirk-
lich Bände. 

(Beifall bei der PDS) 

Was also bezwecken Sie mit der vorgelegten So-
zialhilfenovelle? Nein, Herr Kollege Seehofer - da 
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muß ich Ihnen ausnahmsweise einmal zustimmen -, 
Sie wollen keine lineare Kürzung der Regelsätze. Sie 
gehen nicht so platt heran. Das, was Sie vorschlagen, 
ist wesentlich subtiler. Deshalb ist es in der Öffent-
lichkeit auch so schwer zu verstehen - im übrigen 
nicht nur in der Öffentlichkeit; ich verweise nur auf 
die diesbezügliche Ausschußsitzung gestern. Wie wir 
dieses Gesetz dort beraten haben, spricht wirklich je-
der ernsthaften parlamentarischen Debatte Hohn. 

(Beifall bei der PDS) 

Der Schlüssel für die geplanten Einsparungen 
durch diese Sozialhilfenovelle liegt in der Anbindung 
der Regelsätze an die Lohnentwicklung und beim so-
genannten Lohnabstandsgebot. Mit dieser Festle-
gung verabschieden Sie sich endgültig von einem 
wichtigen Prinzip des Bundessozialhilfegesetzes, 
nämlich von der Bedarfsorientierung. Es geht künf-
tig nicht mehr darum, den Grundbedarf für ein men-
schenwürdiges Leben festzustellen. Die Sozialhilfe-
regelsätze verkommen vielmehr zur Restgröße kon-
junktureller Entwicklung. 

Dies wird vor allen Dingen befördert durch das Ab-
standsgebot: Der Abstand zwischen den unteren 
Lohngruppen und den Sozialhilfesätzen muß zukünf-
tig 15 Prozent betragen. Was dieses Abstandsgebot 
bedeutet, Herr Minister Seehofer, wird nun deutlich. 
Da hat Ihnen die Bundesbank ganz schön in die 
Suppe gespuckt. Sie verkünden zwar landauf, 
landab, es sei nichts zu befürchten, weil das Lohnab-
standsgebot eingehalten werde, aber die Bundes-
bank hat Ihnen feinsäuberlich nachgewiesen, daß 
das nicht der Fall ist und daß eine Festschreibung 
von 15 Prozent zukünftig dazu führen muß, daß die 
Sozialhilfesätze gesenkt werden. Das ist ja auch die 
eigentliche Absicht. Ich finde, daß es an der Zeit ist, 
daß sie die Menschen darüber nicht länger täuschen. 

(Beifall bei der PDS) 

Neben dieser indirekten Kürzung der Regelsätze 
enthält die vorliegende Novelle noch weitere gravie-
rende Einschnitte in soziale Besitzstände. Aber Be-
sitzstände gelten bei Ihnen ja nur für die Besserver-
dienenden und ohnehin nicht für die Armen; da ist es 
ja unmoralisch. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Billig!) 

Ich erinnere nur an das unwürdige Gezerre im Ge-
sundheitsausschuß darüber, wie man am geschickte-
sten verpacken kann, daß mit dem neuen § 3a BSHG 
vom Prinzip „ambulant vor stationär" Abstand ge-
nommen wird, wenn es zu teuer wird, und damit ver-
schleiert, daß das Selbstbestimmungsrecht der be-
hinderten und pflegebedürftigen Menschen über 
den Deister geht. 

Abschließend erinnere ich auch noch an die Strei-
chung der Mehrbedarfszuschläge für ältere Men-
schen und Erwerbsunfähige. Das zeigt genau das, 
was Sie praktizieren: eine Anpassung der Lebens-
standards nach unten. Das ist das Muster Ihrer Poli-
tik. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Redezeit ist 
abgelaufen. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Die PDS lehnt den 
vorliegenden Gesetzentwurf dementsprechend ab. 
Wir unterstützen den Entschließungsantrag von 
Bündnis 90/Die Grünen und verweisen darauf, daß 
es dringend notwendig ist - als einzige Möglichkeit, 
das gegenwärtige Armutsproblem zu lösen -, sich für 
eine soziale Grundsicherung einzusetzen. Wir haben 
dazu einen Antrag eingebracht und werden künftig 
darüber diskutieren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Bundesminister Horst Seehofer. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das Bundessozialhilferecht ist ohne Zweifel 
eine der größten sozialen Errungenschaften in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Es 
bleibt auch in der Zukunft beim Rechtsanspruch auf 
Sozialhilfe. 

(Christel Hanewinckel [SPD]: Das ist ja 
tröstlich!) 

Es ist auch in der Zukunft - gerade wegen dieser Re-
form - möglich, Menschen, die in Not geraten, zu un-
terstützen, und zwar in einer Art und Weise, daß sie 
auch weiterhin ein menschenwürdiges Leben führen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, nach der verzerrten La-
geschilderung gerade möchte ich einmal versuchen, 
die Verhältnisse in der Sozialhilfe real darzustellen. 
Wie Sie wissen, gibt es nach dem Sozialhilferecht 
Hilfe in besonderen Lebenslagen und die laufende 
Hilfe zum Lebensunterhalt. Zwei Drittel der Ausga-
ben in der Sozialhilfe erfolgen für Hilfe in besonde-
ren Lebenslagen, hier insbesondere für Pflegebe-
dürftige und Behinderte in Einrichtungen. 

Von 1989 bis 1993 sind die Ausgaben in diesem Be-
reich um jahresdurchschnittlich 12 Prozent gestie-
gen, obwohl die Zahl der Hilfeempfänger im wesent-
lichen gleichgeblieben ist. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Das heißt erstens nichts anderes, meine Damen 
und Herren, als daß die Hilfen für Pflegebedürftige 
und Behinderte seit 1989 in der Bundesrepublik 
Deutschland massiv verstärkt wurden, jahresdurch-
schnittlich um 12 Prozent. Das heißt zweitens, wenn 
jemand wegen Hilfe- oder Pflegebedürftigkeit So-
zialhilfe in Anspruch nimmt, ist er nicht einkom-
mensschwach, sondern die Aufwendungen im Falle 
der Pflegebedürftigkeit und der Behinderung von 
monatlich mehreren Tausend DM führen dazu, daß 
man das gute Netz der sozialen Sicherheit, unsere 
Sozialhilfe, in Anspruch nehmen muß. 
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Nie zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland wurde für Behinderte und Pflegebe-
dürftige soviel getan wie in den letzten Jahren. Die 
Tatsache, daß die Ausgaben in diesem Bereich zwei-
stellig gestiegen sind, ist nicht Ausdruck einer Ver-
elendung in der Bundesrepublik Deutschland, son-
dern Ausdruck der Hilfsbereitschaft in der Gesell-
schaft der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zwei Drittel der Sozialhilfeausgaben für Pflegebe-
dürftige und Behinderte, das hat nichts mit einer 
neuen Armut in der Bundesrepublik Deutschland zu 
tun. Das andere Drittel ist Hilfe zum Lebensunter-
halt. 

Dieses Drittel ist in den letzten zehn Jahren, zwi-
schen 1986 und Anfang 1994 - jüngere amtliche Zah-
len gibt es nicht -, gewachsen: Wir hatten 1986 in der 
Bundesrepublik Deutschland 1,5 Millionen Empfän-
ger von Sozialhilfe als Hilfe zum Lebensunterhalt 
und Anfang 1994 2,2 Millionen. 

Von diesen Hilfeempfängern sind 700 000 Auslän-
der, davon sind 70 Prozent, nämlich 500 000, Zuwan-
derer aus dem Ausland mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

und von den restlichen 30 Prozent überwiegend Zu-
wanderer mit deutscher Staatsangehörigkeit. In der 
Landeshauptstadt  München, Frau Mascher, betrug 
der Zuwachs der Zahl der Sozialhilfeempfänger im 
Jahre 1995 6 000 Personen. Davon sind 5 000 Aus-
länder. 

Seit einigen Tagen liegt die Bremer Studie vom 
Zentrum für Sozialpolitik der Universität Bremen vor. 
Dieses Institut hat seit 1989 neu gestellte Sozialhilfe-
anträge untersucht und eine Verlaufsbetrachtung der 
Sozialhilfeempfänger bis 1994 angestellt. Es kommt 
zu dem Ergebnis, daß der Anteil von ansässigen Aus-
ländern - also von Ausländern, die bereits seit Jahren 
in Deutschland leben und arbeiten - und von ansässi-
gen Deutschen an den Neuantragstellern zurückge-
gangen ist und daß die Zahl der ansässigen deut-
schen Sozialhilfeempfänger sogar absolut gesunken 
ist. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Hört! Hört!) 

Ich verfalle nicht in die billige Populistik, die die 
Sozialdemokraten seit einigen Jahren eingeschlagen 
haben 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

nach dem Motto: „Zuwanderer raus", und „Zuwan-
derer sind ursächlich für die Sozialhilfe". Zu einer 
sorgfältigen Analyse gehört, daß sie darlegt, daß die 
Aufnahme- und die Hilfsbereitschaft der Deutschen 
der wesentliche Grund für die Zunahme der Zahl der 
Sozialhilfeempfänger ist und man nicht von einer 
neuen Armut in der Bundesrepublik Deutschland 
sprechen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Minister, 
gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Frau Ma-
scher. 

Ulrike Mascher (SPD): Herr Seehofer, Sie haben 
mich angesprochen im Zusammenhang mit der Zu-
nahme der Zahl der Sozialhilfeempfänger in der Lan-
deshauptstadt München. Wenn Sie die genauen Zah-
len haben, dann wissen Sie sicherlich auch, warum 
wir einen Zuwachs von 5 000 Ausländern haben. Das 
sind Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem früheren Jugo-
slawien, weil Bayern und insbesondere die Landes-
hauptstadt München einen überdurchschnittlichen 
Beitrag zur humanitären Hilfe für diesen Personen-
kreis leistet. Die Kommune wird bei den Kosten für 
die Sozialhilfe von der Bundesregierung und der 
Landesregierung alleingelassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Frau Mascher, ich habe in der Schule gelernt: Wenn 
man gleicher Auffassung ist, braucht man keine Fra-
gen zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe ja gerade versucht, zu begründen, daß 
die pausenlosen Analysen der deutschen Sozial-
ingenieure mit dem Ergebnis, in Deutschland sei die 
neue Armut ausgebrochen, nicht zutreffen. Die Tat-
sache, daß die Sozialhilfeausgaben überdurch-
schnittlich gestiegen sind und die Zahl der Sozial-
hilfeempfänger zugenommen hat, ist nicht auf eine 
Einkommensarmut in der Bundesrepublik Deutsch-
land zurückzuführen, sondern einerseits auf die 
überdurchschnittliche Hilfe für Behinderte und Pfle-
gebedürftige und andererseits auf die große Auf-
nahme- und Hilfsbereitschaft der deutschen Bevöl-
kerung für Zuwanderer. Das gehört zu einer nüchter-
nen Analyse. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie das auf die Bayerische Staatsregierung 
abschieben wollen, sage ich Ihnen, Frau Mascher: 
Man wird sich in München - ich hoffe, daß sich die 
Regierung dort am 10. März ändern wird - noch wun-
dern, weil nämlich immer mehr bayerische Kommu-
nen Hilfe zur Arbeit für Sozialhilfeempfänger reali-
sieren. 

Nun spricht sich dies unter bestimmten Sozialhilfe-
empfängern herum, und diese orientieren sich dort-
hin, wo diese Hilfe zur Arbeit von den Städten nicht 
realisiert wird. Deshalb werden Sie erleben, daß im-
mer mehr Sozialhilfeempfänger nach München ge-
hen, weil dort  der amtierende SPD-Oberbürgermei- 
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ster nicht bereit ist, in ausreichendem Maße die Hilfe 
zur Arbeit für Sozialhilfeempfänger zu realisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Joseph Fischer [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja pri

-

mitivster Wahlkampf! Das ist ja unglaub

-

lich!) 

Das ist die erste Realität bei einer Analyse der Sozial-
hilfe in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist wirklich empörend!) 

- Herr Fischer, Sie brauchen nicht so laut zu 
schreien. In Bayern gilt der Grundsatz: Die lautesten 
Kühe geben die wenigste Milch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist unglaublich! - Klaus 
Kirschner [SPD]: Es ist wirklich eine üble 
Hetzerei! - Regina Schmidt-Zadel [SPD]: 
Ich hätte Ihnen ein höheres Niveau zuge

-

traut!) 

Zweiter Punkt: Es geht auch darum, über die Höhe 
der Sozialhilfe ein menschenwürdiges Leben zu er-
möglichen. 

Nun sage ich Ihnen, meine Damen und Herren: 
Von 1984 bis 1994 sind die Regelsätze für die Sozial-
hilfe in der Bundesrepublik Deutschland um 
47,9 Prozent gestiegen. In der gleichen Zeit sind die 
Nettolöhne und -gehälter der erwerbstätigen Bevöl-
kerung nur um 35,3 Prozent gestiegen. Das heißt, in 
den letzten zehn Jahren sind die Regelsätze der So-
zialhilfe um 12 Prozentpunkte stärker gestiegen als 
die Nettolöhne der in Deutschland beschäftigten Ar-
beitnehmer. 

Vor diesem Hintergrund ist es doch nicht sozialer 
Kahlschlag oder Abbau, sondern ein Stück mehr so-
ziale Gerechtigkeit, wenn wir für die nächsten drei 
Jahre befristet in unsere Sozialhilfereform schreiben: 
Die Sozialhilfe kann drei Jahre lang nicht stärker 
steigen als die Nettolöhne der beschäftigten Arbeit-
nehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt sage ich Ihnen auch etwas zum menschen-
würdigen Leben: Niemand wird in diesem Hause be-
haupten, mit Sozialhilfe wäre man üppig ausgestat-
tet, wenn es um die Hilfe zum Lebensunterhalt geht. 
Nur, meine Damen und Herren, wir dürfen auf der 
anderen Seite auch einmal die Zahlen nennen, die 
für die Hilfe für Menschen ausgeschüttet werden, 
wenn sie in Not sind, sich zwar selbst helfen wollen, 
aber nicht selbst helfen können. 

Bei einem Ehepaar mit einem Kind lag Mitte 1995 
der Regelsatz zuzüglich der für Kosten der Unter-
kunft und einmalige Leistungen bei 2 279 DM mo-
natlich, bei einem Ehepaar mit drei Kindern bei 3 238 
DM und bei einem Alleinerziehenden mit einem 
Kind unter 7 Jahren bei 1 828 DM. 

Ich sage noch einmal: Das ist gewiß keine üppige 
Unterstützung. Aber wenn man sich manche Rente 
und manches Erwerbseinkommen von jemandem 
anschaut, die als Verkäuferin oder in den niedrigen 
Lohngruppen beschäftigt ist, dann kann man mit Fug 
und Recht davon sprechen, daß wir in der Bundes-
republik Deutschland mit diesen Beträgen Men-
schen, die Hilfe brauchen, ein menschenwürdiges 
Leben ermöglichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jahrelang haben wir gehört: Die Finanzierung von 
Arbeit ist besser als die Finanzierung von Arbeitslo-
senhilfe oder Sozialhilfe. Jetzt präzisieren und reali-
sieren wir diesen Grundsatz in der Sozialhilfe, und 
jetzt paßt Ihnen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, auch das wieder nicht. 

Deshalb bin ich nach wie vor der Auffassung: 
Wenn es um das Geplaudere über Reformbereit-
schaft geht, sind Sie Weltmeister. Wenn es aber um 
die tatsächliche Reformfähigkeit geht, aus Grundsät-
zen auch konkrete Politik zu machen, sind Sie eine 
deutsche Reclam-Ausgabe, eine absolute Reclam-
Ausgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was spricht denn dagegen, bei dieser hohen Ar-
beitslosigkeit auch die Kommunen verstärkt in die 
Pflicht zu nehmen - nicht anstelle der Arbeitsämter, 
aber ergänzend -, daß sie sich verstärkt bemühen, 
daß für Arbeitslose, die besondere Handikaps haben 
- wie Ulf Fink sagte -, eine Brücke zur Arbeitswelt 
geschlagen wird? Ich bin jenen Kommunen in 
Deutschland dankbar, die dies mit großem Erfolg seit 
vielen Jahren praktizieren. Wir dürfen es nicht dabei 
belassen, daß es vielleicht 20 Prozent in Deutschland 
machen. Es sollen 100 Prozent der Kommunen ma-
chen. 

Ich habe erst vor kurzem die Stadt Würzburg be-
sucht. Dies ist symptomatisch für Berlin, für Mann-
heim und viele andere große Städte. Die Stadt Würz-
burg hat in einem Jahr 280 Sozialhilfeempfängern 
Arbeit angeboten. 80 Prozent davon haben dieses 
Angebot angenommen und sind in reguläre Arbeits-
verhältnisse vermittelt worden. Das war nicht nur ein 
Segen für die Sozialhilfeempfänger selbst, weil deren 
Perspektive ja nicht darin bestehen kann, weitere 
Jahre Sozialhilfe zu beziehen, sondern es hat auch 
den Kommunalhaushalt entlastet: 137 800 DM mo-
natlich hat die Stadt Würzburg an Sozialhilfekosten 
dadurch gespart, daß sie nicht einfach Sozialhilfe-
empfänger verwaltet hat, sondern ihnen menschli-
chen Zuspruch, menschliche Hilfe und Vermittlung 
in Arbeit hat zuteil werden lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Gestern habe ich in der „Süddeutschen Zeitung" 
gelesen: „Scharping: Zuwanderung wie bisher ,nicht 
auszuhalten' " . Da spricht er davon - das habe auch 
ich hier im Bundestag schon x-mal gesagt -, daß wir 
jährlich 800 000 Arbeitserlaubnisse an Ausländer er- 
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teilen. Das kritisiert jetzt auch der SPD-Fraktionsvor-
sitzende, und er fügt hinzu: 

Zwar seien darunter viele Saisonarbeiter, etwa 
ein Viertel dieser Tätigkeiten könne aber auch 
von deutschen Arbeitnehmern übernommen 
werden. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Da hat er 
recht!) 

Meine Damen und Herren, genau das ist unsere Phi-
losophie. Dann stimmen Sie doch zu! Wir wollen, daß 
100 000, 200 000 arbeitslose Sozialhilfeempfänger, 
gerade wenn sie jünger sind, in Arbeit vermittelt 
werden. Dann sparen wir nicht nur Sozialhilfe, son-
dern es ist auch ein Stück Humanität, wenn Men-
schen, die sonst nicht mehr in die Arbeitswelt zu ver-
mitteln wären, mit Hilfe des Sozialamtes wieder in 
Arbeit vermittelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich prophezeie Ihnen, meine Damen und Herren 
von der SPD, Sie werden hier im Deutschen Bundes-
tag noch Mühe haben, die pa rtielle Zustimmung des 
Bundesrates für Dinge zu erklären, die Sie heute hier 
ablehnen werden. 

Warum sollen denn 300 000 Sozialhilfeempfänger 
jährlich nur deshalb für sechs oder acht Monate auf 
Sozialhilfe angewiesen sein, weil die Renten- und 
die Arbeitslosenkassen zunächst prüfen und prüfen 
und prüfen? In der Zwischenzeit wird ein Antrag 
beim Sozialamt gestellt, wo auch geprüft wird, und 
anschließend bekommt das Sozialamt die Kosten 
vom Arbeitsamt erstattet. Da können wir doch gleich 
den Vorschuß über das Arbeitsamt ausbezahlen. 
Dann ersparen wir uns eine Menge Bürokratie und 
viele unangenehme Reibereien beim Hilfeempfän-
ger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Waltraud Lehn [SPD]: Wer kritisiert das 
denn? - Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie war das mit der 
Reclam-Ausgabe? Das hättet ihr schon 

längst machen können! Ihr seid blind!) 

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Ana-
lyse der Ursachen für die Ausgabendynamik in der 
Sozialhilfe sage ich, daß wir die Höhe unserer Sozial-
leistungen wieder an unserer volkswirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit ausrichten müssen. Wir wollen 
der Fehlfunktion der Sozialhilfe als Vorschußkasse 
ein Ende machen und Vorschüsse über die Arbeits-
verwaltung zahlen lassen, und wir wollen die „Hilfe 
zur Arbeit" zur Überwindung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit massiv verstärken, was einen humanen Ge-
winn für die Betroffenen einerseits und Einsparun-
gen bei den Kommunen andererseits bedeutet. Wel-
cher vernünftige Politiker und welche vernünftige 
Politikerin kann sich gegen eine so behutsame Re-
form stellen? Ich habe den Eindruck, wenn ich mit 
der Bevölkerung zusammenkomme, daß die SPD  

weit neben den Empfindungen und Überzeugungen 
der Bevölkerung steht. Weit daneben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Regina  Schmidt-Zadel [SPD]: Vielleicht der 

Stammtische!) 

Deshalb realisieren wir zwei Ziele, wobei man in 
der Tat vielleicht auch die Frage stellen kann, warum 
wir es nicht schon vor zwei oder drei Jahren getan 
haben. Nun, meine Damen und Herren, tun wir es, 
und es gibt keinen Grund, dagegen zu sein. Erstens 
vermeiden wir durch diese Sozialhilfereform den 
Langzeitbezug von Sozialhilfe. Es ist gut, daß die 
Bremer Studie, die ich schon zitiert habe, zu dem Er-
gebnis gekommen ist, daß Sozialhilfe in aller Regel 
ein Kurzzeit- und kein Dauerproblem ist, wenn es um 
die Hilfe zum Lebensunterhalt geht. Zweitens schaf-
fen wir mit dieser Sozialhilfereform die Grundlagen 
dafür, daß wir auch in der Zukunft Menschen, die in 
Not geraten, menschenwürdig und auf hohem Ni-
veau helfen können. Es ist unsere verdammte Pflicht 
und Schuldigkeit, auch in schwieriger wirtschaftli-
cher Situation durch eine Veränderung der konkre-
ten Ausgestaltung der Hilfen dafür Sorge zu tragen, 
daß wir dieses hohe Niveau der Sozialsysteme auch 
in Zukunft finanzierbar halten. 

Nicht derjenige richtet sich gegen Bedürftige und 
kleine Leute, der reformiert, wie die Koalition, son-
dern derjenige, der Fehlentwicklungen nicht um-
steuern kann, mit der Folge, daß wir die notwendi-
gen Hilfen für Behinderte, für Pflegebedürftige, für 
Arbeitslose und Alleinerziehende in absehbarer Zeit 
nicht mehr gewähren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Zustim-
mung. Dies ist eine behutsame Reform, eine Reform 
mit Augenmaß, die den Menschen nicht schadet, 
sondern hilft. Die Sozialhilfe, die 1961 unter Feder-
führung der Union geschaffen wurde, ist neben der 
Sozialversicherung und der Versorgung eine der 
wichtigsten Säulen unseres deutschen Sozialsystems 
und bleibt es auch für die Zukunft. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Geißler. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wollte 
noch etwas zum Thema „Hilfen zur Arbeit" sagen, 
weil es hier Kontroversen gab. Der Kollege Fischer 
hat diesbezüglich im Zusammenhang mit München 
die Äußerungen des Ministers angezweifelt. 

Ich will einmal für das Jahr 1993 - die Zahlen lie-
gen vor - folgendes sagen: In Berlin mit einer Ein-
wohnerzahl von 3,4 Millionen gab es 44 140 Men-
schen, die von „Hilfe zur Arbeit" profitierten, die also 
als Sozialhilfeempfänger in Arbeit gekommen waren. 
In München mit einer Einwohnerzahl, die nur ein 
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Drittel dessen beträgt, nämlich 1,2 Millionen, waren 
es ganze 1 600. In Relation zu Berlin müßten es in 
München jedoch 16 000 sein. In Hamburg mit 
1,6 Millionen Einwohnern profitierten 1 600 Men-
schen davon. 

Damit will ich doch nur sagen 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- ganz ruhig! -: Warum ist das, was in Berlin möglich 
ist - das ist zu einem großen Teil auch auf die Zeit zu-
rückzuführen, als Ulf Fink als Sozialsenator die Sa-
che in Gang gebracht hat; das darf man auch einmal 
anführen -, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

nicht auch in anderen Städten möglich? Ich kann die 
Liste der Städte erweitern; es sind nicht nur sozialde-
mokratisch regierte Städte dabei. Ich frage nur: 
Warum soll das, was in Berlin möglich ist, nämlich 
das zweite Ziel, das mit der Sozialhilfereform verbun-
den ist, zu erreichen, nicht auch in anderen Städten 
möglich sein, Herr Fischer? 

Ich füge aus meiner Erfahrung noch folgendes 
hinzu, weil das eine Aufgabe ist, die sich uns allen 
stellt - Sie wie wir tragen in den Ländern und Städ-
ten Verantwortung -: Die Sozialhilfe in Deutschland 
ist, gemessen an entsprechenden Gesetzen in ganz 
Europa, nach wie vor das leistungsfähigste sozialpoli-
tische Auffangsystem aller Industriestaaten. 

Jetzt geht es darum - ich glaube, das haben Sie ge-
sagt -: Warum werden Sozialhilfeempfänger so be-
handelt? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Geißler, darf ich Sie einen Augenblick unterbrechen? 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
bin sofort fertig. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie können 
keine Kurzintervention zu Zwischenrufen machen. 
Sie können nur eine Kurzintervention zu einem Re-
debeitrag machen. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Einverstanden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Deshalb muß ich 
Sie bitten, zum Ende zu kommen. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Ich komme sofort 
zum Ende. 

Deswegen sollten wir uns einmal mit der Frage be-
schäftigen, welche Menschen wir als verantwortliche 
Politiker in den Städten zum Beispiel mit Aufgaben 
im Bereich der Sozialhilfe betrauen. Wir sollten mehr 
Aufmerksamkeit darauf verwenden, daß qualifizierte 
Beamte die Leitung der Sozialämter übernehmen, 
damit die Sozialhilfe menschenwürdig realisiert wer-

den kann und solche Aufgaben erfüllt werden kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Unverschämt, 

was Sie da verbreiten!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Waltraud Lehn, SPD-Fraktion. 

Waltraud Lehn (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn hier alle so behutsam und 
moderat argumentieren würden, wie Sie, Herr Geiß-
ler, es zum Schluß getan haben, gäbe es sicherlich 
weniger Streit. Dem aber, was heute abschließend 
zur Beratung vorgelegt wird und was von der Regie-
rungskoalition großartig als „Reform" tituliert wird, 
wobei der Bundesgesundheitsminister dann auch 
noch Eigenschaften wie „behutsam" und „vorsich-
tig" in den Raum wirft, stelle ich meinen Kommentar 
in Kurzfassung gegenüber: Mit ihrem Werk präsen-
tieren CDU/CSU und F.D.P. eine schlecht inszenierte 
Gruselkomödie, die, wenn sie in ihrer Wirkung nicht 
so schrecklich wäre, nur belächelt werden könnte. 

Der komödiantische Teil ist die ständige Drehbuch-
änderung bis in den gestrigen Abend hinein. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Sie 
wollten doch Vorschläge machen!) 

Geradezu lächerlich ist die Hektik, die Sie an den 
Tag legen, um dann nach dem Betreten der Bühne, 
ohne sich der Auseinandersetzung ernsthaft zu stel-
len, möglichst schnell wieder zu verschwinden. 

Zum Gruseln ist Ihr Verständnis von der Reform 
des Sozialstaates: Neuverteilung ausschließlich zu 
Lasten derjenigen, die ohnehin am wenigsten haben, 
die auch ohne Ihre Grausamkeiten eher am Rande 
als in der Mitte unserer Gesellschaft leben. Trotz ei-
ner geradezu vernichtenden Kritik nach der General-
probe, nämlich nach der öffentlichen Anhörung, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommen Sie mal 
zur Sache!) 

bleibt die Bundesregierung bei ihrem Ang riff auf den 
Sozialstaat, und der Auftritt des Regisseurs in Gestalt 
des Bundesgesundheitsministers hier kann diesen 
Eindruck nur verstärken. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Drei 
Minuten schon und noch kein Vorschlag!) 

Allerdings hat er sich an dieser öffentlichen Anhö-
rung nicht beteiligt; er hat gar nicht erst zugehört, 
und die anderen haben die Kritik entweder nicht ver-
standen oder sie Schlichtweg ignoriert. 

So bleibt das, was heute vorliegt, das, was es von 
Anfang an war: ein Ablenkungsmanöver von den ei-
gentlichen Problemen, Ablenkung von Ihrer Unfä-
higkeit, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, Ablen-
kung von der Tatsache, daß die Schere zwischen 
Arm und Reich ständig größer wird. 

(Beifall bei der SPD - Birgit Schnieber-
Jastram [CDU/CSU]: Ganz billige Polemik 

und kein einziger Vorschlag!) 
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Denen, die nur wenig haben, wird immer mehr ge-
nommen, und gleichzeitig zahlen immer mehr Reiche 
immer weniger Steuern. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

Um es noch einmal klar zu sagen: Auch wir halten 
eine Reform des Bundessozialhilfegesetzes für not-
wendig, allerdings im Sinne einer qualitativen Wei-
terentwicklung der sozialen Hilfen. Die Sozialhilfe ist 
inzwischen für einen immer größeren Personenkreis 
zu einer dauerhaften Grundsicherung geworden: für 
die Arbeitslosen, für die Behinderten, für die Pflege-
bedürftigen, für die Zuwanderer, für die Asylbewer-
ber, für die Flüchtlinge, für die Alleinerziehenden 
und für die Familien mit vielen Kindern. 

Durch zahlreiche Kürzungen von 1982 bis heute 
und dank der Klientelpolitik der F.D.P. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Natürlich!) 

ist die Belastung der Schwachen und die Belohnung 
der Abzocker zum neuen Verteilungsmaßstab ge-
macht worden. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist eine Strafe 
für die SPD! Diese Rede hat sie nicht ver

-

dient!) 

Besonders grausam und falsch ist die auch in dem 
heutigen Diskussionsbeitrag von Herrn Seehofer 
noch immer mitschwingende Unterstellung, daß So-
zialhilfeempfänger arbeitsunwillig seien. Aber das ist 
empirisch eindeutig widerlegt, zuletzt durch die in 
dieser Woche von Ihnen selber zitierte Langzeitstu-
die aus Bremen. Hier wird nicht nur eindeutig nach-
gewiesen, was Herr Seehofer angesprochen hat, hier 
wird auch nachgewiesen, daß die Bundesregierung 
mit ihrer Unterstellung vom bequemen Leben in der 
sozialen Hängematte völlig danebenliegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber nun steht sie ja nicht völlig allein, indem sie 
das so formuliert. In jüngster Zeit hat sie ebenso laut-
starke wie inkompetente Unterstützung von seiten 
der Bundesbank bekommen. Da beklagt die Bundes-
bank das angeblich nicht mehr eingehaltene Lohn-
abstandsgebot, und als Beispiel geben die Bänker 
das Hotel- und Gaststättengewerbe sowie den Ein-
zelhandel an, Tarifgebiete also, in denen überwie-
gend besonders schlecht bezahlte Frauen Arbeit lei-
sten. Deren Hungerlohn nehmen die Herren der 
Bundesbank als theoretisches Einkommen einer Mo-
dellfamilie, das sie unanständigerweise mit den Lei-
stungen der Sozialhilfe vergleichen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Bei der Bundesregierung, bei der Bundesbank und 
auch bei den Arbeitgeberverbänden und nicht bei 
den auf Sozialhilfe angewiesenen Menschen sind 
diejenigen zu finden, die den sozialen Frieden in 
Deutschland wirklich gefährden, weil sie Soziallei-
stungen nur noch als Soziallasten darstellen, die ab-
geschafft werden müssen. Mit dieser Politik verbrei-
tet die Bundesregierung eine Stimmung in unserer 
Gesellschaft, in der nur noch der etwas gilt, der am 
Erwerbsprozeß teilnimmt. Wer ohne eigene Schuld 
daran gehindert wird, ist nichts mehr we rt . Für die 

Betroffenen bedeutet das allerdings, daß sie nicht 
nur finanziell abgedrängt werden; ihnen wird auch 
jedes Selbstwertgefühl aberkannt. Das ist ein funda-
mentaler Angriff auf die Menschenwürde. Die hat 
nämlich nicht nur etwas mit Geld und Finanzen zu 
tun. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das gilt auch für Aussiedler!) 

Eine Hauptursache für den Anstieg der Sozialhilfe 
außerhalb von Einrichtungen, die Massenarbeitslo-
sigkeit, wird von der Bundesregierung zwar als Pro-
blem genannt, aber in Ermangelung eines Gesamt-
konzeptes wurstelt sie mit Einzelmaßnahmen wie 
den §§ 20a bis 20c herum. 

Hauptursache der Massenarbeitslosigkeit, meine 
Damen und Herren von der Regierungsseite, sind die 
fehlenden Arbeitsplätze und nicht die unwilligen Ar-
beitslosen, die man, wenn sie nicht arbeiten wollen, 
bestrafen muß. Immer mehr Arbeitslose werden in 
die Sozialhilfe hineingedrängt. Dafür haben Sie die 
Verantwortung zu tragen und sonst keiner. Wenn Sie 
hinterher Vorschläge machen, um das zu reparieren, 
dann ist das allenfalls das Kehren vor der eigenen 
Haustür. Auf gar keinen Fall ist es eine wirkungs-
volle Hilfe. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Wir, die SPD, kritisieren nicht nur. Wir haben auch 
ein Paket von Vorschlägen auf den Tisch gelegt. 

(Zurufe von der CSU/CSU: Oh!) 

- Wenn Sie gelegentlich einmal die Unterlagen lesen 
würden, würden Sie nicht so erstaunt sein. Ich ver-
stehe aber, daß das Thema eine Vielzahl von Ihnen 
nicht interessiert. 

Wir, die SPD, kritisieren nicht nur, wir haben, wie 
gesagt, ein Paket von Vorschlägen. So kann nach un-
serer Überzeugung eine wirkliche Hilfe zur Arbeit 
nur durch eine unbürokratische und volle Einbezie-
hung von arbeitslosen Sozialhilfeempfängern in die 
arbeitsmarktpolitische Förderung erzielt werden. Wir 
haben in unserem Entwurf einer Reform der Sozial-
hilfe, die den Nachrang von Sozialhilfe stärken soll, 
deshalb folgende Punkte vorgesehen: 

Erstens. Das Arbeitsförderungsgesetz muß so ge-
ändert werden, daß die aktive Arbeitsmarktpolitik 
auch für Sozialhilfeempfänger offen ist. Es ist eine 
Aufgabe der Politik, die Arbeitsmarktsituation zu ge-
stalten, und nicht eine Aufgabe der Kommunen vor 
Ort oder gar der Sozialhilfeempfänger. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Die Lohnersatzleistungen, vor allem die 
Arbeitslosenhilfe, müssen so geändert werden, daß 
Arbeitslose keine ergänzende Sozialhilfe mehr in An-
spruch nehmen müssen. Der schlechteste Weg über-
haupt ist die zeitliche Befristung oder Kürzung der 
Arbeitslosenhilfe. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Aber was tun Sie, was Sie heute vielleicht noch mit 
einem Rest von Schamgefühl verschweigen, am 
9. Februar? Sie machen deutliche Einschnitte bei der 
Arbeitslosenhilfe, die dazu führen, daß direkt noch 
mehr Menschen bei den kommunalen Sozialämtern 
landen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Man kann nicht müde werden, es zu wiederholen: 
Sie bekämpfen nicht die Arbeitslosigkeit, Sie be-
kämpfen die Arbeitslosen, und das auch noch zu La-
sten der Kommunen. Eine solche Politik steht in kras-
sem Widerspruch zu den neuesten Versprechungen, 
Beitragszahler zu entlasten und den Kommunen 
mehr Spielräume zu verschaffen. 

Weitere Kernpunkte unseres Antrages: eine Dyna-
misierung des Kindergeldes auch über 1997 hinaus. 
Kinderreichtum darf nicht länger zur Armutsfalle 
werden. Das Wohngeld muß deutlich angehoben 
werden. Für Behinderte ist ein eigenes Leistungsge-
setz zu schaffen. Generell streben wir eine bedarfs-
orientierte soziale Grundsicherung an. 

Deshalb lehnen wir den Entwurf der Bundesregie-
rung entschieden ab. Er ist nur Stückwerk und keine 
wirkliche Reform der Sozialhilfe. Die erforderlichen 
Verknüpfungen mit Reformen der vorrangigen Si-
cherungssysteme werden nicht vorgenommen. Die 
aber sind unverzichtbar, wenn die Leistungsfähigkeit 
der Sozialhilfe auf Dauer sichergestellt werden soll. 

Sozialhilfe, meine Damen und Herren, als individu-
elle Hilfe für Arme muß mit dem Kampf gegen die 
Armut verbunden werden. Eine Reform des Sozial-
staates muß dort beginnen, wo es sich am meisten 
lohnt. Eine so definierte Leistungsorientierung der 
Bundesregierung wäre ein echter Fortschritt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat die Kollegin Ul rike Ma-
scher. 

Ulrike Mascher (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. 

Meine Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister 
Seehofer hat in seiner Rede als positives Beispiel die 
Stadt Würzburg genannt, die vorbildliche Arbeits-
gelegenheiten für Sozialhilfeempfänger schaffe. Ich 
denke, es gibt gute Beispiele in allen Bundesländern, 
wo Sozialdezernenten und Sozialreferenten - die Be-
zeichnungen sind ja unterschiedlich -, wo Leiter und 
Leiterinnen von Sozialämtern mit großem Engage-
ment und mit großer Sensibilität Arbeitsgelegenhei-
ten für Sozialhilfeempfänger schaffen. 

Eine Zukunftsperspektive für Sozialhilfeempfän-
ger bieten auch alle Projekte, die, wie zum Beispiel 
in München, tarifvertraglich entlohnte Arbeiten bie-
ten, um den Arbeitslosen langfristig eine Chance zur 
dauerhaften Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt zu geben. Ich denke, man sollte hier nicht Äp-

fel mit Birnen vergleichen, nämlich die Beschäfti-
gung mit Mehraufwandsentschädigung mit der Be-
schäftigung, die langfristig eine Perspektive bietet, 
nämlich mit Arbeitsverträgen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Bei einer solchen Beschäftigung ist auch eine in-
tensive Betreuung und Beratung für die Betroffenen 
notwendig; denn die haben noch Probleme neben 
ihrer Arbeitslosigkeit. Sie haben Gesundheitspro-
bleme, sie sind meistens hoch verschuldet, sie haben 
häufig keine ausreichende Kinderbetreuung, und sie 
haben keine bezahlbare brauchbare Wohnung. Das 
erfordert engagierte Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen. 

Ich hoffe, Herr Geißler, ich habe Sie mißverstan-
den, daß Sie hier mehr Sensibilität und mehr Enga-
gement bei diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern  gefordert haben. Ich habe in meiner kommunal-
politischen Praxis nur ganz ungewöhnlich engagierte 
und hochbelastete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
erlebt. Die Kommunen sind hier in einem hohen 
Maße gefordert, ihre Mitarbeiter zur Verfügung zu 
stellen, aber auch ausreichende Finanzmittel. In 
München wird es getan. Es sind Beträge in Millio-
nenhöhe, die für die Eingliederung von Langzeit-
arbeitslosen erforderlich sind. 

Ich hätte mich gefreut, wenn außer der Erschwe-
rung durch zusätzliche Paragraphen im Bundes-
sozialhilfegesetz für solche Arbeitsgelegenheiten 
auch eine finanzielle Entlastung der Kommunen er-
folgt wäre. Ich sehe das nicht. Ich sehe bei dieser 
schwierigen Arbeit nur eine Verschlechterung der 
rechtlichen Situation. Ich bedaure das sehr. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Gegen-
rede? - Dann hat das Wort zu einer Kurzintervention 
der Kollege Ulf Fink. 

Ulf Fink (CDU/CSU): Frau Abgeordnete Lehn, ich 
war nach der Ankündigung der Abgeordneten Frau 
Lange sehr gespannt auf die Alternativen der sozial-
demokratischen Fraktion. Aber da - das muß ich nun 
wirklich sagen - sind wir schwer enttäuscht worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das einzige, was Sie gesagt haben, Frau Lehn, war 
doch, daß künftig die Gemeinden im Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit nicht mehr für die arbeitslosen 
Sozialhilfeempfänger eintreten sollen, sondern das 
Ganze den Arbeitsämtern übertragen werden soll. 
Dann werden natürlich auch die Kosten dorthin ver-
lagert; das ist ja klar. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Oder auf den 
Bund!) 

Aber ich frage Sie erneut - ich habe Sie letztlich 
schon einmal danach gefragt -: Wie kommt es eigent-
lich, daß Rudolf Dreßler auf der einen Seite mit Blick 
auf die Erhaltung des Sozialversicherungssystems zu 
Recht sagt, versicherungsfremde Leistungen dürfen 
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nicht bezahlt werden, während Sie sagen, daß die 
Arbeitslosenversicherung die arbeitslosen Sozialhil-
feempfänger übernehmen soll, obwohl der wichtig-
ste Grundsatz einer Versicherung nicht gegeben ist. 
Denn ein Versicherungsfall, der bereits eingetreten 
ist, kann nicht noch einmal versichert werden. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist eine Verdre

-

hung!) 

Der Grund dafür, warum Arbeitslose Sozialhilfe-
empfänger sind, ist ja die Arbeitslosigkeit. Da ist also 
der Versicherungsfall bereits eingetreten. Es ist der 
schwerste Verstoß gegen das Versicherungsprinzip, 
was Ihr Vorschlag beinhaltet. 

(Zuruf von der SPD: Das ist überhaupt nicht 
wahr!) 

Das können Sie doch nicht machen und auf der an-
deren Seite sagen, die Vorschläge, die Rudolf Dreßler 
gemacht habe, müßten verwirklicht werden. 

Ich sage Ihnen dazu - ich glaube, das kann man 
wirklich begründen -: Die Sozialdemokraten haben 
es außerordentlich schwer, mit dem Sozialhilfesystem 
richtig umzugehen, weil sie keinen wirklichen Bezug 
dazu haben. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Erzählen Sie doch 
nichts! - Weiterer Zuruf von der SPD: 

Unglaublich, Herr Fink!) 

Deshalb ist es kein Wunder, daß es die Unionspar-
teien waren, die 1961 das große Sozialhilfegesetz 
verabschiedet haben. Es war zu der Zeit, als Sie die 
Regierung in Bonn stellten, wiederum ein Christ-
demokrat - es war Heiner Geißler -, der Sie über-
haupt erst auf ein Thema aufmerksam machen 
mußte, daß es nämlich noch Armut in einem Wohl-
fahrtsstaat gibt. 

Horst Seehofer ist es, der dafür sorgt, daß es eine 
moderne Sozialhilfereform geben wird, die bewirkt, 
daß Menschen nicht länger nur vom Sozialamt ali-
mentiert werden. Vielmehr sorgen wir dafür, daß sie 
wieder auf eigene Beine kommen. Das ist moderne 
Sozialpolitik. Was Sie machen, ist uralte Sozialpolitik. 
Die paßt nicht mehr in unsere Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Lehn. 

Waltraud Lehn (SPD): Herr Fink, wenn mir ein Re-
debeitrag nicht paßt, dann kann ich mich ärgern und 
kann vielleicht auch toben. Aber ich finde es unklug, 
bei einem Redebeitrag, der protokolliert wird, etwas 
zu unterstellen, was ich niemals gesagt habe. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Das finde ich dumm, mit Verlaub. 

Lassen Sie mich auf zwei andere Aspekte, die Sie 
angesprochen haben, eingehen. Wenn Sie von einem 
wirklichen Bezug sprechen, dann glaube ich, daß 
mein wirklicher Bezug sehr viel mehr Realitätsnähe  

hat als Ihr wirklicher Bezug. Damit meine ich mich 
persönlich wie auch meine Partei. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich will Ihnen das auch sehr gern erklären. Sie 
können nämlich einmal bei einem sehr kompetenten 
Mann, wie ich finde, nämlich dem Sozialethiker 
Friedhelm Hengsbach - Sie können auch mit diesem 
Herrn reden -, nachlesen: 

Bürgerinnen und Bürgern, die von Sozialabbau 
und Sozialhilfekürzungen bedroht sind, 

- beides machen Sie - 

werden elementare Lebenschancen entzogen. Es 
werden ihnen Möglichkeiten genommen, sich am 
politischen Leben zu beteiligen. Wenn Sie aber 
Menschenrechte als Freiheitsrechte, als soziale 
Grundrechte und als politische Beteiligungs-
rechte definieren, 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Was haben wir eigent-
lich für eine Veranstaltung, Herr Präsident?) 

dann werden durch diese Ausgrenzungspolitik 
Menschenrechte verletzt. 

Das zu Ihrer Wirklichkeitsnähe. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Gisela Babel 
[F.D.P.]: Eine Seifenblase nach der ande-

ren!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Reform der Sozialhilfe. Das sind die Drucksachen 13/ 
2440, 13/2764 und 13/3904 Nr. 1. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt 
dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koa-
litionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - 

(Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Herr Blüm steht! Der Sozial-

minister stimmt dagegen!) 

Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/3905. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Enthal-
tungen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition abgelehnt. 
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Abstimmung über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Gesundheit zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD zur Reform des Sozialhilferechts. 
Das ist Drucksache 13/3904 Nr. 2. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/2442 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußem-
pfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Opposition angenom-
men. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Gesund-
heit zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zur Entlastung und Weiterentwicklung der So-
zialhilfe. Das ist Drucksache 13/3904 Nr. 3. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/2437 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be-
schlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS bei Stimmenthaltung der SPD 
angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Gesund-
heit zu dem Antrag der Gruppe der PDS zum Mehr-
bedarf der Sozialhilfe in den neuen Bundesländern, 
Drucksache 13/3904 Nr. 4. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/275 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Gesund-
heit zu dem Antrag der Gruppe der PDS zur Siche-
rung der Aufgaben des Bundessozialhilfegesetzes, 
Drucksache 13/3904 Nr. 5. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/2438 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
bei Stimmenthaltung der SPD angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
den Wehrbeauftragten 
Jahresbericht 1994 (36. Bericht) 
- Drucksachen 13/700, 13/2649 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jürgen Augustinowitz 
Dieter Heistermann 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat jetzt der 
Kollege Augustinowitz, CDU/CSU-Fraktion. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Der 
vorliegende Bericht 1994 ist noch von dem Kollegen 
Alfred Biehle, dem Vorgänger unserer neuen Wehr-

beauftragten, vorgelegt worden. Frau Wehrbeauf-
tragte selbst wird am Dienstag nächster Woche den 
Bericht 1995 vorlegen. Ich darf an dieser Stelle bei-
den Wehrbeauftragten und auch allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern herzlich für ihre Arbeit zum 
Wohle unserer Soldaten danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das erste Themenfeld, mit dem sich der Wehrbe-
auftragtenbericht 1994 beschäftigt, ist die Bereit-
schaft der Wehrpflichtigen zur Wehrdienstleistung. 
Der Bericht bescheinigt den Wehrersatzbehörden 

erhebliche Schwierigkeiten . . ., der Truppe die 
benötigten Rekruten insbesondere in qualitativer 
Hinsicht zur Verfügung zu stellen. 

Wichtigster Grund für die Schwierigkeiten bei der 
personellen Bedarfsdeckung waren 1994 125 000 
KDV-Anträge. Mittlerweile liegen auch die Zahlen 
für 1995 vor. Sie sind leider weiter gestiegen, auf 
160 000. Diese hohe Zahl kann auch nicht ausschließ-
lich mit dem Argument geschönt werden, im vergan-
genen Jahr seien entsprechend mehr Wehrpflichtige 
gemustert worden. 

Die entscheidende Tatsache ist, daß immer weni-
ger Wehrpflichtige eines Jahrganges der Bundes-
wehr zur Verfügung stehen. Hier findet ein massen-
hafter Mißbrauch des Rechtes auf Wehrdienstverwei-
gerung statt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es geht mir nicht darum, die Gewissensentscheidung 
eines einzelnen zu kritisieren. Es muß aber unmiß-
verständlich deutlich gemacht werden, daß sich der-
jenige, der aus rein praktischen Gründen den Wehr-
dienst verweigert, ganz bewußt seiner persönlichen 
Verantwortung für den Frieden entzieht. 

Das weitere deutliche Ansteigen der KDV-Zahlen 
bedeutet eine ernstzunehmende Schwierigkeit für 
die personelle Lage der Streitkräfte. Die Grundwehr-
dienstleistenden sind nämlich der Sockel, auf dem 
die Streitkräfte stehen. Schwierigkeiten bei der per-
sonellen Bedarfsdeckung im Bereich der Grundwehr-
dienstleistenden setzen sich auch in anderen Dienst-
gradgruppen fort. 

Im laufenden Jahr gibt es zum Beispiel ein be-
trächtliches Fehl an Unteroffizieren. Die Bundesre-
gierung hat die Geldansatzstärke im Haushalt 1996 
um 5 500 gesenkt, so daß zumindest diese Zahl nicht 
zur Verfügung steht. Das ist um so bedenklicher, da 
wir den Wehrdienst verkürzt haben und gerade für 
die Ausbildung in nur zehn Monaten eine hohe Füh-
rerdichte notwendig wäre. 

Beim Offiziersnachwuchs sieht das Personalstruk-
turmodell 370 einen jährlichen Ergänzungsbedarf 
von 2 150 Offiziersanwärtern vor. Die tatsächliche 
Quote betrug 1995 nur 69 Prozent. Diese Unterschrei-
tung, die bereits seit mehreren Jahren stattfindet - 
das ist das Schlimme - wird bald zu einem erhebli-
chen Fehl an jungen Offizieren führen. Der dritte Of-
fizier in der Einheit ist nicht mehr zu realisieren. Es 
wird insbesondere im Heer Probleme geben, über- 
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haupt zwei Offiziere in der Einheit zu halten. Häufig 
wird der Kompaniechef der einzige Offizier sein - mit 
allen negativen Auswirkungen, die das auf die Aus-
bildung und die Erziehung der Soldaten hat. 

Man sieht an diesen Beispielen sehr deutlich, daß 
es für die personelle Einsatzbereitschaft der Bundes-
wehr insgesamt von Bedeutung ist, den Trend bei der 
Wehrdienstverweigerung zu stoppen und umzukeh-
ren. Bei dieser Aufgabe steht die gesamte Bundes-
wehr in der Pflicht. Die Bundeswehr muß sich noch 
stärker um die jungen Männer bemühen. Die Bun-
deswehr darf sich nicht nur als Eingriffsbehörde ver-
stehen. Das betrifft insbesondere auch die Kreis-
wehrersatzämter. 

In dem heute zu beratenden Bericht heißt es dazu: 

Im übrigen gilt es, sich stets bewußt zu bleiben, 
daß die Wehrersatzbehörden für die Wehrpflichti-
gen der erste Berührungspunkt mit dem „Bund" 
sind. Ihre Einstellung zu dem von ihnen verlang-
ten Dienst sowie das Ansehen der Bundeswehr in 
der Öffentlichkeit werden hierdurch mitgeprägt. 

Eine bürgerfreundlichere Gestaltung von Muste-
rung und Einberufung fordert auch der Beirat für 
Fragen der Inneren Führung. 

Man sagt, der erste Eindruck sei der wichtigste. 
Das zeigt schon, welche Bedeutung der Arbeit der 
Kreiswehrersatzämter zukommt. Ihre Arbeit ist auch 
deshalb so wichtig, weil sie zu dem Zeitpunkt mit 
den Wehrpflichtigen in Kontakt geraten, zu dem 
die Entscheidung zur Verweigerung bei vielen noch 
nicht gefallen ist. 

Die Kreiswehrersatzämter müssen - wie die ge-
samte Bundeswehr - den Wehrpflichtigen als Kun-
den betrachten. Für einen solchen besseren Se rvice 
am Kunden ist es allerdings dringend erforderlich, 
daß die personelle wie die materielle Ausstattung der 
Kreiswehrersatzämter verbessert wird. 

Der Gesetzgeber muß die Bundeswehr bei ihren 
Bemühungen unterstützen, zu einem attraktiveren 
Dienst für den Wehrpflichtigen zu werden. Wir ha-
ben als Koalition im letzten Jahr ein ganzes Maßnah-
menpaket dazu vorgelegt. Ein Beispiel: Ein Grund

-

wehrdienstleistender im fünften Dienstmonat, der 
ungefähr 100 Kilometer von zu Hause entfernt seinen 
Dienst tut, bekommt heute gegenüber dem letzten 
Jahr 60 Prozent mehr Wehrsold. Das haben wir in der 
Koalition umgesetzt, und das ist positiv. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: So sind 

wir!)  

Gefordert ist jetzt aber auch die Hardthöhe. Es ist 
die entscheidende politische Führungsaufgabe, den 
Fehlentwicklungen im Personalbereich mit geeigne-
ten Maßnahmen wirksam entgegenzusteuern, um so 
die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte dauerhaft si-
cherzustellen. Auf diesem Gebiet hat es im BMVg in 
den letzten Jahren ein Umsetzungsdefizit gegeben. 

Die französische Regierung hat in der vergange-
nen Woche ihre Absicht erklärt, im Bereich der 
Wehrpflicht Änderungen vorzunehmen. Die Überle-

gungen in Frankreich werden in Deutschland von 
denjenigen dankbar aufgenommen und übereifrig 
auf unsere Streitkräfte übertragen, die seit jeher die 
Abschaffung der Wehrpflicht als Vorstufe zur Ab-
schaffung der Bundeswehr betreiben. Die Grünen 
haben kürzlich wieder einen entsprechenden Antrag 
hierzu vorgelegt. 

Jeder Staat muß jedoch entsprechend seiner eige-
nen Voraussetzungen und Interessen in nationaler 
Entscheidung seine Wehrform festlegen. Deutsch-
land hat eben nicht die Absicht, binnen weniger 
Tage 50 000 bis 60 000 Soldaten nach Übersee zu ent-
senden. Das ist nicht unsere Vorstellung von deut-
scher Verteidigungspolitik im nächsten Jahrhundert. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Der Hauptauftrag der Bundeswehr ist und bleibt die 
Landes- und Bündnisverteidigung. Die Wehrpflicht 
ist die Wehrform, die diesem Auftrag am besten ent-
spricht. 

Deutschland ist die zentrale Landmacht in Europa. 
Bei unserer geostrategischen Lage und der politi-
schen Bedeutung Deutschlands ergibt sich die Not-
wendigkeit, Landstreitkräfte in einem gewissen Um-
fang aufrechtzuerhalten. Die sicherheitspolitisch er-
forderliche Präsenzstärke der Bundeswehr kann qua-
litativ und quantitativ nur auf der Grundlage der 
Wehrpflicht gewährleistet werden. Der rasche Auf-
wuchs auf Verteidigungsstärke im Spannungsfall 
wäre ohne die in der Rese rve befindlichen Wehr-
pflichtigen nicht möglich. 

Was übrigens die Qualität und Leistungsfähigkeit 
der Bundeswehr anbetrifft, ist es ein Trugschluß, zu 
glauben, die Bundeswehr werde besser, wenn man 
die Grundwehrdienstleistenden aus den Streitkräften 
herausdrängen würde. Wehrpflicht und Professiona-
lität schließen sich nicht aus. Im Gegenteil: Die 
Wehrpflicht ermöglicht den Zugang zu allen Schich-
ten unserer Jugend. Durch die Wehrpflicht erhält die 
Bundeswehr einen großen Teil ihres Führungsnach-
wuchses. 

Die Wehrpflichtigen dürfen auch nicht durch stän-
dige Debatten über die Wehrpflicht verunsichert 
werden. Sie müssen - im Gegenteil - viel besser als 
bisher über die Wehrpflicht und ihre Bedeutung für 
unseren Staat informiert werden. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt in die-
sem Zusammenhang ausdrücklich die Initiative der 
Wehrbeauftragten, sich bei der Kultusministerkonfe-
renz für eine bessere Information der Wehrpflichti-
gen in den Schulen einzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Paul  Breuer [CDU/CSU]: Das gilt auch für 

Schwarze!)  

Vor wenigen Wochen, meine Damen und Herren, 
hat dieses Parlament beschlossen, daß sich Deutsch- 
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land an der militärischen Absicherung des Friedens-
abkommens für Bosnien beteiligt. Seitdem erfüllen 
Soldaten der Bundeswehr mit hoher Motivation ihren 
Auftrag. Wir wissen, daß dieser Auftrag gefährlich 
ist. Wir alle hoffen, daß der Einsatz zu einem dauer-
haften Frieden in Bosnien führen wird. 

Wir grüßen an dieser Stelle all unsere Soldaten im 
ehemaligen Jugoslawien. Wir hoffen - ich glaube, 
wir alle zusammen -, daß alle Soldaten wohlbehalten 
von ihrem Friedenseinsatz zurückkehren werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dieter Heistermann, SPD-Fraktion. 

Dieter Heistermann (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir debattieren heute 
über den Jahresbericht 1994 des Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages, Alfred Biehle, dessen 
Amtszeit im April 1995 endete. Die Koalition hat sich 
über Monate hin geweigert, den Jahresbericht 1994 
des Wehrbeauftragten auf die Tagesordnung des Ple-
nums zu setzen. Heute ist es nun soweit. Es handelt 
sich sozusagen um ein „last-minute-call"; denn am 
Dienstag der nächsten Woche wird offiziell der Jah-
resbericht von 1995 übergeben. 

Wir haben eine zweistündige Debatte gefordert. 
Die Koalition hat eine Stunde „genehmigt" - ein für-
wahr sehr unverständliches Verhalten der Regie-
rungsmehrheit im Parlament im Zusammenhang mit 
einem Thema, dem sie sonst angeblich immer ober-
ste Priorität einräumt. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Die SPD-Arbeits

-

gruppe hat diesen Antrag gestellt! Wo sind 
die denn überhaupt? Der größte Teil fehlt!) 

Hier klaffen - wie in so vielen anderen Fällen - An-
spruch und Wirklichkeit der Koalition weit auseinan-
der. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion übe ich an diesem 
Verhalten der Koalition, aber auch ihrer Mehrheit im 
Ältestenrat unseres Hauses massive Kritik. Lippen-
bekenntnisse für unsere Soldaten reichen allein nicht 
aus. So darf man mit einem in unserer Verfassung be-
gründeten Organ dieses Parlamentes nicht umgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dieter, schau 
doch deine Reihen an!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der wohl bedeu-
tendste Vorgang für das Parlament und die Soldaten 
war die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 12. Juli 1994 zur Rechtmäßigkeit von Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr. Jetzt ist klar: Die 
Bundeswehr ist ein „Parlamentsheer"; denn ohne die 
konstitutive Zustimmung des Parlamentes kann kein 
Einsatz der Bundeswehr erfolgen. Von gleicher Be-
deutung war sicherlich die Entscheidung dieses Par-
lamentes im vorigen Jahr, sich mit Bundeswehrsolda-
ten an der militärischen Absicherung des Friedens-

abkommens von Dayton zu beteiligen. Beides bedeu-
tet einen tiefen Einschnitt in die Nachkriegsge-
schichte Deutschlands. 

Heute wissen die Soldaten, daß sie sich bei der 
Durchführung ihres Auftrages auf ein breites Ver-
trauen des Parlamentes und der Bevölkerung abstüt-
zen können. Wir wünschen - ich schließe mich aus-
drücklich meinem Vorredner an -, daß alle Soldaten 
gesund zurückkommen. Wir wünschen aber auch, 
daß der Grundsatz dieses Einsatzes „Sorgfalt vor 
Eile" oberste Priorität behält. Die Übermittlung unse-
res Wunsches und unseres Dankes für ihren Einsatz 
kann sicherlich im Namen des ganzen Hauses erfol-
gen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wir danken aber auch den Soldaten, die nicht im 
Lichte der Fernsehkameras stehen, also jenen Solda-
ten, die die Ausbildung unserer Soldaten planen, 
vorbereiten und durchführen, die Material prüfen 
oder neu beschaffen. Auch die vielen zivilen Mitar-
beiter möchten wir in diesen Dank einschließen. 

Der Verteidigungsminister sonnt sich zur Zeit in 
positiven Berichten der Presse über den guten Ver-
lauf des Bosnien-Einsatzes unserer Soldaten, den 
auch wir alle begrüßen. Das darf uns aber nicht dazu 
verleiten, über den inneren Zustand der Bundes-
wehr hinwegzusehen. 

Auch in seinem letzten Jahresbericht übt der 
Wehrbeauftragte Biehle erneut heftige Kritik. Er for-
dert Wehrgerechtigkeit und Steigerung der Attrakti-
vität des Wehrdienstes. Er moniert die Fehlentwick-
lungen in der Traditionspflege der Bundeswehr und 
kritisiert ihre Unterfinanzierung. Er weist auf gravie-
rende Verstöße gegen die Grundrechte der Soldaten 
und die Menschenwürde hin, und er befürchtet die 
Diskriminierung der Soldaten. 

Die Bundeswehr befindet sich seit fünf Jahren in 
einem weitgehenden Wandlungsprozeß. Neue 
Strukturen, reduzierter Personalumfang und ein er-
weitertes Aufgabenspektrum kennzeichnen diesen 
Prozeß. Was da alles auf den Tischen der Truppe ge-
landet ist, war weltmeisterlich - nur kein Glanzstück. 
Das Wort „Planung" hat inzwischen einen bitteren 
Beigeschmack bekommen. Da ist unnötigerweise das 
Vertrauen in die Zukunft der Streitkräfte zerstört 
worden. Von einer ordnenden Hand war oft nichts zu 
spüren. 

Der Hinweis des Ministers, Planung sei ein dauern-
der Prozeß und die Umstrukturierung der Truppe ein 
langfristiger Vorgang, hilft den betroffenen Men-
schen wenig. Sie fühlen sich zu oft auf dem Schach-
brett des Hauses hin- und hergeschoben. Nur durch 
Planungssicherheit kann Planungsvertrauen ge-
schaffen werden, sonst nimmt die innere Kündigung 
Formen an, die niemand verantworten kann. 

Die Soldaten warten sehnsüchtig auf das ausge-
plante Personalstrukturmodell von 340 000 Solda-
ten. Soldaten erwarten zu Recht, daß die Entschei-
dungen im BMVg auf einer soliden Personalplanung 
erfolgen. Die Soldaten wissen, daß sie umziehen 
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müssen, aber doch bitte unter Beachtung und Einhal-
tung guter Personalführungsgrundsätze; von den un-
nötigen Kosten ganz zu schweigen. 

Wie wichtig ein klarer Auftrag für die Bundeswehr 
ist, kann man bei der Umsetzung des Bosnien-Auf-
trags in der Truppe sehen. Verantwortliche, deren 
Truppenteile jetzt im Bosnien-Einsatz sind, beken-
nen offen, daß sie seit vielen Jahren zum erstenmal 
wieder richtig gefordert sind. Sie identifizieren sich 
mit den neuen Herausforderungen; sie erkennen, 
wie wichtig, unter Umständen überlebenswichtig, 
eine solide Ausbildung der Soldaten ist, für die sie 
persönlich Verantwortung tragen. Die Fragen des 
Wofür und Wozu haben wieder Inhalt bekommen. 

In der jungen Generation ergibt sich ein anderes 
Bild: Die Verweigererzahlen steigen, die Tendenz 
geht auf 30 Prozent zu. Die Haltung der Jugend zur 
Bundeswehr läßt sich in etwa so erklären: im Prinzip 
gut und nötig, aber ohne mich. Diese Haltung nimmt 
zu, zumal die Heimatnähe des Zivildienstes attrakti-
ver ist; denn etwa 37 Prozent der Wehrpflichtigen 
dienen 100 bis 700 Kilometer von ihrem Heimatort 
entfernt. 

Bei einer Veranschlagungsstärke von 337 000 Sol-
daten für 1996 räumt das Bundesministerium der 
Verteidigung einen Ergänzungsbedarf von rund 
196 000 Soldaten ein. Der Ergänzungsbedarf beträgt 
bei den Soldaten auf Zeit 30 000, bei den Grund-
wehrdienstleistenden und freiwillig Wehrdienstlei-
stenden 180 000. Die 30 000 benötigten Soldaten auf 
Zeit sollen aus 16 000 Einstellungen als Soldat auf 
Zeit und aus 14 000 Weiterverpflichtungen während 
des Grundwehrdienstes gewonnen werden. Das 
Bundesministerium der Verteidigung rechnet damit, 
daß sich von den 180 000 nicht nur 14 000 zum Solda-
ten auf Zeit verpflichten, sondern zusätzlich 20 000 
freiwillig länger Wehrdienst leisten. 

Wir können dem Verteidigungsminister nur wün-
schen, daß er diese Zahlen erreicht. Falls diese Zah-
len nicht erreicht werden, wird die Bundeswehr von 
den Folgen noch lange belastet sein. Schon heute 
fehlen nach dem derzeitigen Planungsstand des Per-
sonalstrukturmodells 340 rund 2 600 Soldaten auf 
Zeit - Mannschaften - und 4 800 Unteroffiziere. Wie 
unter diesen Bedingungen die Bundeswehr im Inne-
ren gesunden kann, bleibt das große Geheimnis des 
Bundesministers der Verteidigung. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle auf ein besonderes 
Problem aufmerksam machen. Durch Eingaben an 
mich habe ich immer häufiger feststellen müssen, 
daß verstärkt auf lebensältere Wehrpflichtige zu-
rückgegriffen und auf deren persönliche Situation 
keine Rücksicht genommen wird. Viele der lebensäl-
teren Wehrpflichtigen sind bereits verheiratet und 
stehen schon in einem anspruchsvollen Arbeitsver-
hältnis. Einige sind selbständige Unternehmer und 
beschäftigen ihrerseits Mitarbeiter. Diese Einberu-
fungspraxis ist absurd. Was sollen 27jährige Grund

-

wehrdienstleistende in der Bundeswehr? In der Ge-
sellschaft wird darüber nur noch der Kopf geschüt-
telt. Durch eine solche Praxis wird ein Bild von der 
Bundeswehr vermittelt, welches ihr nur schaden 
kann. Hier besteht Handlungsbedarf! 

Die Bundesregierung wäre gut beraten gewesen, 
unseren Gesetzentwurf zur Begrenzung des Einberu-
fungshöchstalters auf 25 Jahre anzunehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie hat sich in der Theorie zwar unseren Vorstellun-
gen angenähert und will auch nur bis zu einem Alter 
von 25 Jahren einberufen, doch die Praxis besagt ein-
deutig etwas anderes. 

Was ist aus unserer Sicht zur möglichen Steigerung 
der Attraktivität der Bundeswehr zu tun? - Wir wis-
sen alle, daß das eigene Erleben und die Erlebnisbe-
richte aus der Bundeswehrdienstzeit im Familien- 
und Bekanntenkreis das Bild von der Bundeswehr 
prägen. Aus meiner Sicht ist die „Mundwerbung" 
immer noch das beste. Hier liegt eindeutig das 
Manko: Die Realität in der Bundeswehr ist noch nicht 
so, daß von der Mundwerbung besonders positive Si-
gnale ausgehen. Diese Aufgabe ist nicht gelöst; hier 
gilt es anzusetzen. 

Vorfälle - auch bei Truppenteilen in meinem Wahl-
kreis -, die an Verwerflichkeit kaum noch zu über-
bieten sind, hielt ich für überwunden. Doch wächst 
auch in mir erneut die Sorge, daß sich einige Vorge-
setzte in der Ausbildung sowie in der Menschenfüh-
rung zunehmend brutal und menschenverachtend 
verhalten. Was da als harte, fordernde und professio-
nelle Ausbildung praktiziert wird, ist nicht nur Aus-
druck des Mißbrauchs der Befehls- und Kommando-
gewalt, sondern läßt auf ein Menschenverständnis 
schließen, welches in der Bundeswehr keinen Platz 
haben darf. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist nicht mehr zu übersehen, daß in den Streit-
kräften bei der Frage der Menschenführung unter-
schiedliche „Modelle" praktiziert werden. Wir be-
grüßen deshalb das konsequente Vorgehen des Mi-
nisteriums, unfähige Vorgesetzte aus der Truppe zu 
entfernen. Nur durch intensive und sorgfältige 
Dienstaufsicht können die im Jahresbericht geschil-
derten Auswüchse vermieden werden. Es muß ohne 
Rücksicht auf Personen hart durchgegriffen werden. 
Bekommen aber die Streitkräfte die Auswüchse nicht 
in den Griff, sehe ich für unsere Wehrpflichtigenar-
mee fundamentale Probleme voraus. Die erhöhten 
Anforderungen im Bereich der Menschenführung er-
fordern gut ausgesuchte und ausgebildete sowie in 
der Demokratie gefestigte Vorgesetzte. 

Besonders wichtig sind auch die Feststellungen 
des Wehrbeauftragten zu der Entwicklung des Tradi-
tionsverständnisses in der Bundeswehr. Vielerorts 
sind Mängel des Traditionsverständnisses erkennbar 
geworden, was in dieser Form nicht zu akzeptieren 
ist. Wir wissen, daß nur durch besseren staatsbürger-
lichen Unterricht - der aber auch durchzuführen ist - 
das falsche und gedankenlose Traditionsbewußtsein, 
das überzogene Elitedenken sowie das unkritische 
Verhalten zur jüngsten deutschen Geschichte zu ver-
hindern ist. 

Die Bundeswehr hat in 40 Jahren eine eigene Tra-
dition und Vorbilder geschaffen, die es zu wahren 
und weiterzuentwickeln gilt. Es obliegt dem Bundes-
minister der Verteidigung und der militärischen Füh- 
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rung, die bestehenden Traditionsrichtlinien durchzu-
setzen und Fehlentwicklungen zu unterbinden. Wir 
bitten Sie und erwarten von Ihnen, Frau Wehrbeauf-
tragte Marienfeld, daß Sie diesen Entwicklungen 
Ihre besondere Aufmerksamkeit schenken. 

Es ist wohl richtig, daß das Interesse der Jugendli-
chen an sicherheitspolitischen Themen unverändert 
gering ist. Daher reicht es auch nicht aus, Jugendoffi-
ziere in die Schulen zu schicken. Wer allerdings 
meint, die Probleme der Bundeswehr durch Werbe-
anzeigen für Längerdienende und Berufssoldaten in 
bestimmten Zeitungen lösen zu können, die nicht 
einmal zur normalen Lektüre von jungen Menschen 
gehören, der verfehlt seine Aufgaben. Anzeigen aus 
Gefälligkeit bringen der Bundeswehr nichts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Ganz bestimmt reicht es auch nicht aus, nur in 
Sonntagsreden ständig die „Armee unserer Söhne" 
zu beschwören, wie es der Herr Bundeskanzler bei 
entsprechenden Gelegenheiten immer tut. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das bringt bei 
euch keiner fertig!) 

Wir bieten dem Bundesminister der Verteidigung 
an, über die Probleme der Wehrpflichtarmee ge-
meinsam zu beraten und Lösungsansätze zu finden. 
In einer gemeinsamen Wehrstrukturkommission 
wäre das ein wichtiges Thema gewesen. Diesem Ver-
fahren haben Sie sich aus unerfindlichen Gründen 
bisher immer widersetzt. Vielleicht gelingt jetzt der 
Versuch einer Annäherung. 

Das Parlament muß aufpassen, daß die innere Be-
findlichkeit der Bundeswehr nicht unter dem massi-
ven öffentlichen Druck des Bosnien-Einsatzes über-
sehen wird. Dem gilt es sich zu widersetzen. Denn es 
gibt auch einen anderen Alltag in der Bundeswehr. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird unseren Solda-
ten und ihren Familien sowie den zivilen Mitarbei-
tern immer ein fairer Ansprechpartner und Interes-
senvertreter sein. Wir werden uns auch zukünftig 
konstruktiv an der Lösung der Probleme der Bundes-
wehr beteiligen. 

Ihren Bericht, Frau Wehrbeauftragte, werden wir 
demnächst zu diskutieren haben. Es ist unsere ge-
meinsame Aufgabe, Schaden und Fehlentwicklun-
gen in und von unserer Bundeswehr abzuwenden. 
Frau Wehrbeauftragte, bitte übermitteln Sie allen 
Mitarbeitern Ihres Amtes unseren Dank für ihre vor-
bildliche Arbeit. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Winfried Nachtwei, Bündnis 90/Die Grünen. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Jah-
resbericht 1994 ist für mich als parlamentarischer 
Neuling der erste Jahresbericht, an dessen parla-
mentarischer Beratung ich teilnehme. Gestatten Sie  

deshalb eine kurze, grundsätzliche Vorbemerkung 
dazu. 

In das Amt des bzw. der Wehrbeauftragten werden 
immer Persönlichkeiten gewählt, die sich durch be-
sondere Loyalität zur Bundeswehr auszeichnen. 
Deshalb finde ich es bemerkenswert, wie offen und 
differenziert Mängel in der Bundeswehr beim Na-
men genannt werden und dabei das Risiko eingegan-
gen wird, den einen möglicherweise als Nestbe-
schmutzer zu erscheinen oder von anderen pauscha-
lisierend interpretiert zu werden. 

Für die parlamentarische Kontrolle der Bundes-
wehr ist der Bericht des Wehrbeauftragten wertvoll 
und unverzichtbar. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - Zuruf 
von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Wenn allerdings der Bericht erst 11 Monate und drei 
Wochen nach Herausgabe hier debattiert wird, dann 
ist das eine faktische Abwertung dieses Berichts, und 
das muß sich schleunigst ändern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Abfall des Parla-
mentarischen Geschäftsführers der Grü-

nen!) 

Zum Punkt Führungsverhalten in der Ausbildung: 
Im Rahmen des erweiterten Auftrags der Bundes-
wehr wird - so stellt auch der Wehrbeauftragte fest - 
der  Forderung nach mehr Härte in der Ausbildung 
und größerer Professionalität ersichtlich entsprochen. 
Wenn der Wehrbeauftragte dann feststellt, daß Aus-
bilder bei ihren Rekruten wiederholt den Eindruck 
hinterlassen, daß befohlene Ausbildungsübungen 
vor allem als Strafe gedacht sind, daß sich Vorfälle 
häufen, daß Rekruten über sinnlose Bewegungs-
übungen berichten, und daß Vorgesetzte wiederholt 
Kollektivmaßnahmen wegen des Fehlverhaltens ein-
zelner befehlen, dann ist das eine beunruhigende 
Tendenz; denn solche Schikanen geschehen nicht in 
einer Bundeswehr sozusagen als Überbleibsel aus 
der Wehrmacht, sondern in einer Armee mit 
40 Jahren Innerer Führung. 

Zur politischen Bildung: Der Anspruch der politi-
schen Bildung in der Bundeswehr ist hoch. Sie soll 
nämlich Überzeugungsarbeit für die demokratische 
Grundordnung und den Bundeswehrauftrag, für den 
„Staatsbürger in Uniform" leisten, und zwar durch 
das beispielhafte Verhalten der Vorgesetzten im All-
tag und durch staatsbürgerlichen Unterricht. Zumin-
dest die Realität des staatsbürgerlichen Unterrichts 
steht dem diametral entgegen. Der Wehrbeauftragte 
stellt fest, daß er in der Ausbildung der Grundwehr-
dienstleistenden und auch der Vorgesetzten einen 
„nachgeordneten Rang" einnimmt und, obwohl im 
Dienstplan festgesetzt, „vielfach nicht durchgeführt" 
wird. Das ist ein gravierendes Versäumnis. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Leider wie in den 

Schulen!) 

Zur Vermittlung soldatischer Tugenden und zum 
Traditionswesen: Zu Recht kritisiert der Wehrbeauf- 
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tragte die erhebliche Widersprüchlichkeit in diesem 
Feld: Einerseits wird der militärische Widerstand in 
die Traditionspflege der Bundeswehr einbezogen. 
Andererseits werden fortgesetzt Soldaten und soge-
nannte Leistungen der Wehrmacht als Vorbilder prä-
sentiert, völlig losgelöst von ihrem verbrecherischen 
Gesamtzusammenhang. 

Daß Minister Rühe die Dietl- und die Kübler-Ka-
serne umbenannte, ist deutlich anzuerkennen. Doch 
die Strömung einer demokratiefernen Traditions-
pflege in der Bundeswehr ist damit noch längst nicht 
überwunden. Wir wissen alle, daß ungefähr 
80 Kasernen weiterhin nach sogenannten Helden 
des Zweiten und Ersten Weltkriegs benannt sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Schon die Umbenennung der Dietl- und Kübler

-

Kaserne führte bekanntlich in der CSU-Landes-
gruppe zu massivem Widerspruch, unter anderem 
bei dem Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses. 
In der „Gebirgstruppe", dem Mitteilungsblatt des 
Kameradenkreises der Gebirgstruppe, wurde im De-
zember 1995 unter der Überschrift „Nach der 
Schlacht binde den Helm  fester!"  die Umbenennung 
als „rein oppo rtunistisch-politische Entscheidung" 
bezeichnet und danach das Gelöbnis ausgesprochen: 

Wir werden allen Versuchen widerstehen, die 
Bundeswehr von der jahrhundertbewährten stol-
zen Tradition deutschen Soldatentums abzukop-
peln. 

Der Wehrbeauftragte nennt Beispiele für eine völ-
lig unkritische Übernahme von Überlieferungen der 
Wehrmacht, zum Beispiel „Die 10 Gebote der Fall-
schirmjäger" oder den letzten Tagesbefehl des Kom-
mandierenden Generals des 1. Fallschirmjäger

-

Korps, des Generals Heidrich, vom 1. Mai 1945. 
Diese Texte - zumindest wir aus dem Verteidigungs-
ausschuß kennen sie - triefen vor Kriegsverherr-
lichung, vor absolutem Elitebewußtsein und fanati-
schem Kämpfertum. Solche Dokumente in Bundes-
wehreinrichtungen aufzuhängen und zu verbreiten 
ist alltäglicher Rechtsextremismus. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Der Wehrbeauftragte stellt fest, daß solche „Tra-
ditionsgrundsätze" bei der Luftlandetruppe umfäng-
lich bekannt sind. General Eckert, letzter Komman-
deur der 1. Luftlandedivision, zitiert im Vorwort zum 
Gedenkbuch seiner Division, erschienen im letzten 
Jahr, diesen letzten Tagesbefehl des Fallschirmjäger

-

Generals Heidrich auszugsweise. Das heißt: Diese 
Erscheinungen von alltäglichem Rechtsextremismus 
sind nicht einfach nur ein Bodensatz. 

Zum sogenannten Ehrenschutz für Soldaten: Der 
Wehrbeauftragte kritisiert scharf das sogenannte 
Mörder-Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Wie 
Bundesregierung und Teile der Bundeswehr nimmt 
er nicht zur Kenntnis, daß Beleidigungen der Bun-

deswehr oder einzelner ihrer Angehöriger auch 
heute schon strafbar sind. 

Der Vorstoß des ex-liberalen Justizministers, für 
Soldaten der Bundeswehr einen sogenannten beson-
deren Ehrenschutz einzuführen, ist nicht nur über-
flüssig. Er beschädigt auch die Meinungsfreiheit, in-
dem Bundeswehr und Soldatenhandwerk insgesamt 
ein Stück mehr der scharfen Kritik entzogen werden. 
Er beschädigt die Integration der Bundeswehr in die 
Gesellschaft, indem er die Bereitschaft von Soldaten 
untergräbt, sich souverän im öffentlichen Meinungs-
streit zu behaupten, und indem er der Entfremdung 
zwischen Bundeswehr und erheblichen Teilen der 
Gesellschaft Vorschub leistet. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Günther Nolting. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der Jahresbericht 
1994 des Wehrbeauftragten des Deutschen Bundes-
tages wird von der F.D.P.-Fraktion begrüßt. Ich 
denke, auch dieser Bericht ist wieder Beleg dafür, 
wie wichtig die Institution des Wehrbeauftragten für 
die einzelnen Soldaten der Bundeswehr ist, aber 
auch wie wichtig der Bericht für die Unterstützung 
unserer Arbeit hier im Hause ist. 

Es handelt sich, wie schon gesagt, um den Jahres-
bericht 1994. Ich möchte deshalb dem inzwischen 
ausgeschiedenen Wehrbeauftragten, Herrn Alfred 
Biehle, an dieser Stelle nochmals für seine gute Ar-
beit und für seine Objektivität danken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das gilt natürlich auch für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter seines Amtes. Ich biete der Nachfolgerin, 
der Wehrbeauftragten Frau Marienfeld, die gute 
Zusammenarbeit mit der F.D.P.-Fraktion an und 
wünsche ihr guten Erfolg. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Integration der An-
gehörigen der ehemaligen NVA und der jungen 
Wehrpflichtigen aus Ostdeutschland in die Bundes-
wehr ist bis auf wenige Probleme, zum Beispiel das 
Schließen der Versorgungslücke, insgesamt positiv 
verlaufen. Die Integration der Streitkräfte in die Ge-
sellschaft muß von uns bundesweit aber nach wie vor 
als besondere Aufgabe gesehen werden. 

In diesem Zusammenhang setzen wir uns vor allem 
auch für die weitere Steigerung der Attraktivität des 
Grundwehrdienstes ein. Ich will an dieser Stelle noch 
einmal ausdrücklich sagen: Die Liberalen stehen 
weiterhin zum Prinzip der Wehrpflicht. Daran wird 
sich nichts ändern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn wir von Integration der Streitkräfte in die 
Gesellschaft reden und von der Attraktivität des 
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Dienstes, dann muß man, gerade in diesen Tagen 
und gerade auch nach dem, was Herr Kollege Nacht-
wei zu diesem Thema gesagt hat, auch vom Ehren-
schutz für Soldaten der Bundeswehr sprechen. Ich 
betone hier ausdrücklich für meine Fraktion: Wir 
Liberalen stellen uns bei jeder Verunglimpfung vor 
die Soldaten der Bundeswehr. 

Dies ist keine Frage eines juristischen Proseminars. 
Vielmehr geht es hier um eine politische Frage. Denn 
die Bundeswehr erfüllt sowohl einen Auftrag von 
Verfassungsrang als auch einen politischen Auftrag, 
den wir alle hier in diesem Hause erteilen. Das heißt, 
Berufssoldaten, Zeitsoldaten und auch Wehrpflich-
tige führen den Auftrag aus, für den wir hier im 
Hause verantwortlich sind. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Auch deshalb müssen unsere Soldaten Anerkennung 
und unseren besonderen Schutz finden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die F.D.P.-Fraktion 
unterstützt deshalb den Vorschlag des Bundesjustiz-
ministers, der einen Tatbestand „Verunglimpfung 
der Bundeswehr" zur Aufnahme in § 109b Strafge-
setzbuch formuliert hat. Die Koalition wird in dieser 
Frage sehr schnell handeln, Herr Kollege Nachtwei. 
Und es ist richtig, daß die Koalition in dieser Frage 
sehr schnell handelt. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Haben 
Sie nichts anderes zu tun?) 

Ich hoffe, daß die SPD dies entsprechend unterstüt-
zen wird. Von Ihnen kann ich das leider nicht erwar-
ten. 

Meine Damen und Herren, wir haben einen Rück-
gang der Eingaben zu verzeichnen. Ich bin froh dar-
über. Im Jahre 1994 sind es nur noch 6 000 Eingaben 
gewesen. Dies weist, so denke ich, unter anderem 
auf die Überwindung der einheitsbedingten Pro-
bleme, aber auch auf gesunde Strukturen im Bereich 
der Inneren Führung hin. 

Ich will das Stichwort Dienstzeitregelung hier kurz 
ansprechen. Ich bitte, Frau Wehrbeauftragte, in Zu-
kunft besonders darauf zu achten, daß die Handha-
bung der gerade erlassenen Neufassung des Erlasses 
zur Dienstzeitregelung nicht zu einem Attraktivitäts-
verlust des Dienstes in den Streitkräften führt. Wir Li-
beralen werden prüfen, ob mehr geleisteter Dienst 
vom ersten Tag an zumindest finanziell ausgeglichen 
werden kann. Ich denke, dies gebietet auch der 
Gleichheitsgrundsatz in bezug auf die Zivildienst-
leistenden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dem Bereich Frauen in der Bundeswehr - dieses 
Thema will ich hier ausdrücklich ansprechen - 
wurde innerhalb des Berichtes erstmals ein eigenes 
Kapitel gewidmet. Wir werden weiterhin darauf hin-
wirken, daß auch in den Streitkräften für Frauen ver-
mehrt Chancen und Berufsperspektiven entstehen. 

Die Chancen dürfen nicht auf den Musik- und Sani-
tätsdienst beschränkt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

In dem vorliegenden Bericht heißt es: 

Viele junge Frauen sind an einer Verwendung im 
Sanitätsdienst der Bundeswehr interessie rt . 

Ich möchte dies für meine Fraktion ergänzen; denn 
aus den Berichten der Wehrdienstberater und Ju-
gendoffiziere wissen wir, daß sich das Interesse jun-
ger Frauen gerade auf andere Tätigkeiten in der Bun-
deswehr richtet. Diese werden ihnen aber per Gesetz 
verboten. Das kann so nicht richtig sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Ich bitte die Kollegen aus der Union, den vorlie-
genden Antrag, den wir gemeinsam erarbeiten wol-
len und den wir von seiten der F.D.P.-Fraktion bei Ih-
nen zur weiteren Bearbeitung und Unterstützung 
eingereicht haben, sehr schnell umzusetzen. 

Es gibt eine Reihe von Petitionen, die dem Peti-
tionsausschuß vorliegen. Die Frau Wehrbeauftragte 
hat einige Briefe aus dem Bereich der Frauen in der 
Bundeswehr vorliegen. Ich denke, wir sollten hier 
insgesamt zu einer Verbesserung kommen. 

Einen weiteren wichtigen Aspekt in der zukünfti-
gen Arbeit der Wehrbeauftragten sehe ich in der stär-
keren Berücksichtigung der Reservisten innerhalb 
der Bundeswehr. Sie sind aus vielen Gründen - auf 
Grund ihres Auftrages, aber auch wegen ihrer gesell-
schaftspolitischen Multiplikatorenwirkung - von 
enormer Bedeutung. Defizite bestehen zum Beispiel 
bei der Anerkennung der Leistungen der Reservi-
sten. Ein besonderes Augenmerk muß auch der frei-
willigen verwendungsunabhängigen Reservistenar-
beit in den neuen Bundesländern gelten. Insgesamt 
müssen wir auch hierbei überlegen, wie die Soldaten 
der ehemaligen NVA in die Reservistenarbeit besser 
einbezogen werden können. 

Es ist richtig und wichtig, daß der Bericht der inter-
nationalen militärischen Zusammenarbeit ein eige-
nes Kapitel widmet. Einer immer größer werdenden 
Zahl von jungen Wehrpflichtigen wird es damit mög-
lich, auch die sicherheitspolitische Dimension der 
europäischen Einigung praktisch zu erfahren, wobei 
ich zum Beispiel an die verschiedenen Korps, an die 
deutsch-französische Brigade oder die Multinatio-
nale Division denke. 

Meine Damen und Herren, die Jahresberichte des/ 
der Wehrbeauftragen wurden bisher in erster Linie - 
mein  Vorredner hat darauf hingewiesen - als Män-
gelbericht verstanden. Da sich die Soldaten direkt an 
den Wehrbeauftragten wenden können, wird die In-
stitution des Wehrbeauftragten zu einem Frühwarn-
system - so will ich es einmal nennen - für das Parla-
ment. Dies soll, dies muß auch so bleiben. Aber ich 
denke, Frau Wehrbeauftragte, es ist auch zu überle-
gen, ob zukünftige Berichte auch erwähnenswerte 
positive Aspekte aufnehmen sollten, um auf diese 
Weise weitgehend zu einem Bericht über den Ge- 
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samtzustand der Bundeswehr zu kommen; denn wir 
alle wissen, wie die Wirkung dieses Mängelberichts 
nach außen ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Hier ist der Rechtsextremismus angesprochen wor-
den. Er wird auch im Bericht ausdrücklich erwähnt. 
Aber ich sage dazu: Der Wehrbeauftragte stellt fest - 
ich zitiere -: 

Nach meiner Auffassung gibt es keine rechtsex-
tremistische Entwicklung in der Bundeswehr. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dies ist so. 

Ich will einen zweiten Punkt ansprechen, weil hier 
das Traditionsverständnis sowohl vom Kollegen Hei-
stermann als auch vom Kollegen Nachtwei angespro-
chen wurde. Hier ist - Sie haben recht - von Einzel-
fällen berichtet worden, aus einer einzigen Truppen-
gattung. Ich wünsche mir hier weiterhin Aufmerk-
samkeit, aber auch mehr Differenzierung und keine 
pauschalen Urteile, Herr Kollege Nachtwei, wie Sie 
sie hier gerade abgegeben haben. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann haben Sie nicht zugehört!) 

Zum Abschluß dies, Frau Präsidentin. Hier ist der 
Bosnien-Einsatz angesprochen worden. Herr Kollege 
Heistermann, ich bin froh darüber, daß es in dieser 
Frage weitgehend Konsens gibt. Nur, diesen Kon-
sens hätten Sie bereits viel früher haben können, 
wenn Sie sich als SPD bewegt hätten. Aber dazu wa-
ren Sie politisch nicht in der Lage. Deshalb bitte ich 
Sie, in Zukunft solche Äußerungen, wie Sie sie heute 
gemacht haben, nicht mehr zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Heinrich Graf von Einsiedel. 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist mir schon mehrmals passiert, daß hier Zwi-
schenrufe kommen oder Bemerkungen gemacht wer-
den, aus denen man ersehen kann, daß offenbar 
nicht zugehört wird. 

Eben wurde gesagt, der Herr Nachtwei habe pau-
schalisiert. Ich bin der Meinung, daß er überhaupt 
nicht pauschalisiert hat, sondern er hat sehr gezielt, 
sehr genau und sehr differenzie rt  die bedenklichen 
Dinge, die in der Traditionspflege geschehen, be-
nannt. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber das ist Ihre Methode: Anderen werfen Sie im-
mer sofort pauschale Urteile vor, aber darüber, wie 
Sie über uns pauschal urteilen, darf nicht geredet 
werden. 

Solange es die Bundeswehr noch geben wird - Sie 
wissen, daß wir die schrittweise Auflösung der natio-
nalen Streitkräfte im Rahmen einer europäischen 

Friedensordnung anstreben -, so lange werden wir 
uns dafür einsetzen, daß die Grundrechte des Solda-
ten geschützt werden und die Bundeswehr durch 
dieses Parlament streng kontrolliert wird. 

Wir sind die ersten, die anerkennen, daß eine 
wichtige Institution des Parlaments dafür der bzw. 
die Wehrbeauftragte ist. 

Aber gestatten Sie mir ein paar Bemerkungen zu 
einigen in dem Bericht aufgeworfenen grundsätzli-
chen Fragen. Es heißt in dem Bericht, daß viele das 
Gefühl hätten, die Bevölkerung entziehe der Bundes-
wehr ihren Rückhalt. Die Zahlen, die der Kollege Au-
gustinowitz genannt hat, bestätigen das vollauf. 
Aber wen verwundert das eigentlich? Wen über-
rascht das? 

Die Hoffnung, nach der Selbstauflösung des War-
schauer Pakts werde endlich radikal abgerüstet wer-
den, ist wie eine Seifenblase zerplatzt. Sicher, die 
Bundeswehr ist kleiner geworden - nach Zahl der 
Soldaten wie nach Zahl der Waffen. Aber diese er-
sten hoffnungsvollen Abrüstungsschritte werden 
jetzt konterkariert von Plänen für eine massive mate-
rielle und geistige Umrüstung der Bundeswehr zu ei-
ner weltweit einsatzfähigen Interventionsarmee. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
blanker Schwachsinn!) 

Die Militärlogiker in diesem Lande haben nach ei-
ner kurzen Ir ritation wieder festen Tritt gefaßt. Der 
neue Auftrag lautet nunmehr Kampfeinsätze der 
Bundeswehr für die militärische Befriedung interna-
tionaler Konflikte. - Wenn Sie sagen, das ist totaler 
Schwachsinn, dann lesen Sie doch das, was der ehe-
malige Generalinspekteur der Bundeswehr, Nau-
mann, dazu geschrieben hat. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Seien Sie doch 
nicht so empfindlich! - Zuruf von der PDS: 

Der Herr kann doch gar nicht lesen!) 

Damit glaubt die Bundesregierung offenbar die 
mangelnde Akzeptanz der Bundeswehr in der Ge-
sellschaft, nicht zuletzt unter jungen Menschen, 
überwinden zu können. Eine solche Akzeptanzkrise 
würde es aber nicht geben, hätte die Bundeswehr ei-
nen anderen Charakter: Strukturell nicht angriffsfä-
hig, zumindest auf die Waffen verzichtend, die 
schreckliche Langzeitwirkungen haben, wie die 
Landminen, strikt auf die Landesverteidigung festge-
legt, ohne Wehrpflicht und andere Zwangsdienste 
und mit einem demokratischeren Traditionsverständ-
nis sowie mit der Perspektive, eines Tages im Rah-
men einer europäischen Friedensordnung überflüs-
sig zu sein. Leider ist dies eine Vision, von den heuti-
gen Realitäten weit entfernt. 

Auch die Bundeswehr hat in ihrem Traditionsver-
ständnis bis auf den heutigen Tag nicht konsequent 
mit dem Dritten Reich gebrochen. Es ist zweifellos zu 
begrüßen, wenn Frau Geiger erklärt, daß die Wehr-
macht kein Vorbild für die Traditionen der Bundes-
wehr sein könne. Die Worte hör' ich wohl, allein mir 
fehlt der Glaube. 

Wie sind denn sonst die unbefriedigenden Ant-
worten der Bundesregierung in der gestrigen Frage- 
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stunde zu erklären, als es um das Machwerk „Stalins 
Vernichtungskrieg" von Joachim Hoffmann ging, der 
dem Militärgeschichtlichen Forschungsamt ange-
hörte und zu dem der leitende Archivdirektor des 
Militärarchivs, das dem Bundesarchiv unterstellt ist, 
und auch langjährige Mitarbeiter in diesem For-
schungsinstitut das Geleitwort verfaßte? 

Muß man sich da nicht fragen, ob dies nicht Aus-
druck einer ganz bestimmten geistigen Strömung in 
diesem Militärgeschichtlichen Forschungsamt ist, 
durch die Rechtsradikale Aufwind bekommen und 
durch die die vom Kollegen Nachtwei kritisch ange-
merkten rechtsradikalen Tendenzen in der Bundes-
wehr bestärkt werden? 

(Beifall bei der PDS) 

Diejenigen, die ihr grundgesetzlich und internatio-
nal geschütztes Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
aus Gewissensgründen in Anspruch nehmen, sind, 
Frau Marienfeld, alles andere als eine Generation 
von Egoisten, die den bequemen Weg gehen. Viel-
mehr müssen sie psychisch wie körperlich harten 
Dienst an Schwerkranken und Behinderten oder in 
der Altenpflege leisten. Dabei müssen sie überdies 
als Lückenbüßer für eine verfehlte Sozialpolitik der 
Bundesregierung herhalten. 

(Beifall bei der PDS) 

Als Vater eines Zivildienstleistenden - und nicht 
nur als solcher - weiß ich, wovon ich rede. 

Im übrigen erinnere ich hier an unseren grundsätz-
lichen Standpunkt, daß die Wehrpflicht und alle 
Zwangsdienste abgeschafft gehören. 

Bei der Bundesregierung dagegen scheint sich 
eine Art  Wagenburgmentalität zu verstärken: Je 
mehr NATO-Partner die Wehrpflicht abschaffen, de-
sto vehementer hält sie daran fest. Ja, aus der CSU 
hört man gar Stimmen, für Kriegsdienstverweigerer 
die Gewissensprüfung wieder einzuführen und den 
Zivildienst zu verlängern. 

Meine Damen und Herren, es ist Zeit, in diesem 
Hause endlich ernsthaft über die Abschaffung der 
allgemeinen Wehrpflicht zu reden. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Der Beifall ist so wie die Rede: ganz 

dünn!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt für die Bundesregierung die Parlamentarische 
Staatssekretärin Michaela Geiger. 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit 
dem Jahresbericht 1994 des Wehrbeauftragten ha-
ben wir eine umfassende Darstellung der inneren 
Lage unserer Streitkräfte in der Phase der Neuorien-
tierung der Bundeswehr erhalten. Zugleich stellt er 
den Abschluß der Tätigkeit unseres ehemaligen 
Wehrbeauftragten Alfred Biehle dar, der nicht müde 
geworden ist, auf die inneren Zusammenhänge zwi-
schen wehrhafter Demokratie und allgemeiner 

Wehrpflicht hinzuweisen. Sein letzter Jahresbericht 
macht dies noch einmal deutlich. Ich möchte deshalb 
von dieser Stelle aus Herrn Biehle und all seinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern nochmals im Namen 
des Bundesverteidigungsministeriums ganz herzlich 
danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
F.D.P.) 

In den Dank beziehe ich seine Nachfolgerin ein, 
unsere frühere Kollegin Claire Marienfeld, mit der 
wir ebenfalls sehr konstruktiv zusammenarbeiten. 
Daran möchte ich eine Bitte an unser Präsidium an-
knüpfen: Es wäre sehr schön, wenn im nächsten Bun-
destag in Berlin der Wehrbeauftragte oder die Wehr-
beauftragte ein etwas besseres Plätzchen bekäme. 
Heute muß man sich den Hals verdrehen, wenn man 
sie dahinten sehen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Bitte nehme 
ich gern entgegen. Gleichzeitig frage ich Sie, ob Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Irmer gestatten. 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Aber bitte. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Frau Staatssekretärin, ich 
freue mich sehr darüber, welche Wertschätzung der 
Bericht des Wehrbeauftragten im Bundesverteidi-
gungsministerium findet. Sie haben auch mit Recht 
darum gebeten, daß Frau Marienfeld beim nächsten-
mal einen besseren Platz hier im Raum bekommt. 
Darf ich dann zugleich an das Verteidigungsministe-
rium die bescheidene Frage richten, ob es nicht viel-
leicht auch eine gute Idee gewesen wäre, heute hier 
eine Reihe von Soldaten auf die Tribüne zu bitten, 
damit auch bei den Soldaten selbst - - 

(Zurufe: Es sind doch welche da!) 

- Sind sie da? Ich habe mich umgeschaut und keine 
Uniformen gesehen. Ich hielte es eigentlich für eine 
gute Idee, wenn möglichst viele Soldaten mitbekä-
men, wie intensiv und auch besorgt sich der Bundes-
tag mit diesen Fragen beschäftigt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Kollege Irmer, 
das ist mir auch schon aufgefallen. Es sind zwar ein 
paar Soldaten anwesend, aber es könnten noch mehr 
sein. Ich habe das schon moniert. Ich werde zusehen, 
daß das beim nächstenmal noch besser läuft. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Aber bitte. 
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Dieter Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, 
könnten Sie sich auch dem Hinweis dieses Hauses 
anschließen - ich denke, daß ich das im Namen aller 
Kolleginnen und Kollegen sagen darf -, daß die mili-
tärische Führung gut beraten wäre, bei dieser De-
batte anwesend zu sein, um zu hören, wie Parlamen-
tarier die Situation der Bundeswehr sehen? Ich muß 
leider feststellen, daß hier heute niemand von der mi-
litärischen Führung anwesend ist. 

(Günther Fried rich Nolting [F.D.P.]: Da hat 
er recht!) 

Ich glaube, daß wir das als Parlament nicht akzeptie-
ren dürfen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Ich nehme das gerne 
als Anregung mit, Herr Kollege Heistermann. 

Die Vorschläge und Anregungen wie auch die kri-
tischen Anmerkungen des Wehrbeauftragten waren 
und sind für das Bundesministerium der Verteidi-
gung stets ein ganz wichtiger Gradmesser für die 
Stimmung in der Truppe, aber auch für die Stim-
mung über die Truppe. In Zeiten des Umbruchs, der 
Umstrukturierung und der Neuorientierung unserer 
Streitkräfte kommt diesem Gradmesser eine ganz be-
sondere Bedeutung zu. 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat den 
Jahresbericht 1994 gewissenhaft geprüft und ausge-
wertet. Der Jahresbericht und eine ausführliche Stel-
lungnahme wurden im November 1995 der Truppe 
bis auf die Einheitsebene bekanntgegeben und dort 
in der Führerweiterbildung behandelt. Wo immer 
möglich, hat das Bundesministerium der Verteidi-
gung die Empfehlungen des Wehrbeauftragten auf-
gegriffen und entsprechende Maßnahmen eingelei-
tet. Ich kann hier leider nicht auf alle der angespro-
chenen Probleme eingehen; aber ich werde versu-
chen, wenigstens die wichtigsten aufzugreifen. 

Die Bundeswehr hat im Berichtsjahr 1994 die Re-
duzierung und Umstrukturierung auf 370 000 Mann 
weitgehend abschließen können. Mit der Heraus-
gabe des Weißbuches und mit den Konzeptionellen 
Leitlinien wurden die notwendigen Entscheidungen 
für die weitere Zukunft der Streitkräfte getroffen. 

Darüber hinaus wurden mit der Entscheidung über 
die Anpassung der Streitkräftestrukturen, der territo-
rialen Wehrverwaltung, der Stationierung vom Juni 
1995 und auch mit den jüngsten Entscheidungen zur 
Ausplanung der Binnenstrukturen die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, daß für viele Soldaten und ihre 
Familien die Zeit der Ungewißheit und der Verun-
sicherung zu Ende ging. Das ist das, was Sie, Herr 
Heistermann, gefordert haben. 

Damit wurde eine wesentliche Forderung des 
Wehrbeauftragten erfüllt. Es besteht jetzt Klarheit 
über die Strukturen, die Stationierung der Truppen-
teile und über Aufträge, die unsere Streitkräfte zu-
künftig zu erfüllen haben. 

Damit einher geht die Verpflichtung, die Soldaten 
auf die neuen Herausforderungen vorzubereiten und 
dafür auszubilden. Einsatznahe Ausbildung und 
Gewöhnung an Grenzsituationen sind wichtige 
Aspekte. Dabei müssen stets die Würde des Soldaten 
und die Prinzipien der inneren Führung beachtet 
werden. Unbestritten ist, daß die Gesundheit der Sol-
daten Vorrang vor den Erfordernissen der Ausbil-
dung haben muß. 

Wie schon in früheren Jahren hat der Wehrbeauf-
tragte in seinem letzten Bericht erneut auf Mängel 
und Verfehlungen im Truppenalltag hingewiesen, 
wo die Führung von Menschen in den Streitkräften 
nicht zeitgemäß und das Verhalten von Vorgesetzten 
nicht angemessen erschienen. 

Wir sind jedem einzelnen Hinweis nachgegangen 
und haben Verfehlungen konsequent geahndet. 
Darin sehe ich eine wichtige erzieherische Funktion 
für unsere Vorgesetzten und gleichzeitig eine 
Schutzfunktion für die ihnen untergebenen Soldaten. 
Die Beanstandungen des Wehrbeauftragten sind 
Mahnung für alle Verantwortlichen der Bundeswehr, 
Mißstände zu erkennen und abzuschaffen und die in-
nere Führung als ein Grundprinzip der Wehrpflicht-
armee in einem demokratischen Staat im Denken 
und Handeln zu beachten. 

(Beifall des Abg. Dieter Heistermann [SPD]) 

Wir machen damit auch deutlich, wie wichtig uns 
die Prinzipien der inneren Führung und des Staats-
bürgers in Uniform sind. Sie gelten zu Recht als ein 
Markenzeichen unserer Streitkräfte und haben in 
den vergangenen Jahren große Wirkung auf die jun-
gen Demokratien in Osteuropa entwickelt. 

Mit der Übernahme größerer internationaler Ver-
pflichtungen und dem damit verbundenen Einsatz 
deutscher Einheiten im Ausland konzentrierte sich 
das öffentliche Interesse, aber auch das Interesse in 
der Truppe zwangsläufig auf die Krisenreaktions-
kräfte. Der Sorge des Wehrbeauftragten, daß damit 
die Landesverteidigung zu stark in den Hintergrund 
treten könnte, haben wir durch Verzahnung der 
Haupt- und der Krisenreaktionskräfte entgegenge-
wirkt, und zwar in allen drei Teilstreitkräften. 

Der Einsatz in der Landes- und Bündnisverteidi-
gung und im Rahmen der Krisenreaktion verlangt, 
daß der Soldat seinen Auftrag kennt und ihn vor dem 
Hintergrund der deutschen Geschichte versteht, um 
ihn mit Überzeugung erfüllen zu können. Er muß 
überzeugt sein, daß sein Auftrag politisch notwen-
dig, militärisch sinnvoll und moralisch begründet ist. 
Das Rüstzeug hierzu wird durch die politische Bil-
dung vermittelt. 

Mit der Weisung zur Durchführung der politischen 
Bildung in den Streitkräften, die am 1. Januar dieses 
Jahres in Kraft gesetzt worden ist, stellen wir sicher, 
daß der gesetzliche Anspruch des Soldaten auf 
staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Unterricht 
auf allen Ebenen erfüllt und die zuvorderst militäri-
sche Ausbildung durch eine überzeugende politische 
Bildung ergänzt wird. 
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Zum nächsten Punkt, der Traditionspflege. In der 
Traditionspflege der Bundeswehr kann es eine undif-
ferenzierte und kritiklose Übernahme von Überliefe-
rungen aus der Zeit der ehemaligen Wehrmacht 
nicht geben. Dies ist mit den Grundsätzen der inne-
ren Führung und dem Leitbild vom Staatsbürger in 
Uniform nicht vereinbar, Herr Nachtwei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß nicht 
die Wehrmacht als Institution, wohl aber der einzelne 
Soldat traditionsbildend sein kann. Dies gilt zum Bei-
spiel für Offiziere des 20. Juli, aber auch für viele Sol-
daten im Einsatz an der Front. 

Unverände rter Bezugspunkt für die Traditions-
pflege der Bundeswehr bleibt die Werteordnung un-
seres Grundgesetzes. Bei der Frage der Traditions-
würdigkeit beschränken wir uns nicht auf rein militä-
rische Haltungen und Leistungen; entscheidend sind 
Gesamtpersönlichkeit und Gesamtverhalten. 

Pauschalurteile werden den ehemaligen Angehöri-
gen der Wehrmacht nicht gerecht. Dies hat auch 
Alfred Biehle so gesehen. Was die Kriegsgeneration 
an Beispielen militärischer Tüchtigkeit, Tapferkeit, 
Opfermut und Kameradschaft erbracht hat und in 
zahlreichen Zeugnissen sittlicher Bewährung und 
Menschlichkeit vorlebte, das gehört auch zum unbe-
strittenen Erbe der deutschen Militärgeschichte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus we-
nigen bedauerlichen Einzelfällen darf nicht auf eine 
generelle Neigung zu rechtsextremistischem Gedan-
kengut in den Streitkräften geschlossen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Statistiken, auch die jüngste Statistik vom letzten 
Jahr, zeigen, daß diese Sorgen unbegründet sind, so 
daß ich der Auffassung des Wehrbeauftragten, daß 
es keine rechtsextremistische Entwicklung in der 
Bundeswehr gibt, voll zustimme. Trotzdem müssen 
alle Vorgesetzten wachsam bleiben und auf poten-
tielle rechtsextremistische Bewerber und auf rechts-
extremes Gedankengut in der Truppe achten und je-
den einzelnen Fall ahnden. 

Der Wehrbeauftragte widmet in seinem Bericht der 
sinkenden Bereitschaft, Wehrdienst zu leisten, brei-
ten Raum. Folgerichtig hat er sich stets für die Steige-
rung der Attraktivität des Grundwehrdienstes einge-
setzt. Sein stetiges Mahnen hat erheblich dazu bei-
getragen, die nötige Unterstützung für die Verbesse-
rungen für unsere jungen Wehrpflichtigen zu finden, 
die wir im Wehrrechtsänderungsgesetz verwirkli-
chen konnten, etwa den Mobilitätszuschlag für hei-
matfern eingesetzte Soldaten, eine schnellere Beför-
derung von Soldaten im Mannschaftsdienstgrad, die 
finanzielle Verbesserung des Dienstzeitausgleichs 
und andere fördernde Maßnahmen. 

Wir sind zuversichtlich, daß es durch diese Maß-
nahmen mittelfristig gelingen wird, das hohe Anse-
hen der Bundeswehr, das sich derzeit in allen aktuel-
len Umfragen zeigt, in eine erhöhte Bereitschaft jun-
ger Männer umzumünzen, Dienst in den Streitkräf-
ten zu leisten. Wir dürfen nicht vergessen, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, daß un-

sere Maßnahmen soeben erst verabschiedet worden 
sind. Sie müssen sich erst noch herumsprechen, und 
sie müssen greifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Viele junge Männer sehen heute die Frage des 
Wehr- oder Zivildienstes leider nicht mehr als Ge-
wissensentscheidung, sondern glauben, ein Wahl-
recht zu haben. Dies schließen sie aus der täglich ge-
übten Praxis. Daß der Wehrdienst die im Grundge-
setz vorgesehene Pflicht des jungen Mannes ist und 
der Zivildienst die Ausnahme für diejenigen, die aus 
Gewissensgründen verweigern, ist fast in Vergessen-
heit geraten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Wehrdienstleistenden kommen nicht mehr auto-
matisch, sondern wir müssen intensiv um sie werben, 
und wir müssen energisch Maßnahmen ergreifen, 
damit der Wehrdienst einem Vergleich mit dem Zivil-
dienst standhält. 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat Ar-
beitsgruppen eingerichtet, die die Rahmenbedingun-
gen des Wehrdienstes, insbesondere auf den Gebie-
ten Umgang der Wehrpflichtigen vor dem Dienstan-
tritt, Ausgestaltung des Grundwehrdienstes, berufli-
che Fort- und Weiterbildung während des Wehrdien-
stes und Informationsarbeit mit dem Ziel weiterer 
Verbesserung, untersucht haben. Wir sind jetzt bei 
der Auswertung, und wir wollen unsere Ergebnisse 
zügig in die Praxis umsetzen. 

Ganz wichtig ist für jeden Wehrpflichtigen die ge-
sellschaftliche Anerkennung. Wo er die nicht be-
kommt, wird seine Neigung zunehmen, sich zu ent-
ziehen. 

In seinem letzten Jahresbericht hat der Wehrbeauf-
tragte des Deutschen Bundestages noch einmal zum 
Festhalten an der allgemeinen Wehrpflicht aufgeru-
fen und vor einer Diskriminierung der Soldaten ge-
warnt. Dazu gehört auch, daß wir die Soldaten davor 
schützen, als Mörder beschimpft zu werden. Ich bin 
sehr froh, daß wir jetzt eine Regelung dafür gefun-
den haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um das Wort unseres Bundeskanzlers aufzugrei-
fen: Die allgemeine Wehrpflicht ist und bleibt Aus-
druck der persönlichen Mitverantwortung des Bür-
gers für ein Leben in Frieden und Freiheit. Daran, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
wird sich für uns auch angesichts der aktuellen Dis-
kussion in Frankreich nichts ändern. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Gerd Höfer. 

Gerd Höfer (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Bericht des ausgeschiedenen 
Wehrbeauftragten Alfred Biehle ist sprachlich sensi- 
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bel, offen, aber auch offenlegend und teils direkt in 
Anerkennung und in Mahnung. 

Was mich zur Zeit am meisten beschäftigt und in 
den sechs Minuten, die mir hier zur Verfügung ste-
hen, beschäftigen wird, ist die Frage, was mit diesem 
Bericht des Wehrbeauftragten eigentlich geschieht. 
Ich hoffe und wünsche, daß es dem Bericht von Frau 
Marienfeld, der am Dienstag folgt, nicht so geht wie 
dem jetzigen Bericht, der zwar formal korrekt behan-
delt, aber auf die lange Bank geschoben und damit 
marginalisiert worden ist. Diese Marginalisierung 
sieht man natürlich auch in der Anwesenheit hier im 
Plenum - ich nehme dabei die eigene Fraktion nicht 
aus -, besonders aber in der Nichtanwesenheit derer, 
um die es eigentlich geht. 

Ich kann Ihre Meinung, Frau Staatssekretärin, daß 
dieser Bericht gewissenhaft geprüft worden ist, nicht 
teilen. Es hat zwar eine Stellungnahme des Ministeri-
ums gegeben - 165 Seiten sind gezählt worden; ich 
selber habe sie nicht gezählt, aber es steht do rt  drauf -, 
in der verschiedene Verfahrensweisen verfolgt wer-
den, wie mit dem Bericht des Wehrbeauftragten um-
gegangen wird. 

Die Kommentierung des BMVg besteht im wesent-
lichen aus drei Punkten. 

Wenn es um allgemeine Aussagen geht, werden 
sie allgemein beantwortet. Tendenzen, die an ver-
schiedenen Stellen des Berichtes stehen, werden auf 
der einen Seite durch die Darstellung der extremen 
Einzelfälle und auf der anderen Seite bei der Ausstat-
tung der Räume nicht zusammengebracht. Die la-
tente - ich sage es einmal vorsichtig, nicht im partei-
politischen Sinne - Rechtslastigkeit, die in der Bun-
deswehr vorhanden ist, wird damit auch marginali-
siert und heruntergeredet, wobei ich den Ausspruch 
gerne wiederhole, daß die Bundeswehr mit Sicher-
heit - das wird sie auch nicht werden - nicht eine 
rechtsradikale Armee ist. Es wäre Quatsch, das aus 
diesen Einzelfallaufzählungen zu schließen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wenn es zum Beispiel um das Anmahnen einer In-
formationspflicht, einer Fürsorgepflicht des Vorge-
setzten, geht, dann denke ich zum Beispiel an die 
900 Leute, die bis heute noch nicht wissen - ich 
hoffe, sie wissen es bis heute; sie wußten es aber im 
Berichtszeitraum nicht -, welchen militärischen 
Dienst sie überhaupt tun sollten. Dazu wird in dem 
Bericht der Bundesregierung lapidar geschrieben: Es 
ging leider nicht anders. So nach dem Motto: Wo ge-
hobelt wird, fallen auch ein paar Späne; das mußte 
man halt in Kauf nehmen. 

Wenn es um echte Kostenfaktoren geht, die in dem 
Bericht des Wehrbeauftragten angefordert werden, 
zum Beispiel bei der Frage der Dienstzeitregelung, 
dann wird gesagt, es ist zu teuer, das können wir 
nicht machen. Wenn Sie sich aber einmal die Praxis 
anschauen, so muß der Kommandeur oder Kompa-
niechef einen Zeitmesser haben, um den geleisteten 
Dienst sekundengenau auszurechnen, dieses zu 
summieren, um es nach sieben Monaten im Pfennig-
bereich aufzurechnen und darzustellen. Wenn der 

Wehrbeauftragte do rt  eine neue Regelung anmahnt, 
dann wird gesagt: zu kostenintensiv. So steht es im 
Bericht der Bundesregierung, Frau Staatssekretärin. 

Wenn es um den personellen Einsatz geht, dann 
wird nach oberflächlichen Recherchen gesagt: Na 
gut, dann lassen wir uns den Erfahrungsbericht ge-
ben. Aber bei Hinweisen, die darauf hindeuten, daß 
zum Beispiel bei den Sanitätszentren nicht die ideale 
Lösung gefunden worden ist, vielleicht auch nicht 
gefunden werden konnte, weil es Standorte gibt, die 
in 120 Kilometer Entfernung keinen Arzt haben, wird 
gesagt: Es hat sich im großen und ganzen bewäh rt . 
Daß aber dieser Sani-Tourismus, wie er in dem Be-
richt des Wehrbeauftragten vorkommt, in der Praxis 
noch ganz andere Auswirkungen hat, daß eine Kom-
panie weder schießen noch verladen kann, wenn der 
Sani aus irgendwelchen Gründen nicht rechtzeitig 
ankommt oder wenn keiner zur Verfügung gesteilt 
wird, oder daß die Übungsplatzaufenthalte gefährdet 
sind, weil ein Sanitäter nicht geschickt werden kann, 
oder daß dort  T7-Soldaten in ziemlich hoher Menge 
produziert werden, weil die Einstellungsuntersu-
chungen mit nachgeordneten Facharztuntersuchun-
gen bis zu vier Wochen dauern und die Ausbildungs-
zeit dann nicht wieder zurückgeholt werden kann, 
zeigt, daß Sie dann in der Truppe T7 mehr haben, als 
sowieso schon für T7 gemustert sind. Das sind eine 
ganze Menge. 

Nur so kann ich den Befehl eines Divisionskom-
mandeurs verstehen, wenn er sagt: Nehmt von vorn-
herein 125 Prozent in die Truppe, damit ihr hinterher 
100 Prozent habt. Das heißt, wenn man sowieso 
schon drei oder vier Tier zugewiesen bekommen 
hat, dann hat man hinterher über die langandauern-
den Untersuchungen noch zehn oder zwanzig dazu-
bekommen, bei denen man nicht genau weiß, was 
mit ihnen gemacht werden soll. Darauf gibt die Bun-
desregierung keine Antwort. 

Es wird zum Beispiel gesagt, das militärische Kon-
ditionstraining sei in einem Sonderbefehl geregelt. 
Ich habe ihn gesehen. Wie bürokratisch er geregelt 
ist, sagt der Wehrbeauftragte auch. Ich habe mir ein-
mal vor Ort angesehen, was ein Divisionskomman-
deur überhaupt regeln soll: differenzie rte Ausbil-
dungszeiten, differenzie rte Vorhaben. Diese Dinge 
überhaupt in die Gänge zu bekommen ist ohne Büro-
kratismus riesigen Umfangs, ohne eine große Zeitlei-
ste nicht möglich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schlimmer als 
beim Deutschen Bundestag!) 

Ich sehe gerade, die letzte Minute läuft. Was war das 
für ein Zwischenruf? Ich habe ihn akustisch leider 
nicht verstanden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war despek

-

tierlich!) 

Wenn ich dann aber sehe, daß mit der Annahme 
der Beschlußempfehlung des Verteidigungsaus-
schusses in der heutigen Debatte der Bericht des 
Wehrbeauftragten praktisch in der Versenkung ver-
schwindet, dann würde ich es doch schon besser fin-
den, wir würden uns im Verteidigungsausschuß ein-
mal zusammensetzen, um eine Positiv-Negativ-Liste 
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zu erarbeiten, politisch zu bewe rten, was sofort geän-
dert werden sollte, was nicht sofort änderbar ist, um 
die Dinge, wie es der Wehrbeauftragte angemahnt 
hat, auf die richtige Schiene zu bringen. Es ist auch 
nicht ausgeschlossen, daß das eine oder andere da-
bei gelobt werden wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention erteile ich jetzt dem Kollegen 
Breuer. Er bezieht sich, glaube ich, auf den vorheri-
gen Redebeitrag der Frau Staatssekretärin. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. Es ist jetzt zwar etwas spät, aber ich kann es 
in den Zusammenhang stellen. Es geht um die Fest-
stellung, daß nicht die Wehrmacht als Ganzes, wohl 
aber viele Menschen in der Wehrmacht traditionsbe-
gründend für die Bundeswehr sein können. 

Ich will das noch einmal aufgreifen und mit dem in 
Zusammenhang bringen, was hier vom Kollegen 
Nachtwei gesagt worden ist. Ich sage es deshalb, 
weil ich beim Kollegen Nachtwei die Hoffnung habe, 
daß er der erste Grüne sein kann, der mit der Bun-
deswehr in einer sehr differenzie rten Form umgeht. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist wohl wahr!) 

Er hat gestern in einer. Rundfunksendung gesagt, 
daß sich die Bundeswehr von früheren deutschen 
Armeen sehr, sehr unterscheide. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das habe ich auch hier schon 

gesagt!) 

- Sie haben es auch hier schon gesagt, um so besser. 
Aber Sie haben heute etwas gesagt, was mir zumin-
dest in dieser Form nicht gefallen hat. Sie haben vom 
alltäglichen Rechtsradikalismus in den Streitkräften 
gesprochen. Ich sage Ihnen: Diesen alltäglichen 
Rechtsradikalismus in den Streitkräften gibt es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Heinrich  Graf von Einsiedel [PDS]: Den 

sehen Sie nicht!) 

Es gibt sicher und ohne Zweifel - deswegen sind wir 
ja hier und bereden das kritisch - einzelne Soldaten, 
die sich den geltenden Maßstäben nicht unterwerfen 
und die versuchen, Rechtsradikalismen zu verbrei-
ten. Aber sie haben keine Chance, die ganze Bun-
deswehr damit zu überziehen. Sie haben keine 
Chance! 

Lassen Sie mich eines in der aktuellen Diskussion 
sagen: Wenn Sie sich damit beschäftigen, wie die 
Frau Wehrbeauftragte in den Besitz von Erkenntnis-
sen kommt, die dazu geeignet sind, so etwas zu rü

-

gen und öffentlich zu diskutieren, dann stellen Sie 
fest, daß es meistens so ist, daß Wehrdienstleistende, 
Wehrpflichtige, weil sie keine Beurteilung zu be-
fürchten haben und danach wieder ins normale Zivil-
leben gehen, diejenigen sind, die es in die Öffentlich-
keit bringen. Deshalb ist es so verfehlt, wenn Sie  

gleichzeitig fordern, die allgemeine Wehrpflicht ab-
zuschaffen. Das dient dieser Zielsetzung nicht. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Mit der allgemeinen Wehrpflicht halten wir diese 
Bundeswehr, die ein Erfolgsmodell ist, in jeglicher 
Hinsicht und gerade auch in der angesprochenen 
Hinsicht in der Mitte unserer Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Antwort der 
Kollege Nachtwei, bitte. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Kollege Breuer, Ihre Stellungnahme bedarf der direk-
ten und flexiblen Erwiderung. Sie werden es auch im 
Protokoll nachlesen können: Ich habe nicht von a ll

-täglichem Rechtsradikalismus in den Streitkräften 
generell gesprochen, sondern ich habe gesagt, wenn 
man solche Dokumente, die ich mit Namen genannt 
habe, in Bundeswehreinrichtungen verbreitet und 
aushängt, dann ist das alltäglicher Rechtsextremis-
mus. Das habe ich gesagt: wenn - dann. Herr Nol-
ting, Sie haben das auch falsch gehört; jetzt haben 
Sie es hoffentlich richtig gehört. 

(Zuruf von der SPD: Zuhören ist Glücks

-

sache!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich erteile jetzt 
das Wort dem Abgeordneten Helmut Rauber. 

Helmut Rauber (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will 
mich in der Kürze der mir zur Verfügung stehenden 
Zeit auf lediglich einen Punkt beschränken. Es geht 
um die Frage, ob wir diese Bundeswehr in einer Zeit 
brauchen, in der es kein oder kein klares Feindbild 
gibt. Die russischen Truppen, die uns jahrzehntelang 
bedrohten, verließen Ende August 1994 in Würde un-
ser Land. Die Sowjetunion gibt es ebensowenig mehr 
wie den Warschauer Pakt und den Eisernen Vor-
hang, die unser Land teilten. Ein möglicher Krieg 
wäre auf deutschem Boden ausgetragen worden. 

Die Politik von Helmut Kohl hat wesentlich dazu 
beigetragen, daß wir heute sicherer leben und daß es 
eine Friedensdividende in zweistelliger Milliarden-
höhe gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Günther F riedrich Nol

-

ting [F.D.P.]: Und den Außenminister wollen 
wir auch nicht vergessen!) 

Dennoch fragen heute immer mehr junge Menschen, 
warum sie denn noch dienen sollen, wenn wir nur 
von Freunden umgeben sind. Richtig ist, daß die bis-
herige NATO de facto ein europäisches Verteidi-
gungsbündnis war. Heute allerdings sind im Bereich 
der Sicherheitspolitik Faktoren von Belang, die bis-
her gar nicht oder kaum beachtet wurden. Dazu zäh-
len Instabilitäten einzelner Staaten ebenso wie die 
Verbreitung von A-Waffen, die organisierte Krimina- 
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lität, religiöser Fanatismus und auch die Umweltge-
fahren verschiedenster Art. 

Auch in der immer weiter auseinanderklaffenden 
Schere zwischen Arm und Reich liegt nicht nur ein 
sozialer, sondern auch ein politischer Sprengsatz, der 
weit über den regionalen Rahmen hinausreicht. Des-
halb ist heute Sicherheitspolitik weit mehr als Vertei-
digungspolitik; sie ist eine Querschnittsaufgabe, die 
eine Reihe von Politikfeldern umschließt. 

Die Hauptaufgabe der Bundeswehr - das sei mit 
allem Nachdruck unterstrichen - bleibt nach wie vor 
die Bündnis- und auch die Landesverteidigung, und 
nur dazu werden Wehrdienstleistende eingesetzt. An 
Auslandseinsätzen können sie nur auf freiwilliger 
Basis und wenn sie die Bedingung erfüllen, daß sie 
dazu auch fachlich ausgebildet sind, teilnehmen. 

Daß wir heute, über 50 Jahre mittlerweile, in Frie-
den und Freiheit leben können, das haben keine 
„potentiellen Mörder" bewirkt - ich spreche hier 
vom „Mörder"-Urteil -, sondern junge Menschen, 
die ihrer staatspolitischen Verantwortung gerecht ge-
worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie waren es - und nicht Pazifisten -, die das bewahr-
ten, was menschliches Leben erst lebenswert macht: 
Würde, Freiheit, Demokratie und auch unsere sozia-
len und materiellen Errungenschaften. Diese jungen 
Soldaten und Reservisten waren es, die sich im In- 
und auch Ausland gegen Wasserfluten und Feuers-
brünste stellten und die in den Dürregürteln dieser 
Welt Menschen vor dem Verhungern und auch vor 
dem Verdursten retteten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es waren Bundeswehrangehörige, die Brunnen 
gebohrt haben, Erdbebenopfer retteten und kranke 
Menschen ärztlich versorgten. Diese Form des Die-
nens ist mehr als alles andere praktizierte Nächsten-
liebe, und deutsche Soldaten und Reservisten haben 
als Helfer in der Not mehr für das gute Ansehen 
Deutschlands in der Welt getan als mancher Diplo-
mat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Diese Leistungen müssen endlich einmal akzeptiert 
und von allen Instanzen zur Kenntnis genommen 
werden. Wir als CDU/CSU sagen jedenfalls Dank für 
das Dienen unserer Soldaten für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gibt kein einziges Beispiel in der Geschichte, 
wo Pazifismus oder Wehrlosigkeit ein mörderisches 
System, das mit Gewalt und Terror gegen Schwache 
vorgeht, aus der Welt geschafft hätten. Deshalb brau-
chen wir nicht eine, sondern diese Bundeswehr. Wer 
die Wehrpflicht abschaffen will, muß nicht nur mehr 
Bundeswehrstandorte und wehrtechnische Bet riebe 
schließen, sondern er zerstört auch - und das ist min-
destens ebenso wichtig - die enge Einbindung der 
Bundeswehr in unsere Gesellschaft. Die Verteidi-

gung von Frieden und Freiheit ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, und sie muß auch gesamtgesell-
schaftlich wahrgenommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nach wie vor gilt die Idee vom Scharnhorst, daß 
alle Bewohner des Staates geborene Verteidiger des-
selben sind. Es gibt keine Alternative zur Wehr-
pflicht, und es gibt auch keine Wahl zwischen Wehr-
dienst und Zivildienst. Um mit Max Weber zu spre-
chen: Der einzelne kann gesinnungsethisch den 
Dienst an der Waffe verweigern, nicht aber der Staat 
als Ganzes, der nach dem Grundsatz der Verantwor-
tungsethik handeln muß. 

Was das Engagement der Bundeswehr außerhalb 
des Bündnisgebietes betrifft, geht es nicht darum, 
daß am deutschen Wesen die Welt genesen soll. 1994 
- 1995 war es nicht viel anders - gab es auf der Welt 
121 mehr oder weniger grausam ausgetragene Kon-
flikte, die sich durchaus in ihrem historischen und 
auch sozialen Umfeld unterschieden. 

Eine Feststellung allerdings läßt sich überall tref-
fen: Es sind die Unterdrückung der Freiheit, die Miß-
achtung der Gerechtigkeit und das Verletzen der 
Menschenwürde, die überall in der Welt zu Gewalt, 
Zerstörung und Tod führen. Deshalb ist es auch ein 
ethisch-moralischer Beitrag, wenn wir uns zusam-
men mit anderen dafür einsetzen, daß Menschen 
nicht wegen ihrer Hautfarbe, ihrer Rasse oder Reli-
gion verfolgt, mißhandelt oder gar getötet werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Noch eine Anmerkung zum Schluß: Jeder junge 
Mann, der als Soldat zur Bundeswehr kommt, nimmt 
Opfer auf sich, um der Bundesrepublik Deutschland 
treu zu dienen. Er hat Anspruch auf menschliche Be-
handlung und auf sinnvolle Beschäftigung. Im Be-
richt des Wehrbeauftragten sind eine Reihe spekta-
kulärer Fälle genannt, in denen gegen die Grund-
sätze einer zeitgemäßen Menschenführung ebenso 
verstoßen wurde wie gegen bestehende Gesetze. 
Dieses Fehlverhalten hätte nicht passieren dürfen 
und darf sich auch nicht in dieser oder ähnlicher 
Form wiederholen. 

Auf eines muß aber immer wieder hingewiesen 
werden: Die überwiegende Masse der Vorgesetzten 
geht mit den ihnen anvertrauten Soldaten fürsorglich 
und auch anständig um. Der Wehrbeauftragte und 
jetzt die Wehrbeauftragte sind das wachsame Auge 
und der Zeigefinger für die Bundeswehr. Sie leisten 
einen wertvollen Beitrag für das reibungslose Funk-
tionieren unserer Armee. Deshalb schließe ich mit ei-
nem schlichten „Vielen Dank für diese Arbeit!". 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Klaus Rose [CDU/CSU]: Ausgezeich-

net!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundesta-
ges, Frau Claire Marienfeld. 
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Claire Marienfeld, Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der Jahresbericht, der heute im 
Parlament diskutiert wird, ist der letzte Bericht mei-
nes Vorgängers Alfred Biehle, dem ich an dieser 
Stelle noch einmal für seinen Einsatz und seine Ver-
dienste um die Bundeswehr danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Winfried Nachwei [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

In dem guten dreiviertel Jahr seit meiner Amts-
übernahme konnte ich bereits viele interessante Ge-
spräche mit Soldaten führen und in viele Kasernen 
und Dienststellen hineinschauen, übrigens fast aus-
schließlich unangemeldet. Ich habe dabei engagierte 
und tüchtige Menschen in der Bundeswehr erlebt, 
aber auch von Sorgen und Problemen erfahren. In 
meinen ersten eigenen Jahresbericht, den ich näch-
ste Woche vorlege, werden meine bisherigen Erfah-
rungen wie auch die Erkenntnisse aus der Eingaben-
bearbeitung einfließen. 

Während wir heute zusammengekommen sind, be-
teiligen sich mit der Zustimmung des Parlaments so 
viele Soldaten der Bundeswehr wie nie zuvor an ei-
ner internationalen Friedensmission. Für den Frie-
den auf dem Balkan wünsche ich allen Soldatinnen 
und Soldaten viel Erfolg. Mögen sie gesund und 
wohlbehalten nach Hause zu ihren Familien zurück-
kehren! Denn ihr Einsatz ist mit Gefahren und mit 
nicht einzeln abzuschätzenden Risiken verbunden. 
Das zeigen uns die tödlich verunglückten Soldaten 
der Friedenstruppe im ehemaligen Jugoslawien lei-
der nur allzu deutlich. 

Zwar haben alle Soldaten der Bundeswehr die ge-
setzliche Pflicht zu treuem Dienen, was in letzter 
Konsequenz den Einsatz von Leben und Gesundheit 
mit einschließt, aber auch wir haben eine Pflicht. Wir 
alle haben die Pflicht, uns immer wieder für drei 
Dinge einzusetzen: erstens für die Anerkennung des 
ethisch und moralisch wertvollen Dienstes unserer 
Soldaten durch Politik und Gesellschaft sowie den 
Schutz der Soldaten vor Diffamierung; zweitens für 
eine gute, umfassende Ausbildung der Soldaten und 
eine Ausstattung und Ausrüstung, die ihnen auch im 
Einsatz Sicherheit vermitteln und optimalen Schutz 
bieten; drittens für eine angemessene Betreuung und 
soziale Absicherung der Soldaten und ihrer Familien. 

Gegenstand der heutigen Debatte ist der Jahresbe-
richt meines Amtsvorgängers. Alfred Biehle hat die 
Soldaten der Bundeswehr in einer schwierigen Zeit 
des Wandels und der Neuorientierung begleitet und 
sich auch nicht gescheut, notwendig gewordene Ent-
scheidungen durch Parlament und Regierung anzu-
mahnen. Dabei hat er zu Recht nicht erst abgewartet, 
bis sich Probleme in Eingaben niedergeschlagen ha-
ben. Es fällt mir nicht schwer, mich hinter die Aussa-
gen des Jahresberichts 1994 zu stellen, auch wenn 
ich jetzt nicht alle wesentlichen Punkte ansprechen 
möchte. 

Auch in der schriftlichen Stellungnahme des Bun-
desministers der Verteidigung - Frau Geiger hat in 

Vertretung der Regierung mündlich Stellung dazu 
genommen -, die sich durch Sachlichkeit auszeich-
nete, wurde der Bericht der Wehrbeauftragten als 
„willkommene Hilfestellung für die weitere Optimie-
rung der Aufgabenerfüllung der Bundeswehr und für 
Verbesserungen im Bereich der Inneren Führung" 
gewürdigt. 

Wichtige Hinweise und Anregungen aus dem Jah-
resbericht 1994 wurden inzwischen aufgegriffen. Ich 
verweise nur darauf, daß die Grundwehrdienstlei-
stenden an Wochenenden und dienstfreien Tagen 
wieder doppeltes Verpflegungsgeld erhalten, hei-
matfern einberufene Wehrpflichtige seit Beginn des 
Jahres in den Genuß des Mobilitätszuschlags kom-
men und auf Weisung des Generalinspekteurs der 
Bundeswehr vom 12. Juli 1995 die politische Bildung 
intensiviert wird. Dieser Punkt ist von allen Rednern 
hervorgehoben worden. Jetzt wird von uns allen dar-
auf zu achten sein, ob diese Weisung durchgesetzt 
wird. Der Gesetzgeber hat weiterhin die versor-
gungsrechtliche Stellung der Soldaten in besonderer 
Auslandsverwendung verbessert. 

Der im Jahresbericht ebenfalls kritisierte Dienst-
zeitausgleich wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1996 
geändert, und die finanziellen Vergütungssätze in 
dieser Regelung - allerdings erst ab dem elften 
Dienstmonat - wurden deutlich erhöht. 

Ich werde aufmerksam beobachten - damit komme 
ich auch einer Bitte von Herrn Nolting nach -, ob 
diese Neuregelung in der Praxis durchgesetzt wird, 
ob sie sich bewährt und auf Akzeptanz stößt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Im Jahresbericht 1994 sind viele Punkte angespro-
chen worden, die in ihrer Bedeutung bis heute nichts 
eingebüßt haben. Stationierungs- und Strukturent-
scheidungen sowie die Auseinandersetzung mit dem 
erweiterten Auftrag der Bundeswehr sind für die Sol-
daten und ihre Familien nicht einfach zu verkraften. 
Unsere Soldaten brauchen daher jetzt eine Phase der 
Konsolidierung. Ich denke, dazu trägt auch der vor-
gestern vom Bundesminister der Verteidigung vorge-
legte Bundeswehrplan 1997 bei. 

Im Jahresbericht 1994 wurden zum Teil gravie-
rende Verstöße gegen die Grundsätze der Inneren 
Führung festgestellt. Ich erwarte, daß die Verant-
wortlichen alle Anstrengungen unternehmen, men-
schenunwürdiges Verhalten - auch wenn es sich nur 
um Einzelfälle handelt - aus der Bundeswehr zu ver-
bannen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Darüber hinaus bereitet mir Sorge, daß sich im täg-
lichen Umgang und im täglichen Miteinander oft 
Nachlässigkeiten einschleichen und die Dienstauf-
sicht zu spät eingreift. Ich halte dieses übrigens für 
eines der herausragenden Probleme. Diese Probleme 
liegen oft unterhalb der Eingabenebene. Daher hal-
ten sie sich so lange. Die jungen Männer verhalten 
sich so, daß sie dies hinnehmen und die Zeit abwar-
ten. Diese Umstände bleiben oft über einen längeren 
Zeitraum hinweg sehr hartnäckig bestehen. Auf die-
sen Bereich muß meines Erachtens noch sehr viel 
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mehr geachtet werden, und es muß mehr Sensibilität 
entwickelt werden. Meist ist es keine böse Absicht, 
sondern reine Nachlässigkeit, wenn do rt  solche 
Dinge passieren. Dies wird aber von denjenigen, die 
die zehn Monate ihrer Wehrpflicht erfüllen, nicht als 
günstig empfunden. Ich hoffe, daß eine ausreichende 
Sensibilität greift, um diesem entgegenzuwirken. 

Die Steigerung der Attraktivität des Wehrdienstes 
bleibt die wichtigste Zielvorgabe. Auch das wurde 
hier von fast allen Rednern betont. Ansatzpunkt der 
Überlegungen muß das sein, was der junge Wehr-
pflichtige, der seiner staatsbürgerlichen Pflicht nach-
kommt und Grundwehrdienst leistet, konkret in sei-
nem neuen und ungewohnten militärischen Umfeld 
erlebt. Damit meine ich das, was ich soeben ange-
sprochen habe. 

In Frankreich werden nach einer Entscheidung 
von Staatspräsident Chirac in den nächsten Jahren 
die Streitkräfte in eine Berufsarmee umgewandelt. In 
der Bundesrepublik Deutschland sprechen nach mei-
ner Ansicht die besseren Argumente für die allge-
meine Wehrpflicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Durch sie ist die Bundeswehr in Staat und Gesell-
schaft stärker eingebunden. Der positive Einfluß der 
Wehrpflicht auf das innere Gefüge der Streitkräfte 
sollte nicht preisgegeben werden. Ich bin froh, daß 
ich mich in meiner Beurteilung in dieser Frage mit 
der Bundesregierung und den Koalitionsfraktionen 
sowie der SPD-Fraktion einig weiß. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, lassen Sie 
mich zum Schluß meiner Ausführungen noch auf ei-
nen wichtigen Punkt hinweisen, der nach meiner 
Auffassung bei allen Entscheidungen, die die Bun-
deswehr betreffen, eine Rolle spielen muß. Das Zu-
kunftspotential unserer Armee sind die Menschen. 
Ihr Wohl und Wehe, ihre Einsatzbereitschaft, ihre 
Motivation und Leistungsfähigkeit prägen die Bun-
deswehr. Von entscheidender Bedeutung für mich 
bleibt daher, daß die Werteordnung unserer Verfas-
sung, die den Menschen in den Mittelpunkt stellt, 
auch innerhalb der Streitkräfte gelebt und erlebt 
wird, dies unabhängig davon, wo die Soldaten ihre 
Pflicht erfüllen: im Inland oder - unter ganz anderen 
Vorzeichen - im Ausland oder in bi- und multinatio-
nalen Verbänden. 

Das Leitbild des Staatsbürgers in Uniform und die 
Grundsätze der Inneren Führung, über deren Einhal-
tung ich zu wachen habe, müssen daher auch unter 
den neuen Rahmenbedingungen erhalten und wei-
terentwickelt werden. Dazu gibt es keine Alterna-
tive. 

In diesem Sinne appelliere ich an die Bundesregie-
rung und die militärische Führung, bei der Durchset-
zung dieser Prinzipien nicht nachzulassen. 

Ich danke insbesondere allen Mitgliedern des Ver-
teidigungsausschusses für die intensive Erörterung 
und Beratung des Jahresberichts 1994 und die Unter-

stützung meiner Arbeit. Ihnen allen danke ich für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Marien-
feld, ich darf Ihnen und Ihren Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen im Namen des ganzen Hauses für Ihre 
Arbeit danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P., 
der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN) 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir stimmen über die Beschlußempfehlung des 
Verteidigungsausschusses zum Jahresbericht 1994 
des Wehrbeauftragten, Drucksachen 13/700 und 13/ 
2649, ab. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußem-
pfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen und der SPD bei Enthaltung des Bündnisses 90/ 
Die Grünen und der PDS angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Dr. Eckhart Pick, Her-
mann Bachmaier, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechts-
stellung von Deliktsopfern und zum Einsatz 
von Videogeräten bei Zeugenvernehmungen 
in der Hauptverhandlung 

- Drucksache 13/3128 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
der Abgeordnete Jürgen Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seit An-
fang der 80er Jahre ist der Opferschutz in vielen Län-
dern Europas mehr und mehr zu einem Schwerpunkt 
der Kriminalpolitik geworden. Wesentliche Anstöße 
für den Ausbau von Opferhilfeprogrammen und die 
Stärkung der Rechtsstellung des Opfers im Strafver-
fahren sind vom Europarat und den Vereinten Natio-
nen ausgegangen. 

Es ist offensichtlich unangemessen, dem Opfer le-
diglich eine untergeordnete Stellung im Strafverfah-
ren einzuräumen. Die überlieferte täterzentrierte Kri-
minalpolitik erscheint deshalb immer fragwürdiger. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Opferschutz mit dem Ziel der Sicherung und 
Wiederherstellung des Rechtsfriedens gewinnt zu-
nehmend an Überzeugungskraft. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat bereits 1974 zutreffend festgestellt, 
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der Opferzeuge dürfe ungeachtet seiner prozessua-
len Funktion als Beweismittel nicht zum bloßen Ob-
jekt eines Verfahrens gemacht werden. 

Der Opferschutz ist seit langem auch ein wesentli-
ches Element sozialdemokratischer Rechtspolitik. Ich 
nenne als Beispiel nur das Opferentschädigungsge-
setz von 1976, das die Handschrift eines sozialdemo-
kratischen Justizministers trägt, und aus jüngster 
Zeit die Weiterentwicklung des Täter-Opfer-Aus-
gleichs, die ohne die allerdings deutlich weiter rei-
chenden Initiativen der SPD-Fraktion in der letzten 
Legislaturperiode, beginnend mit einer Großen An-
frage und fortgesetzt durch einen eigenen Gesetzent-
wurf, kaum zustande gekommen wäre. 

Was die Opferentschädigung angeht, ist nun end-
lich die europäische Konvention von 1983 auch in der 
Bundesrepublik umzusetzen. Es darf nicht sein, daß 
Ausländer, die sich rechtmäßig in Deutschland auf-
halten und Opfer von Gewalttaten werden, entspre-
chend den Vorschlägen der Bundesregierung als Op-
fer dritter Klasse behandelt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Damit wird sich der Bundestag demnächst zu befas-
sen haben. 

Das gilt auch für unseren Gesetzentwurf zur Wei-
terentwicklung des Sanktionensystems, den wir 
demnächst erneut einbringen werden. Wir wollen, 
daß auch bei der Verhängung und Vollstreckung von 
Strafe die Interessen der Opfer stärker berücksichtigt 
werden, als es bisher möglich ist. 

In diesem kriminalpolitischen Gesamtzusammen-
hang steht auch der heute in erster Lesung vorzustel-
lende SPD-Gesetzentwurf zur Verbesserung der 
Rechtsstellung von Deliktsopfern und zum Einsatz 
von Videogeräten bei Zeugenvernehmungen im 
Strafverfahren. Zu beiden Elementen unseres Ent-
wurfs gibt es bereits eine Fülle von Forderungen und 
Formulierungsvorschlägen. 

Ich nenne nur Gremien und Einrichtungen wie die 
Justizministerkonferenz, die Jugendministerkonfe-
renz, den Deutschen Richterbund, den Deutschen 
Juristinnenbund, den Deutschen Anwaltverein, den 
Deutschen Kinderschutzbund, den Weißen Ring und 
viele andere mehr. 

Erstes Ziel unseres Entwurfs ist es, die schon sehr 
lange dauernde Diskussion aus dem Stand des mehr 
oder weniger unverbindlichen Räsonierens und Re-
solutionierens voranzubringen und in das Stadium 
gesetzgeberischer Beratung und Entscheidung zu 
befördern. Das gilt für unseren ersten Vorschlag, der 
auf die Einführung des Opferanwalts im Strafverfah-
ren hinausläuft. 

Empirische Untersuchungen des Freiburger Max-
Planck-Instituts für ausländisches und internationa-
les Strafrecht haben ergeben, daß vielen am Strafver-
fahren beteiligten Juristen und erst recht den mei-
sten Opfern nicht bekannt ist, welche umfangreichen 
Rechte den Opfern durch das Opferschutzgesetz von 
1986 eingeräumt worden sind. 

Das gilt zum Beispiel für das Recht auf Aktenein-
sicht, das Recht auf Ausschluß der Öffentlichkeit zum 
Schutz der Privatsphäre, das unter bestimmten Vor-
aussetzungen bestehende Recht auf Entfernung des 
Angeklagten während der Vernehmung des Opfer-
zeugen in der Hauptverhandlung, das Recht auf Bei-
stand, aber auch für die umfangreichen Rechte im 
Falle des Anschlusses als Nebenkläger. 

Die gesetzliche Bestimmung, nach der der Ver-
letzte auf seine Befugnisse hingewiesen werden soll, 
wird in der Praxis vielfach nicht beachtet. Die Erwei-
terung der Nebenklage durch das Opferschutzgesetz 
hat sich aus der Sicht der Opfer aus zwei Gründen 
als unzureichend erwiesen. 

Erstens ist der Katalog der Nebenklagedelikte of-
fensichtlich zu eng. Es ist schwer verständlich, daß 
sich das Opfer zwar bei einfacher Beleidigung oder 
bei Körperverletzung, nicht aber im Falle der räube-
rischen Erpressung als Nebenkläger anschließen 
kann. 

Zweitens und vor allem erhält das Opfer aber für 
die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts nur dann Pro-
zeßkostenhilfe, wenn es seine persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse offenlegt und dadurch 
glaubhaft macht, daß es die Kosten nicht, nur zum 
Teil oder nur in Raten aufbringen kann. Für viele Op-
fer ist allein die Tatsache, daß die ihnen abverlangte 
Offenlegung über das Akteneinsichtsrecht des Ver-
teidigers auch zur Kenntnis des angeklagten Täters 
gelangt, eine nur schwer erträgliche und erneute De-
mütigung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Angeklagte erhält hingegen ohne eine derar-
tige Prozedur einen Pflichtverteidiger, wenn wegen 
der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mit-
wirkung eines Verteidigers geboten erscheint. Es 
sollte eigentlich selbstverständlich sein, dem Opfer 
jedenfalls dann dasselbe Recht einzuräumen, wenn 
es dieses beantragt. Bekanntlich erhält der Beschul-
digte einen Pflichtverteidiger, wenn ersichtlich ist, 
daß er sich nicht selbst verteidigen kann. Seine Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse muß er dafür 
nicht offenlegen. Wir fordern ein entsprechendes 
Recht für den Verletzten, der seine Interessen und 
die höchst komplizierten Opferschutzrechte nicht 
ausreichend wahrnehmen kann. Wegen der beson-
deren Schwierigkeiten bei Straftaten gegen die sexu-
elle Selbstbestimmung sollten diese Voraussetzun-
gen bei solchen Straftaten von Gesetzes wegen anzu-
nehmen sein. 

Durch die Annahme unseres Vorschlages würde 
mit der - in der Sprache des Bundesverfassungsge-
richts einem fairen Verfahren immanenten - Forde-
rung nach verfahrensmäßiger Selbständigkeit des in 
ein justizförmiges Verfahren hineingezogenen Bür-
gers Ernst gemacht. 

Unser zweiter Vorschlag betrifft die Anerkennung 
der Videographie im Strafverfahren. Bekanntlich 
kann die Vernehmung von Kindern oder Jugendli-
chen, im Falle von Sexualdelikten auch von Erwach-
senen, zu erheblichen und ganz und gar unzumutba-
ren Belastungen für diese Opferzeugen führen. Als 
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Verteidiger und Nebenklägervertreter habe ich 
selbst erlebt, daß Opferzeugen in der Atmosphäre 
des Gerichtssaals überhaupt nicht sprachfähig oder 
jedenfalls nicht zu einer halbwegs unbefangenen 
Aussage in der Lage waren. Mit der mehr schlecht 
als recht durchgezogenen Vernehmung war weder 
dem Opferschutz noch der Wahrheitsfindung ge-
dient. 

Deshalb verdient das bekannte Mainzer Modell 
der Videovernehmung durch den Vorsitzenden in 
einem von den übrigen Beteiligten getrennten Raum 
die Anerkennung durch den Gesetzgeber. Mein 
Kollege Eckhart Pick wird dazu nähere Ausfüh-
rungen machen. Wir freuen uns, daß sich mehrere 
Bundesländer im Anschluß an unseren Entwurf zu 
einer entsprechenden Gesetzesinitiative entschlos-
sen haben. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr scheint 
die das aber nicht zu interessieren, sonst 

wären mehr da!) 

Unbestreitbar ist mit unserem Vorschlag ein we-
sentlich tiefer liegendes Problem noch nicht gelöst, 
nämlich das Problem der Vielfachvernehmungen 
von Kindern und auch von Frauen, die das Opfer von 
Sexualdelikten geworden sind. Diese Vernehmun-
gen rufen immer wieder ein oft traumatisches und als 
tiefe und bleibende Verletzung erlebtes Geschehen 
in Erinnerung und erneuern es oft sogar. Darüber 
hinaus ist die Zeugin oder der Zeuge oft nicht im-
stande, frühere Vernehmungen und dabei gefun-
dene Formulierungen klar von dem ursprünglichen, 
tatsächlichen Geschehen zu trennen. So entstehen 
durch häufig wiederholte Vernehmungen durch die 
Instanzen hindurch Widersprüche, die vielleicht dem 
Angeklagten, aber sicher nicht der Wahrheitsfindung 
dienen. 

Wir sind deshalb überzeugt, daß sich die rechts-
politische Entwicklung in Richtung auf die video-
technische Aufzeichnung und die Verwertbarkeit der 
Erst- und damit Einmalvernehmung des Opferzeu-
gen hinbewegen wird. Voraussetzung dafür ist aller-
dings, daß der verantwortungsvolle Umgang mit die-
ser Technik zunächst einmal von der Justiz erprobt 
und gelernt wird. Insoweit ist unser Vorschlag ein 
erster Schritt in eine rechtspolitisch erwünschte Rich-
tung. 

Beide Vorschläge unseres Gesetzentwurfs dienen 
der Verbesserung des Opferschutzes im Strafverfah-
ren. Wir sind nicht so vermessen, anzunehmen, daß 
unsere Vorschläge bereits perfekt und nicht verbes-
serungsfähig seien. Wir hoffen sogar auf Verbesse-
rungsvorschläge und werden deshalb demnächst zu 
einer Anhörung einladen, in der wir als SPD-Fraktion 
den Dialog mit Experten und Fachverbänden über 
unsere Gesetzesinitiative suchen wollen. Die übliche 
Anhörung durch den federführenden Fachausschuß 
mag sich anschließen. Wir sind aber schon heute fest 
davon überzeugt, daß der Opferschutz im Strafver-
fahren wichtig genug ist, um ihm auch in dieser Le-
gislaturperiode einen weiteren Impuls und die ver-
stärkte Anerkennung durch den Gesetzgeber zu ge-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Wolfgang Götzer. 

Dr. Wolfgang Götzer (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der heute 
auf der Tagesordnung stehende Gesetzentwurf der 
SPD zum Thema Opferschutz hat zwei Schwer-
punkte, zum einen die Einführung eines Opferan-
walts und zum anderen die Verwendung von Video-
geräten und Videoaufnahmen. 

Lassen Sie mich mit letzterem beginnen. Wir alle 
wissen, daß die Vernehmung in der Hauptverhand-
lung für Zeugen - vor allem dann, wenn es sich um 
Kinder oder Jugendliche handelt - eine schwere Be-
lastung darstellen kann, bis hin zu traumatischen 
Folgen. Andererseits kommen wir nicht darum 
herum, daß ein Gericht bei der Wahrheitsfindung auf 
die Vernehmung von Zeugen angewiesen ist. Hier-
bei ist auch der Grundsatz der Unmittelbarkeit zu be-
achten, also die Vernehmung der Zeugen in der 
Hauptverhandlung. 

Wir müssen uns deshalb bemühen, die Belastung 
für die kindlichen und jugendlichen Zeugen zu ver-
ringern, und zwar nicht nur im Rahmen der be-
stehenden Zeugenschutzmöglichkeiten, sondern 
auch dadurch, daß wir uns der neuen technischen 
Möglichkeiten, und zwar insbesondere des Einsatzes 
von Videogeräten, bedienen, ohne dabei das unab-
dingbare Ziel außer acht zu lassen, nämlich eine 
rechtstaatliche Urteilsfindung im Strafprozeß. 

Der Einsatz von Videogeräten wird - ich glaube, 
das kann man sagen - von den juristischen Fachleu-
ten überwiegend positiv beurteilt. Ich darf mir erlau-
ben, aus einem Aufsatz der ZRP aus dem Jahr 1995 
den Bochumer Gerichtspsychologen Dr. Arntzen zu 
zitieren, der über den ersten Mainzer Mißbrauchs-
prozeß sehr trefflich ausgeführt hat - ich zitiere -: 

Es verwundert nicht, daß im ersten Mainzer Miß-
brauchsprozeß einzelne Kinder nicht bereit wa-
ren, Aussagen im Gerichtssaal zu machen, weil 
sie sich fünf Richtern, drei Ergänzungsrichtern, 
zwei Staatsanwälten, einer Protokollführerin, 
zwei Nebenklägern, sieben Verteidigern und vier 
Sachverständigen gegenüberfanden, insgesamt 
24 Personen, teilweise schwarz berobt, jede von 
ihnen erwartungsvoll blickend. Wie kann da 
ernsthaft behauptet werden, das Kind könnte frei 
und ungezwungen gegenüber diesem Publikum 
von möglichen Mißbräuchen erzählen? 

Der SPD-Entwurf, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist in seiner grundsätzlichen Zielrichtung zu begrü-
ßen. Ich habe allerdings den Eindruck, daß er ein biß-
chen mit heißer Nadel genäht ist und dann doch - Sie 
gestatten mir das - gewisse rudimentäre Züge auf-
weist. 

Besser scheint mir da der Bundesratsentwurf zu 
sein, der - wie könnte es anders sein - unter maßgeb-
licher Beteiligung des Freistaates Bayern und - das 
darf ich noch hinzufügen - Baden Württembergs ent-
standen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig!) 
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Dr. Wolfgang Götzer 

Dieser Bundesratsentwurf ist umfassender, ausgereif-
ter und, ich glaube, auch revisionssicherer. Das ist in 
diesem Zusammenhang ein wichtiger Gesichts-
punkt. 

Der Kern der Neuregelung in diesem Entwurf des 
Bundesrats ist einmal ein neuer § 241b StPO. Dieser 
soll das sogenannte Mainzer Modell gesetzlich re-
geln, also die Vernehmung des kindlichen bzw. ju-
gendlichen Zeugen allein durch den Vorsitzenden 
außerhalb des Verhandlungssaals und die Direkt-
übertragung der Vernehmung in den Verhandlungs-
saal hinein. 

Der zweite Schwerpunkt ist der neue § 250 Abs. 2 
StPO. Er ermöglicht künftig die Beweiserhebung 
durch Abspielen der Bild-Ton-Aufzeichnung einer 
früheren richterlichen Vernehmung in der Hauptver-
handlung. Außerdem sieht dieser Entwurf die Aus-
weitung des Mainzer Modells auch auf Vernehmun-
gen durch den Ermittlungsrichter sowie die Rege-
lung der Vernichtung von Aufzeichnungen nach Ver-
wendung im Prozeß vor. Dieser Entwurf stellt das Ab-
spielen von Bild-Ton-Aufzeichnungen dem Verlesen 
von Protokollen generell gleich. Der Bundesratsent-
wurf ist deshalb nach meiner Überzeugung die bes-
sere Grundlage für die parlamentarische Beratung. 

Ich komme zum anderen Thema, dem Opferan-
walt. Die Entwicklung zur Einführung ist schon 
durch das zitierte Opferschutzgesetz von 1986 einge-
leitet worden. Die §§ 397a und 406g StPO erleich-
tern  es dem Opfer einer Straftat, sich eines anwalt-
lichen Beistands im Verfahren gegen den Täter zu 
bedienen. Aber diese Regelungen werden von vielen 
als nicht ausreichend für den effektiven Opferschutz 
beurteilt. 

Deshalb - wieder darf ich auf den Freistaat Bayern 
zurückgreifen - hat die CSU im Rechtsausschuß des 
Bayerischen Landtags bereits im September 1995 - 
man  höre, aber staune nicht etwa; denn es ist nicht 
erstaunlich, sondern war zu erwarten - die Forde-
rung nach einem Opferanwalt erhoben. Der Bayeri-
sche Landtag hat am 30. Januar dieses Jahres auf 
Antrag der CSU beschlossen, in Bonn auf eine ent-
sprechende gesetzliche Regelung hinzuwirken. 

Der Opferanwalt ist, wie gesagt, vom bayerischen 
Landtag beschlossen. Wir als Union stehen deshalb 
dieser Forderung grundsätzlich positiv gegenüber. 
Aber wir sollten den Opferanwalt im Rahmen einer 
umfassenden Initiative zum Opferschutz regeln. Da 
gehört dann auch noch ein ganz wichtiges Thema 
hinein, nämlich Täter-Opfer-Ausgleich. Wir sollten 
heute nicht einzelne Punkte herausgreifen. 

Allerdings muß erwähnt werden, daß der Opferan-
walt ganz erhebliche Kosten verursachen wird, be-
sonders natürlich beim SPD-Entwurf; denn hier ist 
keine Beschränkung auf bestimmte Delikte vorgese-
hen, wenn ich den Entwurf genau und richtig gele-
sen habe. Es ist keine Anbindung an die PKH-
Grundsätze, also an die Prozeßkostenhilfe geplant, 
wobei ich hier einräume, daß es Probleme gäbe, eine 
Anbindung an die Voraussetzungen zur Gewährung 
von Prozeßkostenhilfe vorzusehen. Denn was ist, 
wenn kein Anspruch auf PKH gegeben ist? Dann  

trägt der Verletzte das Kostenrisiko bekanntlich 
selbst. Das kann natürlich unbillig sein. 

Ich halte es für angemessen, aber auch angezeigt, 
die Beiordnung eines Opferanwalts für die schweren 
Nebenklagendelikte im § 395 StPO, also insbeson-
dere die Sexualdelikte, vorzusehen. Die Kosten wä-
ren überschaubar, im Gegensatz zum Gesetzentwurf 
der SPD. Einem zentralen Wunsch vieler Opfer-
schutzverbände wäre, glaube ich, damit Rechnung 
getragen. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, die Koalition 
setzt sich seit jeher für einen besseren Opferschutz 
ein. Im übrigen ist es auch Gegenstand der Koaliti-
onsvereinbarungen, in dieser Legislaturpe riode 
hierzu einen umfassenden Entwurf vorzulegen. Das 
BMJ bereitet einen solchen vor. Ich finde es erfreu-
lich, daß auch die SPD den Gedanken des Opfer-
schutzes nunmehr unterstützt, 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Die Reihen-
folge war umgekehrt!) 

um so mehr, als die Linke in Deutschland - wozu ich 
jetzt nicht die federführenden Kollegen der SPD bei 
diesem Gesetzentwurf zähle - bislang den Eindruck 
erweckte, sie würde sich mehr um die Täter sorgen 
als um die Opfer. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der Ab-
geordnete Volker Beck das Wort. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Daß es mit Ihrem Einsatz für den Opferschutz so weit 
her ist, kann ich nicht bestätigen. Noch kürzlich ha-
ben Sie eine Minimalverbesserung für ausländische 
Opfer von Straftaten im OEG, mit der wir uns auf An-
trag unserer Fraktion beschäftigt haben, im Rechts-
ausschuß abgelehnt. Das war wirklich ein sehr be-
scheidener Vorschlag. Selbst das war mit Ihnen nicht 
zu machen. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Spektakuläre Prozesse wegen sexuellen Mißbrauchs 
von Kindern und die Sexualstrafrechtsreform haben 
die Situation von Opferzeugen im Strafprozeß zu ei-
nem zentralen Gegenstand rechtspolitischer Erörte-
rungen gemacht - und ich meine, mit Recht. Wir 
müssen den Blick dafür schärfen: Die Durchführung 
eines Strafverfahrens ist nicht nur eine Belastung für 
den Angeklagten; sie beinhaltet in vielen Fällen 
auch eine enorme Belastung für das Opfer. 

Meine Fraktion sieht einen erheblichen Reformbe-
darf bei der Stellung bestimmter Opfergruppen, ins-
besondere bei Kinderzeugen oder Opfern von Se-
xual- und anderen Gewaltdelikten. Die Beiordnung 
eines Rechtsanwaltes oder einer anderen Vertrau-
ensperson sowie deren Ausstattung mit bestimmten 
Schutzrechten ist in solchen Fällen auch angebracht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Volker Beck (Köln) 
Wir müssen uns aber vor rechtspolitischen Schnell-

schüssen hüten. Auch für den Opferschutz darf man 
nicht Grundsätze über Bord werfen, die nach jahr-
zehntelanger Übereinkunft als tragende Grundpfei-
ler des Strafprozesses galten. Eine Durchbrechung 
dieser Prinzipien ist nur möglich, wenn unabweis-
bare Gründe angeführt werden können. Hier sind 
Sie von der SPD meines Erachtens im Übereifer 
etwas über das Ziel hinausgeschossen. 

Wir dürfen niemals aus den Augen verlieren, 
worum es beim Strafprozeß geht: Dies ist ein recht-
lich geordnetes Verfahren zur Gewinnung der mate-
riellen Wahrheit. Sein Ziel ist nicht die Überführung 
des Angeklagten - dem dient der Inquisitionspro-
zeß -, sondern ein objektiver Ausspruch über Schuld 
und Strafe. Dabei macht der Staat dem Beschuldig-
ten den Prozeß und nicht das Opfer. Dies können Sie 
in jedem beliebigen Kommentar zur Strafprozeßord-
nung nachlesen. 

Ihr Entwurf krankt daher bereits an einer völlig 
verfehlten Ausgangsthese, wenn Sie in der Begrün-
dung als allerersten Satz formulieren: 

Opfer von Straftaten sollen in dem ihrem Verlet-
zer geltenden Strafverfahren Restitution und Ge-
nugtuung erfahren. 

Entscheidender Anknüpfungspunkt für die Ausfor-
mulierung bestimmter Opferrechte kann nur eine be-
sondere Schutzbedürftigkeit des Opfers sein, und 
diese ist in der Tat bei einigen Opfergruppen gege-
ben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hier müssen wir Hilfe leisten. Wir müssen Gewähr 
dafür bieten, daß ein Opfer nicht zum Objekt ge-
macht wird. Es darf nicht ein zweites Mal viktimisiert 
werden; es muß Schluß damit sein, daß das Opfer 
quasi zum Angeklagten degradie rt  wird. Dies zu ver-
hindern muß Ziel eines wohlverstandenen Opfer-
schutzes sein. 

In einer besonderen persönlichen Betroffenheit be-
gründen sich ja im übrigen auch gerade die Neben-
klagedelikte. Ich vermag es nun aber überhaupt 
nicht einzusehen, warum etwa Rechte, die bislang 
nur der Nebenklage zustehen, nun auf jedes x-belie-
bige Verfahren - sagen wir einmal, ein Betrugsver-
fahren - ausgedehnt werden sollen. Wird hiermit 
nicht gleichfalls suggeriert, man sei im Prozeß einer 
Front von Angeklagten, Verteidigern, Staatsanwalt 
und Gericht hilflos ausgeliefert? 

Ich warne auch vor der Verstärkung der Tendenz, 
im Strafverfahren aufwendige Zivilverfahren vorzu-
bereiten. Was sagen Ihre Kollegen aus den Länderju-
stizministerien eigentlich in diesem Punkt zu Ihren 
Vorschlägen? Dort ist man doch ansonsten recht er-
findungsreich, wenn es um die Zurückdrängung von 
Rechten und die Vereinfachung des Strafprozesses 
unter Entlastungs- und Kostengesichtspunkten geht. 

(Peter Altmaier [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn Ihr Vorschlag in dieser Form Gesetz würde, 
sehe ich schon das dritte Rechtspflegeentlastungsge-
setz winken, bevor wir das zweite überhaupt vom 
Tisch haben. 

Wir begrüßen den Vorschlag, die Videoverneh-
mung in der Hauptverhandlung gesetzlich zu regeln. 
Aber es gilt, auch die Warnung vor dem elektroni-
sierten Strafprozeß ernst zu nehmen. Bei der Verneh-
mung kindlicher Zeugen überwiegen die Vorteile ei-
ner kindgerechten Vernehmung jedoch eindeutig ge-
genüber den hiergegen erhobenen Bedenken. 

Für Kinder kann das Strafverfahren eine enorme 
psychische Belastung bedeuten. Sie müssen über in-
time Details einer oftmals langandauernden Miß-
handlung gegenüber fremden Menschen sowie ge-
genüber ihrem Peiniger in einer fremden Umgebung 
Auskunft geben. Dies kann dazu führen, daß Kinder 
im Prozeß überhaupt nichts oder gar falsche Dinge 
aussagen. Der vom Landgericht Mainz im letzten 
Jahr mutig eingeschlagene Weg der Übertragung 
der Vernehmung über Video ist daher durchaus dis-
kussionswürdig. Hier dient gerade der Opferschutz 
der Wahrheitsfindung im Strafprozeß. 

Ob sich diese Überlegungen generell auf alle Op-
fer sexualisierter Gewaltdelikte übertragen lassen, 
vermag ich noch nicht abschließend zu beurteilen. Es 
ist aber nicht zu verkennen, daß sich weitere schwie-
rige Rechtsprobleme stellen. Wie soll etwa das Frage-
recht des Angeklagten oder der Verteidigung gestal-
tet sein, wenn das Opfer im Nebenraum vom Vorsit-
zenden allein vernommen wird? 

Hierauf wie auf viele andere Fragen bleibt der Ent-
wurf noch einige Antworten schuldig. Ohne gravie-
rende Eingriffe in unser Rechtssystem wäre es aber 
gerade im Bereich der sexualisierten Gewaltdelikte 
ein leichtes, die Stellung des Opfers erheblich zu ver-
bessern. Die hierauf bezogenen Forderungen meiner 
Fraktion im Antrag zur Reform der Sexualdelikte ha-
ben in der Anhörung des Rechtsausschusses über-
wiegend Zustimmung der Sachverständigen gefun-
den: regelmäßige Anklage vor den Landgerichten, 
Schaffung von Schwerpunktzuständigkeiten bei 
Staatsanwaltschaften und Gerichten. 

Meine Damen und Herren, die Diskussion über 
Opferschutz im Strafverfahren ist nicht mit populisti-
schen Argumenten zu führen. Wir sollten uns davor 
hüten, den Strafprozeß mit Hoffnungen und Erwar-
tungen zu überfrachten, die er im Rechtsstaat nicht 
erfüllen kann. Lassen Sie uns den Gesetzentwurf der 
SPD zum Anlaß nehmen, um den Opferanwalt und 
die gesetzliche Regelung der Videovernehmung auf 
eine klarere rechtsstaatliche Grundlage zu stellen. 
Als Rohling taugt der Entwurf allemal. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Herr Kollege Jörg van Essen das Wort. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Kollege Meyer hat be-
richtet, daß sich auch die Länder für dieses Thema 
interessieren. Wenn ich mir die Anwesenheit auf der 
Bundesratsbank anschaue, scheint das nicht beson-
ders intensiv zu sein. Ich bedaure, daß wir erneut 
feststellen müssen, daß sich der Bundesrat für die 
Diskussion in diesem Hause nicht interessiert. 
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Jörg van Essen 

Wie meine Vorredner möchte ich vorweg betonen, 
daß ich alle Anregungen begrüße, die die Stellung 
von Opfern krimineller Taten sinnvoll verbessern. Es 
ist doch ein Alarmsignal, daß Opfer in unserer Ge-
sellschaft viel weniger interessieren als Täter, obwohl 
ständig in ihre Grundrechte eingegriffen wird: in das 
Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit, in das 
Grundrecht auf Eigentum und viele andere. Über Tä-
ter lesen wir ausgefeilte Psychogramme in Hambur-
ger Blättern, über Opfer dagegen selten oder nie. 
Wie weit das gehen kann, zeigt der Fall der Mutter in 
Lübeck, bei der sich niemand für ihr Leid und ihren 
Schmerz interessiert hat, nachdem sie ihre Tochter 
durch ein Tötungsdelikt verloren hatte, die aber in 
den Mittelpunkt des Medieninteresses rückte, als sie 
selbst zur Täterin wurde. 

Bei allen Überlegungen muß klar sein, daß in ei-
nem Strafprozeß die Stärkung der Rechte des Opfers 
nicht zu einer Beeinträchtigung der Rechte der Ver-
teidigung führen darf. Es ist selbstverständlich, daß 
dies für den ersten Teil der Überlegungen der SPD zu 
einem Opferanwalt nicht gilt. Die sachkundige Be-
treuung durch einen Anwalt kann Befangenheit und 
Angst insbesondere nach Aggressions- und Gewalt-
delikten vermindern und damit die Wahrheitsfin-
dung erleichtern. 

In dem heute erstmals zu diskutierenden Antrag 
finde ich Ansätze, die sich mit meinen Überlegungen 
decken und diese treffen. Soweit allerdings die Un-
terscheidung zwischen nebenklageberechtigten und 
nichtnebenklageberechtigten Delikten aufgehoben 
wird, sollten wir darüber noch einmal nachdenken. 
Es wird das Beispiel der räuberischen Erpressung an-
geführt - auch Sie, Herr Kollege Meyer, haben das 
gerade in der Debatte getan -, die tatsächlich nicht 
zur Nebenklage berechtigt. Weitere Beispiele fehlen. 
Könnte es von daher nicht die naheliegendere Lö-
sung sein, den Katalog der Nebenklagedelikte um 
die räuberische Erpressung zu erweitern und die 
grundsätzliche Unterscheidung weiter beizubehal-
ten? Wer sich den Katalog der Nebenklagedelikte 
anschaut, wird sehr schnell zu dem Ergebnis kom-
men, daß sich in diesen Fällen die Schaffung eines 
Instituts eines Opferanwaltes in besonders hohem 
Maße rechtfertigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Die vorgesehene Anlehnung an ähnliche Formulie-
rungen bei der Beiordnung eines Pflichtverteidigers 
erscheint mir diskussionswert. Ebenso halte ich es für 
einen guten Ansatz, es vom Antrag des Opfers ab-
hängig zu machen, ob überhaupt ein Opferanwalt 
beigeordnet wird. Dieser sollte tatsächlich nicht auf-
gedrängt werden. 

Bei der Frage einer möglichen Vernehmung eines 
kindlichen oder jugendlichen Opfers oder auch eines 
Opfers von Sexualstraftaten spricht eine erste Über-
legung für Vorsicht, um notwendige Verteidigungs-
möglichkeiten nicht zu beeinträchtigen. Mich hat bei 
der Vorbereitung der heutigen Debatte sehr beein-
druckt, was von Professor Köhnken vorn Institut für 
Psychologie der Universität Kiel in einem Aufsatz in 
der Zeitschrift „Strafverteidiger", Heft 7/95, ausge-
führt worden ist. Er berichtet, daß die bisherigen Er-

fahrungen mit der Verwendung der Videographie in 
Großbritannien durchweg sehr positiv sind. Die vor 
der Einführung geäußerten Bedenken und Befürch-
tungen haben sich im wesentlichen nicht bestätigt. 
Im Gegenteil, die überwiegende Mehrzahl der be-
fragten Richter und Anwälte hat positive oder sogar 
sehr positive Erfahrungen gemacht. Diese subjektive 
Einschätzung wird durch die Ergebnisse der Verhal-
tensbeobachtungen in Hauptverhandlungen bestä-
tigt. Allerdings wird auch ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, daß die Ausgangssituation vor Inkrafttreten 
der Reformgesetze in Großbritannien im Vergleich zu 
der nach deutschem Recht bestehenden Möglichkeit 
denkbar ungünstig war. Vor diesem Hintergrund 
müssen die sehr positiven Eindrücke relativiert wer-
den. 

Meine Kollegen, Staatsanwälte und Richter aus der 
Praxis, sind, wie ich weiß, sehr skeptisch. Sie weisen 
darauf hin, daß mit großem Erfolg in diesen Verfah-
ren geschulte und erfahrene Kriminalbeamte, Staats-
anwälte und Richter der Eigenart und der Komplexi-
tät der Straftaten bei der Vernehmung von Kindern 
Rechnung tragen. Es wird die Befürchtung geäußert, 
daß die Kinder unter dem Eindruck der Bild- und 
Tonaufnahme nicht zu einer wahrheitsgemäßen Aus-
sage in der Lage sind, etwa weil sie sich gehemmt 
oder befangen fühlen und weil ihre Aussage durch 
ein gewisses Geltungsstreben beeinflußt werden 
könnte. Interessant ist, daß sich auch die Mitarbeiter 
des gerichtspsychologischen Instituts, das für die Be-
wertung der Zuverlässigkeit kindlicher Aussagen in 
Nordrhein-Westfalen fast ausschließlich herangezo-
gen wird, sehr kritisch dazu geäußert haben. 

Dies alles führt für mich zu dem Schluß, daß wir 
die Erfahrungen in anderen Ländern sorgfältig aus-
werten sollten, bevor wir zu einer gesetzlichen Rege-
lung kommen. 

Es ist schon mehrfach der Versuch in Mainz ange-
sprochen worden, wobei die Beteiligten davon aus-
gehen, daß dies in den Grenzen der schon bestehen-
den Regeln der Strafprozeßordnung geschieht. Mir 
ist es allerdings lieber, wir regeln das, wenn ein sol-
ches Verfahren angewandt wird, weil wir damit dann 
auch die Grenzen festlegen können. Ich glaube, da 
sind wir uns einig. 

Insgesamt ist der SPD-Antrag ein guter Anlaß, sich 
intensiv mit diesen und vielen anderen offenen Fra-
gen der Verbesserung des Opferschutzes zu beschäf-
tigen. Wir werden das mit Sicherheit konstruktiv tun. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
die Abgeordnete Christina Schenk. 

Christina Schenk (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es besteht überhaupt kein Zwei-
fel daran, daß der Opferschutz einer grundlegenden 
und gründlichen Verbesserung bedarf. Aber das 
sollte nicht auf die Weise geschehen, die die SPD mit 
ihrem Gesetzentwurf hier vorgeschlagen hat. 
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Christina Schenk 

So soll bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung die persönliche Befragung von Opfern im 
Gerichtssaal durch die Übertragung von Videoauf-
nahmen von ihrer Vernehmung ersetzt werden. Da-
bei soll unter anderem der Angeklagte nach seiner 
Zustimmung gefragt werden, nicht jedoch das Opfer, 
meistens Frauen und Kinder. Das heißt in der Praxis: 
Selbst wenn eine vergewaltigte Frau Nebenklage er-
hebt, kann das Gericht gegen ihren Willen eine Be-
fragung über Video außerhalb der Hauptverneh-
mung anordnen. Das kommt einer Entmündigung 
des Opfers gleich. 

Das Hauptproblem, der Schutz von betroffenen 
Kindern vor wiederholten psychisch belastenden 
Vernehmungen, wird dabei nicht einmal im Ansatz 
gelöst. Nach dem vorliegenden Entwurf ist eine Vi-
deovernehmung erst in der Hauptverhandlung mög-
lich. Zu diesem Zeitpunkt haben - das ist hier auch 
schon angesprochen worden - die Kinder normaler-
weise bereits mehrere Befragungen hinter sich. 

Ich frage mich, weshalb die SPD eine solche Ver-
fahrensweise vorschlägt. So, wie sie gegenwärtig 
konzipiert ist - wie ich sie verstehe -, könnte sie so-
gar ein Einfallstor für die Vermeidung des persönli-
chen Erscheinens von Spitzeln und V-Leuten - in si-
cher ganz anders gelagerten Prozessen - sein. Es 
wäre jedenfalls ungeheuerlich, wenn das berechtigte 
und wichtige Anliegen, die psychische Integrität von 
mißbrauchten und mißhandelten Kindern nicht noch 
durch das Strafverfahren zusätzlich zu verletzen, für 
dubiose Zwecke ausgenützt würde. 

Was die SPD hier vorschlägt, löst die Probleme des 
Opferschutzes nicht. Vom Grundsatz der persönli-
chen Vernehmung vor Gericht, also vom Prinzip der 
Unmittelbarkeit - von dem hier schon die Rede war - 
sollte nicht abgewichen werden. Für Kinder jedoch 
ist im Fall von sexualisierter Gewalt eine Ausnahme-
regelung vorzusehen. Hier sind Voraussetzungen zu 
schaffen, daß man mit einer einzigen Vernehmung 
auskommt. Diese sollte mit einer Videoaufzeichnung 
durch einen Richter oder eine Richterin erfolgen und 
als Protokoll anerkannt werden. 

Sind jedoch Erwachsene Opfer von Straftaten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung, müssen die An-
geklagten auf Antrag der Opfer für die Dauer der 
Vernehmung von der Verhandlung ausgeschlossen 
werden, vorausgesetzt natürlich, sie werden anwalt-
lich vertreten. Diese Forderung hat die PDS bereits 
im Februar 1995 in ihrem Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Sexualstrafrechts und der Strafprozeßord-
nung bei Taten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung formuliert. 

Statt sinnvollerweise, wie es auch von verschiede-
nen Seiten gefordert wird, die Nebenklagerechte 
auszubauen, will die SPD den Verletzten einen 
Rechtsanwalt bzw. eine Rechtsanwältin - ich nehme 
einmal an, daß es auch eine Frau sein darf, obwohl es 
nicht erwähnt wird - beiordnen. Diese Beiordnung 
soll mit deutlich weniger Rechten als die Nebenklage 
verbunden sein. Interessant dabei ist aber, daß bei 
der Beiordnung die gesamten Kosten übernommen 
werden, bei der Nebenklage jedoch nur teilweise, 
wie Sie wissen, und nur dann, wenn es sich um Be-

dürftige handelt. Das heißt, hier wird geradezu ein 
finanzieller Anreiz geschaffen, auf die Wahrneh-
mung von Rechten zu verzichten. 

Wir haben in unserem bereits erwähnten Gesetz-
entwurf die Ausweitung der Rechte der Nebenklage 
vorgeschlagen, wie es auch Notruf-Frauengruppen 
bereits seit Jahren fordern. Zum Beispiel ist der Ne-
benklägerin bei Taten gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung eine Rechtsanwältin ihrer Wahl zu bestel-
len. Prozeßkostenhilfe wird nach unseren Vorschlä-
gen ohne Einschränkung nach denselben Vorschrif-
ten wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten bewilligt. 
Auch im Vorverfahren soll das Recht auf eine Anwäl-
tin bestehen, deren Kosten von der Staatskasse getra-
gen werden. Eine solche Regelung wäre eine wirk-
liche Verbesserung der Rechtsstellung der Opfer. 

Der hier vorliegende Entwurf der SPD leistet aus 
meiner Sicht dazu leider keinen Beitrag. Er verhilft - 
entgegen den vorgeblichen Zielen - Deliktsopfern 
nicht zu mehr Rechten vor Gericht, und er vermag es 
insbesondere nicht, kindliche Zeugen vor traumati-
schen Erlebnissen durch Vernehmungen zu bewah-
ren. Hier ist also noch ein gewaltiges Stück Arbeit zu 
leisten. Es ist vielleicht sogar zu überlegen, ob es 
nicht besser wäre, die SPD zöge ihren Entwurf zu-
rück, dächte noch einmal darüber nach und brächte 
dann einen neuen, verbesserten Entwurf ein. 

Danke schön. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Norbert Röttgen das Wo rt . 

Norbert  Röttgen (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es besteht 
ja inzwischen Einigkeit - sie ist heute in dieser De-
batte auch wieder zum Ausdruck gekommen -, daß 
der Verletzte einer Straftat im Strafprozeß nicht nur 
seine Rolle als Zeuge und Beweismittel findet, son-
dern daß er gerade wegen seiner Bedeutung als In-
strument der Wahrheitsfindung im Strafprozeß er-
neut verletzbar wird und wegen dieser Gefahr auch 
des besonderen Schutzes und besonderer Rechte be-
darf. 

Opferrechte und Opferschutz im Strafprozeß sind 
Gegenstand einer relativ jungen Rechtsentwicklung, 
haben aber in der Zwischenzeit an vielen Stellen in 
der Strafprozeßordnung und auch im Gerichtsverfas-
sungsgesetz Ausdruck gefunden. Einen großen Fort-
schritt für den Opferschutz hat dabei insbesondere 
das Opferschutzgesetz aus dem Jahre 1986 gebracht. 

Dieser Fortschritt verdient auch in der heutigen 
Debatte noch einmal Anerkennung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es ist ein wichtiger Fortschritt für unseren Rechts-
staat. Ich bin davon überzeugt, daß der Schutz des 
Opfers wie auch die Rechtsstellung des Verletzten im 
Prozeß das Grundverhältnis und auch das Grundver-
trauen des Bürgers zu seinem Staat berühren. Der 
Staat, der den Bürger schon nicht vor einer Straftat 
zu schützen vermochte, darf das Opfer im Prozeß 
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nicht erneut im Stich lassen und es gewissermaßen 
nur als Objekt eines Verfahrens betrachten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

So unbestritten diese Feststellung sein dürfte und 
so anerkennenswert auch die bisherigen Fortschritte 
sind, kann man doch sicherlich nicht sagen, daß der 
Gesichtspunkt des Opferschutzes im geltenden Recht 
bereits zur Vollendung gekommen ist. Wir müssen 
mehr für den Opferschutz im Strafprozeß tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die eigentliche rechtspolitische Aufgabe, die sich 
dabei stellt, besteht darin, diesen Gedanken des Op-
ferschutzes mit dem Erfordernis einer effektiven Ver-
teidigung und auch mit den haushaltspolitischen 
Realitäten der Länder in Ausgleich zu bringen. Nach 
diesen Maßgaben verdient der Gesetzentwurf der 
SPD in seiner Zielrichtung sicherlich Sympathie. In 
der Ausführung ist er dann allerdings auch deutlich 
schwächer; viele Redner haben es hier heute auch 
schon so gesehen. 

Der erste Vorschlag, der gemacht wird, sieht die 
Einführung von Videotechnik bei der Vernehmung 
von Kindern und bei Opfern von Sexualdelikten vor. 
Beide Opfergruppen sind in besonderer Weise im 
Strafprozeß erneut verletzbar und gefährdet. Es ist 
darum gut vorstellbar, daß der Einsatz von Video-
technik einen Beitrag leisten kann, die gerade von 
diesen Opfern häufig empfundene Bedrohlichkeit 
der Prozeßsituation, das Gefühl des Ausgeliefert-
seins, das Gefühl der Unterlegenheit abzumildern. 

Dieses Bemühen muß entgegen vielen gegenteili-
gen Behauptungen übrigens nicht zwingend mit der 
Wahrheitsfindung im Prozeß in Konflikt treten. Es 
gibt Berichte aus der Praxis, nach denen mehrere 
Kinder im Angesicht der Verfahrensbeteiligten kein 
Wort mehr herausgebracht haben, also gar nicht 
mehr in der Lage waren, überhaupt auszusagen. An-
dere Kinder mußten aus der Verhandlung herausge-
tragen werden, weil sie nicht mehr zu gehen in der 
Lage waren. Wiederum andere Kinder waren völlig 
verwirrt und haben am Ende behauptet, auch der 
Staatsanwalt habe sie sexuell mißbraucht. - Dies sind 
Berichte aus der Praxis, die zeigen, daß rechtspoliti-
scher Handlungsbedarf besteht. 

Damit wird auch klar, daß der Konflikt zwischen 
Opferschutz und Wahrheitsfindung - dessen Exi-
stenz häufig behauptet wird - zumindest so nicht ge-
geben ist, daß es vielmehr Fälle gibt, in denen - ge-
radezu umgekehrt - der Opferschutz der Wahrheits-
findung dient. 

Dieser Gesichtspunkt ist im Gesetzentwurf der 
SPD nicht vorgesehen. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Ich habe 
ihn eben ausführlich erläutert!) 

Nach diesem Entwurf soll die Videotechnik nur dann 
zum Einsatz kommen, wenn Nachteile des Verletzten 
abzuwenden sind. 

Ich bin der Auffassung: Videotechnik muß auch 
dann zum Einsatz kommen - übrigens in Anlehnung 
an die Möglichkeit, den Angeklagten bei der Verneh-

mung auszuschließen -, wenn der Einsatz von Video-
technik aus Gründen der Wahrheitsfindung geboten 
ist. Dieser Gesichtspunkt muß unbedingt in einen sol-
chen Gesetzesvorschlag aufgenommen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Gegen den Einsatz von Videotechnik läßt sich mei-
nes Erachtens nicht einwenden, daß es bereits 
Schutzvorschriften gibt, insbesondere die Möglich-
keit, die Öffentlichkeit und den Angeklagten auszu-
schließen; denn die Videotechnik würde gerade 
dann zum Einsatz kommen, wenn diese Instrumente 
versagen. 

Allerdings ist die Gefahr für eine effektive Vertei-
digung durch den Einsatz der Videotechnik ernst zu 
nehmen. Durch die Videoübertragung fehlt es an 
dem unmittelbaren Eindruck von dem Zeugen, der 
für die Vernehmung und auch für die Beweiswürdi-
gung sehr wichtig sein kann. 

Wir müssen im übrigen auch in der Verfahrensge-
staltung der Unschuldsvermutung gerecht werden. 
Der Angeklagte muß nicht der Täter sein, und der 
Zeuge muß nicht zwingend Opfer und Verletzter 
sein. Es kann also tatsächlich zu Konflikten zwischen 
der Schonung des Zeugen und der Wahrheitsfindung 
kommen. 

Auch steht fest, daß der Einsatz von Videotechnik 
Folgeprobleme aufwirft: Wie wird die Kommunika-
tion zwischen den im Gerichtssaal befindlichen Pro-
zeßbeteiligten und dem vernehmenden Richter er-
möglicht? Findet eine Aufzeichnung der Verneh-
mung statt? Es stellen sich noch andere Fragen. Ins-
gesamt wird man sagen können, daß jede technische 
Panne bei dem Einsatz von Videotechnik neue juristi-
sche Probleme aufwirft. 

Es ist somit klar, daß mit dem Einsatz von Video-
technik ein unsicheres Feld betreten wird - gerade in 
Deutschland, wo Erfahrungen fehlen. Ich sehe aber 
auch einen Vorteil in diesem Anstoß: Wir gewinnen 
Erfahrungen. Wir verlassen das Stadium der rein 
theoretischen Diskussion und ergreifen diese 
Chance. Ich bin deshalb der Auffassung: Um der 
Chancen für einen wirksameren Opferschutz und um 
einer besseren Wahrheitsfindung willen sollten wir 
uns dafür entscheiden, diese Erfahrungen zu ma-
chen. 

Ich spreche mich daher für die Einführung von Vi-
deotechnik aus, allerdings auf die Vernehmung von 
Kindern und jugendlichen Zeugen begrenzt. Es han-
delt sich hierbei um eine klar abgrenzbare Gruppe, 
die eine typische Problemsituation aufweist, wäh-
rend dies bei Erwachsenen viel stärker individuell zu 
beurteilen ist. Kinder und Jugendliche schützende 
Regelungen sind bereits im Strafprozeßrecht vorhan-
den. Das heißt: Diese Neuerung würde sich an das 
geltende Recht anfügen. 

Der zweite Vorschlag des SPD-Entwurfes zielt auf 
eine Ausweitung der Rechte des Rechtsbeistandes 
ab, noch viel mehr aber auf eine Ausweitung der Ko-
stentragungslast. Diese soll nach dem SPD-Vor-
schlag entweder der Angeklagte oder die Staats- 
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kasse übernehmen. Dieser Vorschlag ist unausge-
reift. Das ist heute schon mehrfach ausgeführt wor-
den. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß mit dem 
Opferschutzgesetz das Recht des Verletzten auf ei-
nen Rechtsbeistand eingeführt worden ist. 

Die Ausweitung der Kostentragungslast ist proble-
matisch. Sie ist im Hinblick auf den Angeklagten 
problematisch unter dem Gesichtspunkt der Resozia-
lisierung. Es ist möglicherweise eine Gefahr für die 
Resozialisierung, den Angeklagten mit einem Ko-
stenberg zu belasten. Wir dürfen nicht den Fehler 
machen, dann, wenn wir über Opferschutz reden, 
den Verurteilten außer Betracht zu lassen, und dann, 
wenn wir über Resozialisierung reden, den Opfer-
schutz nicht zu berücksichtigen. Es wäre fatal, wenn 
wir diese beiden Elemente nicht in Übereinstimmung 
bringen könnten. 

In den allermeisten Fällen zahlt der Angeklagte 
aber nicht die Kosten und Auslagen, schlicht und er-
greifend deshalb nicht, weil er das Geld dafür nicht 
hat. In diesen Fällen soll nach dem SPD-Vorschlag 
der Staat, die Allgemeinheit also, die Kosten über-
nehmen. Meine Damen und Herren von der SPD, ich 
finde es schon ein Stück unverantwo rtlich, so zu tun, 
als wüßten Sie nicht, daß dieser Vorschlag in dieser 
Form nicht finanzierbar ist. Sollten Sie es tatsächlich 
nicht wissen, empfehle ich Ihnen, sich einmal mit Ih-
ren Länderjustiz- und -finanzministern zu unterhal-
ten; die werden Sie darüber informieren. 

Insgesamt kann gesagt werden: Die Kostentra-
gungspflicht ist nur dann gerechtfertigt, wenn eine 
objektive Notwendigkeit besteht, wenn der Verletzte 
selbst nicht in der Lage ist, seine Rechte wahrzuneh-
men. Eine solche Ergänzung des geltenden Rechts 
könnte ich mir vorstellen. Aber die weiteren Vor-
schläge, die Sie machen, gehen darüber hinaus. Sie 
schlagen vor, daß auch bei einer schwierigen Rechts- 
und Sachlage und bei bestimmten allgemeinen De-
likten eine Kostentragungspflicht eintreten soll. Dies 
sind untaugliche Kriterien. Warum soll etwa bei der 
Frage, ob im Einzelfall ein Trickdiebstahl oder ein 
Betrug vorliegt, ein besonderes Interesse des Verletz-
ten gegeben sein? Die Allgemeinheit zahlt Richter 
und Staatsanwalt, und damit ist den Interessen des 
Verletzten ausreichend Rechnung getragen. Es sind 
überzogene und unausgereifte Vorstellungen und 
Vorschläge, die Sie hier machen. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: Der Ge-
setzesvorschlag der SPD-Fraktion ist in wesentlichen 
Teilen unausgewogen und auch unausgereift und 
darum nicht zustimmungsfähig. Genauso gilt aber 
auch: Der Opferschutz ist immer noch ein nicht be-
friedigend gelöstes Anliegen und Problem der Men-
schen in unserem Rechtsstaat. Hier muß noch mehr 
getan werden, im übrigen auch für die Einsicht, daß 
nicht nur der Sozialstaat, sondern auch der Rechts-
staat Geld kostet und dieses Geld auch wert ist. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Hanna 
Wolf, Sie haben das Wort. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die SPD hat mit ih-
rem Gesetzentwurf zum Opferschutz eine Initiative 
ergriffen, um unser Recht in diesem Bereich weiter-
zuentwickeln. Wir befinden uns nun gemeinsam auf 
der Suche nach den besten Mitteln, wie wir einen 
Opferschutz situationsgerecht umsetzen können. Ich 
baue darauf, daß wir in diesem Prozeß auch über die 
Fraktionsgrenzen hinweg zu einer guten Lösung 
kommen können. Die Ausführungen heute ermuti-
gen mich in diesem Glauben, daß es zu einer breiten 
Mehrheit hier im Hause kommt. 

Ich möchte auf den Opferschutz speziell in Prozes-
sen zu Sexualdelikten eingehen. Wir suchen hier 
nicht nach Regelungen für singuläre Fälle. Jährlich 
werden 15 000 Fälle von sexuellem Mißbrauch ange-
zeigt. Die Dunkelziffer geht bis zu 300 000 Fällen. 
Das heißt, 300 000 Kinder jährlich können Opfer wer-
den. 

Bei Sexualdelikten müssen wir auseinanderhalten, 
daß es sich im Prozeß um sehr unterschiedliche Zeu-
gen handelt, die als Opfer aussagen: Die einen sind 
Kinder, die anderen erwachsene Frauen. Darüber 
hinaus sollten wir berücksichtigen, daß gerade Se-
xualdelikte von den Opfern individuell sehr unter-
schiedlich verarbeitet werden. Wir sollten also nicht 
von einem starren Bild des Opfers ausgehen. Was für 
die einen traumatisierend wirken kann, kann für die 
anderen ein Akt der Befreiung sein. Wenn wir also 
Regelungen treffen, dann sollten sie möglichst offen 
sein und dem Willen des Opfers genügend Gehör 
verschaffen. 

Ich komme zu den Frauen, die als Opfer eines se-
xuellen Mißbrauchs oder einer Vergewaltigung aus-
sagen. Häufig, aber nicht immer ist ihnen eine Aus-
sage in Gegenwart des Täters nicht zuzumuten. Für 
Frauen, auch für sehr junge Frauen, kann es auch ein 
Akt der Befreiung sein, wenn sie ihre Aussage ange-
sichts des Täters und in aller Öffentlichkeit machen 
können. 

(Christina Schenk [PDS]: Sehr richtig!) 

Dem Opfer sollte also die Möglichkeit zu dieser Art 
der Aussage nicht genommen werden können. 

Welche Ziele wollen wir beim Opferschutzgesetz 
speziell im Fall von Sexualdelikten verfolgen? Das 
Gesetz soll zusätzliche Belastungen des Opfers durch 
Vernehmungen im Strafverfahren soweit wie mög-
lich verhindern, und es soll zugleich den Wert der 
kindlichen Zeugenaussage stärken. Kinder können 
schwer begreifen, daß Mehrfachvernehmungen und 
ein Anzweifeln ihrer Aussage zu den üblichen pro-
zessualen Vorgängen gehören. In einem Prozeß zum 
sexuellen Mißbrauch, der in die Revision geht, kann 
das Kind bis zu fünfzehnmal befragt worden sein. Da 
verschließt es sich oft. 

Der Wert der Zeugenaussage nimmt mit der Häu-
figkeit der Befragung ab. Kleine Kinder sagen oft nur 
ein einziges Mal aus. Dann sollte diese eine Aussage 
auch eine gerichtlich verwertbare Qualität haben. 
Wir müssen also auch das Problem der Mehrfachver-
nehmungen bei kindlichen Zeugen in Angriff neh-
men. Statt Kinder immer wieder - zuerst von der Poli- 
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zei, dann von der Staatsanwaltschaft und später in 
der gerichtlichen Hauptverhandlung - zu vernehmen 
und damit die Belastungen des kindlichen Opfers zu 
erhöhen, sollte versucht werden, sich von vornherein 
auf eine - und zwar kindgerechte - Vernehmung zu 
beschränken. Die Videoaufzeichnung dieser Ver-
nehmung ist eine Möglichkeit, diese erste Aussage 
in dem weiteren Verfahren zu verwenden. Hierüber 
müssen wir Entscheidungen treffen. 

Die heutige Praxis, daß Gerichte die Strafe des Tä-
ters erheblich mindern, wenn er schließlich in der 
Hauptverhandlung durch ein Geständnis weitere 
Vernehmungen des Kindes erspart, halte ich für eine 
Notlösung. Der Täter muß für die Verletzungen, die 
er dem Opfer - meist Mädchen - zufügt, dem Un-
recht dieser Tat entsprechend bestraft werden. Unzu-
länglichkeiten des Verfahrensrechts müssen vom Ge-
setzgeber beseitigt werden und dürfen nicht länger 
zugunsten des Täters gehen. 

Abschließend noch ein weiterer Punkt: Es ist ein 
wesentlicher Fortschritt, wenn das Opfer auch in fi-
nanzieller Hinsicht die gleichen prozessualen Mög-
lichkeiten hat wie der Angeklagte. Die Prozeßkosten-
hilfe für das Opfer, wie sie von uns vorgeschlagen 
wird, räumt mit der sozialen Ungerechtigkeit auf, 
daß sich die einen eine anwaltliche Vertretung lei-
sten können, die anderen alleine gelassen werden. 
Dabei müssen wir darauf achten, daß die Möglich-
keit einer Nebenklagevertretung nicht in den Hinter-
grund tritt, sondern gestärkt wird. Gerade bei Se-
xualdelikten ist eine juristische Begleitung des Op-
fers unerläßlich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Bundes-
minister der Justiz, Professor Dr. Edzard Schmidt

-

Jortzig, das Wort. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
Kollegen! Auch für mich steht völlig außer Zweifel, 
daß alles getan werden muß, damit Opfern schwerer 
Straftaten, insbesondere Frauen und Kindern, nicht 
durch das Strafverfahren neues Leid zugefügt wird. 
Die Strafjustiz muß die aus Vernehmungen erwach-
senden Belastungen in Grenzen halten, muß beson-
ders schutzbedürftigen Zeugen einfühlsam und mit 
Verständnis begegnen. Das ist die Justiz den Zeugen 
schuldig. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dieses Problem ist älter als die spektakulären Pro-
zesse der jüngsten Zeit, die das Thema insbesondere 
in das Blickfeld der öffentlichen Diskussion gerückt 
haben. Die Verbesserung der Situation schutzbe-
dürftiger Zeugen ist deshalb auch in den letzten 
zwanzig Jahren im Bundesministerium der Justiz Ge-
genstand vielfältiger Reformbemühungen gewesen. 
Zu den wichtigsten Erfolgen zählt hier das Opfer-
schutzgesetz von 1986. Im übrigen haben sich aus-
drücklich auch Vorgänger im Amt von den Sozialde-
mokraten darum sehr bemüht. 

Auch nach dem Opferschutzgesetz von 1986 hat 
das BMJ den Ausbau des Zeugenschutzes nie aus 
den Augen verloren. So hat mein Haus im Sommer 
1994 ein umfangreiches Forschungsvorhaben bei 
der Freien Universität in Berlin in Auftrag gegeben, 
von dem ich mir wichtige Erkenntnisse darüber er-
warte, wie die Situation kindlicher Opferzeugen im 
Strafverfahren verbessert werden kann. 

Gegenstand dieser Untersuchung, deren Ergeb-
nisse im Herbst vorliegen, wird auch die Frage sein, 
ob und inwieweit die Videotechnologie im Interesse 
des kindlichen Opferzeugen genutzt werden kann. 
Dies ist auch der Grund für mich, warum ich dem 
vorliegenden Gesetzentwurf, in dessen Mittelpunkt 
der Einsatz der Videotechnologie in der Hauptver-
handlung steht, zum jetzigen Zeitpunkt zurückhal-
tend gegenüberstehe. In der Sache - das ist schon 
häufiger gesagt worden - ist er als Anregung begrü-
ßenswert. 

Die Zurückhaltung in diesem Moment geschieht - 
ich deutete es ja schon an - zwar nicht ohne innere 
Hemmungen; denn wer die nicht selten quälend hilf-
losen Versuche von Strafjuristen erlebt hat, kindliche 
Opferzeugen zwar rücksichtsvoll, zugleich aber nach 
den Regeln der Strafprozeßordnung zu vernehmen, 
wird sich gedrängt fühlen, der per Video übertrage-
nen Vernehmung durch den Vorsitzenden außerhalb 
des Gerichtssaals spontan Beifall zu zollen. Doch ich 
bin der Ansicht, daß eine sorgfältige Bestandsauf-
nahme im Vordergrund stehen sollte, vor a llem, weil 
die Chancen und Risiken, die die Videotechnologie 
für das Strafverfahren mit sich bringen mag - auch 
dazu sind schon viele Argumente und Anregungen 
gekommen -, kaum erforscht, jedenfalls noch nicht 
hinreichend durchdacht sind. 

Außerdem dürfen wir uns durch die Konzentration 
auf den Einsatz der Videotechnologie nicht den Blick 
für andere Maßnahmen verstellen lassen, die einem 
Opfer von Sexualstraftaten und auch anderen beson-
ders schutzbedürftigen Zeugen die Zeugenrolle ins-
gesamt erträglicher werden lassen. Mehr noch als 
bisher müssen die vielfältigen Möglichkeiten des gel-
tenden Rechts in unseren Strafverfahren ausge-
schöpft und in den Verhandlungssälen eine Atmo-
sphäre geschaffen werden, die es auch besonders 
empfindsamen Zeugen ermöglicht, unbefangen und 
unbelastet auszusagen. Daß dies auch ohne gesetzli-
che Änderungen in vielen Fällen möglich ist, zeigen 
zahlreiche von engagierten Staatsanwälten und 
Richtern unterstützte Modellprojekte. 

Meine Damen und Herren Kollegen, nochmals, da-
mit Sie mich nicht falsch verstehen: Auch ich will den 
Schutz von Zeugen so schnell wie möglich verbes-
sern; nur warne ich davor, sich allzu engagiert und 
ausschließlich auf einen Entwurf zu verständigen, in 
dessen Mittelpunkt im wesentlichen der Einsatz der 
Videotechnologie steht. 

Um eine noch breiter angelegte Diskussion zu er-
möglichen, hat mein Haus daher schon vor einigen 
Wochen ein knapp gefaßtes Regelungskonzept zur 
Verbesserung des Zeugenschutzes bei Vernehmun-
gen erarbeitet, das den Landesjustizverwaltungen, 
den Berufsverbänden und den Strafrechtslehrern zur 
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Prüfung zugeleitet worden ist. Es enthält Regelungs-
vorschläge erstens zur Bestellung eines Zeugenbei-
stands, zweitens zum Einsatz der Videotechnik im 
Ermittlungsverfahren, drittens zur Verwertung von 
Videoaufzeichnungen sowie viertens zur Videover-
nehmung in der Hauptverhandlung, wobei der Vor-
sitzende allerdings im Gerichtssaal verbleibt. 

Diese Vorschläge sollen später in ein breiter ange-
legtes Zeugenschutzkonzept Eingang finden, denn 
für Maßnahmen zur Verbesserung des Opfer- und 
Zeugenschutzes sieht auch die Koalition - ich will es 
noch einmal betonen, obwohl es schon betont wurde - 
in  ihrer Vereinbarung zur laufenden, zur 13. Le-
gislaturperiode besonderen Handlungsbedarf. 

Meine Damen und Herren Kollegen, ich meine, die 
Beratungen sollten ohne zeitlichen Druck fortgesetzt 
werden, um zu einem Ergebnis zu kommen, das den 
Anforderungen von Wissenschaft und Praxis gerecht 
wird; denn nur dann können wir erwarten, daß die 
Praxis von diesen Vorschriften im Interesse schutzbe-
dürftiger Zeugen im notwendigen Umfang Gebrauch 
macht. 

Ein Wort zum Schluß noch zum „Opferanwalt auf 
Staatskosten": Ich habe, ähnlich wie mein Fraktions-
kollege van Essen, für diesen Vorschlag, den der 
Weiße Ring schon seit Jahren unterbreitet, durchaus 
Sympathie. Nur, diese Verbesserungen des Opfer-
schutzes sind nicht zum Nulltarif zu bekommen. Des-
halb müssen wir besonders bei den Ländern, die jetzt 
schon zum Teil in unverantwortlicher Weise im Ju-
stizhaushalt kürzen, dafür werben, daß sie den Vor-
schlag auch bei möglicher eigener Kostenbelastung 
unterstützen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Professor Dr. Eckha rt  Pick. 

Dr. Eckhart Pick (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Diskussion hat auf mich etwas zwiespältig ge-
wirkt, aber es überwog doch die Befriedigung, daß 
Sie anerkennen, daß wir uns mit diesem Entwurf ei-
nem wirklich drängenden Problem zu stellen ver-
sucht haben. Auch ich spreche von „versucht ha-
ben". 

Ich denke, Frau Schenk, es ist nicht hilfreich, wenn 
man über einen Entwurf spricht, den man offensicht-
lich nicht gelesen hat. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Genauso ist es!) 

Denn darin finden sich wohl einige Aussagen, die 
Ihre Vorbehalte durchaus zurückdrängen können. 

(Widerspruch der Abg. Ch ristina Schenk 
[PDS]) 

Ich empfehle Ihnen, das einmal in Ruhe und Gelas-
senheit zu lesen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Detail-
kenntnis erschwert die Politik entsprechend 

der Linie!) 

Ich möchte darauf hinweisen, daß natürlich auch 
wir uns, was die Frage der Videovernehmung in der 
Hauptverhandlung betrifft, die Frage gestellt haben: 
Genügt es, wenn man sich mit diesem Problem be-
faßt? Gibt es nicht das weitaus größere Problem der 
Mehrfachvernehmungen im Rahmen eines Strafver-
fahrens, beginnend mit dem Ermittlungsverfahren? 
Natürlich ist uns das bewußt. Allerdings denke ich, 
daß hier noch erheblicher Klärungsbedarf besteht, 
wenn man eine generelle Regelung vorschlagen 
möchte. Deswegen haben wir uns auf die Hauptver-
handlung beschränkt. 

Fast alle Kolleginnen und Kollegen haben darauf 
hingewiesen, daß im Moment vor dem Landgericht 
in Mainz mehrere spektakuläre Prozesse geführt 
werden, die unter dem Namen Worms-Prozesse be-
kanntgeworden sind. An ihnen nehmen die Öffent-
lichkeit und die Medien großen Anteil. Bemerkens-
wert sind sicher nicht nur die äußeren Umstände, 
nämlich die mutmaßliche Verwicklung einer Vielzahl 
von Familienmitgliedern in Mißbrauchsvergehen ge-
genüber Kleinkindern, die offensichtlich hundertfach 
geschehen sind. In gleicher Weise nimmt die Öffent-
lichkeit an dem Versuch des Gerichts, zumindest ei-
ner Kammer, Anteil, die Vernehmungen der Kinder 
als Opfer und zugleich als Zeugen im Vergleich zum 
herkömmlichen Verfahren abzumildern. Die unvor-
stellbare Scheußlichkeit der gegen die Angeklagten 
erhobenen Vorwürfe verstellte nicht den Blick auf 
das gesetzlich offensichtlich nicht auszuschließende 
Martyrium einer wiederholten Vernehmung der Kin-
der, zunächst vor den Ermittlungsbehörden und 
schließlich auch in der Hauptverhandlung. Es ist 
schon darauf hingewiesen worden, daß angesichts 
der Tatsache, daß selbst bei Ausschluß der Öffent-
lichkeit eine Vielzahl von Personen notwendiger-
weise an einer Hauptverhandlung beteiligt ist, mit 
Blick zum Beispiel auf die Kinder kaum von einem 
Ausschluß der Öffentlichkeit gesprochen werden 
kann. Ich denke, daß diese Form der Vernehmung 
nicht mehr zeitgemäß ist. 

Das Gericht hat einen bemerkenswerten Versuch 
gestartet, der sicher auch mit einem gewissen pro-
zessualen Risiko verbunden ist. Ich bin mit anderen 
der Auffassung, daß es durchaus noch nicht klar ist, 
ob diese Art der Vernehmung von der Strafprozeß-
ordnung tatsächlich gedeckt ist. Ein Punkt, der mir 
am Herzen liegt und der heute nicht zur Sprache 
gekommen ist, ist: Wir müssen auch für Rechtssicher-
heit sorgen, wenn Gerichte diese Methode in Zu-
kunft anwenden wollen. Deswegen bitte ich, daß bei 
allen Vorbehalten und sicher auch Verbesserungs-
möglichkeiten diese Frage nicht mit dem Argument 
auf die lange Bank geschoben wird, daß wir die 
große, die überzeugende Lösung brauchen. Es geht 
darum, daß wir vielleicht in einem Teilbereich be-
ginnen und uns danach weiteren Lösungen zuwen-
den. 
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kussion konstruktiv teilnehmen. In diesem Sinne darf 
ich mich sehr herzlich für diese Diskussion bedanken 
und hoffe, daß wir in den Beratungen auch mit Hilfe 
von Sachverständigen und Vertretern entsprechen-
der Organisationen zu einer einvernehmlichen Rege-
lung kommen können. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfs auf Drucksache 13/3128 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Peter 
H. Carstensen (Nordstrand), Wolfgang Deh-
nel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Horst 
Friedrich, Dr. Klaus Röhl, Lisa Peters, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 

Der kombinierte Verkehr als Mittel zur Ver-
netzung der Verkehrsträger 
- Drucksachen 13/1842, 13/3370 - 

Dazu liegt je ein Entschließungsantrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der 
SPD vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Gegen die 
Dauer der Debatte erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Roland Richter das Wort. 

Roland Richter (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben heute 
die Debatte zu einer Antwort der Bundesregierung 
auf eine Große Anfrage der CDU/CSU- und F.D.P.-
Bundestagsfraktionen zum kombinierten Verkehr 
als Mittel zur Vernetzung der verschiedenen Ver-
kehrsarten. 

Ich glaube, daß die Antwort zeigt, daß sich für uns 
im Rahmen der parlamentarischen Diskussionen in 
den nächsten Wochen eine Fülle von Anregungen, 
eine Fülle von Themenstellungen ergeben. Ich gehe 
davon aus, daß die beiden von SPD und von Bünd-
nis 90/Die Grünen vorgelegten Entschließungsan-
träge überwiesen werden und daß wir im Rahmen 
dieser parlamentarischen Beratungen eine Reihe von 
wichtigen Weichenstellungen gemeinsam treffen 
müssen. 

Die Dynamik der Güterverkehrsleistungen ist in 
Deutschland seit vielen Jahren ungebrochen. Das hat  

zahlreiche Gründe. Einmal haben wir seit 1983 unun-
terbrochen Wirtschaftswachstum. Seit Bundeskanz-
ler Helmut Kohl die Regierungsgeschäfte übernom-
men hat, hatten wir in Deutschland niemals Minus-
wachstum. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist eine Bemerkung, die ich mir nicht verkneifen 
konnte, weil wir gerade jetzt so viele Diskussionen 
haben. Da sollte man ab und zu auch einmal positive 
Meldungen bringen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Zum zweiten gibt es eine Reihe von strukturellen 
Veränderungen in der Wirtschaft. Wir haben die Glo-
balisierung, wir haben die neuen Produktionsformen 
in der Wirtschaft, und wir haben insbesondere auch 
den Einsatz der modernen Informationstechnologien. 

Ich glaube, diese drei Punkte allein haben den Be-
reich des Güterverkehrs gewaltig anwachsen lassen, 
und zwar stärker, als wir das in allen Prognosen ge-
glaubt haben. 

Die Globalisierung wird deutlich gemacht durch 
den Niedergang des Sozialismus in der ehemaligen 
DDR und in den osteuropäischen Staaten, mit der 
Folge, daß eine Fülle von zusätzlichen Verkehren in-
nerhalb der europäischen Wirtschaft entstanden ist. 
Wir haben neue Produktionsformen in der Wi rtschaft 
- ich nenne nur die Stichworte „Lean production" 
und „Just in time" -, die erhebliche zusätzliche Ver-
kehre auf unseren Straßen verursacht haben. 

Die neuen Technologien bieten neben den Proble-
men aber auch Chancen. So haben wir einerseits 
durch den Transport  von Informationen die Möglich-
keit, Personenverkehre künftig zu vermeiden, und 
wir haben zum anderen durch die rationellere Nut-
zung von Verkehren die Chance, Güterverkehr und 
auch Personenverkehr rationeller einzusetzen. Dazu 
muß das Stichwort Telematik genannt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Elke Ferner 
[SPD]: Reden wir jetzt über Telematik?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
deutsche Autobahnnetz ist in der Tat überlastet. Bei 
11 000 Kilometern ist mit 20 000 Einheiten am Tag 
ein Maß erreicht, das in Europa seinesgleichen sucht. 
Nehmen wir eine Vergleichszahl heran, die wir aktu-
ell diskutieren, beispielsweise die Brenner-Auto-
bahn: Dort  sind es gerade 4 000 Einheiten. Wir haben 
auf Deutschlands Straßen tagtäglich 20 000 Einhei-
ten zu bewältigen. 

Das heißt, wir müssen alles tun, um die anderen 
Verkehrsträger, die Schiene, aber auch die Wasser-
straße, zu stärken. Wir müssen alles tun, um den Ver-
kehr zu brechen und auf neue, auf andere Verkehrs-
träger, die umweltfreundlicher eingesetzt werden 
können, zu bringen. 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Sie müs-
sen den Verkehr nicht brechen; Sie müssen 
den Verkehr auf das Binnenschiff verla-

gern!) 
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- Für den Hinweis bin ich sehr dankbar. Sie sollten 
dann dafür Sorge tragen, daß wir vor jede Haustür in 
Deutschland einen Kanal bauen. Dazu wünsche ich 
Ihnen viel Vergnügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Fragestellungen, mit denen wir es heute zu tun 
haben, sind nicht nur nationaler A rt . Der Rat der 
Europäischen Union hat im März 1995 eine Resolu-
tion verabschiedet, die darauf hinweist, daß die kom-
binierten Verkehre in Europa verstärkt eingeführt 
werden sollen. 

Wir haben in Deutschland im Vergleich zu den 
europäischen Maßnahmen bereits einiges erfolgreich 
auf den Weg gebracht. Wenn man allein die Zahlen 
vergleicht, die im europäischen Raum zugrunde lie-
gen, ist erkennbar, daß Deutschland, was den kombi-
nierten Verkehr angeht, an der Spitze steht - auch 
wenn wir weiterhin noch zahlreiche Probleme bewäl-
tigen müssen und den eigentlichen Durchbruch im 
kombinierten Verkehr noch nicht geschafft haben. 

Von den anderen Verkehrsträgern sind die Wasser-
straßen gerade bereits angesprochen worden. Alle 
Verknüpfungen - Schiene/Straße, Schiene/Wasser-
straße, aber auch Wasserstraße/Straße - gehören in 
den Betrachtungen nach meinem Dafürhalten zu-
sammen. Die Wasserstraße umfaßt aber nicht nur der 
Bereich der Binnenschiffahrt - wozu ich auch die Ka-
näle zähle -, was Sie gerade angesprochen haben, 
Herr Kollege Urbaniak, sondern auch die See, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

die natürlich mit dem Stichwort „from road to sea", 
aber auch mit dem Stichwort „von der Schiene zur 
See" angesprochen werden muß. Bei der Va riante 
„Schiene zur See" haben wir bei Streckenabständen 
von über 250 Kilometern einen Marktanteil im kom-
binierten Verkehr von bereits 65 Prozent erreicht. Ich 
meine, positive Zahlen darf man nennen, wenn es sie 
gibt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wir haben, was die beförderten Mengen angeht, 
im kombinierten Verkehr in Europa eine Spitzenstel-
lung erreicht. Allein 1994 sind 30 Millionen Tonnen 
Güter im Rahmen des kombinierten Verkehrs trans-
portiert worden. Das bedeutet, daß allein 2 Millionen 
Lkw-Fahrten überflüssig wurden. Das zeigt, daß wir 
im eigentlichen Fernstreckenverkehr einen sehr ho-
hen Marktanteil von teilweise bereits über 30 Prozent 
haben. Den müssen wir natürlich noch steigern. Wir 
müssen dafür Sorge tragen, daß die Erfolge, die zwei-
fellos vorhanden sind, nicht gefährdet werden und 
weiterhin Fortschritte möglich sind. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Ich bin froh, daß nach einer, wie ich meine, zu lan-
gen Zeit doch endlich eine Vereinbarung zwischen 
der DB AG und der Bundesregierung auf dem Tisch 
liegt, die es ermöglicht, daß in den nächsten Jahren 
immerhin sieben Terminals im Bereich des kombi-

nierten Verkehrs gebaut werden können. Wenn man 
weiß, daß zu den 400 Millionen DM an bezuschuß-
tem Investitionsvolumen der Bundesregierung 
43 Millionen DM von seiten der Europäischen Union 
hinzukommen, dann wird einem deutlich, daß wir in-
nerhalb Europas in einer guten Lage sind. Ich meine, 
diese Dinge müssen positiv herausgehoben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin Bundesverkehrsminister Wissmann dank-
bar, daß er die Zusage gegeben hat, den Vor- und 
Nachlauf im kombinierten Verkehr von der Schwer-
verkehrsabgabe zu befreien. Die Verhandlungen auf 
Regierungsebene sind zwischenzeitlich erfolgt und 
waren positiv. Wir haben aber darauf zu achten, daß 
die notwendigen Abstimmungen mit den nationalen 
Parlamenten gut laufen. Daher möchte ich Sie von 
der SPD bitten, Ihre internationalen Kontakte zu nut-
zen, um entsprechende Weichenstellungen zu er-
möglichen, damit wir die vor langem gemachte Zu-
sage im kombinierten Verkehr, die im Speditionsge-
werbe verlangt wird, einhalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Die Belastungen des kombinierten Verkehrs bei 
den Trassenpreisen der Schiene unterscheiden sich 
sehr von denen bei der Straße. Wir haben diese Ent-
wicklung zu beachten und dafür zu sorgen, daß sich 
diese Belastungen jeweils angleichen. 

Wir müssen aber auch daran denken, daß andere 
Staaten bereit sind, in diesem Bereich sehr viel hö-
here Subventionen zu leisten. Ich denke hier an die 
Niederlande. Wir müssen darauf achten, daß nicht 
zuungunsten der deutschen Seehäfen gravierende 
Wettbewerbsverzerrungen entstehen. 

(Elke Ferner [SPD]: So ist das! Dann schik-
ken Sie einmal Ihre Regierung bei den 

transeuropäischen Netzen los!) 

Ich glaube, wenn wir das nicht schaffen, verspielen 
wir vieles von unserem bisherigen Erfolg. 

Der kombinierte Verkehr ist derzeit nicht in der 
Lage, seine Arbeit kostendeckend zu leisten. Deswe-
gen ist es notwendig, von seiten des Staates bzw. des 
Bundes darauf zu achten, daß gerade Infrastruktur-
maßnahmen, die Terminals, weiterhin unterstützt 
werden. Hier sollten wir uns meines Erachtens auch 
überlegen, ob die Öffnung dieser Finanzierung für 
Dritte eine Möglichkeit ist, um den kombinierten 
Verkehr noch stärker nach vorne zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Roland Richter (CDU/CSU): Ja, selbstverständlich. 

Elke Ferner (SPD): Herr Kollege Richter, wir sind 
uns, denke ich, einig, daß die Terminals für den kom-
binierten Verkehr weiter ausgebaut werden müssen 
und daß dafür auch Bundesmittel zur Verfügung ge-
stellt werden müssen. Sind Sie mit mir der Meinung, 
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daß dies über Baukostenzuschüsse und nicht über 
zinslose Darlehen erfolgen sollte? 

Roland Richter (CDU/CSU): Liebe Kollegin Ferner, 
Sie sprechen ein wichtiges Thema an. Die Antwort 
auf die Frage, in welcher Höhe diese Zuschüsse ge-
zahlt werden sollten, hängt in ganz besonderer 
Weise davon ab, inwieweit diese jeweiligen Termi-
nals wirtschaftlich arbeiten. Wenn nachgewiesen 
werden kann, daß diese Terminals in der Lage sind, 
wirtschaftlich zu arbeiten, obwohl sie nicht zu 
100 Prozent durch Baukostenzuschüsse finanziert 
werden, dann wäre es meines Erachtens falsch, von 
seiten des Staates mehr Geld zu geben als notwendig 
ist. 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Dann sollten genau die Mittel gezielt gegeben wer-
den, die erforderlich sind. Ich meine, daß die Verein-
barungen, die zwischen DB AG und der Bundesre-
gierung getroffen worden sind, eine erste Möglich-
keit sind, diese Fragestellung zu prüfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Beim kombinierten Verkehr, meine Damen und 
Herren, kommt es in besonderer Weise darauf an, die 
Mengen so schnell wie möglich zu steigern, weil in 
diesem Bereich Quantität auch einhergeht mit Quali-
tät: je mehr Menge desto besser auch die Leistungen. 
Von daher haben wir meines Erachtens im Ausschuß 
in den nächsten Wochen schöne Beratungen vor uns, 

(Elke Ferner [SPD]: Wir haben im Ausschuß 
immer schöne Beratungen, besonders mit 

dem Minister!) 

wenn wir gemeinsam über diese Frage ernsthaft und 
intensiv diskutieren. Der kombinierte Verkehr ge-
nießt einen hohen Stellenwert und hat eine hohe Be-
deutung. 

Ich möchte mich bei der Bundesregierung und ins-
besondere bei Ihnen, Herr Staatssekretär Nitsch, und 
Ihren Mitarbeitern im BMV für die Antwort auf un-
sere Große Anfrage bedanken. Sie gibt Anlaß, dar-
über weiter zu diskutieren. Ich freue mich auf diese 
Diskussion. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Richter, ist 
meine Information korrekt, daß das Ihre Jungfern-
rede in diesem Hause war? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Roland  Richter [CDU/CSU]: Ja!) 

Ich glaube nicht, daß es eine Wertung ist, wenn ich 
sage, daß Sie auf Anhieb in den Debattenstil hinein-
gefunden haben. 

(Heiterkeit) 

Ich erteile dem Kollegen Wieland Sorge das Wort. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir beschäftigen uns heute mit ei-

nem Thema, das sowohl von der Koalition als auch 
von der Opposition gleichermaßen wichtig und ernst 
genommen wird. 

Kollege Richter, ich muß Ihnen sagen: Wir haben 
vom Verkehrsminister gehört, als es um die Luft-
fahrtsicherheit ging, daß die Bundesrepublik in die-
ser Richtung schon sehr positiv vorangeschritten ist, 
daß aber immer noch Möglichkeiten bestehen, sie zu 
verbessern. Deswegen von mir heute einige Bemer-
kungen zu dieser Diskussion, die Sie hier angespro-
chen haben. Diese werden wir demnächst im Aus-
schuß fortsetzen, wo wir unsere Standpunkte austau-
schen können. Vielleicht kommen wir dann doch zu 
einem gemeinsamen Konzept. 

Schon seit Jahren läßt sich beobachten, daß der 
wachsende Güterverkehr auf der Straße weder von 
der Infrastruktur noch von Mensch und Umwelt län-
ger verkraftet werden kann. Der Straßengüterver-
kehr hat sich seit 1960 mehr als vervierfacht. Uns al-
len ist inzwischen klar, daß möglichst große Anteile 
des Güterverkehrs von der Straße auf umweltfreund-
lichere Verkehrsträger wie Bahn und Schiff verlagert 
werden müssen. 

Besondere Hoffnungen richten sich dabei auf den 
kombinierten Verkehr, also die Vernetzung der Ver-
kehrsträger Bahn, Straße und Binnenschiffahrts-
straße sowie auf From-road-to-sea-Konzepte, die 
mein Kollege bereits erwähnt hat. Es müssen alle An-
strengungen unternommen werden, um die Koope-
ration und Vernetzung dieser Verkehrsträger zu för-
dern, und zwar sowohl national als auch internatio-
nal. 

Bisher liegt der Schwerpunkt des Kombi-Verkehrs 
im internationalen Bereich. Über 75 Prozent des kom-
binierten Güterverkehrs der Deutschen Bahn AG ha-
ben internationalen Bezug, einschließlich des Ver-
kehrs zwischen den deutschen Seehäfen und dem 
Hinterland. 

Rund 70 Prozent des europäischen Kombi-Ver-
kehrs sind grenzüberschreitend. Die Zukunft des 
Kombi-Verkehrs hängt also entscheidend von der 
Gestaltung der internationalen Wettbewerbsbedin-
gungen und dem freien Zugang zum Netz ausländi-
scher Eisenbahngesellschaften ab. 

Der schnelle Aufbau integrie rter Transportketten 
setzt dabei sowohl einen Abbau der nationalen und 
internationalen Wettbewerbsverzerrungen als auch 
eine gezielte Förderung der dafür notwendigen In-
frastruktur voraus. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehören die Errichtung von Terminals, die An-
schaffung modernen Wagenmaterials und logistikun-
terstützte technische Leitsysteme. 

Politische Forderungen sind indes billig, entschei-
dend ist jedoch die Frage, ob der kombinierte Ver-
kehr auch von den Speditionsunternehmen ange-
nommen wird. Da sprechen die Fakten eine ganz an-
dere Sprache. 

(Elke Ferner [SPD]: Leider wahr, Herr Rich-
ter!) 
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In Deutschland stagniert der kombinierte Verkehr 
seit Anfang der 90er Jahre trotz einer hohen Zu-
wachsrate im gesamten Güterverkehr. Die Gründe 
dafür liegen vor allem in der mangelnden Wettbe-
werbsfähigkeit des Kombi-Verkehrs und Kapazitäts-
engpässen bei den Umschlagterminals. 

Der Kombi-Verkehr ist um einiges teurer als der 
herkömmliche Transpo rt  über die Autobahnen. So 
kostet derzeit nach Angaben aus dem BMV ein Gü-
tertransport von Hamburg nach München im kombi-
nierten Verkehr allein an Trassenkosten rund 
300 DM, während für den vergleichbaren Lkw

-

Transport über die Autobahnen nur der Preis einer 
Tagesvignette in Höhe von 11 DM zu entrichten ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es erstaunlich, daß der 
Kombi-Verkehr seit den 80er Jahren überhaupt ei-
nen nennenswerten Aufschwung genommen hat. 
1994 beispielsweise wurden in Deutschland immer-
hin rund 31 Millionen Tonnen auf der Schiene beför-
dert; das hat auch mein Kollege Richter schon ge-
sagt. Das bedeutet, daß rund 2 Millionen Lkw-Fahr-
ten auf längere Distanzen eingespart wurden. 

Im Bereich der Binnenschiffahrt liegt der Anteil 
des Kombi-Verkehrs erst bei mageren 2,5 Prozent. 
Jeder dritte Container wird leer transportiert. 

In der Antwort der Bundesregierung auf eine 
Große Anfrage zum Kombi-Verkehr ist zu lesen, das 
erklärte Ziel der deutschen Verkehrspolitik sei es, 
Mobilität umweltgerecht zu bewältigen. Dort ist 
ebenfalls zu lesen, daß der Straßengüterverkehr 
durch die Senkung der Kfz-Steuer gegenüber den 
konkurrierenden Transportanbietern erheblich entla-
stet wurde. 

In der Folge sind die Transportpreise für den Stra-
ßengüterverkehr seit dem 1. Januar 1994 um zirka 
20 Prozent gefallen. Dadurch hat die Bundesregie-
rung dem Straßengüterverkehr einen hohen Wettbe-
werbsvorteil verschafft. Die Bundesregierung selbst 
gesteht dadurch eine „relative Schlechterstellung 
des kombinierten Verkehrs" ein. 

Mit keinem Wort geht die Bundesregierung auf die 
Initiative des EU-Verkehrskommissars Neil Kinnock 
ein, der durch eine Erhöhung der Kfz-Steuern und 
eine streckenbezogene Lkw-Vignette den reinen 
Lastwagenverkehr bremsen und den Kombi-Verkehr 
fördern will. 

Um den Kombi-Verkehr zu stärken, will Kinnock 
das Budget für das PACT-Programm sowohl erhöhen 
als auch um fünf Jahre verlängern, da es in diesem 
Jahr ausläuft. In dieser Initiative sollen auch externe 
Kosten des Straßenverkehrs erstmalig berücksichtigt 
werden. Zudem werden zusätzliche Nutzungsabga-
ben für sogenannte sensible Korridore gefordert; ge-
meint sind ökologisch we rtvolle Strecken. Das ist 
nach meiner Meinung ein interessanter Vorschlag. 

Davon, ob die Bundesregierung diese Initiative un-
terstützt, begrüßt oder ablehnt, hört und liest man 
nichts. In jeder Hinsicht herrscht hier Schweigen im 
Walde. Wir von der SPD fordern Sie daher auf, hierzu  

endlich Stellung zu beziehen. Ich freue mich schon 
auf die Diskussion über diese Fragen im Ausschuß. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Wissmann, wie stehen Sie denn in Brüssel zu 
dieser Initiative des Herrn Kinnock? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Wo ist denn der 
Wissmann? - Elke Ferner [SPD]: Der ist wie-

der nicht da!) 

Unterstützen Sie die Bemühungen der EU, dem Stra-
ßenverkehr auch die externen Kosten anzulasten, 
oder äußern Sie sich nicht dazu, weil das eine alte 
Forderung der SPD ist? 

Der Kombi-Verkehr reagiert auf Verschiebungen 
der Wettbewerbsbedingungen außerordentlich emp-
findlich. Beispielsweise hat, als Österreich zur EU 
kam, der Verkehr über den Brenner in der Weise zu-
genommen, daß 25 000 Lkw mehr über den Brenner 
fuhren, als das vorher der Fall war, weil durch die 
Wegekosten -Richtlinie der Preis für den Straßenver-
kehr verbilligt wurde. Gerade dieses Beispiel zeigt 
die Notwendigkeit, sich in Brüssel gesamteuropäisch 
zu engagieren - eine dankbare Aufgabe für unseren 
Verkehrsminister. 

Unsere Forderung an die Regierungskoalition lau-
tet, darauf hinzuwirken, so schnell wie möglich die 
bestehenden Harmonisierungsdefizite innerhalb der 
EU zu beseitigen. So sind die EU-Mitgliedstaaten 
gehalten, den grenzüberschreitenden Kombi-Ver-
kehr von jeder Kontingentierung und Genehmi-
gungspflicht zu befreien. Wir fordern deshalb, den 
Vor- und Nachlaufverkehr, also den ausschließlichen 
Transport  von Gütern zur Bahn oder deren Abho-
lung, von der Kfz-Steuer zu befreien. 

(Beifall bei der SPD) 

Instrumente dazu bietet die EU -Richtlinie, z. B. 
durch eine pauschale oder anteilige Erstattung be-
stimmter Steuern für Lkw, wobei die Strecke, die 
diese Lastwagen mit der Bahn zurückgelegt haben, 
berücksichtigt werden muß. Das Problem ist nur, daß 
noch nicht alle EU-Staaten diese Richtlinie umge-
setzt haben. Die Folge sind eine Fülle von unter-
schiedlichen administrativen Vorschriften, eine Fülle 
unterschiedlicher Prozeduren und tausend verschie-
dene Formulare, die ausgefüllt werden müssen. 

Noch immer sind nicht in allen Mitgliedstaaten 
steuerliche Ausnahmen für den Kombi-Verkehr ein-
geführt. Das gilt auch hinsichtlich der Ausnahmen 
für das Fahrverbot an Sonn- und Feiertagen sowie 
während der Ferien. Das alles sind Wettbewerbs-
hemmnisse für den kombinierten Verkehr - eine 
dankbare Aufgabe für den Verkehrsminister, in Brüs-
sel auf einen Abbau der Hemmnisse zu drängen. 

Aber auch die nationalen Möglichkeiten sind noch 
nicht voll ausgeschöpft. Es gibt noch viele Spiel-
räume. So haben zum Beispiel die Holländer - Herr 
Richter hat das ebenfalls erwähnt - dem Kombi-Ver-
kehr ihrer Bahn bis zum Jahre 2000 eine Befreiung 
von den Trassenkosten erteilt. Die EU läßt solche För-
dermöglichkeiten zu. Die Mitgliedstaaten haben das 
Recht, den grenzüberschreitenden kombinierten 
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Verkehr von jeder Kontingentierung und Genehmi-
gungspflicht zu befreien. Als finanzielles Förderin-
strument schreibt das EU-Recht zudem eine pau-
schale oder anteilige Erstattung bestimmter Steuern 
für den Transport Straße/Schiene vor. 

Wir fordern deshalb, zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang der Bund eine Entlastung des kombinierten 
Verkehrs von Trassenkosten fördern kann. In Hol-
land ging das schließlich auch. 

Wir alle wissen, daß gerade auf langen internatio-
nalen Strecken vielfach ordnungswidrig nur ein Fah-
rer eingesetzt wird, um die Personalkosten zu drük-
ken. Die Folge ist ein erhöhtes Verkehrsrisiko. Um 
die vorgeschriebenen Lenk- und Ruhezeiten kontrol-
lieren zu können, brauchen wir ein einheitliches 
europäisches Kontrollsystem, das auch die Überprü-
fung des technischen Zustandes der Fahrzeuge vor-
schreibt und für die Einhaltung der Rechtsvorschrif-
ten sorgt. Das gilt insbesondere für die zum Teil ver-
kehrsuntüchtigen Fuhrwerke, die aus dem osteuro-
päischen Raum zu uns kommen. 

In manchen Staaten existiert nicht einmal ein na-
tionales Kontrollsystem. Dadurch können die gülti-
gen Vorschriften natürlich von einzelnen Transport-
unternehmen spielend umgangen werden. In diesem 
Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß die 
Bundesregierung unser deutsches Kontrollsystem, 
nämlich das Bundesamt für den Güterverkehr, durch 
den Abbau von Nebenstellen und Einsparungen 
beim Personal kontinuierlich aushebelt. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Wir müssen doch ganz im Gegenteil alles daranset-
zen, Wettbewerbsverzerrungen festzustellen und viel 
stärker als bisher Verstöße im Straßenverkehr zu 
ahnden. 

Deshalb forde rt  die SPD-Bundestagsfraktion die 
Bundesregierung dringend auf, diese Hemmnisse 
EU-weit abzubauen und sich für ein europäisches 
Kontrollsystem einzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ein weiterer Punkt ist die Kontingentierungspoli-
tik gegenüber Drittstaaten. Wenn die billigen polni-
schen Lkw-Transporte weiterhin zunehmen, müssen 
wir uns nicht wundern, warum der Kombi-Verkehr so 
wenig akzeptiert wird. Zur Zeit gibt es etwa 300 000 
Zeitkontingente pro Jahr, die die polnische Seite 
gerne verdoppeln würde. In puncto Kombi-Verkehr 
passiert dort  aber überhaupt nichts. 

Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, ihre 
restriktive Kontingentierungspolitik gegenüber Polen 
unbedingt beizubehalten und gleichzeitig dafür zu 
sorgen, daß grenznah ein Netz kleiner Terminals ent-
steht. Erst mit diesen Terminals kann die Vorausset-
zung für die Verladung polnischer Lkw auf Güter-
züge geschaffen werden. 

Auf die finanziellen Dinge geht mein Kollege im 
Anschluß ein. Ich möchte nur noch auf eines hinwei-
sen: Bei der Errichtung von Terminals und der Güter-
verkehrszentren gibt es noch Probleme. Ich freue  

mich daher über die Meldung, daß sieben Terminals 
jetzt finanziert werden. Das ist ein sehr guter Schritt 
nach vorn und damit eine Möglichkeit, den Kombi-
Verkehr voranzutreiben. 

Wie schwierig das aber ist, hat mein Kollege Nor-
bert  Otto aus Erfurt erfahren müssen, als es um das 
Güterverkehrszentrum ging. Die Länder-, die Bun-
des- und die kommunalen Interessen in Übereinstim-
mung zu bringen und auch die Finanzierungsmög-
lichkeiten - eines hängt vom anderen ab - miteinan-
der in Einklang zu bringen bringt große Schwierig-
keiten, und oftmals sind diejenigen, die gern inve-
stieren wollen, einfach nicht dazu in der Lage, weil 
sie nicht sehen, daß es vorwärtsgeht, und demzu-
folge ihr Kapital nicht einbringen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Traurig, traurig, traurig!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Gila Altmann, Sie haben das Wo rt . 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es 
ist in der Tat so: Der Straßengüterverkehr boomt ge-
waltig. Es wurde aber so getan, als sei das ein 
Schicksal. Man muß in diesem Zusammenhang aber 
sagen, daß es so gemacht worden ist und zum Teil 
auch so gewollt worden ist. 

Was wir zu erwarten haben - eine Verdoppelung des 
Lkw-Verkehrs bis zum Jahr 2010 -, sind katastrophale 
Auswirkungen für die Umwelt. Schon heute stammen 
ein Viertel der CO2-Emissionen und ein Drittel der 
Stickoxidemissionen sowie 70 Prozent der Staub- und 
Rußemissionen aus dem Straßengüterverkehr, und - 
auch das ist nicht zu vergessen - die Kosten für den 
Straßenerhalt werden die Kosten für den Neubau in 
Zukunft um ein Vielfaches übersteigen. 

Die Bundesregierung gibt in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage Glaubensbekenntnisse zur Priorität 
des Umweltschutzes ab, daß es eine wahre Freude 
ist. Dem kann man eigentlich nur zustimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Freuen Sie sich 
doch!) 

- Ja, ich habe mich auch gefreut, aber nur am An-
fang. - Sie will eine integrierte Verkehrspolitik, die 
die Umwelt schützt. Vergessen hat sie dabei aller-
dings, den Transrapid irgendwie mit einzubauen, 
den sie auch will. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich dachte, Sie 
reden zum kombinierten Verkehr!) 

Sie will die Verlagerung von Gütern auf die 
Schiene im allgemeinen und auf den kombinierten 
Verkehr im besonderen fördern, und sie will für den 
kombinierten Verkehr optimierte ordnungspolitische 
Rahmenbedingungen - was immer das auch sein 
mag. Schade ist allerdings, daß diese Bekenntnisse 
mit der Wirklichkeit herzlich wenig gemein haben. 
Denn die Fakten sehen leider anders aus. 

Das Aufkommen im kombinierten Verkehr sta-
gniert seit Anfang der 90er Jahre, und das bei rasant 
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ansteigenden Güterverkehrsmengen insgesamt. Im 
ersten Halbjahr 1995 hat es sogar erhebliche Rück-
gänge gegeben. 

Die Wettbewerbssituation des KV hat sich durch 
die übereilte Deregulierung des Straßengüterver-
kehrs und des damit verbundenen Verfalls der Trans-
portpreise drastisch verschlechtert, und die Trassen-
preise und Trassenzugangsregelungen, die Sie, Herr 
Richter, etwas vornehm mit „unterschiedlich" um-
schrieben haben, sind in der Realität überholt und 
undurchschaubar, man könnte auch sagen: chao-
tisch. Selbst die Bundesregierung räumt ein, daß die 
Trassenpreise im KV um fast 30 Prozent über der 
fiskalischen Belastung eines Lkw liegen. 

Die Senkung der Kraftfahrzeugsteuer - auch das 
räumt sie ein - hat bei gleichzeitiger Erhebung der 
Autobahnbenutzungsgebühr die Wettbewerbssitua-
tion des KV gegenüber dem Lkw weiter verschlech-
tert, und trotz erheblicher Kapazitätsengpässe beim 
Umschlag wurde seit 1994 kein einziges neues Ter-
minal mehr gebaut. Das ist die Bilanz. 

Die Bundesregierung versucht dabei, die Schuld 
auf die DB AG abzuwälzen, und erklärt, daß diese im 
letzten Jahr nur 10 Millionen DM der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel abgerufen habe. Ich kann 
nur sagen, damit stellt sie sich ein Armutszeugnis 
aus; denn sie drückt sich um die wirklichen Ursachen 
herum. Die Bundesregierung hat nämlich die Hürden 
so hochgehängt, daß eine Wirtschaftlichkeit durch 
die DB gar nicht mehr möglich ist, und ein Ende die-
ses Trends ist trotz aller beschönigenden Worte nicht 
in Sicht. 

(Elke Ferner [SPD]: Und der Richter will die 
durch zinslose Darlehen finanzieren!) 

- Dazu komme ich gleich. 

Angesichts dieser Tatsachen ist das Lob, das sich 
die Bundesregierung da ausstellt, von absurder Rich-
tigkeit. Sie bescheinigt sich, daß Fördermaßnahmen 
„zu beachtlichen Ergebnissen im Kombinierten Ver-
kehr geführt haben, vor allem beim KV Schiene/ 
Straße" . In der Tat haben sie das, aber nur, wenn 
man es so sieht, daß eine Verlagerung von der 
Schiene auf die Straße gemeint war. 

Bleiben wir einmal bei den Fakten, und sehen wir 
uns die Entwicklung insgesamt an. Die Bundesregie-
rung ist stolz darauf - Herr Richter, auch Sie haben 
das noch einmal gesagt -, daß ein Aufkommen von 
über 30 Millionen Tonnen im KV inzwischen an der 
Tagesordnung ist. Man muß nur wissen: Dem stehen 
500 Millionen Tonnen im Straßengüterverkehr ge-
genüber. 

(Roland Richter [CDU/CSU]: Was ist mit 
den anderen? Was ist in Italien, Frank

-

reich?) 

- Wir reden über die Bundesrepublik. 

Die Tendenz der letzten Jahre macht diese Fehl-
entwicklungen übrigens noch deutlicher; denn das 
Aufkommen im Straßengüterverkehr hat sich zwi-
schen 1980 und 1993 um sage und schreibe 
200 Millionen Tonnen noch einmal erhöht, im KV da-

gegen um 20 Millionen Tonnen. Das sind gerade ein-
mal 10 Prozent. 

Auch die Binnenschiffahrt wird genannt. Sie wird 
immer als Alibi genommen und macht der Bahn auch 
noch Konkurrenz. Dazu kann man nur sagen: Herzli-
chen Glückwunsch! Statt einer blinden Deregulie-
rung des Straßengüterverkehrs sind nämlich endlich 
gleiche Wettbewerbschancen der Verkehrsträger an-
gesagt, sprich: Einführung von Ökosteuern im Ver-
kehr. Deren Notwendigkeit wird formal anerkannt. 
Aber wenn es dann zum Schwur kommt, eiert die 
Bundesregierung herum 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Bundesregierungen 
eiern nie!) 

und will alle Maßnahmen auf den Sankt-Nimmer-
leins-Tag verschieben. 

Ich muß sagen: Der wirtschaftspolitische Sprecher 
der SPD, bei dem außer beim Wiener Walzer auch 
nichts mehr linksherum geht, eiert mit. Trotzdem: Im 
Entschließungsantrag der SPD ist die Ökosteuer we-
nigstens erwähnt, zwar ganz verschämt als letzter 
Punkt, aber immerhin. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

- Warum sind Sie eigentlich so laut? Hören Sie doch 
einfach zu. 

Festzustellen ist: Die bisherigen Maßnahmen der 
Bundesregierung zur Förderung des KV reichen bei 
weitem nicht aus. Dabei könnten gerade Tempoli-
mits, verschärfte Nacht- und Wochenendfahrverbote 
die Rahmenbedingungen zugunsten des KV positiv 
verschieben; soviel zu den optimierten politischen 
Rahmenbedingungen. Dazu gehören übrigens auch 
wirksame Kontrollen mit dem entsprechenden Perso-
nal. 

Um die Blockade beim Terminalbau, den die Bun-
desregierung selber wortreich beklagt, zu beenden, 
muß sie endlich auf den Nachweis der Vollkosten-
deckung durch die Deutsche Bahn AG verzichten 
und statt der Darlehen Zuschüsse gewähren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Auch private Investoren müssen endlich einmal die 
Möglichkeit der KV-Förderung bekommen, statt be-
hindert zu werden. Das Ganze macht natürlich nur 
dann Sinn, wenn das Streckensterben und das 
Schließen weiterer Bahnhöfe endlich aufhört und 
eine Art von Stillegungsmoratorium erlassen wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Gerade für die private Transportwirtschaft ist es 
wichtig, daß die Bundesregierung ihre einseitige För-
derung von Großterminals in Richtung auf dezentrale 
Umschlagtechnologien erweitert. Dazu hat die EU 
mit ihrem PACT-Programm immerhin ein gutes Bei-
spiel geliefert. Dem kann man sich nur anschließen. 
Wie die bereits vorliegenden Ergebnisse zeigen, 
schlummert dort ein riesiges Potential, das für den 
KV gewonnen werden kann. Aber dazu sind eben 
Markteinstiegshilfen notwendig. 
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Also, meine Herren von der Regierung: Schieben 
Sie nicht alle Versäumnisse des kombinierten Ver-
kehrs auf die Deutsche Bahn und die Bahnreform, 
sondern handeln Sie im Sinne der Ansprüche, die Sie 
in Ihrer Antwort selbst formuliert haben. Ansonsten 
müssen Sie sich vorwerfen lassen, daß das einzige, 
was Sie verladen, die Spediteure des KV selbst sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Dr. Uwe Küster 

[SPD]: Und die Regionen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Horst Friedrich. 

Horst Friedrich (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich darf zunächst meiner 
Freude Ausdruck geben, daß die heutige Debatte 
von einem sehr interessie rten Publikum auf der Em-
pore verfolgt wird, das aus dem Maritim von einem 
Kongreß zum kombinierten Verkehr hierhergekom-
men ist, um wegweisende Worte der Parteien zu die-
sem Thema zu hören. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zurufe von der SPD) 

Ein Wort  zu den Ausführungen der Kollegin Alt-
mann. Liebe Frau Kollegin Altmann, die Politik, die 
wir betreiben, führt wenigstens nicht dazu, daß Ar-
beitsplätze vernichtet werden. Wenn ich an die Poli-
tik von Rot-Grün im Zusammenhang mit dem Flug-
hafen Köln-Bonn denke, dann muß ich sagen: Das 
Fazit der Politik der Koalition ist natürlich um Längen 
besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD - Elke Ferner 
[SPD]: Das hatten wir doch schon heute 

früh!) 

Die Diskussion zum kombinierten Verkehr spielt 
sich ja auch vor dem Hintergrund ab, daß Deutsch-
land das Land ist, in dem zwei Drittel des gesamten 
EU-Verkehrs im Güterbereich stattfinden, und daß es 
im Hinblick auf die europäische Wettbewerbssitua-
tion selbstverständlich notwendig ist, auch in diesem 
Bereich Überlegungen anzustellen. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage hat ja in der Konsequenz ergeben, daß trotz 
aller Probleme das Konzept des kombinierten Ver-
kehrs nach wie vor ein zukunftsträchtiger Ansatz ist, 
wenn man die Wechselwirkungen von Mobilität und 
Verkehrsdichte im Güterverkehr bewältigen will. 

Es ist offensichtlich, daß in Zukunft die Straße die 
wachsenden Verkehrsströme alleine nicht aufneh-
men kann. Genauso offensichtlich ist allerdings, daß 
auch die nur auf dem Papier stehende Forderung 
nach einer Verlagerung auf Schiff und Schiene - das 
wird als Totschlagargument gegenüber allen ande-
ren Aspekten angeführt - nicht der Wahrheit letzter 
Schluß ist, wenn man nicht bedenkt, welche Verla-
gerungspotentiale insgesamt vorhanden sind. Eine 
Vernetzung und Verzahnung der einzelnen Ver-
kehrsträger und ihrer Vorteile kann allerdings nach-

haltig positive Entwicklungen in Gang setzen. Das 
wird allerorten so gesehen. 

Aber die Wirklichkeit schaut natürlich trotz einer 
tendenziell guten Entwicklung anders aus: Ich habe 
hier die neuesten Zahlen der Bahn vorliegen. Aus ih-
nen geht hervor, daß sich beim kombinierten Ver-
kehr, insbesondere auch im Verkehr mit den mittel- 
und osteuropäischen Staaten, ein Zuwachs entwik-
kelt, der in bezug auf die Verkehrsleistung mehr als 
11 Prozent beträgt. Ganz so schlimm, wie es manch-
mal dargestellt wird, schaut es nun auch nicht aus. 
Aber es ist ein sehr mühsamer Weg; das gebe ich ja 
zu. 

Wo liegen die Probleme? Der kombinierte Verkehr 
arbeitet nicht kostendeckend. Das ist schon festge-
stellt worden. Insbesondere die hohen Vor- und 
Nachlaufkosten schmälern die Wirtschaftlichkeit des 
kombinierten Verkehrs. Diese Entscheidung hat nun 
aber nicht die Politik zu treffen; sie ist vielmehr zu-
nächst unternehmerisch zu treffen, und zwar vorwie-
gend von dem, der die Strecken bedient. 

Über die Kostentransparenz und die Aussagefähig-
keit der Kalkulation der Deutschen Bahn ist hier 
schon mehrfach gesprochen worden. Es wäre viel-
leicht wirklich sinnvoll, sich einmal zu überlegen, ob 
es in der heutigen Zeit noch ausreichend ist, die Ko-
sten zusammenzuzählen, sie durch die aufgelaufe-
nen Bahnkilometer zu dividieren und so einen ein-
heitlichen Kilometersatz zu errechnen. Das ist, um es 
überspitzt zu sagen, nicht mehr zielführend. Es muß 
schon eine etwas detailliertere Deckungsbeitrags

-

rechnung erstellt werden, so schwer das auch ist, um 
hinsichtlich der Kosten wirklich konsequente Ant-
worten auf die aufgeworfenen Fragen zu geben. 

Wir begrüßen die Absicht der Bahn, in wichtigen 
Bereichen die Kosten durch Effizienzsteigerungen 
zu senken. So sollen ab diesem Jahr beispielsweise 
selbstfahrende Gütereinheiten eingesetzt werden, 
mit denen die Zusammenstellung von Ganzzügen 
auf wenige Minuten verkürzt werden kann. Neue 
Produktions- und Umschlagtechniken wie Kombilif-
ter, Wechselbehälter und Schnellumschlaganlagen 
sollen in Verbindung mit Direkt- bzw. Linienzügen 
zusätzliche positive Effekte zeitigen. 

Das Nabe-Speiche-System soll die Auslastung der 
Züge erhöhen, wobei die Anzahl von derzeit fünf 
Drehscheiben sicher noch erhöht werden muß. Eine 
bessere Bedienung der rund 11 500 Gleisanschlüsse, 
von denen bisher ein Fünftel ungenutzt ist, hat die 
Bahn ebenfalls in Aussicht gestellt - hervorragend! 
Mit ihrem am 1. September 1995 vorgestellten neuen 
Preistableau hat die Bahn endlich auch den Weg zu 
einer Angebotsstruktur beschritten, die den Markter-
fordernissen entspricht. 

Die Umsetzung und die Finanzierung der Stand-
ortkonzeption Kombiverkehr ist sicherzustellen. In 
diesem Bereich kann gleich an mehreren Stellen an-
gesetzt werden. Die Bahn AG hatte bis vor kurzem 
offensichtliche Probleme bei der Abrufung der im 
Rahmen des Schienenwegeausbaugesetzes zur Ver-
fügung stehenden Mittel, trotz zu erwartender Kapa-
zitätsprobleme an zahlreichen Standorten. 
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Seit Januar dieses Jahres liegt das Gesamtkonzept 
nun endlich vor. Eindeutig positiv ist in diesem Zu-
sammenhang die Nachricht zu werten - das ist schon 
gesagt worden -, daß man nun eine Verständigung 
über Finanzvereinbarungen erreicht hat, so daß im-
merhin ein Investitionsvolumen von 400 Millionen 
DM abgerufen werden kann. Trotz alledem muß die 
Frage erlaubt sein, ob die sogenannte Konzernbe-
trachtung, die die Wirtschaftlichkeitsberechnung für 
jedes einzelne Terminal unter Einbeziehung des 
Fahrwegs und des Betriebs auf der Strecke erforder-
lich macht, unter den gegebenen Voraussetzungen 
die Entwicklung nicht zu sehr hemmt. 

Fest steht für mich genauso, daß es nicht darum ge-
hen kann, den KV-Terminals Betriebskostenzu-
schüsse zu gewähren. Der kombinierte Verkehr muß 
sich ohne Subventionen am Markt behaupten. Dar-
auf hat die Bundesregierung richtigerweise hinge-
wiesen. Die Einbindung privaten Kapitals, die soge-
nannte Private-Public-Pa rtnership, muß entspre-
chend vorbereitet sein. Diese Mittel werden aller-
dings - das ist ebenso sonnenklar - nur dann fließen, 
wenn ein Mengenzuwachs erreicht werden kann, 
um entsprechende Renditen zu erzielen. 

Von den Möglichkeiten, die ordnungs-, investi-
tions- und steuerpolitischen Rahmenbedingungen 
für den kombinierten Verkehr zu verbessern, hat die 
Bundesregierung zahlreiche verwirklicht. 

Gleichwohl - auch das ist schon angesprochen 
worden - hat die Erhöhung der Straßenbenutzungs-
gebühr in Verbindung mit einer Absenkung der Kfz

-

Steuer für schwere Lkw zu relativen Wettbewerbs-
nachteilen geführt. 

(Elke Ferner [SPD]: Endlich geben Sie es 
zu!) 

Allerdings war diese Maßnahme notwendig, um die 
Wettbewerbssituation des deutschen Gewerbes 
sicherzustellen; denn sonst wäre die Ausgangsposi-
tion für den Kombi-Verkehr nämlich noch schlechter. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Er müßte sich dann mit portugiesischen, griechi-
schen, französischen oder niederländischen Sätzen 
auf der Strecke am Markt behaupten. Damit wäre er 
von vornherein im Nachteil. Deswegen muß man 
dies in Gänze sehen und nicht nur einseitig mit Blick 
auf Deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P. - Elke Ferner [SPD]: 
Das muß er doch heute auch noch! Das ist 

doch der größte Blödsinn aller Zeiten!) 

- Man muß nicht jeden Zwischenruf kommentieren. 
Die Qualität dieses Zwischenrufes spricht für sich 
selbst. 

(Elke Ferner [SPD]: Die Qualität der Rede 
spricht für sich selbst!) 

Die Zusammenarbeit zwischen den Partnern im 
kombinierten Verkehr muß weiter verbessert wer-
den. Mit gegenseitigen Schuldzuweisungen und 
Kompetenzstreitereien, die den Dialog in den ver-
gangenen Jahren belastet haben, kann man das  

zarte Pflänzchen kombinierter Verkehr sicher nicht 
pflegen und zum Wachsen bringen. 

Im kombinierten Verkehr liegt ein erhebliches 
Wachstumspotential, das allerdings nur dann reali-
siert werden kann, wenn politisch, fiskalisch, plane-
risch, logistisch und technisch alle Rahmenbedingun-
gen optimiert werden. Daran - davon bin ich über-
zeugt - haben die Koalitionsfraktionen und insbeson-
dere auch die Liberalen erheblichen Anteil. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Dr. Uwe Küster [SPD]: Wo 

sind Sie denn liberal?) 

Deswegen werden wir diesen Weg fortsetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin 
Dr. Dagmar Enkelmann, Sie haben das Wort. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin sehr erfreut dar-
über, daß die F.D.P. inzwischen erkannt hat, daß es 
mit dem Straßengüterverkehr so nicht weitergehen 
kann. Aber, Kollege Friedrich - das richtet sich auch 
an die von ihm begrüßten Herren; ich weiß nicht, ob 
Damen dabei sind -: Interessant ist nicht so sehr das, 
was hier heute gesagt wird, sondern interessant ist 
das - wie der Kanzler immer zu sagen pflegt - was 
hinten herauskommt, was getan oder am Ende auch 
nicht getan wird. 

(Elke Ferner [SPD]: Was nicht getan wird!) 

In der Tat: Für den Straßengüterverkehr wird bis 
zum Jahr 2010 eine Verdoppelung prognostizie rt . Bis 
heute hat der Straßengüterverkehr gegenüber dem 
Ausgangsjahr 1988 bereits um fast ein Drittel zuge-
legt. Die Verkehrsleistungen der Bahn hingegen ha-
ben sich gegenüber 1988 mit 125 Millionen Tonnen-
kilometern fast halbiert und betragen zur Zeit nur 
noch 71 Millionen Tonnenkilometer. Also genau an 
dieser Stelle findet, lieber Kollege Richter, Minus-
wachstum statt. 

Der für das Jahr 2010 prognostizierte Wert von 
135 Millionen Tonnenkilometern - das wissen wir, 
denke ich, inzwischen alle - ist unrealistisch. Er wird 
auch bei allen Bemühungen der Bahn - ich nenne 
hier nur Cargo-Sp rinter, Getrenntverkehre usw. - 
nicht zu erreichen sein. Die Prognosen für Bahn und 
Binnenschiffahrt müssen leider nach unten, die für 
den Lkw-Verkehr aber deutlich nach oben korrigiert 
werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Politischer Handlungsbedarf besteht, und zwar 
dringender. Dabei gilt es, die Rahmenbedingungen 
für den Güterverkehr neu zu setzen. Hier ist der Bun-
desregierung ausdrücklich zuzustimmen. Nur, was 
ist eigentlich konkret zu tun? Genau an dieser Stelle 
sind die Gemeinsamkeiten mit der F.D.P. schon wie-
der passé. 

(Zuruf des Abg. Horst Friedrich [F.D.P.]) 

- Aber eine Seite haben wir geschafft. 
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Natürlich ist der kombinierte Verkehr wesentlich 
umweltfreundlicher als der Straßengüterverkehr, 
und jede Steigerung seines Anteils an der Verkehrs-
leistung ist zu begrüßen. Nur, solange Sie über die 
Preis-, Ordnungs- und Investitionsbedingungen 
nicht den gesamten verkehrspolitischen Rahmen än-
dern, so lange können Sie Kombiverkehrs-Terminals 
bauen, bis Sie schwarz werden, und es wird sich 
trotzdem nichts ändern. 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Wir sind 
schon schwarz!) 

- Sie noch nicht ganz. 

Gegenwärtig deckt der Schwerlastverkehr seine 
reinen Wegekosten nicht einmal zur Hälfte, wie das 
DIW berechnet hat. Eine Studie des Heidelberger 
Umwelt- und Prognoseinstituts kommt sogar zu ei-
nem noch ungünstigeren Verhältnis. So ergaben Be-
rechnungen unter Einbeziehung der ökologischen 
und gesundheitlichen Folgekosten insgesamt eine 
Summe von 34,5 Milliarden DM pro Jahr. Abzüglich 
der Steuereinnahmen von mehr als 7 Milliarden DM 
beläuft sich das Defizit auf 27,1 Milliarden DM, was 
einer Kostendeckung von lediglich 22 Prozent ent-
spricht. 

Allein über preispolitische Instrumente, wie zum 
Beispiel über die Einführung einer Schwerverkehrs-
abgabe, die Anhebung der Mineralölsteuern usw., 
können die Nutzung verbrauchsärmerer Fahrzeuge 
sowie eine bessere Auslastung erreicht werden. Vor 
allem aber wird die verladende Wirtschaft aus Ko-
stengründen veranlaßt, den Verkehr auf die umwelt-
freundlicheren Verkehrsträger zu verlagern sowie 
über eine erhöhte Fertigungstiefe und die Erschlie-
ßung kleinräumiger Absatz- und Bezugsquellen die 
Fahrleistung zu reduzieren. Sind hier die gleichen 
Wettbewerbsbedingungen gegeben, dann können 
auch die investitionspolitischen Instrumente greifen. 
Eine quantitative und qualitative Verbesserung der 
Netze und Umschlageinrichtungen wie Güterver-
kehrszentren und KV-Terminals kann dann neben 
der Beseitigung von Engpässen im Netz der Bahn 
dazu führen, daß die potentiellen Verlagerungen 
auch tatsächlich erreicht werden. 

Höhere Transportkosten haben über die Verlage-
rung hinaus auch verkehrsvermeidende Wirkung. 
Mit steigendem Transportkostenanteil werden be-
stimmte Güter für die Verbraucher unattraktiv; für 
die Unternehmer lohnen sich wieder höhere Ferti-
gungstiefen und regionales Wirtschaften. 

Die PDS hat bereits im September 1995 einen An-
trag auf Einführung einer Schwerverkehrsabgabe in 
den Bundestag eingebracht. Diese Abgabe soll ge-
staffelt nach dem Gesamtgewicht und der Kilometer-
leistung bemessen werden. Sie soll die zeitbezogene 
Straßenbenutzungsgebühr für Lkw ersetzen. Die Ein-
nahmen aus der Schwerverkehrsabgabe können 
dann zweckgebunden zur Beseitigung der durch den 
Lkw-Verkehr verursachten Schäden sowie zum Aus-
bau bzw. zur Modernisierung des Schienengüterver-
kehrs und des Kombiverkehrs herangezogen wer-
den. Daher kann ich Ihnen die Zustimmung zu die-
sem Antrag nur empfehlen. 

Die zum 1. Januar 1995 eingeführte Lkw-Vignette 
ist - ich denke, das hat sich inzwischen ziemlich 
deutlich gezeigt - kein geeignetes Mittel zur Ver-
meidung oder Verlagerung von Verkehr. Als zeitab-
hängige Gebühr schafft sie dazu auch keinerlei An-
reize. 

Die SPD forde rt  in ihrem Antrag, Vor- und Nach-
laufverkehre des Kombiverkehrs von Straßenbenut-
zungsgebühren freizustellen. Dies kann meines Er-
achtens nicht der richtige Weg sein; denn damit wird 
der Güterverkehr wieder billiger, und der Wettbe-
werb und der Preiskampf auf diesem Gebiet werden 
letzten Endes weiter verschärft. 

(Klaus Hasenfratz [SPD]: Doch, doch! Voll-
kommen richtig!) 

Die gerechte Anlastung der gesamten Kosten sollte 
eigentlich hier das Stichwort sein. Wir werden den 
Antrag von Bündnis 90/Die Grünen unterstützen, 
weil die gesamten verkehrspolitischen Rahmenbe-
dingungen auf den Prüfstand müssen und nicht 
Stück für Stück und sozusagen in Einzelteilen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort 
dem Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr, unserem Kollegen Johannes 
Nitsch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt aber ran!) 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Allein auf Grund der 
Anwesenheit zu dieser Stunde im Parlament könnte 
man den heutigen Tag als Tag des kombinierten Ver-
kehrs bezeichnen. 

(Zuruf von der SPD: Schlechter Einstieg!) 

Ich glaube, die Debatte hat deutlich gezeigt, wie 
groß die verkehrspolitische Bedeutung des kombi-
nierten Verkehrs heute einzuschätzen ist. Es wurde 
bereits mehrfach ausgeführt, daß der Anteil des na-
tionalen kombinierten Verkehrs Schiene/Straße bei 
Entfernungen von über 400 Kilometern bereits bei 
über 32 Prozent liegt. Wir gehen davon aus, daß wir 
in den nächsten 15 Jahren eine Steigerung auf 
90 Millionen Tonnen erreichen werden. 

(Elke Ferner [SPD]: Das sagt über das 
Gesamte gar nichts aus! Alles relativ!) 

Dazu hat die Bundesregierung schon heute ein gan-
zes Bündel von Fördermaßnahmen entwickelt und 
umgesetzt. Aus diesem Bündel möchte ich folgende 
Punkte nennen: erstens die Ausnahmegenehmigun-
gen für ein erhöhtes Gesamtgewicht von 44 Tonnen 
für Fahrzeuge, die im Straßenvor- bzw. -nachlauf 
Container und Wechselbehälter befördern, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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zweitens die Ausnahme vom Fahrverbot an Sonn- 
und Feiertagen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was, das auch?) 

drittens die Ausnahme vom Ferienfahrverbot, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

viertens die Anrechnung der vom Fahrer während 
der Beförderung mit der rollenden Landstraße im 
Zug verbrachten Zeit auf die tägliche Ruhezeit, fünf-
tens, die Befreiung der ausschließlich im Vor- bzw. 
Nachlauf eingesetzten Fahrzeuge von der Kraftfahr-
zeugsteuer - Herr Sorge, das war ja eine Ihrer Forde-
rungen, wenn ich mich recht erinnere - und sech-
stens: Hinsichtlich des Fahrverbots in Smogsituatio-
nen haben uns die Länder, die hierbei allein zustän-
dig sind, im Bund-Länder-Fachausschuß zugesagt, 
daß sie im Umkreis von 50 Kilometern eines Termi-
nals Ausnahmegenehmigungen für von Verboten be-
troffene Lkws erteilen wollen. 

Das ist gerade für die Wirtschaft eine unabdingbare 
Voraussetzung, um Planungssicherheit bei Just-in- 
time-Transporten zu erhalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein wei-
terer Punkt muß dieser Liste hinzugefügt werden. 
Wir haben nach intensiven Gesprächen grundsätzli-
che Einigung mit den Verkehrsministern der anderen 
Verbundstaaten erzielt, den kombinierten Verkehr 
künftig von der Straßenbenutzungsgebühr für Lkw 
zu befreien. Natürlich ist zur Umsetzung noch eine 
Reihe von Hürden zu nehmen. Insbesondere müssen 
alle Parlamente der Verbundstaaten durch nationale 
Gesetzgebungsverfahren daran mitwirken. 

Herr Abgeordneter Sorge, ich wäre sehr dankbar, 
wenn die von Ihnen vorgetragenen Vorschläge von 
Herrn Kinnock in einem offiziellen Papier enthalten 
wären. Da werden wir aber, glaube ich, noch bis zur 
nächsten Verkehrsministerkonferenz im Juni warten 
müssen; Neil Kinnock hat diese Dinge zunächst ja 
nur in einem Interview geäußert. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Bitte. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr. 

Norbert  Otto (Erfurt) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, ich habe die Antwort der Bundesregierung 
sehr aufmerksam gelesen. Ein einziger Satz fehlt, 
nämlich die verbindliche Aussage, ob die Mittel, die 
im Haushalt eingestellt sind, nun endlich freigege-
ben werden. Mein Kollege Wieland Sorge hat das 
Debakel, das wir in Erfurt  mit dem GVZ erlebt ha-
ben, hier angedeutet. Uns laufen die Investoren die 
Türen ein. Jetzt muß endlich gehandelt werden. Ich 
bitte Sie, in Ihre Ausführungen mit einzubeziehen, 
ob jetzt die Mittel verbindlich freigegeben werden, 
ob sofort mit der Ausschreibung und dem Bau der 
KV-Anlage in Erfurt und den anderen in den Sta rt

-löchern befindlichen KV-Anlagen begonnen werden 
kann. 

(Beifall der Abg. Monika Ganseforth [SPD]) 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Abge-
ordneter Otto, wenn ich jetzt Erfu rt  und Sie ganz per-
sönlich anspreche, dann kann ich sagen, daß Sie am 
heutigen Tag des kombinierten Verkehrs besonders 
bedacht worden sind. Gerade für Erfu rt  sind heute 
die letzten Hürden ausgeräumt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn alle anderen Voraussetzungen erfüllt sind, 
kann es in Erfu rt  losgehen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das 
wußte er wahrscheinlich bis dahin noch 

nicht!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär, 
nach dem Kollegen Otto möchten noch die Kollegen 
Urbaniak und Küster Ihnen eine Frage stellen. Sind 
Sie bereit, sie zu beantworten? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja, ich bin bereit. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Kollege Ur-
baniak. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Staatssekre-
tär, es sollen ja 90 Millionen Tonnen im Rahmen des 
kombinierten Verkehrs auf Bahn und Binnenschiff-
fahrt umgeschichtet werden, wofür ich natürlich be-
sonders bin. In unserem Bereich haben wir eine Lan-
desförderung, die sich sehen lassen kann, für eine 
Aktiengesellschaft, an der die freie Wi rtschaft und 
die Stadt beteiligt sind. Die Stadt selbst kann aber 
nicht finanzieren. Da hier von den Haushaltsmitteln 
gesprochen wurde und der mir bekannte Kollege Ro-
land Richter hier einiges zur Binnen- und Seeschif-
fahrt gesagt hat - das ist alles in Ordnung -, möchte 
ich Sie fragen, ob Sie auch gemischtwirtschaftliche 
Gesellschaften, die mit großem Engagement den 
Umschlag zwischen Schiene, Binnenschiffahrt und 
Straße betreiben, um die Straße zu entlasten, fördern. 
Herr Kollege Richter hat nämlich gesagt, darüber 
werde nachgedacht bzw. dies werde gefordert. Wer-
den Sie als Bundesregierung dem Ausschuß vor-
schlagen, solche verlorenen Baukostenzuschüsse 
auch für derartige Einrichtungen zu vergeben, weil 
sie ja unser Ziel der Umschichtung tatsächlich errei-
chen helfen? 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Die Frage 
habe ich nicht verstanden! Noch einmal 

wiederholen!) 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Urbaniak, ich begrüße 
zunächst einmal Ihre generelle Feststellung, daß Sie 
auch im Bereich der Binnenschiffahrt die Umschich-
tung und die Vernetzung sehr unterstützen. Es ist ja 
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teilweise sehr schwierig, auf unseren Bundeswasser-
straßen voranzukommen, wenn ich nur an Berlin 
denke. 

Ganz konkret zu Ihrer Frage: Es muß alles in Be-
tracht gezogen werden, was dem Ziel dient, die Ver-
netzung und Verlagerung der Verkehre im Bereich 
der Schiene und im Bereich der Wasserstraße zu för-
dern, und nicht als Betriebskosten anzusehen ist, 
sondern im investiven Bereich liegt. Generell aber 
sind wir bereit, investitionspolitisch Unterstützung zu 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Sie wollen eine zweite 
Zusatzfrage stellen? Herr Staatssekretär, lassen Sie 
sie zu? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja, bitte, Herr Präsident. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ich war schneller als die Bundesregierung. Ich 
habe nämlich den Präsidenten des Bundeseisen-
bahnamtes angeschrieben und die Bitte geäußert: 
Ich habe ein konkretes Projekt. Da wollen wir den 
kombinierten Verkehr betreiben. - Er teilte mir mit: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

Das kann ausschließlich für DB-Anlagen finanziert 
werden. 

Sie gehen also darüber hinaus. Darf ich feststellen, 
es werden auch private Projekte finanziert? Können 
Sie das bestätigen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich kenne den konkreten 
Fall, den Sie hier vortragen, nicht. Sie werden sicher-
lich verstehen, daß wir uns jedes einzelne Vorhaben 
daraufhin genau anschauen müssen, welchen Anteil 
es in der Verlagerung am Ende tatsächlich überneh-
men wird. Wir gehen mit jeder einzelnen Mark, die 
wir dafür bereitstellen, sorgfältig um. Deswegen 
schließen wir Finanzierungsvereinbarungen ab, die 
auch eine Wirtschaftlichkeitsberechnung erfordern. 
Wenn wir das vorliegen haben, werden wir eine end-
gültige Antwort auf diese Frage geben können. Ich 
glaube, beides liegt im Moment nicht vor. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Küster, 
Ihre Frage. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß es Sinn macht, wenn wir im Be-
reich der Verkehrsprojekte Deutsche Einheit das 
„blaue Kreuz Magdeburg", die Elbe, und in diesem 
Zusammenhang auch den Eisenbahnverkehr aus-
bauen, daß gleichzeitig aber bei dem sehr wichtigen 
Punkt, nämlich dem Güterverkehrszentrum Magde-
burg, ein Loch besteht? Können Sie bestätigen, daß  

es nicht sehr sinnvoll ist, dieses Projekt weiterzu-
schieben? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Küster, 
das ist eine sehr gute Frage. Ich selber habe mich 
nämlich dafür interessiert, warum es beim Ausbau 
der Elbe in Magdeburg nicht weitergegangen ist. 
Den Begriff „Ausbau" möchte ich gleich wieder zu-
rücknehmen, weil es uns nicht um den Ausbau der 
Elbe geht. Wir wollen die Elbe vielmehr reparieren. 
Wir wollen sie wieder in den Zustand von 1913 ver-
setzen. Damals wurden 15 Millionen Güter auf der 
Elbe befördert. 

Dieses Wasserstraßenkreuz Magdeburg ist das in-
teressanteste Wasserstraßenkreuz, das wir in 
Deutschland haben werden. An diesem KV-Terminal 
in Magdeburg haben wir wirklich Schiene, Straße 
und Wasser an einer Stelle - nach Nord und Süd, 
nach Ost und West. 

Ich kann Ihnen auf Grund meiner Kenntnisse sa-
gen, daß der Planfeststellungsbeschluß im Monat 
April, so glaube ich, rechtskräftig werden wird. Der 
Antrag auf Finanzierungsvereinbarung liegt beim 
EBA vor. Ich denke, daß wir die Vereinbarung bis 
zum Sommer abschließen können. Dann könnte 
noch Ende des Jahres mit der Baufeldfreimachung 
und Anfang 1997 mit der Baudurchführung begon-
nen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Wollen Sie noch eine 
Zusatzfrage stellen? 

(Abg. Elke Ferner [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Einen Moment. Wir hatten bis jetzt drei Fragestel-
ler, die fünf Fragen gestellt haben. Normalerweise 
wird im Verlauf einer Debatte zu bestimmten Äuße-
rungen eine Frage gestellt, die Regierung wird aber 
nicht wie in der Fragestunde befragt. Gleichwohl 
sieht die Geschäftsordnung nichts anderes vor, als 
daß ich als Präsident zu fragen habe, ob der Redner 
bereit ist zu antworten. 

Ich stelle die Frage: Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, eine weitere Frage des Kollegen Dr. Küster 
und - das sage ich gleich dazu, damit ich nicht noch 
einmal unterbrechen muß - anschließend eine Frage 
der Kollegin Elke Ferner zu beantworten? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, ich bin be-
reit. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Antwort heißt ja. - 
Bitte, Herr Kollege Dr. Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Staatssekretär, für Ihre Bereitschaft, eine weitere 
Frage zu beantworten. 

Können Sie bestätigen, daß alle Entscheidungen 
einschließlich Hafenausbau im Sommer zusammen-
geführt werden sollen, um den kombinierten Ver- 
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kehr tatsächlich zu ermöglichen? Demnach würde 
Ihre Entscheidung nach meiner Kenntnis zu spät 
kommen. 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Wenn 
jemand nichts weiß, kann er keine 

gescheite Frage stellen!) 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Über die beiden Punkte, die 
ich genannt habe - Rechtskraft des Planfeststellungs-
beschlusses und Abschluß der Finanzierungsverein-
barung -, hinaus sehe ich keine Möglichkeit, etwas 
zu sagen. 

Elke Ferner (SPD): Herr Präsident, darf ich jetzt fra-
gen, ohne daß Sie mir noch einmal ausdrücklich das 
Wort erteilen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja!) 

Herr Staatssekretär Nitsch, nachdem Sie bisher 
fast wortwörtlich die Rede, die Herr Wissmann heute 
früh auf dem DVZ-Forum gehalten hat, auch im 
Deutschen Bundestag vortragen, möchte ich zu dem 
Thema Bereitstellung von 400 Millionen DM für die 
in Rede stehenden Güterverkehrszentren fragen, aus 
welchem Haushaltstitel die Gelder kommen. Wird 
das über Baukostenzuschüsse oder zinslose Darlehen 
finanziert, und für welchen Zeitraum wird der Betrag 
bereitgestellt? 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Bitte keine 
Details!) 

- Wieso keine Details? Ist das unangenehm? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Ferner, ich glaube, die 
Finanzierung wird sowohl über Baukostenzuschüsse 
als auch über Darlehen erfolgen. Es wird beides drin 
sein. Der Gesamtumfang, den wir aus dem Haushalt 
bereitstellen können, beläuft sich jährlich auf 
200 Millionen DM. Dieser Betrag wird nicht auf ein 
oder zwei Vorhaben verteilt, sondern es werden 
gleichzeitig mehrere Güterverkehrszentren gebaut 
werden. Wir werden das Geld so bereitstellen, daß es 
entsprechend dem Bauablauf zur Verfügung steht. 

(Elke Ferner [SPD]: Und der Haushaltstitel?) 

- Aus unserem Haushalt, soweit ich weiß. 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Das ist viel 
zu kompliziert!) 

Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis möchte ich jetzt 
in meiner Rede fortfahren. Ich beginne wieder an der 
Stelle, an der Herr Otto gefragt hatte. 

Eine erste Sammelfinanzierungsvereinbarung - 
Frau Ferner, Sie haben das sicherlich auch schon ge-
hört - zum Bau von sieben Terminals des kombinier-
ten Verkehrs mit einem Gesamtinvestitionsvolumen 
von zunächst 400 Millionen DM ist in dieser Woche 
unter Dach und Fach gebracht worden. Es sind dies 
die Projekte Großbeeren, Köln-Eifeltor, Basel, Korn-
westheim, Erfurt, Karlsruhe und Leipzig. Der Bau 
neuer Terminals und die Erweiterung bestehender 

Anlagen wird dadurch wesentlich erleichtert. Ziel ist 
es, die DB AG in die Lage zu versetzen, jährlich 
200 Millionen DM in den Terminalbau zu investieren 
und so den zügigen und nachfragegerechten Ausbau 
zu gewährleisten. 

Für die Bundesregierung ist klar: Der Ausbau des 
kombinierten Verkehrs gehört zu den entscheiden-
den Faktoren für eine systematische Vernetzung aller 
Verkehrsträger. Zur Effizienzsteigerung und Kosten-
senkung werden jedoch noch weitere innovative 
Technologien notwendig sein. 

Gemeinsam mit der DB AG wurden Untersuchun-
gen zur weiteren Optimierung durchgeführt. Sie las-
sen erkennen, daß es effektivere Wege gibt. So ist 
die Einrichtung großer Drehscheiben, sogenannter 
Megahubs vorgesehen, die deutliche organisatori-
sche und kostenmäßige Vorteile bringen. Die Um-
stellkapazität verdreifacht sich bei diesem System 
gegenüber den derzeitigen Rangierbahnhöfen. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich kann nicht erken-
nen, ob der Kollege Professor Scholz eine Frage stel-
len möchte. 

(Dr. Rupert  Scholz [CDU/CSU]: Herr Präsi-
dent, ich habe Frau Rönsch eine Frage 

gestellt! Das ist nicht Ihr Feld!) 

- Normalerweise hört man der Debatte im Sitzen zu, 
Herr Kollege. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, fahren Sie 
bitte fort. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir denken, daß wir diese 
Megahubsysteme möglichst schnell nutzen sollten, 
und wir hoffen, daß eines davon in Hannover-Lehrte 
noch rechtzeitig vor der Expo 2000 realisiert werden 
kann. 

Alle diese Maßnahmen reihen sich deutlich in un-
sere Strategie zum Abbau einseitiger Wettbewerbs-
vorteile der Straße ein, die die Marktposition von 
Bahn und Schiffahrt wirksam verbessern werden. 

Für die Herstellung fairer Wettbewerbsbedingun-
gen zwischen den Verkehrsträgern ist und bleibt in 
erster Linie eine verursachergerechte Wegekosten-
anlastung unverzichtbar. Ein erster entscheidender 
Schritt wurde hier mit der Einführung der Autobahn-
benutzungsgebühr für in- und ausländische Lkw er-
reicht. Ihre, den realen Bedingungen angemessene 
Erhöhung ist der nächste Schritt, um den es geht. 

(Elke Ferner [SPD]: Viel Vergnügen!) 

Vor diesem Hintergrund begrüßt die Bundesregie-
rung ausdrücklich die Ankündigung der Europä-
ischen Kommission zur Anhebung der Straßenbenut-
zungsgebühr für Lkw. Damit wird gleichzeitig allen 
der Wind aus den Segeln genommen, die immer wie-
der auf Mittel des Zwangs, auf Verbote und auf un-
nötige Restriktionen setzen. 

Die Bundesregierung versteht unter kombiniertem 
Verkehr sowohl den kombinierten Verkehr Schiene/ 
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Straße als auch den kombinierten Verkehr Wasser-
straße/Straße, das heißt, neben der Binnenschiffahrt 
auch den Bereich „From Road to Sea". Um das Verla-
gerungspotential auf die Küstenschiffahrt in Höhe 
von rund 14 Millionen Tonnen pro Jahr zu realisie-
ren, hat Bundesverkehrsminister Matthias Wissmann 
erst jüngst die Einberufung eines Runden Tisches 
der Praktiker angekündigt. Noch im März wird sich 
dieses Gremium zusammensetzen und konstituieren. 

Sie sehen, daß wir in allen Bereichen günstige Rah-
menbedingungen für den kombinierten Verkehr 
schaffen und auch weiterhin schaffen werden. Damit 
stellen wir sicher, daß er als Mittel der Vernetzung 
der Verkehrsträger seine wichtige verkehrspolitische 
Aufgabe erfüllen kann. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Berthold 
Wittich, Sie haben das Wort. 

Berthold Wittich (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Warum ist eine ra-
dikale Kurskorrektur in der Verkehrspolitik auf der 
Grundlage eines integrierten Konzeptes, das die Vor-
züge der verschiedenen Verkehrsträger koordiniert 
und vernetzt, eine existentielle Frage und das Gebot 
der Stunde? Die Antwort gibt die verkehrspolitische 
Realität. Auf den Straßen der Europäischen Union 
verdichtet sich der Verkehr immer mehr und treibt in 
den totalen Kollaps hinein. Das gilt vor allem für die 
Bundesrepublik als Transitland Nummer eins im Her-
zen Europas. 

Diese grundlegende Neuorientierung, deren Rich-
tung insbesondere durch die Verlagerung des Güter-
verkehrs von der Straße auf umweltfreundlichere 
Verkehrsmittel bestimmt sein muß, ist nicht nur aus 
verkehrspolitischer Sicht ein Akt der Vernunft. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Daten und Fakten der Klimakonferenzen der 
Vereinten Nationen in Rio, in Berlin, in Wien und in 
Genf, aber auch die Berichte der Enquete-Kommis-
sion „Schutz der Erdatmosphäre" erinnern uns in 
dramatischer Weise daran, daß die Natur zurück-
schlägt, wenn sie vergewaltigt wird. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Genau!) 

Wer die Lebensgrundlagen unserer Kinder, Enkel-
kinder und zukünftiger Generationen bewahren und 
die verkehrspolitische Katastrophe abwenden will, 
darf die umweltverträglichen Verkehrsträger nicht 
aufs Abstellgleis schieben oder gar zu Tode rationali-
sieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die Bundesregierung betont in ihrer Antwort 
die Notwendigkeit, Mobilität umweltgerecht zu orga-
nisieren. In der Vorbemerkung heißt es weiter, unbe-
stritten sei der „hohe Stellenwert einer integrierten 
Verkehrspolitik" auf der Basis einer engen Vernet-
zung und Kooperation der Verkehrsträger. Jedoch 
reicht allein die bloße Beschreibung eines hehren 

Zieles nicht aus. Da müssen schon den Worten auch 
die Taten folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil die Passivität der Regierung im krassen Ge-
gensatz zu den Zielen eines integrierten Verkehrs-
konzeptes steht, bleibt das Bekenntnis zu den Vorzü-
gen und Vorteilen des kombinierten Verkehrs eine 
inhaltsleere verbale Bekundung. 

(Beifall bei der SPD) 

Diesen Vorwurf würde ich nicht an die Bundesregie-
rung adressieren, wenn sie ausreichende Mittel für 
den Neu- und Ausbau des Schienennetzes im Haus-
halt bereitgestellt hätte. 

(Elke Ferner [SPD]: Das ist eine traurige 
Geschichte!) 

Obwohl die Regierung die Stärkung der Bahn, der 
Binnenschiffahrt und kombinierter Verkehre in offi-
ziellen Erklärungen und in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der Regierungsparteien propagiert, 
setzt sie in der Praxis - das sage ich mit Nachdruck - 
weiter auf Beton und Asphalt. 

(Elke Ferner [SPD]: Das ist Täuschung, was 
sie macht!) 

Damit schreibt sie den Vorsprung der Straße auf 
Dauer fest und verhindert die längst fällige Reform 
des Verkehrswesens. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß es der Bundesregierung an Mut und Ent-
schlossenheit fehlt, die Kurskorrektur in der Ver-
kehrspolitik durchzusetzen, notfalls gegen den Wi-
derstand einer mächtigen Lobby, beweist die Streich-
orgie zu Lasten der Bahn. Ich muß es noch einmal 
hervorheben: Wer die Investitionsmittel für das Jahr 
1996 um mehr als 2 Milliarden DM kürzt und für den 
Zeitraum von 1996 bis 1999 um 16 Milliarden DM zu-
sammenstreichen will, setzt die Akzente falsch und 
hält konservativer denn je an der Maxime „Freie 
Fahrt für freie Bürger" fest. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer das tut, ist auch nicht fähig und willens, Strek-
ken auszubauen, Netze zu entmischen und jede 
Möglichkeit zu nutzen, das brachliegende Potential 
des kombinierten Verkehrs auszuschöpfen. 

Geradezu skandalös ist die Tatsache, daß in den 
letzten beiden Haushaltsjahren die für den Ausbau 
der Terminals zur Verfügung stehenden Mittel verfal-
len sind. Nicht zuletzt haben die permanenten Inter-
ventionen des Bundesfinanzministers die Realisie-
rung eines flächendeckenden Netzes von Terminals 
für den kombinierten Verkehr immer wieder verzö-
gert und auf die lange Bank geschoben. Es ist von 
meinen Vorrednern schon erwähnt worden. 

Ich stelle fest: Dieser Regierung fehlt die Einsicht, 
daß wir nicht mehr zuwarten dürfen, daß wir jede 
verkehrspolitische Maßnahme ergreifen müssen, um 
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den Verkehr als entscheidendes Kreislaufsystem un-
serer Wirtschaft funktionsfähig zu erhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Orientiert an dem Entschließungsantrag der SPD

-

Bundestagsfraktion, fordere ich die Bundesregierung 
auf, das geplante Netz von Kombiverkehrsterminals 
grundsätzlich nur mit Baukostenzuschüssen zu för-
dern. Die Darlehensfinanzierung ist weder betriebs-
wirtschaftlich noch politisch vertretbar. Hier, Herr 
Richter, sehe ich auch den Widerspruch in Ihrer 
Rede. Sie haben sehr deutlich darauf hingewiesen, 
daß der kombinierte Verkehr benachteiligt ist. Wenn 
Sie dann aber für Darlehensfinanzierung plädieren, 
ist das kein geeigneter Beitrag, um das Kostenge-
füge, meinetwegen für die Bahn, zu reduzieren und 
den Prozeß zu beschleunigen. 

(Beifall bei der SPD - Hans-Eberhard Urba

-

niak [SPD]: Er hat eine kombinierte Rede 
gehalten!) 

Wir Sozialdemokraten machen uns in Verbindung 
mit dieser Problematik für eine Lösung stark, die die 
Bereitstellung eines eigenen Haushaltstitels zur För-
derung von Investitionen Dritter beinhaltet, damit 
auch Güterverkehrszentren, Schnittstellen zwischen 
der Binnenschiffahrt und der Straße und Road-to- 
Sea-Konzepte schneller als bisher umgesetzt werden 
können. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Wittich, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rich-
ter? 

Berthold Wittich (SPD): Bitte schön. 

Roland Richter (CDU/CSU): Herr Kollege Wittich, 
würden Sie bereit sein, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
Mittel, die wir von seiten des Bundes geben, um Vor-
haben voranzubringen, begrenzt sind, daß dann, 
wenn die Antwort Ja ist, die Mittel, sofern man sie 
nicht ausschließlich als Baukostenzuschuß gibt, son-
dern auch als Darlehen, für sehr viel mehr Projekte 
reichen und daß die Vereinbarungen, die zwischen 
der DB AG, also derjenigen, die diese Terminals 
bauen wird, und der Bundesregierung getroffen wor-
den sind - somit hat diejenige, die wirtschaftlichen 
Sachverstand hat, ja gesagt zu der Sache -, Anlaß für 
Sie sein müßten, Ihre soeben geäußerte Ansicht zu 
revidieren? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Berthold Wittich (SPD): Herr Richter, Sie haben si-
cherlich recht, wenn Sie sagen, daß die Mittel immer 
knapper werden. Aber wie wollen Sie eigentlich die 
Verkehrswende organisieren, wenn Sie in den näch-
sten Jahren zum Beispiel der Bahn Milliarden durch 
den Bau einer 285 Kilometer langen Transrapid

-

strecke entziehen? 

(Beifall bei der SPD) 

Auch ich bin für diese Transrapidstrecke, aber ich 
meine, 50 Kilometer würden ausreichen, um eine fas

-

zinierende Technologie unter Ernstfallbedingungen 
zu präsentieren. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Jawohl! Das ist die 
Technikfreundlichkeit der SPD! Jetzt 

kommt es wieder heraus!) 

Vizepräsident Hans Klein: Auch der Kollege Urba-
niak wollte eine Zwischenfrage stellen. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Kollege, ich 
höre zu meinem Schrecken, daß die Bundesregie-
rung überall Terminals der Bahn AG fördern will. Es 
verfallen Mittel; in den letzten zwei Jahren sind lä-
cherliche 10 Millionen DM für Planungskosten aus-
gegeben worden. Wie hoch sind denn eigentlich die 
Mittel, die verfallen sind? Ein Zeitraum von zwei Jah-
ren ist ja völlig vertan worden, um den kombinierten 
Verkehr voranzubringen. 

(Elke Ferner [SPD]: Verschlafen haben sie 
das!) 

Wie hoch sind denn die Mittel, die auf Grund der In-
aktivität von Koalition und Bundesregierung verfal-
len sind? 

Berthold Wittich (SPD): Das vermag ich im Mo-
ment nicht genau zu sagen. Nur, es handelt sich um 
einen erheblichen Betrag; nur das ist wesentlich. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

- Bevor ich hier eine falsche Zahl nenne, sage ich die 
Wahrheit. Dazu bekenne ich mich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber die Frage ist berechtigt. Es ist eine verheerende 
Entwicklung, daß Mittel, die dringend gebraucht 
werden, um den kombinierten Verkehr auszubauen, 
verfallen mußten. 

Wir fordern weiter, daß die Bundesregierung die 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen dafür schafft, 
daß nicht abgerufene Infrastrukturinvestitionsmittel 
jeweils auch zur Förderung der Waggonbeschaffung 
im kombinierten Verkehr und zur Entwicklung von 
Telematik-Systemen zur logistischen Unterstützung 
von Umschlagvorgängen eingesetzt werden können. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, umgehend 
die Voraussetzung für die Einführung einer gerech-
ten Form der fahrleistungsbezogenen Wegekosten-
abgabe für den Straßengüterverkehr zu schaffen. 

Ich komme zum Schluß. Nach Aussage des für den 
Güterverkehr zuständigen Vorstandsmitgliedes der 
Deutschen Bahn AG, Dr. Eberhard Sinnecker, kann 
das Aufkommen im kombinierten Verkehr mittelfri-
stig verdoppelt, langfristig sogar verdreifacht wer-
den. Das setzt jedoch die Aufhebung der Wettbe-
werbsverzerrungen zu Lasten der Bahn sowie der 
Binnen- und Küstenschiffahrt und die Umschichtung 
der investiven Mittel zugunsten des kombinierten 
Verkehrs voraus. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Wir brauchen - ich wiederhole - keine 285 Kilometer 
lange Transrapidstrecke, die Milliarden verschlingt. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Jetzt der Jäger 90! 
Er ist auf seinem Gebiet!) 

Unser Land braucht Investitionen für den Aufbau 
von integrierten Transportketten, für den Infrastruk-
turausbau, für die Anschaffung modernen Wagen-
materials und für die Errichtung von Umschlagein-
richtungen. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Das schafft 
Arbeitsplätze!) 

Das wäre auch ein gewaltiger Investitionsschub und 
ein entscheidender Beitrag zur Entschärfung der bri-
santen Lage auf dem Arbeitsmarkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses qualitative Wachstum würde den Menschen 
Arbeit und Brot, eine berufliche Perspektive und da-
mit Vertrauen in die Zukunft geben. Falls wir diese 
Chance nicht ergreifen, treiben wir in eine Sack-
gasse hinein, an deren Ende der Verlust der Mobilität 
und der Lebensqualität steht. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Georg Brunnhuber. 

(Elke Ferner [SPD]: Jetzt kommt die Tele

-

matik!) 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich 
ist heute ein großer Tag für den kombinierten Ver-
kehr. Denn heute konnte vom Bundesverkehrsmi-
nister bekanntgegeben werden, daß sieben neue 
Terminals gebaut werden. Da frage ich mich, was die 
wirklich sehr primitive Kritik der Opposition soll. 
Diese Regierung hat gezeigt: Sie ist handlungsfähig, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

sie baut diese Terminals, und sie unterstützt diese 
Terminals. 400 Millionen DM werden freigegeben. 

Alle Redner der Opposition haben in den letzten 
zwei Jahren offensichtlich nicht mitbekommen, daß 
wir die Bahn reformiert haben, indem wir sie priva-
tisiert haben. 

(Elke Ferner [SPD]: Ohne uns hättet ihr das 
gar nicht geschafft!) 

Diese zwei Jahre waren bei der Bahn AG notwendig, 
um zu planen. Seit Januar liegt der Generalplan für 
den Kombi-Verkehr vor. Innerhalb von vier Wochen 
haben Verkehrsministerium und Finanzministerium 
gemeinsam entschieden, was gemacht wird: Sieben 
neue Terminals werden gebaut. Sie müßten sich ei-
gentlich heute hierherstellen und „Danke" sagen, 
weil wir so gut gearbeitet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn wir jetzt in Großbeeren, Leipzig, Erfurt, 
Köln, Kornwestheim, Karlsruhe und Basel bauen,  

kann ich Ihnen nur sagen: Ihre Zeit wird kommen; 
denn vor Ort sehe ich schon jetzt, wie Rot und Grün 
mit der Tafel marschieren: Überall bauen, nur nicht 
bei uns. Da sind nämlich Sie gefordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da können Sie dann zeigen, daß Sie wirklich für den 
kombinierten Verkehr sind, weil Sie nämlich vor Ort 
eine Verantwortung haben. Ich bin gespannt, was 
Ihre Genossen gerade in Kornwestheim, aber auch 
anderswo vor Ort organisieren werden, wenn wir sa-
gen, daß dort gebaut wird. Dabei benötigen wir ins-
besondere in Basel diesen Verkehr, um über die Al-
pen zu kommen, wofür das eine ganz hervorragende 
Möglichkeit ist. 

Vorhin wurde von den Grünen eingewandt, der 
kombinierte Verkehr sei ständig im Rücklauf. Auch 
dies stimmt nicht. Beim Fernverkehr Köln-Mann-
heim-Mailand hat der Kombi-Verkehr 60 Prozent 
Anteile. Das muß man doch einmal festhalten. Das ist 
doch schon etwas bei all den Problemen in den letz-
ten Jahren. Auch hier war die Opposition schlecht in-
formiert. 

Wenn ich sehe, wie in Nordrhein-Westfalen Ver-
kehrspolitik betrieben wird, daß vom Köln/Bonner-
Flughafen das Frachtflugunternehmen TNT, das hier 
einen großen Umschlagplatz hat, nach Lüttich ab-
marschieren muß - dieses Unternehmen ist im Be-
reich des kombinierten Verkehrs tätig -, 

(Elke Ferner [SPD]: Das haben wir doch 
heute früh alles schon gehabt!) 

weil die rot-grüne Koalition nicht in der Lage ist, ver-
nünftige Politik zu betreiben, dann wundert mich 
nichts mehr. Ich möchte hier aus einem Kommentar 
von Jens Feddersen zitieren, einem Journalisten, der 
sicherlich nicht der CDU zugerechnet werden kann. 
Er schreibt, von einem Kabinettsmitglied der SPD in 
Nordrhein-Westfalen sei über die Grünen gesagt 
worden, daß sie „lieber jede Mark für Lesben- und 
Schwulenbüros ausgeben als für auch nur einen 
Meter Autobahn" . Da kann man nur sagen: Verkehr 
ist halt Verkehr; jeder hat seine eigene Auffassung 
darüber. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Von Herrn Sorge und Herrn Wittich wurde nicht 
eindeutig nachvollzogen, daß die Regierung noch 
weiter gehandelt hat. Sie hat bereits Ausnahmege-
nehmigungen durchgesetzt, nämlich für die 
44 Tonnen erhöhtes Gesamtgewicht bei der Contai-
nerbeförderung im Straßenvor- und -nachlauf. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie zwei Zwischenfragen? Der Kollege Oesinghaus 
hat sich als erster gemeldet und die Kollegin Alt-
mann als zweite. 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Im Interesse der 
Kolleginnnen und Kollegen, die diese Debatte jetzt 
schon über anderthalb Stunden anhören, meine ich, 
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ist es sinnvoller, die Zwischenfragen nicht zuzulas-
sen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

zumal die Fragen, die bisher von der Opposition ge-
stellt wurden, nicht gerade von großer Sachkenntnis 
geprägt waren. 

Wir haben zur Finanzierung heute mehrere Einlas-
sungen gehört. Ich persönlich und die CDU/CSU

-Fraktion möchten natürlich, daß noch mehr privates 
Kapital für diese Terminals organisiert werden kann; 
denn ich glaube, daß dies auch eine Aufgabe der 
Verkehrswirtschaft ist. Wir haben auch ausschließ-
lich privat organisierte Umschlagplätze, zum Beispiel 
in Nürnberg, wo Straße, Schiene und Wasser schon 
zusammengeführt sind. Die Synergieeffekte, die 
hierbei entstehen - Zusammenarbeit zwischen Spe-
diteuren, privaten Betreibern und der Bahn AG, die 
ein großes Interesse daran haben muß, daß auf ihrer 
Infrastruktur Schiene Güterverkehr stattfindet -, er-
geben sich auf Grund der guten Logistik. Auch da-
durch ist gewährleistet, daß der sparsame Mittelein-
satz des Bundes sinnvoll angewandt wird. Denn 
wenn die Betreiber dafür verantwortlich sind, daß die 
Terminals wirtschaftlich arbeiten, werden sie auch 
beim Bau dieser Terminals dafür sorgen, daß diese 
nicht so teuer werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein wichtiger Punkt, der noch zu kurz kam und zu-
mindest angerissen werden muß, betrifft die im 
Laufe der nächsten zwei Sitzungswochen anste-
hende Telematik-Debatte. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Das mußte kom

-

men!) 

Der kombinierte Verkehr eignet sich ganz hervorra-
gend für die Telematik, weil in diesem Bereich Infor-
mationen notwendig sind. Informationsbeschaffung, 
Informationsweitergabe, Schnittstellen - das sind die 
telematischen Grundvoraussetzungen. Vielleicht kann 
die Telematik über den kombinierten Verkehr in der 
Bundesrepublik Deutschland sogar eine Vorreiter-
rolle im Gesamtverkehr einnehmen; denn in diesem 
Bereich wird er benötigt, wird er teilweise auch 
schon angewandt. 

Die Bahn hat die Voraussetzungen für den kombi-
nierten Verkehr zu schaffen. Sie muß ihre Güterwag-
gons mit einer Kennung versehen, damit man weiß, 
wo diese Güterwaggons gerade sind. Dazu sind tele-
matische Einrichtungen notwendig. 

Wenn die Opposition das ablehnt, zeigt sie, daß sie 
nicht nur insgesamt technologiefeindlich ist, sondern 
gerade im Straßenverkehr alles vermeidet und ver-
hindert, was zu einem umweltgerechten Verkehrsab-
lauf führen kann. 

(Konrad Kunick [SPD]: Dumm Tüch!) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Herr Kol-
lege. 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Jawohl, ich 
komme zum Ende. 

Ich möchte deutlich machen: Man muß der Bahn 
AG ein Kompliment machen, die in dieser schwieri-
gen Umstrukturierungszeit, im Zuge ihrer Neufor-
mierung in der Lage war, 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Mit Zu-
stimmung der SPD!) 

diesen kombinierten Verkehr neu zu organisieren 
und zum Erfolg zu führen. 

Wer in der Bundesrepublik Deutschland Arbeits-
plätze erhalten und sichern will, wer umweltfreund-
lich transportieren will, der unterstützt die Politik die-
ser Regierung im kombinierten Verkehr. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Hans-Eberhard 
Urbaniak [SPD]: Wir unterstützen die Bahn 

AG, aber nicht die Regierung!) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Kolleginnen und 
Kollegen, bei mir wurde eine ganze Serie von Kurzin-
terventionen angemeldet. 

(Widerspruch) 

- Einen Moment. - Ich bitte die Kolleginnen und Kol-
legen, die eine Kurzintervention angemeldet haben, 
um Verständnis dafür, daß ich angesichts der Viel-
zahl von Zwischenfragen, die diese Debatte ohnehin 
sehr ausgedehnt haben, keine Kurzinterventionen 
mehr zulasse. 

Ich will eine kleine Einschränkung machen. Die 
Kollegin Altmann fühlt sich in einer bestimmten 
Frage besonders angesprochen. Ich wäre dankbar, 
Frau Kollegin, wenn Sie Ihre Kurzintervention sehr 
kurz fassen würden, damit die Bewilligung Ihrer 
Kurzintervention keine Bevorzugung gegenüber den 
Kolleginnen und Kollegen, denen ich sie ablehnen 
muß, darstellt. Ich darf Sie bitten. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Das geht doch 
nicht!) 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident, ich danke Ihnen, daß ich doch 
noch die Möglichkeit einer Kurzintervention be-
komme. 

Ich möchte etwas zu einer Äußerung von Herrn 
Brunnhuber sagen, nämlich zu dem Zitat, daß die 
Grünen lieber Büros für Schwule und Lesben einrich-
ten, statt in den Straßenbau zu investieren. Ich finde 
diese Äußerung unerträglich, zutiefst diskriminie-
rend. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 
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Ich muß sagen: Schwule und Lesben sind schon ge-
nügend Repressalien ausgesetzt. Es ist wirklich nicht 
im Sinne dieses Hauses, diese hier fortzusetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS - Jürgen 
W. Möllemann [F.D.P.]: Bei uns sind sie kei

-

nen Repressalien ausgesetzt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brunnhu-
ber. 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Frau Kollegin Alt-
mann, ich habe ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß diese Äußerung nicht aus meiner Feder stammt, 
sondern von dem bekannten Journalisten Jens Fed-
dersen, der das in einer heute erschienenen Zeitung 
geschrieben hat. Ich habe diese Äußerung als Zitat 
weitergegeben, habe auch darauf hingewiesen, daß 
ich zitiere. 

Wenn Sie sich, Frau Kollegin Altmann, davon 
durch mich betroffen fühlen, dann tut es mir leid, 
dann entschuldige ich mich. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum zitieren Sie das dann?) 

- Ich habe ausdrücklich darauf hingewiesen, daß es 
sich dabei um eine Kritik handelt, die in der Öffent-
lichkeit über Ihre Verkehrspolitik geäußert wird. Das 
wird ja noch erlaubt sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Ernst  Hinsken [CDU/CSU]: Der Jens Fed

-

dersen hat recht! - Jürgen W. Möllemann 
[F.D.P.]: Der Feddersen war mal Sozi!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/3883 an den Ausschuß für Verkehr zu überwei-
sen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 13/3886 soll zur federführenden Be-
ratung an den Ausschuß für Verkehr und zur Mitbe-
ratung an den Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union überwiesen werden. 

Ist das Haus damit einverstanden? - Dies ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Herausnahme von Ghana aus der Liste der si-
cheren Herkunftsstaaten 

- Drucksache 13/3329 - 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Dage-
gen erhebt sich offensichtlich kein Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast das Wort. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Antwort auf die 
Frage, in welchem Staat ein Mensch keine politi-
schen Verfolgungen zu befürchten hat, fällt gewiß 
außerordentlich schwer. § 29 a des Asylverfahrensge-
setzes bezeichnet einen Antrag als offensichtlich un-
begründet, wenn der Bewerber oder die Bewerbe rin 
aus einem „sicheren Herkunftsstaat" kommt. Für 
den Flüchtling bleibt aber dennoch die Möglichkeit, 
nachzuweisen oder Tatsachen anzugeben, daß ihm 
selbst bzw. nach denen ihm selbst aus bestimmten 
Gründen politische Verfolgung droht, auch wenn das 
nach internationaler Einschätzung allgemein in sei-
nem Land nicht gilt. Zusätzliche Sicherungen sind 
also im Gesetz eingebaut. 

Bekannt ist auch, daß sich schon vor der Neurege-
lung des Asylrechts die Entscheider beim Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge in 
der Praxis grundsätzlich an solchen Länderlisten 
orientierten. Dennoch bleibt die förmliche Festle-
gung im Gesetz selber einer der heiklen Bestandteile 
des Asylkompromisses. Schließlich sind die Fristen 
für die Betroffenen knapp bemessen und die Beweise 
schwer zu erbringen. Wir dürfen uns da überhaupt 
nichts vormachen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

Wir Sozialdemokraten hatten aus diesem Grunde 
seinerzeit bei den Verhandlungen über das Asylver-
fahrensgesetz darauf gedrängt, auf die Liste der si-
cheren Herkunftsstaaten nach strengen Kriterien nur 
sehr wenige Länder zu setzen. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, natürlich muß die Liste - je nach aktu-
eller Entwicklung in den Ländern - überprüft, gege-
benenfalls auch korrigiert werden. Wir haben das vor 
einiger Zeit - wenn ich daran erinnern darf - im Kon-
sens und ohne viel Aufhebens mit dem afrikanischen 
Land Gambia so gehalten. Darüber waren Sie sich 
sogar in der Koalition einig. Die Bundesregierung hat 
auf ihrer Kabinettsitzung am vergangenen Mittwoch 
Entsprechendes für Senegal beschlossen. 

Wir beantragen jetzt, Ghana von der Liste der si-
cheren Herkunftsstaaten zu streichen. Den - dies 
möchte ich betonen - strengen Ansprüchen an die 
Wahrung der Menschenrechte wird dieses Land 
nicht gerecht. Für die Bundesrepublik ist es ein Ar-
mutszeugnis, daß im Zuge der mündlichen Verhand-
lung des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe 
über das neue Asylrecht Mängel im Lagebericht des 
Auswärtigen Amtes zu den Verhältnissen in Ghana 
zutage traten und die Bundesregierung diese Defi-
zite zugeben mußte. Damit ist es aber noch nicht ge-
tan. Wir als Abgeordnete und Mitglieder des für 
Asylfragen federführenden Ausschusses rügen aus-
drücklich, daß das Parlament über die aktuelle Situa-
tion mangelhaft informiert worden ist. 

Nach Erkenntnissen von Amnesty International 
sind seit Bestehen der PNDC-Regierung in jedem 
Jahr - das Jahr 1994 einmal ausgenommen - Todes- 
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urteile ausgesprochen worden. Im Jahre 1990 wur-
den in Ghana neun Hinrichtungen vollzogen, drei 
Jahre später sogar zwölf: wegen Mordes, wegen Ver-
rats und wegen Umsturzversuches - so die offiziellen 
Begründungen. Gerade die im Jahre 1993 vollstreck-
ten Todesurteile lösten vor allen Dingen bei den 
Menschenrechtsorganisationen große Sorgen aus, da 
man befürchten mußte, daß nun der faktisch noch 
bestehende Hinrichtungsstopp aufgehoben sei und 
weiteren Todesurteilen freie Bahn gegeben würde. 

Wir betrachten es als schwerwiegendes Versäum-
nis des Auswärtigen Amtes, daß erst im November 
1995, also erst vor wenigen Monaten, in einem geän-
derten Lagebericht die Vollstreckung eines Todesur-
teils eingeräumt wurde. Als das Parlament 1993 be-
stimmte, welches Land als sicher eingestuft werden 
könne, fand sich im Prüfungsbericht der Bundesre-
gierung von Januar 1993 nur die Aussage, 1992 sei 
kein Fall einer Hinrichtung bekanntgeworden. Am 
10. Mai 1993 hat dann der Auswärtige Ausschuß mit 
Mehrheit die Aufnahme Ghanas in diese Liste be-
schlossen. Der Innenausschuß stützte sich wiederum 
auf die Stellungnahme des Auswärtigen Ausschus-
ses. 

Das Parlament hat sich bei wichtigen Entscheidun-
gen, bei denen es um mögliche Gefahren für Leib 
und Leben von Menschen ging, offenkundig nicht 
auf verläßliche und aktuelle Berichte stützen können. 
Die Bundesregierung hat damit fahrlässig gehandelt 
und den Deutschen Bundestag unzureichend und 
mangelhaft unterrichtet. Das erfordert umgehend 
einschneidende Konsequenzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Diskussion unter Menschenrechtsgruppen 
über die Qualität der Lageberichte des Auswärtigen 
Amtes ist generell, über den aktuellen Fall hinaus, 
in vollem Gange. Ich will hier keine negativen Pau-
schalurteile 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Seien Sie 
vorsichtig!) 

- das tue ich nicht, Herr Schäfer - fällen nach dem 
Motto: alles nur Schönfärberei. Aber unsere Erfah-
rungen mit diesen Lageberichten sind in der Tat un-
terschiedlich: Manche liefern eine durchaus kritische 
Schilderung der Zustände im jeweiligen Land, bei 
anderen wünschte man sich aber differenziertere 
Analysen. Wir fänden es auch sinnvoll, wenn in Län-
dern, aus denen viele Asylbewerber zu uns kommen, 
auch Entscheider des Bundesamtes für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge vor Ort ihren Sach-
verstand und ihr Urteilsvermögen einbringen könn-
ten. 

Was wir am Beispiel Ghana erlebt haben, muß un-
sere Skepsis schärfen. Deswegen die Konsequenz: 
Wir fordern die Bundesregierung auf, durch Rechts-
verordnung im § 29 a des Asylverfahrensgesetzes un-
verzüglich zu bestimmen, daß Ghana nicht mehr als 
sicherer Herkunftsstaat aufgeführt wird. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin 
Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dafür wird eine Frist von sechs Monaten festgelegt, 
so entspricht es den Regularien. 

Wir verlangen außerdem einen sorgfältigen, aus 
seriösen Quellen gespeisten Bericht zur aktuellen Si-
tuation in Ghana. Wir brauchen konkrete und aktu-
elle Daten zu den rechtlichen und politischen Ver-
hältnissen; das ist eine notwendige Sofortmaßnahme. 
Sie sagt - um auch das zu betonen - noch nichts dar-
über aus, ob das Land auch im Gesetz selbst von der 
Liste solcher Herkunftsstaaten langfristig gestrichen 
werden muß. Aber sie räumt das Risiko aus dem 
Weg, Fehlentscheidungen zu Lasten von Menschen 
zu treffen, die bei uns Schutz gesucht haben. 

Über weitere Konsequenzen kann der Gesetzgeber 
im Lichte des umfassenden und wahrheitsgetreuen 
Berichts entscheiden, den wir hoffentlich erwarten 
dürfen. Darüber muß man eigentlich keine langen 
Diskussionen und Beratungen mehr führen. Dies ist 
ein Schritt, den man sofort vollziehen kann. Und es 
ist auch der einzige Weg, den die Bundesregierung 
einschlagen muß, um ihren Fehler der mangelhaften 
Unterrichtung wiedergutzumachen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Sie sollten ihn ohne weitere Diskussionen gehen. 
Das sind Sie uns, das sind Sie sich, das sind Sie dem 
Parlament schuldig. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Parlamentarischen Staatssekretär Eduard Lintner das 
Wort . 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Den Vorwurf, die Bundesregierung habe 
den Deutschen Bundestag im Gesetzgebungsverfah-
ren hinsichtlich der Aufnahme Ghanas in die Anlage II 
zum Asylverfahrensgesetz unvollständig und damit 
falsch unterrichtet, muß ich auf das entschiedenste 
zurückweisen. 

Ich möchte hier auch klarstellen, daß die Entschei-
dung der Bundesregierung auf allen verfügbaren Er-
kenntnisquellen beruht, also auch auf Berichten, die 
nicht vom Auswärtigen Amt stammen. Auch diese 
Berichte haben sich bisher im Kern, auch im Hinblick 
auf Ghana, als zutreffend erwiesen. 

Lassen Sie mich deshalb ganz kurz darstellen, wie 
diese Entscheidung zustande gekommen ist und wie 
sie insbesondere begründet war. 

Bei der Festlegung Ghanas als eines sicheren Her-
kunftsstaates hat die Bundesregierung den Obleuten 
der Fraktionen - wie Sie wissen, auch der Fraktion 
der SPD - die Aufzeichnung vom 5. Januar 1993 mit 
dem Titel „Prüfung sicherer Herkunftsstaaten: 
Ghana" übermittelt. Dieser Aufzeichnung, Frau Kol- 
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legin, war seinerzeit ein Auszug aus dem Jahresbe-
richt 1992 von Amnesty International als Anlage bei-
gefügt, in dem es wörtlich heißt: 

Mindestens acht Personen wurden zum Tode ver-
urteilt; Hinrichtungen haben dagegen, soweit be-
kannt, nicht stattgefunden. 

Das war also der allgemeine Erkenntnisstand bei der 
Verabschiedung des Asylverfahrensgesetzes. 

Erstmals wird in dem im August 1994 herausgege-
benen Jahresbericht 1994 von Amnesty International 
auf Hinrichtungen hingewiesen, und zwar in folgen-
der Passage: 

Die Gerichte verurteilten drei Personen zum 
Tode; zwölf Menschen wurden hingerichtet. 

Nun muß man wissen, daß als sicherer Herkunfts-
staat nach Art. 16a Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes 
ein Staat bestimmt werden kann, bei dem 

auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung 
und der allgemeinen politischen Verhältnisse ge-
währleistet erscheint, daß dort weder politische 
Verfolgung noch unmenschliche oder erniedri-
gende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. 

Die Tatsache, daß ein Staat für bestimmte, festge-
legte schwere Kapitalverbrechen, die nach A rt . 1 F 
Buchstabe b der Genfer Flüchtlingskonvention sogar 
die Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention 
ausschließen, die Todesstrafe verhängen kann und 
sie gegebenenfalls auch vollstreckt, steht einer Fest-
legung dieses Staates als eines sicheren Herkunfts-
staates grundsätzlich nicht entgegen. Sonst müßten 
zum Beispiel auch - das läge in der Konsequenz -, 
wenn diese Frage tatsächlich zur Entscheidung an-
stünde, etwa die Vereinigten Staaten von Amerika 
als nicht sicherer Herkunftsstaat eingestuft werden. 
Es kommt daher immer darauf an, für welche Strafta-
ten die Todesstrafe verhängt und gegebenenfalls 
vollstreckt werden kann und ob die Gefahr eines 
Mißbrauchs des an sich korrekten Verfahrens be-
steht. 

In Ghana kann die Todesstrafe nur für „murder" 
- Mord -, „treason" - Verrat -, „subversion" - Um-
sturz - und für bestimmte spezielle Formen des Rau-
bes verhängt werden. Wie auch Amnesty Internatio-
nal schriftlich gegenüber dem Bundesverfassungs-
gericht ausgeführt hat, ist eine Erweiterung dieses 
Kataloges gegenwärtig nicht zu erkennen, auch 
nicht auf dem „kalten" Wege. 

Die zwölf Hinrichtungen im Jahre 1993 erfolgten 
nach Angaben von Amnesty International wegen Be-
teiligung an bewaffnetem Raub und Mord. Nach den 
der Bundesregierung vorliegenden Informationen 
waren drei Täter wegen Mordes, vier Täter wegen 
bewaffneten Raubüberfalls mit Todesfolge und fünf 
Täter wegen schweren bewaffneten Raubüberfalls 
zum Tode verurteilt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Staatsse-
kretär, Sie gestatten eine Zwischenfrage der Kollegin 
Kerstin Müller? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Lintner, ich möchte Ihnen eine Frage be-
züglich der Verhandlungen beim Bundesverfas-
sungsgericht stellen. Das Auswärtige Amt bzw. Ihre 
Seite hat dort ähnlich argumentiert, wie Sie das jetzt 
dargestellt haben, und wurde von den Richtern dar-
auf hingewiesen, daß die Todesstrafe auf europäi-
scher Ebene durch das 6. Fakultativprotokoll zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention geächtet 
sei und daß Art . 16a Abs. 3 Grundgesetz ausdrück-
lich mit Bezug auf dieses Protokoll entstanden sei. 
Würden Sie mir also zustimmen, daß Ihrer Argumen-
tation an diesem Punkt nicht gefolgt werden kann? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Nein, Frau Kollegin. Maßge-
bend ist hier die Genfer Flüchtlingskonvention. Ich 
habe darauf hingewiesen, daß selbst die Flüchtlings-
konvention, die sich mit dem Schutz von Flüchtlin-
gen in den Mitgliedstaaten befaßt, genau die Diffe-
renzierung, die ich Ihnen vorgetragen habe, erlaubt. 

Ein Asylsuchender kann selbstverständlich das 
Vorliegen derartiger Tatbestände im Rahmen seines 
Asylverfahrens geltend machen. Bundesamt und 
Verwaltungsgerichte haben dann zu prüfen, ob im 
entsprechenden Einzelfall eine politische Verfolgung 
nach Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz gegeben ist oder 
ob die Abschiebungshindernisse der §§ 51 und 53 
des Ausländergesetzes vorliegen. Für den Erlaß einer 
Verordnung nach § 29 a Abs. 3 des Asylverfahrensge-
setzes - also im Sinne des Antrags der SPD - besteht 
deshalb derzeit keine Veranlassung. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ergänzend auf folgendes hinweisen, Frau Kollegin: 
Selbst der UNHCR, eine an sich unverdächtige 
Quelle, hat keine Bedenken gegen die Einstufung 
Ghanas als eines sicheren Herkunftsstaates. So ist 
z. B. im Schreiben des UNHCR vom 11. Dezember 
1995 an das Bundesverfassungsgericht wörtlich aus-
geführt: 

Die in Deutschland getroffene gesetzliche Rege-
lung nach Art. 16a Abs. 3 Grundgesetz in Verbin-
dung mit § 29a Asylverfahrensgesetz, verbunden 
mit der Aufnahme Ghanas in die Liste „sicherer 
Herkunftsstaaten" , entspricht nach Auffassung 
des UNHCR in ihrer Ausgestaltung grundsätzlich 
den völkerrechtlichen Kriterien und ist auch inso-
weit prinzipiell mit den Bestimmungen der Gen-
fer Flüchtlingskonvention vereinbar .. . 

Es heißt dann weiter: 

Zusammenfassend bestehen aus Sicht des 
UNHCR zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
Einwände gegen die Einbeziehung Ghanas in die 
Liste sicherer Herkunftsländer, solange durch die 
Rechtspraxis des Bundesamtes und der Gerichte 
gewährleistet bleibt, daß in berechtigten Einzel-
fällen die Feststellung einer politischen Verfol- 
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gung im Sinne des Artikels 16a Grundgesetz 
bzw. nach § 51 Ausländergesetz getroffen wird 
und somit die allgemeine Vermutung der Sicher-
heit im Einzelfall tatsächlich widerlegt werden 
kann. 

Soweit das Zitat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Staats-
sekretär, eine Zwischenfrage des Kollegen Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, würden Sie mir darin zustim-
men, daß es bei einem solchen Auseinanderklaffen 
von hiesiger Rechtsnorm und der sich anders entwik-
kelnden Verfassungswirklichkeit oder Rechtswirk-
lichkeit in Ghana sehr sinnvoll wäre, daß an unserer 
Botschaft, also auf sehr direktem Weg, auch ein Men-
schenrechtsbeobachter tätig ist, so daß wir nicht nur 
auf die vorzüglichen Berichte von Amnesty Interna-
tional und UNHCR angewiesen sind, sondern unser 
eigenes politisches Urteil stärker schärfen können? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Also, Herr Kollege, ich habe 
überhaupt keine Veranlassung, daran zu zweifeln, 
daß etwa das eigene politische Urteil unserer auswär-
tigen Vertretung - wo auch immer - getrübt wäre. 
Das ist ja unser „eigenes politisches Urteil". Für das 
Mißtrauen, das jetzt in Ihrem Ansinnen zum Aus-
druck kommt, besteht überhaupt kein Anlaß. Im 
übrigen muß ich Ihnen sagen, daß ich schon ein biß-
chen verwundert bin: Üblicherweise halten Sie uns 
immer den Inhalt von ai-Berichten und von UNHCR

-

Stellungnahmen vor und fordern uns auf, uns danach 
zu richten und das zur Kenntnis zu nehmen. Jetzt 
aber, wo ich ausschließlich mit dem Inhalt dieser Be-
richte argumentiere, die genau mit dem übereinstim-
men, was wir Ihnen an Informationen gegeben ha-
ben, reicht Ihnen das nicht. Jetzt wollen Sie noch zu-
sätzlich Beauftragte. Ich meine, Sie sollten in dem 
Fall einsehen, Herr Kollege, daß es keinen Raum da-
für gibt, einen solchen Schritt zu gehen, wie ihn die 
SPD-Fraktion vorgeschlagen hat. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend feststellen: Für irgendwelche Vorwürfe an 
die Adresse der Bundesregierung oder des auswärti-
gen Dienstes ist kein Raum. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Kerstin Müller. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Präsi-
dent! Herr Lintner, wir werden uns auch künftig auf 
Erkenntnisse und Berichte von Amnesty Internatio-
nal stützen. Ich hoffe, daß auch die Bundesregierung 
das macht. Ich habe die Verhandlungen beim Verfas-
sungsgericht verfolgt. Das Verfassungsgericht sieht 
das offensichtlich anders. Auch der Vertreter des 
Auswärtigen Amtes mußte an diesem Punkt einen 

Rückzieher machen. Er hat ziemlich klar zugegeben: 
Auch 1993 wurden in Ghana Todesurteile vollstreckt; 
das Auswärtige Amt sei über diese Tatsache nicht in-
formiert gewesen. Das ist, finde ich, ein ziemlicher 
Skandal. Das ist auch der Grund, warum wir hier for-
dern, daß Ghana aus der Liste der sicheren Her-
kunftsländer herausgenommen wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir werden, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, aus diesem Grund natürlich Ihrem Antrag 
zustimmen. Ich möchte aber grundsätzlich noch zum 
Ausdruck bringen, daß uns das natürlich nicht reicht, 
wie Sie sich vorstellen können. Wir meinen, daß die-
ses Herumdoktern am sogenannten Asylkompromiß 
- die sicheren Herkunftsländer sind dafür nur ein 
Beispiel - an der unmenschlichen Rechtslage für die 
Flüchtlinge in diesem Land nicht viel ändern wird. 

Sie haben selbst schon darauf hingewiesen: Am 
Mittwoch ist Senegal aus dieser Liste herausgenom-
men worden. Auf Drängen des Verfassungsgerichts 
wurde Gambia schon ziemlich früh aus der Liste der 
sicheren Herkunftsländer herausgenommen. Ich 
weise auf Rumänien hin. Wird es möglicherweise das 
nächste Land sein? Sie wissen selbst, wie rumänische 
Roma in Rumänien behandelt werden. 

Ich muß für meine Fraktion ganz deutlich sagen: 
Das Konzept der sicheren Herkunftsländer taugt 
nicht; 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

denn - ich beziehe mich da noch einmal auf Amnesty 
International; auch in den Debatten zum Asylkom-
promiß ist das immer wieder gesagt worden - die 
Herkunft sagt nichts über die Gefährdung. Sie wis-
sen eben nicht, ob dieser oder jener nicht doch poli-
tisch verfolgt ist. Sie schicken ihn einfach in sein Her-
kunftsland zurück, auch wenn er möglicherweise po-
litisch verfolgt ist. Er hat überhaupt keine Gelegen-
heit, dies in einem entsprechenden Verfahren über-
prüfen zu lassen. 

Wir sind der Meinung: Um herauszufinden, ob ein 
Flüchtling politisch verfolgt ist, müssen wir seine 
Gründe überprüfen. Wir dürfen nicht pauschal auf 
die Herkunft und auch nicht auf den Fluchtweg ab-
stellen. Ich habe daher vor zwei Tagen für meine 
Fraktion einen Antrag zur Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik vorgestellt. Ich bin der Meinung, daß wir uns 
nicht nur mit der Frage der sicheren Herkunftsländer 
befassen dürfen, sondern daß wir überhaupt einmal 
bilanzieren müssen, was der Asylkompromiß für die 
Flüchtlinge in diesem Land gebracht hat. 

Wir sind der Meinung, daß nicht nur an der Rege-
lung der sicheren Herkunftsländer, sondern auch an 
der Drittstaatenregelung Korrekturen vorgenommen 
werden müssen. Bevor das Verfassungsgericht ent-
scheidet, ist die Politik gefragt. Wir dürfen nicht wie 
das Kaninchen auf die Schlange auf das Verfas-
sungsgericht starren. Vielmehr müssen wir jetzt han-
deln. Wir müssen Korrekturen vornehmen - ich 
hoffe, daß die Initiativen noch mehr Druck machen 
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werden; Kirchenasyl wurde angekündigt -, denn in-
zwischen stellt sich die Lage in der Bundesrepublik 
für die Flüchtlinge äußerst inhuman dar. Ich hoffe, 
daß sich das bald wieder ändert. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Cornelia Schmalz-Jacobsen das Wort. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (F.D.P.): Herr Präsi-
dent! Meine Kolleginnen und Kollegen! Es gehört 
nicht allzuviel Hellseherei dazu, daß wir uns nach 
dem Spruch des Bundesverfassungsgerichts hier 
wahrscheinlich mit dem Thema beschäftigen müs-
sen. 

Aber nun zu dem von der SPD vorgelegten Antrag, 
Ghana aus der Liste der sicheren Herkunftsstaaten 
zu streichen. Ihm wird die F.D.P. nicht zustimmen. 
Ich meine, meine Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, daß Sie es sich hier ein bißchen zu einfach ge-
macht haben. 

Ich gehöre sicher nicht zu den Hardlinern bei der 
praktischen Anwendung unseres Asylrechts. Aber 
eines steht für mich fest: Wir können nicht einen Her-
kunftsstaat von Flüchtlingen allein deshalb als unsi-
cheren Herkunftsstaat ansehen, weil es in ihm die 
Todesstrafe gibt und diese vollstreckt wird. Alle mir 
vorliegenden Berichte zur Situation in Ghana zeigen, 
daß dort in der Tat Todesurteile vollstreckt werden, 
jedoch nach Auskunft von Amnesty International 
ausschließlich wegen Raubes und Mordes. Daß wir 
eine solche Strafjustiz ablehnen, steht auf einem 
ganz anderen Blatt. Das ist klar. 

Auch der UNHCR hat anläßlich der Verhandlun-
gen zum Asylrecht vor dem Bundesverfassungsge-
richt ausgeführt, daß 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Einwände 
gegen die Einbeziehung Ghanas in die Liste si-
cherer Herkunftsländer (bestehen), solange 
durch die Rechtspraxis des Bundesamtes und der 
Gerichte gewährleistet bleibt, daß in berechtig-
ten Einzelfällen die Feststellung einer politischen 
Verfolgung ... getroffen wird .. . 

Genau darauf kommt es an. Eine Einzelfallprüfung 
darf natürlich nicht dadurch in ihrem Ausgang vor-
herbestimmt werden, daß ein Herkunftsland als si-
cher eingestuft wird. 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Es liegen mir auch keine Erkenntnisse vor, daß dies 
im Falle von Flüchtlingen aus Ghana geschehen 
wäre und eine politische Verfolgung im Einzelfall 
zwar nachgewiesen werden konnte, aber dann kein 
Asyl erteilt wurde. 

Was Ihren Vorwurf angeht, die Bundesregierung 
habe „unvollständig und damit falsch unterrichtet", 
als es Anfang 1993 um die Aufnahme Ghanas in die 
Liste sicherer Herkunftsstaaten ging, so erscheint mir  

das in Ihrem Antrag etwas verwirrend; denn Sie müs-
sen sich doch vorhalten lassen, daß Sie Ihren Vorwurf 
in der Begründung des Antrags dann als das darstel-
len, was er ist, nämlich nicht richtig, daß also doch 
richtig unterrichtet worden ist. 

Das Auswärtige Amt hatte nach allem, was wir 
wissen und was Amnesty International in seinem 
Jahresbericht bestätigt hat, mit seiner Auskunft 
recht, daß im Jahre 1992 in Ghana keine Todesstrafe 
vollstreckt worden ist. Sie selbst bestätigen das auf 
Seite 2 Ihres Antrags, wo Sie die Hinrichtungen aus 
den Jahren 1990 und 1993 erwähnen. 

Die Hinrichtungen im Jahre 1993 erfolgten nach 
Angaben von Amnesty International wegen Beteili-
gung an bewaffnetem Raub und an Mord. Ich habe 
hier eine noch genauere Aufstellung: Nach den der 
Bundesregierung vorliegenden Informationen waren 
drei Täter wegen Mordes, vier Täter wegen bewaff-
neten Raubüberfalls mit Todesfolge und fünf Täter 
wegen schweren bewaffneten Raubüberfalls zum 
Tode verurteilt worden. 

Ich finde es eigentlich merkwürdig, daß wir durch 
die Formulierung des Antrags förmlich dazu gezwun-
gen werden, über eine bestimmte Praxis von Todes-
strafen und Hinrichtungen zu debattieren. 

Die Genfer Flüchtlingskonvention sagt im übrigen 
aus - Herr Staatssekretär Lintner hat das zitiert -, daß 
Todesstrafe und Hinrichtungen die Festlegung, ob es 
sich um einen sicheren Herkunftsstaat handelt, nicht 
betreffen. 

Sie können sicher sein, daß die Bundesregierung 
weiterhin sehr sorgfältig die Entwicklung der Situa-
tion in Ghana und anderen als sicher eingestuften 
Herkunftsstaaten beobachten und darauf reagieren 
wird, wenn es erforderlich wird. Im Falle Gambias 
und Senegals ist dies geschehen. Ich meine deswe-
gen, daß Ihre Vorwürfe ins Leere zielen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Ulla Jelpke das Wort. 

Ulla Jelpke (PDS): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Staatssekretär Lintner, erst einmal 
möchte ich sagen: Sie haben jetzt natürlich gut nach-
gelesen; aber wenn ich nicht ganz falsch informiert 
bin, dann war es auf der Anhörung des Bundesver-
fassungsgerichts für die Bundesregierung äußerst 
peinlich. Sie mußte sich von dem höchsten deutschen 
Gericht vorhalten lassen, daß ihr Lagebericht zu 
Ghana sachlich unzutreffend sei, im Gegensatz zu 
dem, was eine Vertreterin von Amnesty International 
dort vorgetragen hat, nämlich daß im Jahre 1993 
12 Todesurteile in diesem westafrikanischen Land 
vollstreckt und 95 weitere Todesurteile verhängt wor-
den sind. 

Die Bundesregierung hätte im übrigen schon frü-
her auf Ghana aufmerksam werden müssen. Sie 
hätte nur ein einziges Mal prüfen und darüber nach-
denken müssen, warum zum Beispiel im Januar 1993 
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in Mosach ein Ghanaer sich angesichts seiner dro-
henden Abschiebung das Leben genommen hat oder 
warum im April 1995 eine Mutter aus Ghana im 
Transitbereich am Flughafen mit der Selbsttötung 
bzw. der Tötung ihrer Kinder für den Fall drohte, daß 
sie zurückgeführt würde. 

Aber dem Bundesinnenministerium fällt in seinen 
Antworten auf Anfragen, die ich oder andere Kolle-
ginnen und Kollegen gestellt haben, zynischerweise 
nur ein - das ist insbesondere von Herrn Kanther 
auch an anderer Stelle in der Öffentlichkeit gesagt 
worden -, diese Leute wollten „nicht ernsthaft Selbst-
mord" begehen, „sondern lediglich ihre Abschie-
bung verhindern". 

Konsequenzen müssen meiner Ansicht nach nicht 
nur im Hinblick auf Ghana gezogen werden. Das hat 
meine Kollegin Kerstin Müller schon gesagt. Viel-
mehr ist das Prinzip der sicheren Herkunftsstaaten 
grundsätzlich in Frage zu stellen. Die Bundesregie-
rung beurteilt ein Land nämlich nicht auf Grund der 
Lage der Menschenrechte; Staaten werden schon 
einmal aus politischen oder diplomatischen Erwä-
gungen als verfolgungssicher bezeichnet. Ich frage 
Sie zum Beispiel - das ist heute schon gefragt wor-
den -, warum Rumänien nicht schon längst von die-
ser Liste gestrichen wurde; denn wenn sich das Aus-
wärtige Amt ernsthaft mit Rumänien beschäftigen 
würde, dann wüßten Sie, daß Roma und Sinti dort 
Verfolgung und Diskriminierung ausgesetzt sind. 

Flüchtlingen aus sicheren Herkunftsstaaten ist es 
nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsge

-

richts möglich - da haben Sie zweifellos recht, Herr 
Lintner -, ihre politische Verfolgung prüfen zu las-
sen. Wer aber weiß, wie das verkürzte Asylverfahren 
am Flughafen im Transitbereich abläuft, kann hier 
meines Erachtens überhaupt nicht mehr von einem 
rechtsstaatlichen Verfahren sprechen, geschweige 
denn von einem ernstzunehmenden Asylprüfungs-
verfahren. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das grundlegende Problem, das nicht erst im Falle 
von Ghana, sondern regelmäßig in Asylverfahren 
auftritt, ist das blinde und ausschließliche Vertrauen 
des Bundesamtes auf die Lageberichte des Auswärti-
gen Amtes. Ich nenne hier nur das Beispiel Türkei. 
Hier geht es nicht um Menschenrechte, insbesondere 
bei dem, was die West-Türkei angeht. Man will sich 
nämlich die inländische Fluchtalternative offenhal-
ten, um weiterhin abschieben zu können. 

Meine Damen und Herren, wir werden dem An-
trag der SPD zustimmen, auch wenn wir wie die Grü-
nen der Meinung sind, daß die Herkunftsländer das 
jetzige Asylrecht generell neu zu diskutieren haben. 

Ich bin im übrigen der Meinung, daß eine unab-
hängige Kommission über Länder, in die gegenwär-
tig abgeschoben wird, beraten sollte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Ulla Jelpke (PDS): Ich komme zum Schluß. 

Denn ich glaube, daß das Auswärtige Amt und die 
Bundesregierung sich hier selber kontrollieren, und 
das darf wohl nicht wahr sein. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich schließe 
damit die Aussprache. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat beantragt, den An-
trag der Fraktion der SPD zur Herausnahme Ghanas 
aus der Liste der sicheren Herkunftsstaaten auf 
Drucksache 13/3329 zu überweisen: federführend an 
den Innenausschuß und mitberatend an den Auswär-
tigen Ausschuß. Die Fraktion der SPD verlangt sofor-
tige Abstimmung. 

Der Überweisungsantrag geht vor. Wir stimmen 
also zunächst über den Antrag der CDU/CSU auf 
Überweisung ab. Wer diesem Antrag zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß der Antrag 
auf Überweisung mit den Stimmen der Koalition ge-
gen die Stimmen der Opposition angenommen wor-
den ist. Damit kann heute nicht in der Sache abge-
stimmt werden. Die Überweisung ist so beschlossen. 

Wir gehen über zu Tagesordnungspunkt 17: 

Debatte zur Entwicklungspolitik 

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Zehnter Bericht zur Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung 

- Drucksache 13/3342 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (20. Aus-
schuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Winfried Pinger und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Roland 
Kohn, Dr. Irmgard Schwaetzer, Dr. Helmut 
Haussmann und der Fraktion der F.D.P. 

Durchsetzung der deutschen Entwicklungs-
politik in der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Ingomar Hauchler, Brigitte Adler, Ingrid 
Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

Neuorientierung der Deutschen Entwick-
lungspolitik 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Uschi 
Eid, Wolfgang Schmitt (Langenfeld), Ludger 
Volmer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Reform der bundesdeutschen Entwick-
lungspolitik 

- Drucksachen 13/233, 13/241, 13/246, 
13/2427 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jochen Feilcke 
Dr. Ingomar Hauchler 
Roland Kohn 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Petra 
Bläss, Dr. Willibald Jacob, Dr. Winfried Wolf 
und der Gruppe der PDS 

Auswertung und Umsetzung der Dokumente 
des Weltsozialgipfels 

- Drucksache 13/1586 - 

Überweisungsvorschlag: 

Aussschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Winfried Wolf, Dr. Willibald Jacob, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 

Verwendung der Mittel, die für die Finanzie-
rung des Staudammprojektes Arun III vorge-
sehen waren 

- Drucksache 13/2285 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten Chri-
stoph Matschie, Brigitte Adler, Ing rid Becker

-

Inglau, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 

Alternative Entwicklungsvorhaben zu Arun III 
in Nepal 

- Drucksache 13/2979 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit  

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Ingomar Hauchler, Brigitte Adler, Ing rid 
Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Für eine neue Initiative zur Entschuldung der 
Entwicklungsländer 

- Drucksache 13/2458 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten Wolf-
gang Schmitt (Langenfeld), Dr. Uschi Eid, 
Dr. Angelika Köster-Loßack und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Verbesserung der parlamentarischen Kon-
trolle der Weltbank 

- Drucksache 13/2495 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Finanzausschuß 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung (11. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Winfried Pinger, Wolfgang Vogt (Düren) 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Roland Kohn, Dr. Irmgard 
Schwaetzer und der Fraktion der F.D.P. 

Weltgipfel für soziale Entwicklung vom 
6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Ingomar Hauchler, Hans Büttner (Ingol-
stadt), B rigitte Adler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Weltgipfel für soziale Entwicklung vom 
6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Angelika Köster-Loßack, Dr. Uschi Eid, 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Weltsozialgipfel 

- zu dem Antrag der Abgeordneten der PDS 

Weltgipfel für soziale Entwicklung vom 
6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen 

- Drucksachen 13/556, 13/421, 13/539, 
13/535, 13/2796 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Heinz Schemken 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (20. Aus-
schuß) 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang 
Schmitt (Langenfeld), Dr. Uschi Eid, 
Dr. Angelika Köster-Loßack und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wiederauffüllungsrunde der International 
Development Association 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Ingomar Hauchler, Brigitte Adler, Ingrid 
Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

11. Wiederauffüllung der International 
Development Association (IDA) 

-Drucksachen 13/740, 13/2401, 13/3394-

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Winfried Pinger 
Dr. Ingomar Hauchler 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 
Dr. Irmgard Schwaetzer 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (20. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Abgeordneten 
Dr. Winfried Pinger und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Roland 
Kohn, Dr. Irmgard Schwaetzer und der Frak-
tion der F.D.P. 

Verhandlungsziele für die 11. Wiederauf-
füllung der International Development Asso-
ciation (IDA) 

- Drucksachen 13/3041, 13/3581 -

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jochen Feilcke 
Adelheid Tröscher 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 
Dr. Irmgard Schwaetzer 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Ludger 
Volmer, Dr. Uschi Eid, Antje Hermenau, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Neue Strategie der internationalen Finanz-
institutionen zur Entschuldung und zur 
Finanzierung von umweit- und entwick-
lungspolitischen Maßnahmen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Winfried Wolf, Dr. Willibald Jakob, 
Andrea Lederer und der weiteren Abgeord-
neten der PDS 

Sofortiger und vollständiger Schuldener-
laß für die 30 ärmsten Länder 

-Drucksachen 13/1018, 13/673, 13/2842-

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jörg-Otto Spiller 
Dr. Jürgen Warnke 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die gemeinsame Aussprache zweieinhalb Stunden 
vorgesehen. - Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen. 

(Unruhe) 

- Ich bitte die Kollegen im Mittelgang des Hauses 
und dort hinten, wenn sie ihre Gespräche führen 
wollen, das außerhalb des Saales zu tun. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Jochen Feilcke. - Herr Kollege Feilcke 
würden Sie einen Augenblick warten, bis die Kolle-
gen, die der Debatte nicht folgen wollen, den Raum 
verlassen haben? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Jochen Feilcke (CDU/CSU): Allerdings wäre es 
mir lieber, wenn sie drinblieben! 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Herr Kollege Hintze, vor einem Monat besuchte Bun-
despräsident Roman Herzog einige afrikanische Län-
der. In einer Rede vor der Organisation für afrikani-
sche Einheit in Addis Abeba führte er unter anderem 
aus: 

Für Afrika und Europa geht es heute darum, die 
langfristigen gemeinsamen Interessen zu erken-
nen und die neuen sicherheitsbedrohenden Risi-
ken des ausgehenden Jahrtausends mit verein-
ten Anstrengungen zu bekämpfen. Armut, Ver-
elendung, Hungersnöte, Bevölkerungsexplosion, 
Flüchtlingsströme, grenzüberschreitende Krimi-
nalität und Drogenhandel, Klimaveränderungen 
und Wüstenbildung, Völkermord und Zerfall 
staatlicher Ordnung. 

Das ist mit allem Nachdruck zu unterstreichen, 
meine Damen und Herren. Ich füge hinzu: Grundvor-
aussetzung für die Bewältigung dieser großen Her-
ausforderungen ist die Befreiung der ärmsten Staa-
ten, nicht nur, aber vor allem Afrikas, von der erdrük-
kenden Schuldenlast. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wie wir heute mittag noch einmal in einem Ge-
spräch mit dem Exekutivdirektor der Afrikanischen 
Entwicklungsbank erfahren haben, sind dort von den 
52 Mitgliedsländern der Afrikanischen Entwick-
lungsbank 39 als nicht kreditwürdig eingestuft. 
Ohne Entschuldung gibt es keine Entwicklung. 

Auch aus hochverschuldeten armen Ländern flie-
ßen Gelder, die der Entwicklung dienen sollen, sofort 
an die Gläubiger weiter, weil die Länder die vertrag-
lichen Verpflichtungen für den Schuldendienst aus 
eigener Kraft nicht erfüllen können. Die Verschul-
dungssituation ist in diesen ärmsten Ländern und 
mittleren Einkommensländern, also den sogenann-
ten SILICs und SIMICs, vor allem durch einen hohen 
und wachsenden Anteil der multilateralen Schulden 
gekennzeichnet, die nach den bisherigen Grundsät-
zen weder umgeschuldet noch gar erlassen werden 
können. Ein immer größerer Teil der von den multila-
teralen Institutionen neu zur Verfügung gestellten 
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Kredite fließt daher sofort zur Bedienung eben dieser 
Forderungen sofort an diese Institutionen zurück. 

Die Schuldenprobleme dieser ärmsten und mittle-
ren Einkommensländer stellen, wie ich finde, die 
größte Herausforderung für die internationale Ge-
bergemeinschaft dar. Deshalb werde ich mich 
schwerpunktmäßig mit eben diesem Themenbereich 
befassen. 

Niemand, übrigens auch nicht die multinationalen 
Institutionen, verkennen den Ernst der Lage. Die 
Weltbank hat in den vergangenen Jahren ihrerseits 
Instrumente entwickelt, um die Rückzahlungsver-
pflichtungen dieser Länder zu erleichtern. Hier 
denke ich vor allem an die IDA-Umschuldungsfazili-
tät, die den ärmsten Ländern, den sogenannten IDA- 
only-countries, den Rückkauf ihrer kommerziellen 
Schulden ermöglicht. Sosehr die Einrichtung einer 
derartigen Fazilität zu begrüßen ist, bleibt das Pro-
blem bestehen, daß sie für die Entschuldung bei wei-
tem  nicht ausreicht und vor allem das Verschul-
dungsproblem gegenüber den multilateralen Finan-
zierungsinstitutionen nicht löst. Es sind daher neue, 
zusätzliche Initiativen notwendig, und da es sich vor-
rangig um ein Problem der multilateralen Institute 
handelt, sollte von diesen auch die Initiative ausge-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein interessanter Vorschlag, der nach der Herbstta-
gung von IWF und Weltbank schon einmal hier im 
Hause diskutiert worden ist, ist die Idee eines inter-
nationalen Fonds zur Entschuldung der ärmsten Län-
der, der sogenannte Debt Reduction Fund. Mit einem 
derartigen Fonds, der außerhalb der Weltbank eta-
bliert werden sollte, ließen sich zwei zentrale Pro-
bleme gleichzeitig lösen. Zum einen könnten durch 
Leistungen aus diesem Fonds die hochverschuldeten 
Länder in die Lage versetzt werden, ihre Schulden 
an die multilateralen Finanzierungsinstitutionen zu 
begleichen; zum anderen könnten die multilateralen 
Finanzierungsinstitutionen ihren bevorzugten Gläu-
bigerstatus aufrechterhalten. 

Gerade dieser zweite Aspekt ist deshalb besonders 
wichtig, weil es fatal wäre, wenn aus kurzfristigen 
Zwängen heraus der bevorzugte Gläubigerstatus 
dieser Institutionen, der gerade für die Entwicklung 
in den ärmsten Ländern erhebliche Vorteile bringt, in 
Frage gestellt würde. 

Zwar ist dieser Vorschlag, Herr Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, noch in der Bera-
tung. Zwar 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wirft diese Idee Fragen und Probleme auf, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

aber wir fordern die Bundesregierung schon jetzt auf, 
aktiv an der Ausgestaltung eben dieses Fonds mitzu-
arbeiten. 

Zur Zeit ist noch unklar, wie die gegebenenfalls er-
forderlichen Mittel für einen internationalen Schul-

denfonds aufgebracht werden können. Nach Ein-
schätzung der Weltbank müßte der Fonds auf ein Vo-
lumen von zirka elf Milliarden US-Dollar ausgelegt 
werden, um den betreffenden ärmsten Ländern eine 
wirksame und nachhaltige Schuldenentlastung zu 
ermöglichen. Hiervon wären bereits in den ersten 
drei Jahren zirka 1,5 Milliarden US-Dollar zu mobili-
sieren. 

An Finanzierungsvorschlägen hat es bisher nicht 
gefehlt; jedoch ist festzustellen, daß die meisten von 
ihnen einer näheren Prüfung nicht standhalten. Der 
Vorschlag zum Beispiel, die Mittel aus der sogenann-
ten Tobin-Steuer zu finanzieren, entbehrt einer so li

-den Grundlage, da es eine solche Steuer nicht gibt 
und wahrscheinlich auch niemals geben wird. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Die kann man doch einführen, Herr Kol-

lege!) 

In die gleiche Kategorie fallen die Vorschläge, dem 
Fonds Sonderziehungsrechte oder die Erlöse aus 
dem Verkauf der IWF-Goldbestände zur Verfügung 
zu stellen. Man kann sich bei derartigen Vorschlägen 
wirklich nur fragen, wann sich endlich die Erkennt-
nis durchsetzen wird, daß die Aufgaben und Instru-
mente der Währungspolitik von denen der Entwick-
lungsfinanzierung strikt zu trennen sind. Der Vor-
schlag, die Liquiditätsreserven der Weltbank einzu-
setzen, übersieht schließlich, daß diese bereits auf 
Grund von Projekt- und Programmzusagen der Welt-
bank zweckgebunden sind und ihre kurzfristige An-
lage auf den Geldmärkten die wichtigste Quelle für 
Überschüsse in Höhe von zirka 1 Milliarde US-Dollar 
pro Jahr ist. Die Gewinne der Weltbank werden übri-
gens überwiegend der IDA überwiesen. 

Für eine seriöse Finanzierung eines derartigen 
Fonds kommen nur zwei Quellen in Betracht: bilate-
rale Beiträge und ergänzend die Gewinne der multi-
lateralen Finanzierungsinstitutionen. Dies macht 
eine Lösung des Finanzierungsproblems zwar 
schwierig, aber schon deshalb nicht unmöglich, weil 
die Idee des Fonds ja richtig ist. 

Der Bundesfinanzminister wird von meinem Vor-
schlag sicherlich nicht auf Anhieb begeistert sein; ich 
trage ihn dennoch hier vor: In den Bundeshaushalt 
fließen jährlich 1 bis zirka 1,5 Milliarden DM an 
Rückflüssen aus Entwicklungsländern. Nach langen 
Bemühungen haben wir erreicht, daß ein Teil dieses 
Geldes wiederum für Entwicklungsmaßnahmen zur 
Verfügung gestellt wird. Inzwischen sind es wohl un-
gefähr 200 Millionen DM, die für Naturprojekte und 
Projekte der Armutsbekämpfung verwandt werden. 
Grundbedingung für den Einsatz dieser Mittel ist, 
daß in den Entwicklungsländern selbst eben diese 
Umweltmaßnahmen oder Maßnahmen für Armutsbe-
kämpfung finanziert werden. So verzichtet Deutsch-
land bislang auf die FZ-Forderungen vollständig, 
wenn das Entwicklungsland einen Teilbetrag von 30 
bis 50 Prozent für derartige Maßnahmen eingesetzt 
hat. 

Schuldenumwandlungen erfordern angesichts der 
bestehenden Liquiditätsengpässe besondere An-
strengungen der Entwicklungsländer, Inlandsmittel 
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für Entwicklungsmaßnahmen einzusetzen. Jedoch 
akzeptieren die Entwicklungsländer diese Konditio-
nen, um die angestrebte Verringerung des Schulden-
überhangs zu erreichen. 

Ich bitte nun die Bundesregierung ausdrücklich, 
im Laufe der Verhandlungen bei IWF und Weltbank 
über die Errichtung eines Schuldenreduzierungs-
fonds die Frage zu prüfen, ob bilaterale Beiträge 
Deutschlands auch aus den Rückflüssen aus den Ent-
wicklungsländern erbracht werden können. In be-
gründeten Fällen muß es möglich sein, daß ein Erlaß 
von multilateralen Schulden erfolgt. Wir haben nach 
meiner Auffassung guten Grund, uns dafür einzuset-
zen. 

Ich bin mir dabei darüber im klaren, daß hier eine 
Konkurrenzsituation zur 11. Wiederauffüllungsrunde 
der IDA entstehen könnte. Hier bin ich der Meinung, 
daß Schuldenreduzierung und IDA-Auffüllung in 
keinem konkurrierenden, sondern nach Möglichkeit 
in einem komplementären Verhältnis zueinander ste-
hen sollten. 

Meine Damen und Herren, mit Mißvergnügen 
müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß die USA ihren 
Zahlungsverpflichtungen nicht regelmäßig und 
nicht in ausreichendem Umfang nachkommen. Das 
darf die anderen Geberländer der IDA auf keinen 
Fall veranlassen, ihrerseits Zahlungen zurückzuhal-
ten. Darauf haben wir in der Beratung des Antrages 
der CDU/CSU-Fraktion zur 11. Wiederauffüllung der 
IDA besonders hingewiesen. 

Zwar hat die Bundesregierung rechtlich die Mög-
lichkeit, die deutschen Leistungen in dem Umfange 
zu sperren, wie andere Geberländer ihre Verpflich-
tungen nicht erfüllen. Wir wollen aber nicht, daß die 
Bundesregierung von diesem Recht Gebrauch 
macht. Sollte sie dennoch die Absicht haben, muß sie 
nach unserer Auffassung den fachlich zuständigen 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung vorher konsultieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Schließlich fließen IDA-Mittel an die ärmsten Länder. 
Sie sollen unserer Auffassung nach für Armutsbe-
kämpfung ausgegeben werden. Hier ist eine noch 
deutlichere Akzentsetzung erforderlich. 

Wir begrüßen die Verhandlungsposition der Bun-
desregierung in diesem Zusammenhang. Insbeson-
dere halten wir es für gerecht, daß amerikanische 
Unternehmen von der Auftragsvergabe ausgeschlos-
sen sind, solange die USA ihre Beiträge zurückhal-
ten, und daß die USA an den Entscheidungen auch 
so lange nicht beteiligt werden. 

Gerade weil die Bundesregierung in der Vergan-
genheit den Schwerpunkt ihrer Entwicklungszusam-
menarbeit darin gesehen hat, den ärmsten Ländern 
auf die Beine zu helfen, und gerade weil die Bundes-
regierung auf bilateraler Ebene bereits in erhebli-
chem Umfang Schulden erlassen hat - weit mehr als 
andere Geber -, wollen wir, daß Deutschland auch 
hier weiterhin eine führende Rolle spielt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie müssen zum Schluß kommen. 

Jochen Feilcke (CDU/CSU): Herr Präsident, noch 
einen allerletzten Satz. 

Wir erwarten, daß sich die Bundesregierung so-
wohl an den Verhandlungen um die 11. Wieder-
auffüllung der IDA als auch an der Ausgestaltung 
des Schuldenreduzierungsfonds der Weltbank kon-
struktiv beteiligt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Günter Verheugen das Wort. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die heutige 
entwicklungspolitische Debatte ist eine willkom-
mene Gelegenheit, noch einmal sehr grundsätzlich 
über die Ergebnisse, Ziele und Perspektiven unserer 
Entwicklungspolitik zu reden. Ich will nicht ver-
schweigen, daß die Tatsache, daß diese Debatte 
mehrfach verschoben worden ist, schließlich auf den 
späten Abend, und damit wiederum unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit stattfindet, auch ein Zeichen dafür 
sein kann, daß die Entwicklungspolitik auch in die-
sem Haus nicht den Stellenwert hat, den wir ihr ei-
gentlich gerne einräumen möchten und den sie auch 
verdient. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU und F.D.P.) 

Entgegen den tatsächlich erkennbaren globalen 
Entwicklungen erleben wir einen schleichenden Be-
deutungsverlust der Entwicklungspolitik in den In-
dustriestaaten. Ich glaube, das hat zwei Ursachen. 

Die erste Ursache ist rein außenpolitischer Natur. 
In der Zeit der Blockkonfrontation gab es eine jen-
seits der eigentlichen Entwicklungspolitik liegende 
Legitimation für Entwicklungszusammenarbeit. Das 
haben die Entwicklungspolitiker selber nie gerne ge-
sagt und zugegeben. Das ist aber ein Faktum. 

Die zweite Ursache ist, daß die weltwirtschaftli-
chen Entwicklungen der letzten Jahre die großen In-
dustriestaaten sehr stark dazu gebracht haben und 
wahrscheinlich auch bringen mußten, sich auf ihre 
eigenen Probleme zu konzentrieren. Denken Sie nur 
daran, was Deutschland in den letzten fünf Jahren an 
zusätzlichen Aufgaben übernommen hat, die auch 
beachtliche finanzielle Auswirkungen haben, zum 
Beispiel die Finanzierung der deutschen Einheit, die 
oft eine Rolle spielt, aber auch die für uns nahelie-
genden, vitalen Leistungen, die bei der Hilfe der 
Transformation in den ehemaligen kommunistischen 
Staaten erbracht werden müssen. Das konnte nicht 
ohne Auswirkungen auf das bleiben, was in der übri-
gen Welt geschieht. 

Ich erinnere mich gut daran, daß schon 1990 und 
1991 Staatsoberhäupter schwarzafrikanischer Länder 
besorgt gefragt haben: Werden wir diejenigen sein, 
die am Ende für die deutsche Einheit zahlen müssen? 
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Werden wir diejenigen sein, die für euer Bemühen 
zahlen müssen, Osteuropa rasch an die Standards 
Westeuropas heranzuführen? Werden wir an den 
Rand gedrängt und marginalisiert? - Eines wird man 
zugeben müssen: Die weltpolitische, auch die wirt-
schaftliche Marginalisierung Afrikas südlich der 
Sahara hat geradezu erschreckende Ausmaße ange-
nommen. 

Deshalb ist es an der Zeit, noch einmal ganz deut-
lich zu sagen, daß dieser Tendenz entgegengewirkt 
werden muß, weil sie von Grund auf falsch ist und 
weil sie unsere eigenen Interessen schädigt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Entwicklungspolitik ist in Wirklichkeit das einzige 
wirksame Instrument, das wir haben, um präventiv 
zu wirken, wenn es darum geht, die erkennbaren 
und die erkannten globalen Risiken zu bekämpfen. 
Diese globalen Risiken sind in den letzten Jahren 
wahrlich nicht geringer geworden. Ich nenne als 
Stichworte das unkontrollierte, vielleicht auch un-
kontrollierbare Bevölkerungswachstum, die Umwelt-
zerstörung und Verelendung, diesen Teufelskreis 
von Bedingungen, die sich gegenseitig verstärken 
und verschärfen. 

Das hat ja dazu geführt, daß die Welt in den letzten 
Jahren nicht etwa friedlicher geworden ist, sondern 
mehr und mehr Konflikte ausbrechen. Wenn man ge-
nau hinschaut, sieht man hinter den Konflikten, die 
uns auch hier im Deutschen Bundestag so oft und so 
dramatisch beschäftigt haben, in der Regel ökonomi-
sche und soziale Ursachen. 

Es ist schwer zu akzeptieren, wie leicht es auch 
uns hier fällt, notwendige Mittel für das zur Verfü-
gung zu stellen, was man militärische Nachsorge 
der Konfliktbewältigung nennen könnte, während 
das, was politische Vorsorge in der Konfliktbewälti-
gung ist, dahinter zurückstehen muß. Das krasse 
Mißverhältnis etwa des Aufwands für die ergebnislos 
gebliebene internationale Militäroperation in Soma-
lia gegenüber dem, was insgesamt an Entwicklungs-
zusammenarbeit in Afrika geschieht, ist geradezu 
auffällig und in meinen Augen wirklich obszön und 
nicht tolerabel. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir wollen die Entwicklungspolitik nicht als ein In-
strument der nationalen Außenpolitik verstehen. Das 
wäre ein Fehler. Aber sie muß verstanden werden als 
ein ganz wesentlicher Faktor, als eine Komponente 
der Außenpolitik der Industriestaaten. Es geht eben 
um mehr als um Projekte in einzelnen Ländern. Es 
geht darum, einen Beitrag zu leisten, um weltweit 
die drei großen Sicherheiten, die die Menschen brau-
chen, zu realisieren. Was sind das für drei Sicherhei-
ten? Die eine ist die Sicherheit vor Gewalt und äuße-
ren Angriffen. Die zweite ist die Sicherheit vor Krimi-
nalität, vor Willkürherrschaft und Unrecht. Und die 
dritte ist soziale Sicherheit, Schutz vor den großen 
Lebensrisiken. 

Es liegt auch in unserem wohlverstandenen Inter-
esse, dafür zu sorgen, daß auf diesen Feldern nicht 
eine immer krasser werdende Ungleichheit auftritt, 
die sich letztlich auch in politischen und eines Tages 
vielleicht sogar in militärischen Konflikten entladen 
muß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das be-
deutet für uns, daß die Entwicklungspolitik ernstge-
nommen werden muß als eine politische Quer-
schnittsaufgabe, die aus dem engen ressortbezoge-
nen Denken herausgelöst werden muß. Es kann 
nicht angehen, daß ganz wesentliche Bereiche, die 
für die Entwicklung der Welt so entscheidend sind 
wie die Umweltpolitik, wie die Bevölkerungspolitik, 
wie die Sozialpolitik in unserem Regierungssystem 
und auch in unserer Parlamentsarbeit an anderer 
Stelle behandelt werden als dort, wohin sie gehören, 
nämlich in der Entwicklungspolitik. Entwicklungs-
politik muß einen breiteren Ansatz haben, und dafür 
muß auch die entsprechende administrative und or-
ganisatorische Vorkehrung getroffen werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Was die langfristige Zielsetzung angeht, so kann 
es keinen Zweifel daran geben, daß die Vielzahl von 
Projekten, die wir finanzieren - seien es öffentliche 
Projekte, seien es Projekte über Nichtregierungsor-
ganisationen, deren verdienstvolles Wirken man un-
bedingt loben muß -, noch nicht ausreicht, um die 
notwendigen langfristigen Strukturveränderungen 
auch zu garantieren. Ein einzelnes Projekt verändert 
eben noch nicht Entwicklungstendenzen. Ein einzel-
nes Projekt verändert keine Strukturen, sondern die 
Strukturen werden ganz anderswo verändert, näm-
lich dort , wo die Entscheidungen über das Weltwirt-
schaftssystem fallen, dort, wo die Entscheidungen 
der Weltbank und des Internationalen Währungs-
fonds fallen, dort, wo die großen internationalen 
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen organisiert 
werden. Dort fallen die Strukturentscheidungen, und 
diese Entscheidungen müssen nach unserer festen 
Überzeugung viel stärker unter dem Gesichtspunkt 
einer Entwicklungsstrategie gesehen werden. Den 
Ländern des Südens muß es möglich gemacht wer-
den, eine viel mehr aus eigener Kraft entwickelte, 
langfristig stabile Entwicklungsstrategie durchzuset-
zen. 

In dem Zusammenhang möchte ich sehr unterstrei-
chen, was der Kollege Feilcke in seinem Beitrag ge-
sagt hat, nämlich daß dazu ganz unbedingt die Lö-
sung der Schuldenproblematik gehört. Wenn wir 
nicht dafür sorgen, daß die ärmsten Länder der Welt 
aus der Schuldenfalle, in der sie sind - ob durch ei-
gene Schuld oder nicht, will ich hier gar nicht unter-
suchen, aber jedenfalls unter tatkräftiger Mitwirkung 
aller möglichen Regierungen und Institutionen in der 
Welt -, herauskommen, dann sind alle Entwicklungs-
anstrengungen vergeblich, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

weil das, was möglicherweise an positiven Verände-
rungen erreicht wird, aufgefressen wird durch das, 
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was in die reichen Industriestaaten zurückgezahlt 
werden muß. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Leider fehlt 
der Herr Waigel!) 

Ich möchte Sie noch auf einen wichtigen Punkt 
aufmerksam machen, der vielleicht ein bißchen weh-
tut, ohne den es aber auch nicht gehen wird. Wir sind 
fest davon überzeugt, daß eine glaubwürdige Ent-
wicklungspolitik auch die Bereitschaft zu Verände-
rungen in unserem eigenen Verhalten und Reform-
bereitschaft im eigenen Land voraussetzt. Es wird 
nicht funktionieren, insbesondere von den ganz gro-
ßen Entwicklungsländern eine ökologisch verant-
wortbare, ressourcenschonende Entwicklungsstrate-
gie zu verlangen, wenn wir selber nicht bereit sind, 
ein Beispiel zu geben, daß es funktioniert. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wenn wir selber nicht schonend mit den Ressourcen 
umgehen, wenn wir selber nicht einen erkennbaren 
Beitrag dazu leisten, daß durch die umweltschädi-
genden Einflüsse unsere Produktionen drastisch zu-
rückgehen, dann werden die anderen sagen: Warum 
verlangt ihr von uns, was ihr selber seit langer Zeit 
tut und worauf ihr euren Wohlstand gründet? 

Meine Damen und Herren, das Ziel einer Entwick-
lungsstrategie, wie wir sie uns vorstellen, ist nicht, ir-
gendwo ein vorzeigbares Prestigeobjekt zu finanzie-
ren, das man dann besichtigen kann, wenn man ein 
Land besucht, sondern das Ziel ist viel, viel schwieri-
ger. Es geht darum, in den Entwicklungsländern 
Potentiale zu bilden, die sie selbst befähigen, eine 
langfristige und stabile Entwicklung voranzutreiben. 
Das bezieht sich auf den Bildungsbereich. Das be-
zieht sich auch auf den ökonomischen Sektor. Das 
bezieht sich aber auch - das möchte ich als letztes 
sagen - ganz ausdrücklich auf das politische System. 

Der Herr Bundesminister weiß, daß die Frage der 
Konditionalisierung von Entwicklungszusammenar-
beit zwischen uns gar nicht besonders strittig ist, daß 
es in jedem Fall sinnvoll erscheint, solche politischen 
Systeme zu unterstützen und ihnen wirklich zu hel-
fen, die Demokratisierung, die Achtung von Men-
schenrechten, die Rechtsstaatlichkeit und eine sta-
bile soziale und marktwirtschaftliche Ordnung in ih-
rer Politik verwirklichen zu können. Ich denke, daß 
Maßnahmen, die dazu geeignet sind, demokratische, 
politische Systeme herbeizuführen und zu schaffen, 
gar nicht furchtbar teuer sein müssen und daß in die-
sem Feld, auch mit den bescheidenen Mitteln, die 
zur Verfügung stehen mögen, noch mehr geschehen 
kann. Ich glaube, daß die Wirkungen von Mitteln, 
die eingesetzt werden, um Potentiale in den Entwick-
lungsländern selbst zu schaffen, letztlich größer sein 
werden als die Wirkungen, die wir erreichen, wenn 
wir in großem Umfang Geld oder Warentransfer in 
diese Länder leisten. 

Ich glaube, daß wir in Wahrheit bei all diesen Fra-
gen in diesem Hause nicht sehr weit auseinander 
sind. Ich hoffe, daß diese Debatte das zeigen wird. 

Meine Fraktion hat einen 20-Punkte-Katalog zur 
Neuorientierung der Entwicklungspolitik vorgelegt. 
Wir bitten Sie, diesen Katalog ernst zu nehmen und 
nicht einfach beiseite zu legen, weil er von der Oppo-
sition kommt. Er ist ein ernstgemeintes und ernsthaf-
tes Angebot zur Zusammenarbeit in einem Politik-
feld, das unserer Meinung nach eine immer größere 
Bedeutung erlangen wird. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Dr. Uschi Eid das Wort. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen mid Kollegen! Zu Be-
ginn meiner Ausführungen liegt mir daran, in Erin-
nerung zu rufen, was wir unter Entwicklung verste-
hen. Denn zu groß ist die Gefahr, daß wir Entwick-
lung mit dem gleichsetzen, was Entwicklungsorgani-
sationen tun, oder mit dem, was Wissenschaftler in 
der Entwicklungsforschung sagen, das sie tun sollen. 

„Entwicklung ist ein Prozeß, der es Menschen er-
möglicht, ihre Fähigkeiten zu entfalten, Selbstver-
trauen zu gewinnen und ein erfülltes und menschen-
würdiges Leben zu führen. Entwicklung ist ein Pro-
zeß, der die Menschen von der Angst vor Armut und 
Ausbeutung befreit. Sie ist der Ausweg aus politi-
scher, wirtschaftlicher und sozialer Unterdrückung." 
- So bestimmte die Südkommission unter Vorsitz von 
Julius Nyerere den Entwicklungsbegriff. Heute, nach 
drei Jahrzehnten der Entwicklungszusammenarbeit, 
sind wir diesen Zielen kaum nähergekommen. 

Deshalb muß die Ausgangsfrage der Debatte sein: 
Ist die deutsche Entwicklungszusammenarbeit in der 
Konzeption, aber vor allem in der Praxis geeignet, 
den weltweiten Herausforderungen zu begegnen? 

Erstens. Entwicklungspolitik ist durch die Zu-
nahme von bewaffneten Konflikten in vielen Teilen 
der Welt gefordert. Obwohl wir alle gehofft hatten, 
die Welt würde nach dem Ende des Ost-West-Kon-
fliktes friedlicher werden, erleben wir eine Zunahme 
innerstaatlicher ethno-sozialer Konflikte. Die her-
kömmlichen Entwicklungsansätze gehen davon aus, 
daß Entwicklung unter Bedingungen des Friedens 
stattfindet. Dies ist indessen selten der Fall. 

In der Agenda für Entwicklung macht der UN-Ge-
neralsekretär deutlich, daß die meisten Völker ihre 
Entwicklung vor dem Hintergrund vergangener, ak-
tueller oder drohender Konflikte verfolgen. Diese 
Konfliktsituationen erfordern eine Entwicklungsstra-
tegie, die anders geartet sein muß, als sie dies unter 
Friedensbedingungen wäre. 

Die Bundesregierung hat es bisher versäumt, sich 
ernsthaft um friedliche Krisenprävention als Auf-
gabe einer nachhaltigen Entwicklungspolitik zu be-
mühen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 
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Ich fordere Sie, Herr Bundesminister Spranger, auf, 
dies zu korrigieren. Meine Fraktion ist Ihnen dabei 
gerne behilflich. 

Zweitens. Die Mittel der Entwicklungszusammen-
arbeit wurden in den letzten Jahren zunehmend für 
die Behebung von Kriegsschäden und Naturkatastro-
phen verwendet. Weltweit sind die Anteile der bilate-
ralen Nothilfe an der öffentlichen Entwicklungshilfe 
von 1980 bis 1992 von 2 Prozent auf 6,3 Prozent bzw. 
von 350 Millionen auf 2,6 Milliarden US-Dollar ange-
stiegen. 

Dies macht eines deutlich: Entwicklungspolitik 
verkommt zum Reparaturbetrieb, so notwendig die 
Hilfe natürlich auch ist. Mittel für die eigentliche 
Aufgabe, nämlich den Aufbau langfristiger Struktu-
ren für eine nachhaltige, sich selbst tragende Ent-
wicklung, werden entzogen. Dies können wir nicht 
hinnehmen, das muß geändert werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Drittens. Entwicklungspolitik ist mehr und mehr 
durch Länder gefordert, in denen wir ermutigende 
Fortschritte beim Aufbau demokratisch-partizipatori-
scher und ziviler Gesellschaften beobachten. Bestes 
Beispiel hierfür ist das neue Südafrika, das ich erst 
vergangene Woche im Rahmen der Delegation der 
Bundestagspräsidentin besuchen konnte. 

Uganda, Äthiopien und Eritrea möchte ich als drei 
weitere Länder nennen, in denen sich die Staatsfüh-
rung glaubwürdig und ernsthaft um den Aufbau des 
Landes, um die Verbesserung der Lebensbedingun-
gen und um das friedliche Zusammenleben der ver-
schiedenen Völker in ihren Grenzen bemüht. Auch 
wenn die Voraussetzungen für Partizipation und 
Wahrung der Menschenrechte teilweise noch unzu-
reichend sind, so bin ich doch davon überzeugt: 
Diese Länder verdienen unsere Unterstützung und 
unsere Geduld. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS und des Abg. Jochen Feilcke 

[CDU/CSU]) 

Viertens. Allerdings, absolute Voraussetzung hier-
für ist Partnerschaftlichkeit. Die von außen gewährte 
Unterstützung kann nur in nationale Anstrengungen 
integriert sein und kann nur für die Zwecke derer 
eingesetzt werden, für die sie gedacht ist. Gutge-
meinte Bevormundung ist ebenso fehl am Platze wie 
die Zurückstellung des Partnerschaftsgedankens 
hinter die Exportinteressen der deutschen Industrie. 

Dies führt mich zu Bundesaußenminister Kinkel. 
Vor Vertretern der Rüstungsindustrie in Kiel äußerte 
er sich kürzlich sinngemäß so: Für den deutschen Rü-
stungsexport gebe es kaum mehr Behinderungen. 
Zwar seien noch minimale Grenzen gesetzt - Zitat -, 
„aber wir haben schon einiges getan". 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Friedensengel!) 

Als Beispiel führte der Außenminister den geplan-
ten Verkauf von U-Booten an Taiwan an, und er ap-
pellierte an die Rüstungsvertreter, sich in Zweifelsfäl-
len direkt an sein Ministerium zu wenden. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Hört, hört!) 

Ich frage Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wie 
können wir glaubwürdig die Höhe von Rüstungsaus-
gaben eines Landes als Kriterium für die Vergabe 
von Entwicklungshilfe anlegen, wenn sich unser ent-
wicklungspolitisch so bewegter Außenminister in ei-
ner derartigen Weise der Rüstungsindustrie andient? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Der Bundesaußenminister selbst hat vor fast einem 
Jahr die Entwicklungspolitik für sich entdeckt und 
im Januar seinen Dominanzanspruch in Sachen aus-
wärtige Beziehungen bekräftigt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ulrich Irmer? 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Nach diesen Verunglimpfungen müssen Sie 

sich die Wahrheit sagen lassen!) 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Liebe Frau Kollegin, daß Sie 
in Fahrt waren, habe ich gemerkt. Es war aber nicht 
meine Absicht, Sie jetzt mit meiner Zwischenfrage 
aus der Fahrt zu bringen. 

(Brigitte Adler [SPD]: Das schaffen Sie 
nicht!) 

Denn ich hatte den Eindruck, daß Sie gerade dabei 
waren, sich etwas zu verrennen. Ich will Sie eigent-
lich nur bitten, uns näheren Aufschluß über die 
Quelle zu geben, aus der Sie gerade zitiert haben. 
Das wäre nämlich hochinteressant. 

Wir haben ja in Deutschland das Problem, daß es 
eine Rüstungsindustrie gibt, die in beschränktem 
Rahmen auch exportieren will. 

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe die Rüstungsexportpolitik gerade des Aus-
wärtigen Amtes bisher immer als derart restriktiv 
empfunden, daß man es manchmal gar nicht nach-
vollziehen kann. Deshalb würde ich sehr daran inter-
essiert sein, von Ihnen die genaue Quelle zu erfah-
ren, aus der dieses Zitat stammt, damit man dem ein-
mal nachgehen kann. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Quelle ist German Watch. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Wer ist das 
denn?) 
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tion, eine Lobbyorganisation. - Habe ich Ihre Frage, 
Herr Kollege, beantwortet? - Sie wollten die Quelle 
wissen. Die Quelle ist German Watch. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Betrachten Sie das als seriöse Quelle? - 

Gegenruf von der SPD: Ja! Jawohl!) 

- Ja. 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Das ist 
doch völliger Blödsinn!) 

Der Konflikt zwischen dem Bundesaußenminister 
und dem Entwicklungsminister Spranger wegen des 
Dominanzanspruches des Auswärtigen Amtes in Sa-
chen Auswärtige Beziehungen wurde vom Bundes-
außenminister als Sturm im Wasserglas abgetan. Er 
sagte damals, das sei ja alles gar nicht so gemeint. 
Ich hoffe, daß auch seine Kieler Äußerungen nicht so 
gemeint waren. 

Aber dieses Beispiel zeigt, daß wir mit unserem 
Antrag zur Reform der Entwicklungszusammenar-
beit richtig liegen. Darin fordern wir zum einen, daß 
die Entwicklungspolitik Querschnittsaufgabe wird, 
und zum anderen, daß die Regierung ein Konzept 
vorlegen muß, wie die Reibungsverluste und der zum 
Teil kontraproduktive Ressortegoismus in der Außen- 
und Entwicklungspolitik überwunden werden 
könnte. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einen Hinweis 
an den Herrn Bundeskanzler geben. Willy Brandt 
begann auch erst spät, sich für die Nord-Süd-Fragen 
zu interessieren. In der Zeitung „Das Parlament" 
wurde kürzlich berichtet, daß auch Willy Brandt zu 
Beginn seiner Amtszeit als Bundeskanzler zögerte, 
sich für entwicklungspolitische Fragen einzusetzen, 
mit der Begründung, das Thema sei zwar interessant, 
aber für ihn so schwierig und so komplex, daß er sich 
dieser Aufgabe nicht gewachsen sehe. Viele Jahre 
später, so berichtet Erhard Eppler, als Brandt von 
einem Besuch bei dem damaligen algerischen Präsi-
denten Boumedienne zurückkehrte, sagte er: „Jetzt 
habe ich verstanden; jetzt können wir anfangen." 

Der Besuch des heutigen Bundeskanzlers in Süd-
afrika und Namibia ist noch nicht so lange her. Wir 
Entwicklungspolitikerinnen und Entwicklungspoliti-
ker hätten es begrüßt, wenn auch der Kanzler aus 
dieser Reise gelernt hätte. Wir sind gespannt, ob wir 
noch vor dem Ende seiner Amtszeit etwas davon 
merken. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Zuruf von der CDU/CSU: Das 

letzte war mißverständlich!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  dem Abgeordneten Roland Kohn. 

Roland Kohn (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Die bipolare Welt, 
in der Entwicklungspolitik lediglich eine Funktion  

des Ost-West-Konflikts war, gibt es nicht mehr. Wir 
leben in einer Welt mit mehreren Kraftzentren, die 
unübersichtlicher geworden ist, die aber zugleich 
auch mehr Möglichkeiten bietet, die Lebenschancen 
der Menschen in den Entwicklungsländern in den 
Mittelpunkt zu stellen. Die Analyse der heutigen Ent-
wicklungszusammenarbeit muß sich an folgenden 
drei Punkten orientieren. 

Erstens. Die Länder der Dritten Welt driften immer 
weiter auseinander: auf der einen Seite erfolgreiche 
Schwellenländer, auf der anderen Seite Länder, die 
im Chaos der Auflösung von Staat und Gesellschaft 
versinken. 

Zweitens. Die angespannte Haushaltslage, auch 
bei uns in Deutschland, setzt allem entwicklungspoli-
tisch Wünschenswerten enge Grenzen. Aber hier 
hilft kein Klagelied; dies ist eine Herausforderung an 
die Kreativität und die Innovationskraft von uns 
allen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Drittens. Der Erfolg der Entwicklungszusammenar-
beit wird heute immer noch weithin daran gemessen, 
wieviel öffentliche Gelder für die Entwicklungshilfe 
ausgegeben werden, nämlich an jenem allbekannten 
ominösen 0,7-Prozent-Ziel. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wieso ist das ominös, Herr Kollege?) 

Unser Maßstab als Liberale zur Beurteilung der 
Politik ist hingegen die konkrete Verbesserung der 
Lebenssituation für möglichst viele Menschen in den 
Ländern der Dritten Welt. 

Wir sagen aber auch ganz klar: Wir Deutsche kön-
nen die Probleme dieser Welt alleine nicht schultern. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Mann, das sind 

Erkenntnisse!) 

Alle wohlhabenden Staaten tragen Mitverantwor-
tung. Ich sage ebenso deutlich: Ihr, die Eliten in den 
Entwicklungslände rn , seid in erster Linie für das 
Wohl der euch anvertrauten Menschen verantwort-
lich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Unsere Aufgabe ist es, sie dabei zu unterstützen. 

Deutschland braucht sich wegen seiner bisherigen 
Leistungen im Bereich der Entwicklungszusammen-
arbeit wahrlich nicht zu verstecken. 

(Beifall des Abg. Dr. Ch ristian Ruck [CDU/ 
CSU]) 

Jahr für Jahr werden mehr als 11 Milliarden DM 
öffentliche Mittel für die entwicklungspolitische Zu-
sammenarbeit ausgegeben. Wir müssen aber ge-
meinsam darüber nachdenken, ob wir manches in 
Zukunft nicht noch besser machen können. Das ge-
samte System der internationalen Entwicklungszu-
sammenarbeit muß dazu auf den Prüfstand gestellt 
werden. Wir brauchen mehr Effizienz, mehr Wirk-
samkeit in der Entwicklungszusammenarbeit. Das 
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heißt: möglichst geringer bürokratischer Aufwand 
und effizienter Mitteleinsatz. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Es bedarf auch einer vernünftigen Aufgabentei-
lung zwischen internationaler, multilateraler und bi-
lateraler Entwicklungszusammenarbeit - ich kann 
hier nur das unterstreichen, was Kollege Feilcke 
schon gesagt hat -, denn nur so werden wir ange-
sichts knapper Kassen auch die Zustimmung unserer 
Bürger zu einer solchen Politik auf Dauer erhalten 
können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schmitt? 

Roland Kohn (F.D.P.): Gerne. 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Kohn, Sie haben zu Recht 
darauf hingewiesen, daß die Instrumente der Ent-
wicklungszusammenarbeit auf ihre Effizienz und 
Wirksamkeit hin überprüft werden sollen. Ich frage 
Sie deswegen konkret, welche Schlüsse Sie aus dem 
Bericht des Bundesrechnungshofs hinsichtlich der 
Mißstände bei der Deutschen Entwicklungsgesell-
schaft ziehen. 

In dem Bericht, der auch im AWZ debattiert wor-
den ist, wurde unter anderem angemerkt, daß der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, der Ihrer Partei ange-
hört - ich glaube, er ist sogar Ehrenvorsitzender der 
F.D.P. -, sich mehrfach geweigert habe, mit den Ver-
antwortlichen des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu-
sammenzuarbeiten. Ich gehe davon aus, daß auch 
Sie dies für einen ineffektiven Zustand halten, und 
wäre sehr daran interessie rt , zu erfahren, welche 
Verbesserungsvorschläge bzw. welche Schlüsse Sie 
aus dem Bericht des Bundesrechnungshofs ziehen. 

Roland Kohn (F.D.P.): Herr Kollege Schmitt, ich 
ziehe daraus die Konsequenz, daß die Aufsichts-
pflicht des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung im Hinblick auf 
diese Einrichtung verstärkt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die tra-
ditionelle Entwicklungshilfementalität muß über-
wunden werden. Wir müssen weg von dem Glauben 
an die Allzuständigkeit des Staates. Wir müssen weg 
von der Idee, durch öffentlich finanzierte Subventio-
nen aus den Geberländern auf Dauer die Lebensbe-
dingungen der Menschen in der Dritten Welt verbes-
sern zu können. Es ist und bleibt unstrittig, daß wir 
den Menschen in der Dritten Welt in Notsituationen 
durch die Lieferung von Nahrungsmitteln oder Medi-
kamenten helfen müssen. 

Entwicklungspolitik ist aber mehr. Wir müssen die 
Länder durch Systemberatung und Systemmoderni-
sierung mittelfristig in die Lage versetzen, sich selbst  

zu helfen, damit Entwicklungshilfe und damit Ab-
hängigkeit tendenziell überflüssig werden können. 

Zur Zeit werden von deutscher Seite über 7 000 
Entwicklungshilfeprojekte aus öffentlichen Mitteln 
finanziert. Diese Projektinflation verursacht hohe 
Personalkosten, einen hohen Verwaltungsaufwand 
und macht eine sinnvolle Koordination und Kontrolle 
der einzelnen Vorhaben nahezu unmöglich. Ich for-
dere daher: weniger Einzelprojekte, statt dessen dif-
ferenzie rte, angepaßte Länderstrategien. Und ich 
sage auch ganz klar: Wir brauchen den Wettbewerb 
zwischen den privaten, halböffentlichen und öffent-
lichen Anbietern als Projektträger hier bei uns in 
Deutschland. Das ist der Schlüssel zu der Antwort 
auf die Frage von Herrn Kollegen Schmitt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sehe in dem Modell 
der dezentralen Budgethilfe eine mögliche Alterna-
tive zur bisher praktizierten Projekthilfe bei der Ar-
mutsbekämpfung. Diese sollte nicht pauschal an die 
Zentralregierungen, sondern als gezielte Hilfe für 
aussichtsreiche und funktionierende Programme auf 
Kommunal-, Bezirks- und Provinzebene sowie an 
Nichtregierungsorganisationen und Selbsthilfeorga-
nisationen gegeben werden. 

Voraussetzung für die Förderung ist, daß es sich 
um grundbedürfnisorientierte, partizipative, also auf 
Teilnahme hin ausgestaltete Programme der unmit-
telbaren Armutsbekämpfung handelt. Im Falle von 
Korruption oder offensichtlicher Erfolglosigkeit eines 
Programms wird die Förderung sofort beendet. 
Selbstverständlich kann ein solches Modell nur für 
diejenigen Länder in Frage kommen, in denen es 
halbwegs funktionsfähige Organisations- und Ver-
waltungsstrukturen gibt. 

Viele Bürger wissen es nicht: Im Jahre 1994 stiegen 
die deutschen privaten Leistungen, wie zum Beispiel 
Direktinvestitionen oder Kredite von Banken und 
Unternehmen, auf mehr als 20 Milliarden DM an. 
Das ist fast doppelt so viel wie die öffentliche Hilfe. 
Diese Investitionen der Wi rtschaft sind das entschei-
dende Potential zur Bekämpfung der Armut und zur 
Entwicklung dieser Länder. 

Unser Ziel muß es daher vor allem sein, die institu-
tionellen Rahmenbedingungen für die Entwicklung 
marktwirtschaftlicher Wirtschafts- und Finanzsy-
steme voranzubringen. Wo die Rahmenbedingungen 
nicht stimmen, fließt auch kein privates Kapital. Aber 
kann es richtig sein, Fehlentscheidungen der Eliten 
in den Entwicklungsländern auf Dauer durch deut-
sche Steuergelder zu kompensieren? 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein!) 

Wir müssen den dortigen Eliten immer wieder klar-
machen, daß sie für die Schaffung der richtigen Rah-
menbedingungen verantwortlich sind; sonst zerstö-
ren sie die Lebensbedingungen ihrer Landsleute. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Was bezeich-
nen Sie als Elite?) 
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Gerade angesichts des enormen privaten Kapital-
flusses zeigt sich auch die geringe Aussagekraft des 
formalen 0,7-Prozent-Zieles. Diese Zielvorgabe be-
rücksichtigt lediglich die Mittel der öffentlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit. Völlig vernachlässigt 
werden aber die sonstigen öffentlichen Leistungen 
Deutschlands, wie zum Beispiel Kredite der KfW, die 
privaten Leistungen an die Entwicklungsländer, 
ganz zu schweigen von den erheblichen öffentlichen 
Transferleistungen an die Transformationsstaaten 
Osteuropas. 

Entscheidend für die Entwicklungschancen unse-
rer Partnerländer ist ihre volle Teilnahme am freien 
Welthandel. Hier gilt: „Trade better than aid", Han-
del ist besser als Hilfe. Ich trete daher ganz entschie-
den für die konsequente Öffnung unserer Märkte 
ein. An unsere eigene Adresse - auch Richtung Eu-
ropa - sage ich: Wir verlieren jede marktwirtschaftli-
che Glaubwürdigkeit, wenn wir Protektionismus ge-
genüber Produkten aus Entwicklungsländern betrei-
ben und unsere eigenen Expo rte auf den Weltmärk-
ten subventionieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU sowie des Abg. Wolfgang 
Schmitt [Langenfeld] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Ich sage aber auch an die Adresse der Entwick-
lungsländer: Dort, wo eine konsequente Liberalisie-
rung im Waren- und Dienstleistungsverkehr stattfin-
det, beobachten wir eine eindrucksvolle wirtschaftli-
che Entwicklung - wie in vielen asiatischen und auch 
in vielen lateinamerikanischen Ländern. 

Die Strategie wirtschaftlichen Wachstums setzt die 
Grundversorgung breiter Bevölkerungsschichten vor 
allem im Bildungs- und Gesundheitswesen voraus. 
Nur wenn es gelingt, in den Entwicklungslände rn 

 Grundstrukturen sozialer Systeme auch zur Alters-
versorgung aufzubauen, können wir es schaffen, das 
reproduktive Verhalten der Menschen zu verändern 
und damit die Bevölkerungsexplosion einzudämmen. 

Ich wiederhole auch heute - und ich bleibe dabei - 
meine Kritik an der katholischen Amtskirche. Ihre 
dogmatische Einstellung zur Frage der Geburten-
kontrolle halte ich für nicht akzeptabel. 

(Beifall der Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.] und 
Jochen Feilcke [CDU/CSU]) 

Für uns Liberale spielt vor allem die Verbesserung 
der rechtlichen, sozialen und wirtschaftlichen Stel-
lung der Frauen eine entscheidende Rolle. Der 
Durchsetzung von Frauenrechten muß ein deutlich 
höherer Stellenwert eingeräumt werden als bisher; 
denn es ist empirisch erwiesen: Frauen sind in vielen 
Ländern die wesentlichen Stützen des Entwicklungs-
prozesses. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU, der SPD, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der PDS) 

Ein Wort zur Weltbank: Wir Liberalen sehen die 
Weltbank als eine unabhängige und der ökonomi-
schen Vernunft verpflichtete Institution. Bestrebun-
gen, die dahin gehen, die Weltbank irgendwelchen  

politisch-ideologischen Zwecken dienstbar zu ma-
chen, werden wir uns widersetzen. 

Ich möchte an dieser Stelle auch die Frage nach 
der Sinnhaftigkeit von regionalen Entwicklungsban-
ken in ihrer bisherigen Form aufwerfen. Ich glaube, 
daß der Finanzbedarf mit den Mitteln der Weltbank 
und den anderen internationalen Fonds, die für Ent-
wicklungszusammenarbeit zur Verfügung stehen, 
hinreichend gedeckt ist. Regionale Entwicklungs-
banken - so wie sie heute vielfach organisiert sind - 
bedeuten lediglich ein Mehr an Bürokratie und Un-
übersichtlichkeit und erhöhen in manchen Fällen 
auch das Risiko der Korruption. Deshalb: Regionale 
Entwicklungsbanken in diesem Gesamtkonzept auf 
den Prüfstand! 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Lassen Sie mich noch einige Sätze zur Verschul-
denssituation sagen. Ich möchte zunächst der Bun-
desregierung 

(Zuruf von der SPD: Danken!) 

für ihre aktive und engagierte Politik, im Rahmen 
des Pariser Clubs zu einer Lösung der Verschuldens-
problematik beizutragen, - - 

(Wolfgang  Schmitt [Langenfeld] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da fehlt ein Wort: 
danken! - Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Da fehlt das Verb!) 

- Frau Kollegin, wenn Sie richtig zugehört hätten, 
hätten Sie gemerkt, daß mir das ein Zurufer aus der 
Opposition bereits abgenommen hat. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das spart Zeit! - Brigitte Adler [SPD]: Vie-
len Dank, daß wir Ihnen da behilflich sein 

durften!) 

Wir Liberalen stehen zu dem Grundsatz, daß Ent-
schuldungen in der Regel nur im multilateralen Rah-
men durchgeführt werden sollten. Dafür gibt es gute 
Gründe: Ein einseitiger Schuldenverzicht durch uns 
alleine würde zum einen die Partnerländer von der 
Notwendigkeit entbinden, ihren Verpflichtungen zur 
Rückzahlung nachzukommen. Diese Verpflichtun-
gen aber erhalten den Druck, im eigenen Land die 
notwendigen marktwirtschaftlichen und rechtsstaat-
lichen Reformen durchzuführen. 

Zum anderen kämen wir in die absurde Situation, 
daß deutsche Steuerzahler über unseren Schulden-
verzicht indirekt die Schuldenrückzahlungen der 
Entwicklungsländer an die anderen Geberländer 
mitfinanzieren würden. Das kommt nicht in Frage. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Was die Internationale Entwicklungsorganisation, 
IDA, angeht, so bedauere ich die Haltung der Verei-
nigten Staaten, was die 11. Wiederauffüllung betrifft. 
Die Gefahr besteht, daß sich auch andere Staaten 
daran ein schlechtes Beispiel nehmen und sich aus 
ihrer internationalen Verantwortung zurückziehen. 
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Wir müssen alles daransetzen, durch ständige Kon-
takte mit unseren amerikanischen Freunden deutlich 
zu machen, daß sich die USA als einzig übriggeblie-
bene Weltmacht nicht aus ihrer internationalen Ver-
antwortung gegenüber den Entwicklungsländern 
verabschieden darf. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte an dieser Stelle ganz ausdrücklich dem Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Spranger, für die gute und vertrauens-
volle Zusammenarbeit danken. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jawohl!) 

Wir werden sie in der Koalition mit großer Freude 
fortsetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Nicht mehr lange! Dazu 

gibt es keinen Grund!) 

Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie 
sowie soziale und ökologische Marktwirtschaft sind 
am besten geeignet, globale Entwicklungs- und Um-
weltprobleme zu lösen. Deshalb fordern wir: Diffe-
renzierte Länderstrategien statt „Projektitis"! Wett-
bewerb zwischen allen Projektträgern! Dezentrale 
Budgethilfe zur Armutsbekämpfung! Regionale Ent-
wicklungsbanken auf den Prüfstand! Intensivierung 
der privatwirtschaftlichen Zusammenarbeit! Schluß 
mit unserem Protektionismus! - Dies ist praktische 
Politik für die Menschen und ihre Lebenschancen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es geht uns um die Menschen in den Entwick-
lungsländern. Vor wenigen Tagen hat Stefan Klein in 
der „Süddeutschen Zeitung" einen bedrückenden 
Beitrag über das Problem der Kinderprostitution am 
Beispiel von Sri  Lanka veröffentlicht. Erlauben Sie 
mir, daß ich zum Abschluß einige Sätze aus diesem 
Beitrag zitiere: 

Jetzt winken dich ein paar Halbwüchsige heran, 
die um einen alten Fischerkahn versammelt sind. 
Du kommst näher, weil sie freundlich wirken und 
dir anscheinend irgend etwas zeigen wollen. Und 
dann zeigen sie auf einen fast noch kleinkindhaf-
ten, höchstens sechsjährigen Buben in ihrer 
Mitte, der wie ein hung riges Vogelkind demon-
strativ seinen Mund aufsperrt. Niedlich, der 
kleine Komödiant. So denkst du und bist plötzlich 
überwältigt von einer furchtbaren Ahnung. Dir 
wird schlecht, aber deine Konzentration gilt den 
Beinen, damit du nicht stolperst beim Weglaufen. 

Damit solche Kinder ihren Körper, ihre Kindheit 
und ihre Seele nicht mehr verkaufen müssen, des-
halb machen wir Entwicklungspolitik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Dr. Willibald Jacob das Wo rt . 

Dr. Willibald Jacob (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In allen Beiträgen findet sich die 
Ahnung, daß wir eine grundlegende Veränderung 
der Entwicklungszusammenarbeit vornehmen müß-
ten. Deshalb möchte ich, wenn es um die grundle-
gende Frage geht, was wir unter Entwicklungszu-
sammenarbeit verstehen, folgendes vorwegnehmen: 
Die Ansätze der PDS sind von dem Grundverständ-
nis geprägt: Entwicklungszusammenarbeit heißt in-
ternationale Solidarität von Menschen und gerechter 
Ausgleich zwischen Nord und Süd. 

Dabei gehen wir von der Tatsache aus, daß unsere 
gegenwärtige Welt von der Globalisierung der Wirt

-schafts- und Finanzmärkte und ihrem Bedingungs-
gefüge auf der einen Seite und der Globalisierung 
von Armut, Hunger, sozialer Apartheid, Diskriminie-
rung und Ausgrenzung, Raubbau an natürlichen 
Ressourcen und Umweltzerstörung auf der anderen 
Seite geprägt ist. Dieser globale Widerspruch macht 
die Welt unteilbar. 

Entwicklungspolitik in Parallelität zur allgemeinen 
Wirtschaftspolitik steht aber immer noch in der Tradi-
tionslinie 500jähriger kolonialer Ausbeutung der 
Länder der sogenannten Dritten Welt. Sie ist meines 
Erachtens ein Instrument des Nordens zur globalen 
Durchsetzung seiner ökonomischen Interessen. Sie 
stülpt den Ländern des Südens neoliberale Wi rt

-schaftsmechanismen über. Diese Art  Entwicklungs-
politik ist kritisch zu hinterfragen. Ich sage ausdrück-
lich: Ich spüre in den Beiträgen der Kolleginnen und 
Kollegen, daß auch sie dies ahnen und wissen. 

Die „Alternative Erklärung der Nichtregierungsor-
ganisationen" während des Weltsozialgipfels 1995 
hat die Antwort gegeben: „Das dominante neolibe-
rale System hat als ein universales Entwicklungsmo-
dell versagt." 

Die zwanghafte Anpassung der Strukturen des Sü-
dens an die des Nordens ist weithin Ursache von 
Menschenrechtsverletzungen. Der Norden tut sich 
schwer in der Bekämpfung von Folgeerscheinungen 
wie Bürgerkriege, die er durch seine ökonomische 
Politik aber mit verursacht. 

In diesem Licht sind auch Einzelaspekte zu sehen. 
Nehmen wir die Schuldenfrage, die jeder Redner 
hier als eine ernste und zentrale Frage aufgeworfen 
hat: Entwicklungs- und Integrationsfähigkeit aus ei-
gener Kraft sind für die Länder des Südens, unter de-
nen die ärmsten Länder, die am meisten verschulde-
ten Länder und die am wenigsten entwickelten Län-
der zu finden sind, nur durch Reduzierung der Aus-
landsverschuldung auf ein dauerhaft tragbares Ni-
veau zu erreichen. 

Hier gäbe es ein ausreichendes Betätigungsfeld für 
multi- und bilaterale Aktivitäten der Bundesregie-
rung. 1994 hatten die ärmsten Länder mehr als 
50 Prozent ihres Schuldendienstes gegenüber inter-
nationalen Banken zu leisten. Die Schulden aus Han-
delsforderungen und Entwicklungshilfekrediten ge- 
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genüber der Bundesrepublik belaufen sich auf mehr 
als 3,2 Milliarden DM. 

Nehmen wir den Stellenwert der Entwicklungs-
hilfe im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt - ein al-
tes Thema -: Fast alle vorliegenden Anträge weisen 
auf die neuen globalen Zusammenhänge hin, denen 
sich die deutsche Entwicklungspolitik im ganzen wie 
auch in ihren Teilaspekten stellen müsse. 

Es gehört in diese Debatte, die zuletzt auf dem 
Weltsozialgipfel eingegangene Verpflichtung anzu-
mahnen: Gebt endlich die geforderten 0,7 Prozent 
Entwicklungshilfe! Die gegenwärtig realisie rten 
0,33 Prozent sind ein Skandal; es sind gut 8 Milliar-
den DM abzüglich der Summen für Osteuropa. Dem 
stehen Einnahmen aus den armen Entwicklungslän-
dern von mehr als 1,5 Milliarden DM aus Zins- und 
Tilgungsrückflüssen gegenüber. Es ist erfreulich, daß 
hier und heute neue Überlegungen zu diesem 
Thema beginnen. 

Bleiben wir beim Weltsozialgipfel des letzten Jah-
res. Mit den verabschiedeten nationalen und interna-
tionalen Verpflichtungen und Empfehlungen wird 
die Globalisierung des Widerspruchs sichtbar. So 
muß die Bundesregierung bezüglich der Umsetzung 
aus zwei Blickwinkeln heraus gefragt werden: 

Erstens. Wie kämpft sie auf nationaler Ebene ge-
gen die wachsende Armut, gegen die steigende Ar-
beitslosigkeit, gegen die Verminderung der großen 
sozialen Disparitäten, für Gleichberechtigung und 
gleiche Chancen für Frauen und soziale Integration 
von Randgruppen? Der Fall Vulkan zeigt: Es ist auch 
eine nationale Aufgabe. 

Zweitens. Wie sieht in Umsetzung der internatio-
nalen Verpflichtungen und Empfehlungen die Bereit-
schaft der Bundesregierung aus, den ärmsten und 
hochverschuldeten Ländern durch Schuldenerleich-
terungen zu helfen, interne Ressourcen in den Ent-
wicklungsländern zu stärken? 

Nichts geändert hat sich in der deutschen Entwick-
lungshilfe auch an ihrer Ausrichtung an den Export-
interessen der deutschen Wirtschaft, ob es dabei um 
Vermittlung, Unterstützung oder Mitfinanzierung 
von industriellen Großprojekten oder um Kredite für 
deutsche Unternehmen geht. Ein Neuansatz deut-
scher Entwicklungshilfe müßte aus unserer Sicht 
auch Regularien enthalten, mit deren Hilfe Einfluß 
auf die  Verhaltensweisen deutscher Unternehmen im 
Ausland genommen werden kann, insbesondere 
wenn es um die Einhaltung von Umwelt- und Sozial-
standards bzw. die Verhinderung von Doppelstan-
dards geht: im Norden gut, im Süden schlecht - und 
das in ein und demselben Bet rieb! 

Die Wirklichkeit des Verhältnisses von Nord und 
Süd zeigt, wie weit wir noch von einem gerechten 
Ausgleich zwischen Nord und Süd und einer Ent-
wicklungspolitik, die wirklich darauf ausgerichtet ist, 
entfernt sind. Der Widerspruch zwischen dem Stre-
ben nach wirtschaftlicher Leistungs- und Konkur-
renzfähigkeit und der Vertiefung und Ausweitung 
von sozialer Apartheid lastet mehr und mehr auf uns. 
Dieser Widerspruch zerstört immer stärker Ethik, 

Kultur und Moral - eine alltägliche Sache. Wer nur 
Wettbewerb sagt, kann nicht Solidarität sagen! 

Lassen Sie mich mit einem Wort von Konrad Raiser, 
dem Generalsekretär des Ökumenischen Rates der 
Kirchen in Genf, schließen: 

Wir stehen heute vor der Aufgabe einer grundle-
genden Rekonstruktion der ethischen Kultur und 
der Wiederherstellung des moralischen Grundge-
rüstes der Gesellschaft. 

Das sagt Konrad Raiser von unserer Gesellschaft, 
also von uns, die wir meinen, unsere Werte in alle 
Welt exportieren zu können. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz-
intervention zur Rede der Abgeordneten Dr. Eid er-
teile ich dem Abgeordneten Helmut Schäfer das 
Wort . 

Helmut Schäfer (Mainz) (F.D.P.): Frau Kollegin, Sie 
haben vorhin angebliche Äußerungen des Bundes-
außenministers zum deutschen Rüstungsexport 
zitiert, und dem muß ich widersprechen. Ich darf 
Ihnen folgendes mitteilen: In einem Schreiben, das 
heute vom Sprecher des Auswärtigen Amtes an 
einen Redakteur der „Zeit" ergangen ist, heißt es 
folgendermaßen: 

Die Kurzmeldung von DPA 

über angebliche Äußerungen von Herrn Kinkel 

ist in wesentlichen Aspekten unrichtig. Sie ver-
mittelt den Eindruck, als habe der Minister sich 
für eine Lockerung der deutschen Rüstungsex-
portkontrollvorschriften ausgesprochen. Tatsäch-
lich ist das Gegenteil richtig. Bundesminister 
Dr. Klaus Kinkel hat in der ausführlichen Diskus-
sion anläßlich des „Arbeitskreises Wehrtechnik 
der Industrie in Schleswig-Holstein" unzweideu-
tig klargestellt, daß er an der bewährten restrikti-
ven Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung 
festhalte. Dies haben alle anderen Teilnehmer 
auch so verstanden. 

Insofern gab es auch für andere Agenturen keinen 
Anlaß zu Meldungen. 

Insbesondere hat Minister Kinkel bekräftigt, daß 
eine Lieferung von Unterseebooten nach Taiwan 
nicht in Frage komme. Die Überschrift der „Kieler 
Nachrichten" am 13. 2. 1996 lautete dann auch 
dementsprechend: „Kinkel bleibt ha rt : keine 
HWD-U-Boote für Taiwan". 

Richtig ist, daß Minister Kinkel Unternehmen 
empfohlen hat, sich an das Auswärtige Amt zu 
wenden, wenn sie Zweifel darüber haben, ob ihre 
beabsichtigten Exporte unter die Rüstungsex-
portkontrollvorschriften fallen. Dies gilt insbeson-
dere für den Export von dual-use-Gütern. Eine 
Vorabanfrage beim Auswärtigen Amt oder beim 
Bundesminister für Wirtschaft liegt im Interesse 
der Unternehmen und ganz sicher auch im Inter- 
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esse der Bundesregierung. Über die Zulassung 
von Ausfuhren nach den Exportkontrollgesetzen 
entscheidet selbstverständlich nicht das Auswär-
tige Amt, sondern die Bundesregierung insge-
samt. 

Ich wollte das nur klarstellen, damit ein falscher 
Zungenschlag über eine angebliche neue Rüstungs-
exportpolitik sofort im Keime erstickt wird. 

Vielen Dank. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Da sieht man: „Ger
-

man Watch" heißt richtig „German 
Quatsch"! - Günter Verheugen [SPD]: Das 
Dementi hätte am 13. Februar kommen 
müssen, nicht heute! - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Der Journalist war ein Legastheniker! 
- Gegenruf von der SPD: Das glaube ich 

nicht!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Eid, Sie können darauf antworten. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
nehme das zur Kenntnis, Herr Kollege Schäfer, ver-
weise aber trotzdem auf eine Meldung der „Wi rt

-schaftswoche" Nr. 10 vom 29. Februar 1996. Diese 
Meldung lautet ähnlich wie das von mir vorhin Zi-
tierte von German Watch. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Die haben alle abge

-

schrieben!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  dem Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, Carl-Dieter Spranger. 

Carl-Dieter Spranger, Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! In einigen An-
trägen, die zur heutigen entwicklungspolitischen De-
batte vorliegen, wird eine Neuorientierung oder Re-
form der deutschen Entwicklungspolitik gefordert. 
So etwas klingt zwar gut, nur vermag ich keine sub-
stantiellen Verbesserungsvorschläge zu erkennen. 
Das entwicklungspolitische Fundament, auf dem 
Bundesregierung und Koalitionsfraktionen bauen, 
die Konzeption, die wir jetzt erfolgreich umsetzen, 
haben wir schließlich erst 1991 umfassend erneuert, 
rationalisiert und modernisiert. Wir haben damit den 
neuesten Erkenntnissen aus Evaluierung und For-
schung Rechnung getragen und gleichzeitig auch 
die Chancen genutzt, die sich aus den weltpoliti-
schen Umwälzungen der Jahre 1989 und 1990 auch 
für die Entwicklungspolitik ergeben haben. 

Zu Beginn der laufenden Legislaturpe riode haben 
wir dieses Fundament fortentwickelt. Wir haben un-
sere Vorstellungen und Ansätze in Richtung auf eine 
Politik der globalen Zukunftssicherung, der Krisen-
vorbeugung und der Förderung des inneren Friedens 
in den Partnerländern präzisiert. Die Bundesregie-
rung ist also tatsächlich schon etwas weiter, als ei-
nige Antragsteller bemerkt haben. 

Die gegenwärtige Konzeption der deutschen Ent-
wicklungspolitik war Gegenstand einer langen Dis-
kussion und wird inzwischen, soweit ich das sehe, in 
ihren Grundgedanken nicht nur von der gesamten 
Bundesregierung, sondern auch von allen Fraktionen 
hier im Hause mitgetragen. Wenn ich die Reden vom 
Kollegen Verheugen und von Frau Eid verfolge, 
dann wird dies darin bestätigt. Herrn Jacob möchte 
ich da nicht einschließen. Ich möchte Herrn Kollegen 
Kohn herzlich danken für die Zusammenarbeit, die 
wir auch innerhalb der Koalitionsfraktionen pflegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da haben wir aber aus dem Ausschuß ganz 

andere Erfahrungen!) 

Aber auch über die offizielle Politik hinaus, meine 
Damen und Herren, ist festzustellen: Wohl noch nie 
war in Deutschland bei Regierung und Nichtregie-
rungsorganisationen, in den Medien, in der Öffent-
lichkeit der Konsens über Grundprinzipien, Aufga-
ben und Inhalte der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit so groß wie heute. Wir hatten am Dienstag 
im BMZ eine Wiederholung einer Veranstaltung vom 
Januar 1995 mit fast 100 Nichtregierungsorganisatio-
nen, und es war beeindruckend, wie in einer Fülle 
von Problemen und Herausforderungen Einverneh-
men erzielt werden konnte. Das ist sicherlich nicht 
nur ein Erfolg unserer Öffentlichkeitsarbeit; das 
zeugt auch von der insgesamt guten Arbeit der Mit-
arbeiter des Entwicklungsministeriums, aber auch 
der Durchführungsorganisationen und der vielen 
Menschen, die sich privat oder beruflich in der Ent-
wicklungszusammenarbeit einsetzen und denen wir 
alle dafür dankbar sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Auch der internationale Konsens über die Erfolgs-
bedingungen in der Entwicklungszusammenarbeit 
war noch nie so groß wie heute, und dazu hat der Zu-
sammenbruch des scheinbaren Alternativmodells So-
zialismus sicherlich beigetragen. Allgemein aner-
kannte Grundprinzipien sind heute am Markt orien-
tierte Wirtschaftsordnungen, die gleichzeitig ökologi-
sche und soziale Verantwortung ernst nehmen, sowie 
die politische Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen 
an den Entscheidungsprozessen. Diese Ausrichtung 
der internationalen Entwicklungszusammenarbeit 
wurde maßgeblich - gestatten Sie mir diese Unbe-
scheidenheit - von Deutschland und unserer ent-
wicklungspolitischen Konzeption mitgeprägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Die deutsche Entwicklungspolitik als neues Poli-
tikfeld hat es schon immer schwer gehabt, sich ge-
genüber anderen Interessen durchzusetzen. Daß sie 
dennoch - trotz aller legitimen Kritik im einzelnen - 
im großen und ganzen erfolgreich war und wesent-
lich dazu beigetragen hat, das Bild eines friedlichen, 
kooperativen Deutschland in der Welt zu schaffen, 
verdankt sie auch und vor allem der Geschlossenheit 
verantwortungsbewußter Entwicklungspolitiker. Der 
Grundkonsens über die Entwicklungspolitik, der sich 
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über viele Legislaturpe rioden und wechselnde Re-
gierungen hinweg fortsetzte, hat diese Politik ge-
stärkt und ihr über manche Anfechtung hinwegge-
holfen. Dieses große gemeinsame Kapital sollten wir 
auch zukünftig nicht gefährden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Antrag der Regierungskoalition „Durchset-
zung der deutschen Entwicklungspolitik in der inter-
nationalen Entwicklungszusammenarbeit" baut auf 
diesem Konsens auf. Es ist in der Tat konsequent, die 
Erkenntnisse, die unsere Konzeption, unsere Sektor-
konzepte und unsere Länderstrategien prägen, auch 
in die internationalen Gremien zu tragen, um eine 
bessere Koordinierung und einen wirksameren Ein-
satz der Gelder zu erreichen. Dabei, meine ich, sind 
wir auf einem sehr guten Weg. 

Wir haben zum Beispiel die deutsche Präsident-
schaft in der Europäischen Union dazu genutzt, ein 
Pilotprogramm zur Länderkoordinierung durchzu-
führen und die Diskussion über Komplementarität 
und Kohärenz voranzutreiben. Die auf deutsche Ini-
tiative verabschiedete Entschließung des Rats zu De-
mokratie und Menschenrechten ist schon seit 1991 
Richtlinie der europäischen Entwicklungszusammen-
arbeit. 

In dem Entwicklungsausschuß der OECD führt 
Deutschland die Arbeitsgruppe „Partizipative Ent-
wicklung und gute Regierungsführung" an, die neue 
Richtlinien für die Entwicklungspolitik der OECD-
Länder in den Bereichen Förderung der Menschen-
rechte, der Rechtssicherheit, des gesellschaftlichen 
Pluralismus und der Dezentralisierung erarbeitet. 

Das BMZ leistet Beiträge zu den großen internatio-
nalen Konferenzen der Vereinten Nationen, Bei-
träge, die sich in den Schlußdokumenten wiederfin-
den. Auf dem Weltsozialgipfel konnte Deutschland 
seine internationalen Leistungen auf dem Gebiet der 
Armutsbekämpfung zur Geltung bringen und gegen 
den Widerstand einiger EU-Länder das 20 : 20-Ziel 
vorantreiben. Auf der Weltfrauenkonferenz wurde 
die weitreichende Aussage der deutschen Delega-
tionsleiterin zu den Menschenrechten vom BMZ vor-
formuliert. Auf der Menschenrechtskonferenz geht 
der Kompromiß zur Formulierung eines Rechts auf 
Entwicklung auf unser Konto. Das sind nur einige 
Beispiele. 

Auch in der internationalen Verschuldungsdebatte 
haben wir deutliche Akzente gesetzt. Herr Kollege 
Feilcke hat insbesondere dieses Thema angespro-
chen. Deutschland hat fast allen hochverschuldeten 
Niedrigeinkommensländern die Schulden aus der Fi-
nanziellen Zusammenarbeit erlassen und sich im Pa-
riser Club für die Einführung der Neapel-Konditio-
nen eingesetzt, die einen Erlaß von bis zu 67 Prozent 
ermöglichen. In Einzelfällen würden wir auch noch 
weitergehen, wenn wir nicht in die gemeinsame Poli-
tik der Geber eingebunden wären. 

Auch das Problem der multilateralen Verschul-
dung gehen wir als einflußreiches Mitgliedsland von 
Weltbank, IWF und den Regionalen Entwicklungs-
banken konstruktiv an. Hier werden wir in den näch-
sten Wochen Studien vorlegen, die hoffentlich neue 

Handlungsspielräume für die internationalen Finan-
zierungsinstitutionen aufzeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein weiteres Beispiel für unser Gewicht in der mul-
tilateralen Entwicklungszusammenarbeit ist der 
deutsche Beitrag zum globalen Umweltschutz. Zu-
sammen mit Frankreich sind wir Initiator der globa-
len Umweltfazilität. Wir leisten weltweit den größten 
Beitrag zum Tropenwaldschutz. Eine neue Initiative 
zum Einsatz von Umwelttechnologie in unseren Part-
nerländern ist in Vorbereitung. Sie unterstreicht das 
erweiterte Mandat der Entwicklungspolitik als Poli-
tik der globalen Zukunftssicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch in der bilateralen Entwicklungszusammenar-
beit ist unsere Erfolgsbilanz beachtlich: Die konzep-
tionell und personell besonders anspruchsvollen Vor-
haben der Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe er-
reichen inzwischen einen Anteil von 18,6 Prozent - 
das hat es noch nie gegeben - an den Zusagen im 
Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit. 

Unsere Beiträge zur Familienplanung und Bevöl-
kerungspolitik stiegen von 28 Millionen DM im Jahr 
1990 auf inzwischen 147 Millionen DM. Dazu kommt 
noch der Anteil an entsprechenden multilateralen Fi-
nanzierungen, die ebenfalls erheblich gesteigert 
wurden. 

Die Förderung der Wasserversorgung ist ebenfalls 
ein Schlüsselsektor. Das hat im übrigen auch die jetzt 
laufende Fastenaktion von „Misereor" unter dem 
Stichwort „Jeder Tropfen zählt" eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. Auch hier leisten wir mit etwa 
740 Millionen DM im Jahre 1994 Erhebliches. Dies ist 
bei den Gebern eine Rekordmarke. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich verweise im übrigen auf den Zehnten Bericht 
zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung, der 
noch recht jung ist und in dem eine Fülle zusätzlicher 
Informationen enthalten ist. 

Meine Damen und Herren, bei allem Positiven, bei 
all dem, was wir erreichen konnten, sollten wir weit 
von Selbstzufriedenheit entfernt sein - und sind es 
auch. Natürlich gibt es Schwachpunkte; es gibt auch 
Rückschläge. Die mangelnde Koordinierung der 
zahlreichen im Inland und im internationalen Rah-
men tätigen Institutionen der Entwicklungszusam-
menarbeit ist dafür nur ein Beispiel. Ein anderes ist 
die noch nicht ausreichende Konzentration unserer 
Mittel auf weniger und dafür um so mehr Erfolg ver-
sprechende Projekte. Dies möchte ich nicht ver-
schweigen. Wichtig ist nur, daß wir die Defizite abzu-
bauen versuchen und die Effizienz unseres Mittel-
einsatzes stetig verbessern. 

Lassen Sie mich abschließend auf eine andere in-
teressante Facette in der öffentlichen Diskussion ein-
gehen. Es mehren sich bei uns die Stimmen, die die 
Rezepte, die wir in der Entwicklungszusammenar-
beit erproben und umsetzen, mit unseren Problemen 
in Deutschland in Verbindung bringen. Diese Ver- 
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gleiche sind sehr lehrreich. Schließlich können wir, 
wenn wir glaubwürdig bleiben wollen, für unsere 
Partner keine anderen Maßstäbe setzen, als wir sie 
für uns selbst gelten lassen. Herr Kollege Verheugen 
hat in seiner Rede darauf hingewiesen. Ich muß sa-
gen: Hier geben wir teilweise ein nicht sehr gutes 
Vorbild ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nehmen wir zum Beispiel den Grundsatz der Hilfe 
zur Selbsthilfe. Würde es uns nicht vieler politischer 
Sorgen entheben, wenn wir uns auch in unserer 
deutschen Fürsorge- und Wohlfahrtsgesellschaft 
mehr auf das Prinzip Eigenverantwortung besinnen 
würden? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sowohl in den Entwicklungsländern als auch bei uns 
ist der Staat überfordert, wenn ihm zugemutet wird, 
jedes individuelle Lebensrisiko mit sozialen Wohl-
taten aufzufangen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Doch nicht 
jedes!) 

- Manchen gefällt dieses Beispiel nicht; das ist mir 
klar. Aber ich habe noch einige andere; da kommt 
vielleicht auch noch Widerspruch. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Alle aufzäh

-

len!) 

So sagte mir Professor Yunus von der Grameen-
Bank - ich kann nur empfehlen, sich intensiv mit ihm 
zu unterhalten - letzte Woche in Bangladesch, wo wir 
die wirklich faszinierende und beispielhafte Praxis 
dieser Selbsthilfeorganisation ausführlich besichti-
gen konnten: 

Als der Mensch auf den Planeten kam, betätigte 
er sich als Fischer und Jäger. Er wartete nicht, bis 
er angestellt wurde. Wenn er in seiner Entwick-
lung immer auf den Staat gewartet hätte, wäre 
die Menschheit schon lange ausgelöscht. 

Schon im Oktober 1995 hatte er mir hier in Bonn zur 
Philosophie der Grameen-Bank gesagt: 

Der Staat ist nicht der Übervater, der für alles 
sorgt. Übermacht des Staates hat Passivität des 
Einzelnen zur Folge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Rudolf  Bindig [SPD]: Wollen Sie damit 
sagen, die Armen sind nur arm, weil sie 

passiv sind?) 

Der Außenminister der Philippinen, Herr Siazon, 
ergänzte: 

Für sich selbst zu sorgen ist schon als Zeichen der 
Würde unabdingbar. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Sagen Sie das mal 
den Leuten, die in Manila auf der Müll

-

kippe leben!) 

- Warten Sie nur auf die anderen Beispiele; dann 
werden Sie wirklich nur zustimmen können. Denn 
auch Sie zählen sicherlich zu denjenigen, die von  un

-seren Partnerländern unter ungleich schwierigeren 
Bedingungen Deregulierung, Privatisierung, Entbü-
rokratisierung und Verwaltungsvereinfachung for-
dern. Daß hier auch bei uns Verkrustungen unüber-
sehbar sind, ist ebenfalls unumstritten. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr wahr!) 

Wir setzen Kommissionen ein, die Empfehlungen für 
einen schlankeren Staat erarbeiten sollen. Das kürz-
lich verabschiedete Aktionsprogramm für Investitio-
nen und Arbeitsplätze zeigt, daß wir genau dasselbe 
tun müssen, was wir unseren Pa rtnern abverlangen, 
nämlich die Rahmenbedingungen für privates Unter-
nehmertum und eine Stärkung des Mittelstandes 
verbessern, die Staatsquote senken und uns von 
staatlicher Interventionspolitik verabschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich könnte diese Beispiele beliebig fortsetzen. 
Mein Bemühen ist vor allem, daß wir uns in unserer 
Politik nach außen und nach innen nicht wider-
sprüchlich verhalten. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

In den Entwicklungsländern fördern wir die Nut-
zung erneuerbarer Energien und den Einsatz von Zu-
kunftstechnologien. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da sollten wir mit gutem Beispiel 

vorangehen!) 

Bei uns halten wir vielfach mit Milliardensubventio-
nen, die uns haushaltspolitisch zunehmend Schwie-
rigkeiten bereiten und oft auch aus ökologischer 
Sicht bedenklich sind, an veralteten und überholten 
Technologien fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Im Meinungsaustausch mit unseren Partnern las-
sen wir keine Gelegenheit aus, um den Segen der Li-
beralisierung und des freien Handels zu preisen. Wir 
selbst kommen aber bei der Reform des europäi-
schen Agrarmarktes und dem Abbau des Protektio-
nismus nur schleppend voran. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN - Zuruf von der SPD: 

Überhaupt nicht!) 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, aus der Ent-
wicklungspolitik ließe sich auch für die Lösung von 
Problemen in Deutschland und Europa einiges able-
sen. In unserer Entwicklungspolitik sind die Akzente 
richtig gesetzt. Ihre Ausrichtung ist zukunftswei-
send. Ihr Erfolg und ihre Glaubwürdigkeit hängen 
aber davon ab, wieweit wir auch in Deutschland 
tragfähige Konzepte verfolgen. 

Überfällige Reformen bei uns machen nicht nur 
neue Mittel für unsere Politik nach außen frei. Sie 
sind gleichzeitig ein Beitrag zu einer kohärenten glo-
balen Strukturpolitik. Das eröffnet auch gute Per-
spektiven für unsere Partnerländer. Damit werden 
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wir unserer Verantwortung ihnen gegenüber ge-
recht. Dies leisten wir als zuverlässiger Teil der Welt-
gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Brigitte Adler das Wort. 

Brigitte Adler (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! 

Das Modell einer nachhaltigen menschlichen 
Entwicklung geht vom Wert des menschlichen 
Lebens an sich aus. Es achtet Leben nicht nur, 
weil Menschen materielle Güter erzeugen kön-
nen - so wichtig dies sein mag. Es schätzt auch 
nicht ein Leben höher ein als ein anderes. Kein 
neugeborenes Kind sollte zu einem verkürzten 
oder elenden Leben verurteilt sein, nur weil es 
zufällig in die „falsche Gesellschaftsschicht" oder 
das „falsche Land" hineingeboren wird oder dem 
„falschen Geschlecht" angehört. 

Dieses Zitat, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
aus dem Bericht der UNDP von 1994 über die 
menschliche Entwicklung zeigt die Zielrichtung, in 
die Entwicklung sich vollziehen muß. Ebenso wird 
daran jedoch auch eindrucksvoll deutlich, wie weit 
die Menschheit von einer wirklich nachhaltigen Ent-
wicklung entfernt ist. Denn nach wie vor sterben in 
den Ländern des Südens nach Schätzungen der FAO 
täglich etwa 40 000 Kinder auf Grund unzureichen-
der Ernährung. 

Das drängende Problem der Armut ist nicht bewäl-
tigt. Das Menschenrecht auf Ernährung, das sich 
nicht nur in Art . 25 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948, sondern auch in Art. 11 
des Paktes über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte wiederfindet, und das Menschenrecht 
auf Wohnung seien hier eindringlich ins Gedächtnis 
gerufen. 

Weder den unmittelbar betroffenen Menschen 
noch uns selbst wird es nützen, in Erklärungen aller 
Art lediglich Betroffenheit zu zeigen und den Willen 
zu bekräftigen, entsprechende Maßnahmen zu er-
greifen. De facto steigt die Zahl der chronisch Unter-
ernährten. De facto steigt die Zahl der Wohnungssu-
chenden in den Städten, in denen im Jahr 2000 be-
reits zwei Drittel der Weltbevölkerung leben werden. 
De facto steigt im Jahrhundert der Flüchtlinge die 
Zahl der Migranten. 

Immer deutlicher wird aber auch, daß unser 
wachstumsorientiertes Entwicklungsmodell hier 
keine Lösungen bietet. Denn obwohl sich die ökono-
mische Weltproduktion seit 1950 verfünffacht hat, le-
ben heute mehr als 1,2 Milliarden Menschen in Ar-
mut. Trotz anhaltendem Wirtschaftswachstum neh-
men Verarmung und Massenarbeitslosigkeit auch in 
den industrialisierten Ländern immer stärkere Aus-
maße an. 

Wachstum allein beinhaltet keine Lösung der der-
zeit aktuellen Probleme, da die Ungleichverteilung 
von Einkommen, Arbeit und Ressourcen nicht ver-

hindert wird. Gleichwohl beinhaltet das vom Wachs-
tum und von seinen Vertretern heraufbeschworene 
Bild eines immer größer werdenden Kuchens eine 
machtvolle Verführung, nämlich zu glauben, von die-
sem immer größeren Kuchen werden schon auch alle 
ein wenig mehr abbekommen. Unbequeme Fragen 
nach der Ungleichheit der Einkommen und der Ver-
mögensverteilung bleiben außen vor. 

In Wirklichkeit ist die Errichtung einer ökologisch 
dauerhaften Weltwirtschaft ohne eine Abkehr von 
der Wachstumsideologie nicht möglich. Eine Neube-
stimmung der Prioritäten für die Entwicklung ist er-
forderlich. Durch ein Konzept von Nachhaltigkeit, 
das allein auf Technologieentwicklung beruht, wer-
den keine Problemlösungen geliefert. Genausowenig 
ist nachsorgender Umweltschutz in der Lage, die ne-
gativen Wachstumseffekte völlig zu kompensieren. 

Die Überwindung der Armut in der Welt kann nur 
erfolgen, wenn die Verteilung von Einkommen und 
Ressourcen in den Brennpunkt der Debatte gestellt 
wird. Dies bedeutet konkret die Begrenzung des 
Konsums der Begünstigten zugunsten der Armen, 
und genau hier liegt die Ursache, warum strukturelle 
Veränderungen im Norden im Hinblick auf eine 
nachhaltige Entwicklung lediglich angedacht wer-
den. Bisher war es weder möglich, der Verantwor-
tung der Länder des Nordens eine entsprechende Or-
ganisationsform zu geben, noch ist es gelungen, be-
reits bestehende Ansätze zur Umstrukturierung der 
Länder des Nordens im Sinne einer nachhaltigen 
Entwicklung umfassend umzusetzen. 

Nicht die „freie, ungezügelte Marktwirtschaft" 
darf Handlungsmaxime sein. Der Blick muß gerichtet 
sein auf die soziale und ökologische Entwicklung. 
Menschenrechte, partizipatorische Demokratie, 
Selbstbestimmungsrecht der Menschen und der Völ-
ker, Respektierung der indigenen Völker und ihrer 
Lebensbereiche, Kulturen und Traditionen sowie die 
Verantwortung gegenüber den kommenden Genera-
tionen müssen das Denken und Handeln aller Ver-
antwortlichen bestimmen. Ethische Grundsätze müs-
sen die ökonomische Ratio als bislang alleinige 
Handlungsgrundlage ablösen. Werte wie Selbstbe-
stimmung, Partizipation, Verantwortung müssen ge-
sellschaftlich dergestalt eine Neubewertung erfah-
ren, daß sie auch in praktisches Handeln umgesetzt 
werden. 

Die heute kosten- und damit wertlosen Güter müs-
sen wieder zu den eigentlich wertvollen Gütern wer-
den und ihre Produzentinnen und Produzenten ein 
entsprechendes soziales Ansehen erhalten. Dies be-
deutet eine Produktion, die sich nicht in erster Linie 
an Kriterien wie Produktions- und Umsatzsteigerun-
gen, technischer Rationalisierung oder Profitmaxi-
mierung orientiert, sondern an Kriterien wie Bedarfs-
gerechtigkeit, Minimierung des Ressourcenver-
brauchs, Menschen- und Umweltfreundlichkeit der 
Produktionsbedingungen. Die Neuorientierung des 
heute dominierenden Wertesystems wird damit zur 
Basis nachhaltiger Entwicklung sowohl im Norden 
als auch im Süden. 

Eine neue Art des Produzierens, des Handelns und 
des Konsums muß Kernpunkt des neuen Entwick- 
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lungsmodells sein. Die Grundbedürfnisse der Bevöl-
kerungsmehrheit müssen unter Wahrung der Integri-
tät der Natur befriedigt und damit das Überleben zu-
künftiger Generationen gesichert werden. Nachhal-
tigkeit darf nicht überwiegend technologisch inter-
pretiert werden. Ausgangsbasis für Nachhaltigkeit 
muß der Mensch sein. Dies bedeutet ein Verständnis 
von Nachhaltigkeit, das allen Menschen die vollen 
Menschenrechte garantiert. Der Zugang zu Nah-
rung, Unterkunft, sauberer Luft und Wasser, Gesund-
heit, Bildung, Information, die bürgerlichen Frei-
heitsrechte und die Wahrung der kulturellen und re-
ligiösen Identität sind darin eingeschlossen. Grund-
bedürfnisse werden hier zu einklagbaren Grund-
rechten. Die Entwicklung kultureller Werte wird zur 
notwendigen Voraussetzung für die nachhaltige Ent-
wicklung der Menschen überhaupt. 

Für die konkrete Ausgestaltung der Entwicklungs-
politik erfordert dies praktische ökonomische Refor-
men auf nationaler und internationaler Ebene. Not-
wendig ist hier vor allem der Abbau der schweren 
Schuldenlast der Entwicklungsländer, um eine öko-
logische dauerhafte Entwicklung zu ermöglichen. Es 
ist notwendig, daß eine Reduzierung der Schulden 
um mindestens 60 Prozent erfolgt. 

Ohne eine erhebliche Schuldenreduzierung bleibt 
das Weltfinanzsystem risikobehaftet. Eine Kürzung 
in der vorgeschlagenen Höhe ließe sich bei allmähli-
cher Realisierung über ein Jahrzehnt durchführen. 
Der Schuldenabbau sollte dabei in Verbindung mit 
Programmen zur nachhaltigen Entwicklung verbun-
den werden. 

In der Abschlußerklärung des Weltgipfels für so-
ziale Entwicklung verpflichteten sich die teilneh-
menden Staaten, 

die für die soziale Entwicklung bereitgestellten 
Ressourcen signifikant zu erhöhen und/oder 
effektiver einzusetzen. 

Wenn hier bedauerlicherweise durch eine Und/oder-
Formulierung wenig Verpflichtung zur praktischen 
Umsetzung übriggeblieben ist, so wurde im fünften 
Kapitel des Aktionsprogrammes die Notwendigkeit 
substantieller Schuldenreduzierung wenigstens ge-
nannt. 

( Vo r sitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Machen wir uns nichts vor: Ohne konkreten Schul-
denabbau können die Ergebnisse von Kopenhagen 
nicht umgesetzt werden. Daß erstmals in einer UN

-

Erklärung für das Problem multilateraler Schulden 
Lösungen gefordert und schließlich die Möglichkei-
ten der Umwandlung von Schulden in Gegenwert

-

fonds für soziale Entwicklung ausdrücklich erwähnt 
werden, läßt Hoffnung aufkommen. 

Die Senkung der Militär- und Rüstungsausgaben 
sind ein weiterer wichtiger Schritt im Sinne der sozia-
len Entwicklung. 

Globale Rahmenbedingungen sind zu schaffen, die 
die Bewältigung der sozioökonomischen, kulturellen 
und ökologischen Krisen ermöglichen. Die derzeit 
bestehenden internationalen Institutionen wie Welt-
bank, Weltwährungsfonds und Welthandelsorganisa-

tion müssen ihre Arbeit an den Zielen der nachhalti-
gen Entwicklung ausrichten. Der Wirtschafts- und 
Sozialrat der UN soll ein entsprechendes Monitoring 
gewährleisten. Transnationale Konzerne sind eben-
falls einer Verhaltenskontrolle in diesem Sinne zu un-
terziehen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Durch wen?) 

Der derzeitigen Tendenz der Globalisierung mit al-
len Problemen, die hierdurch aufgeworfen werden, 
muß die regionale Entwicklung entgegengesetzt 
werden. Notwendig sind Initiativen zur Unterstüt-
zung der Bildung von dezentral organisierten Gesell-
schaften. Deren soziale Einheiten sollten durch ein 
hohes Maß an Selbstbestimmtheit, Egalität sowie 
partizipatorischen Entscheidungs- und Handlungs-
strukturen gekennzeichnet sein. Lokale Regierungen 
und Bevölkerungsgruppen müssen mehr Möglich-
keiten bekommen, ihre Situation entsprechend den 
regionalen Gegebenheiten zu verändern. Regionale 
Ansätze einer nachhaltigen Entwicklung sind daher 
zwingend notwendig und müssen eine größtmögli-
che Unterstützung erfahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Überarbeitung und Neukonzeption der Hilfs-
programme auf die bereits genannten Prioritäten 
und Wertvorstellungen ist eine weitere wichtige Auf-
gabe. Echte Glaubwürdigkeit und Konsistenz der 
Ziele hinsichtlich der Ausrichtung der Hilfspro-
gramme  an dem Leitziel der nachhaltigen Entwick-
lung können aber nur erreicht werden, wenn auch 
der Norden endlich die notwendigen strukturellen 
Änderungen umsetzt. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!) 

Produktions- und Verbrauchsmuster sind derart zu 
ändern, daß knappe Ressourcen eine ökonomische 
Bewertung erfahren und entsprechend umsichtig be-
handelt werden. Unter knappen Ressourcen verstehe 
ich in diesem Zusammenhang nicht nur den Ver-
brauch von Umweltgütern, sondern zum Beispiel 
auch Arbeitsqualität und die damit verbundene 
menschliche Zufriedenheit. Wertvorstellungen sind 
auch hier mit neuen Gewichtungen zu belegen. Die 
Schaffung von mehr Lebensqualität kann nicht wei-
ter durch mehr Konsum erfolgen. 

Lebensqualität, meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen, bedeutet Mitmenschlichkeit, Solidarität, Ver-
antwortung für kommende Generationen, befriedi-
gende Arbeitsverhältnisse und die Entwicklung kul-
tureller Werte. Lebensqualität ist die Basis für nach-
haltige Entwicklung. Wir Politikerinnen und Politiker 
sind gefragt, in diesem Sinne zu handeln. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Kollege Dr. Manfred Lischewski, CDU/CSU. 

Dr. Manfred Lischewski (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
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Weltgipfel für soziale Entwicklung, an dem 
112 Staats- und Regierungschefs sowie eine große 
Anzahl von Nichtregierungsorganisationen teilge-
nommen haben, ist der erste Weltgipfel gewesen, der 
sich ausschließlich mit sozialen Fragen befaßt hat. 
Das Thema Armut ist erstmals mit dieser Deutlichkeit 
auf die internationale Tagesordnung gesetzt worden. 

Die drei Hauptthemen der Konferenz waren die 
Bekämpfung der Armut, die Schaffung von produkti-
ven Beschäftigungsmöglichkeiten und die Förderung 
der sozialen Integration benachteiligter und margi-
nalisierter Bevölkerungsgruppen. Das Ergebnis der 
Verhandlungen ist in einer Abschlußerklärung und 
in einem Aktionsprogramm niedergelegt. Darin ist 
die Verpflichtung sowohl der Industrieländer als 
auch der Entwicklungsländer zu einer sozial orien-
tierten nationalen Politik und zur Unterstützung 
durch die internationale Gemeinschaft enthalten. 

Im Mittelpunkt der Abschlußerklärung stehen 
zehn politische Verpflichtungen, die sogenannten 
„commitments". Mit ihnen soll ein neuer globaler 
Vorstoß für den sozialen Fortschritt unternommen 
werden. Sie sind in ihrer Zielsetzung weitgehend un-
verbindlich. Größere Verbindlichkeit ergibt sich erst 
durch die Kopplung der „commitments" an konkrete 
Politikmaßnahmen, spezifische Zeitpläne und quanti-
tative Zielgrößen. Diesem Zweck soll das Aktionspro-
gramm dienen, dessen Aufgabe es ist, für die zehn 
Verpflichtungen konkrete Umsetzungsempfehlun-
gen zu formulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zum vorrangigen Ziel nationaler Politik und inter-
nationaler Zusammenarbeit hat der Gipfel die Besei-
tigung der absoluten Armut erklärt. Die Möglichkei-
ten zur Selbsthilfe und zur aktiven Beteiligung der 
Zivilgesellschaft sollen verbessert und ausgebaut 
werden. Für die Lösung der weltweiten sozialen 
Frage und die Bekämpfung der Armut kommt es 
nicht in erster Linie auf den Staat, sondern auf die 
schöpferischen Kräfte der Menschen an, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Den Menschen muß geholfen werden, ihre Selbst-
hilfekräfte im wirtschaftlichen Bereich zu entfalten. 
Durch eigene Arbeit und eigenes Einkommen müs-
sen sie die Möglichkeiten erhalten, ihre Existenz in 
bezug auf die Ernährung, die Gesundheit und die 
Bildung zu sichern. Vielfache Beispiele haben bewie-
sen, daß auch Ärmste, zum Beispiel durch Sparen 
und Kredite, in der Lage sind, ihre Lebenssituation 
nachhaltig zu verbessern. 

Die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland hat gezeigt, wie die Selbsthilfekräfte 
gestärkt werden können. Für die selbsthilfeorien-
tierte Armutsbekämpfung sind unsere finanziellen 
Mittel von 7 Prozent im Jahr 1991 auf 18,6 Prozent im 
Jahr 1995 gesteigert worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Dementsprechend sind die armutsbezogenen Vorha-
ben erhöht worden. Wie EZ-Organisationen beob-
achten, erhöhte sich aber auch in den Entwicklungs-
ländern die Bereitschaft, entsprechende Projekte und 
Programme auszuweiten. 

Der Weltgipfel hat auch der Durchsetzung der 
Menschenrechte in der Welt große Bedeutung zuge-
messen. Die deutsche Politik nimmt diese Forderung 
sehr ernst. Die Tendenz geht dahin, daß Entwick-
lungsländer nur noch dann Hilfe erhalten, wenn sie 
die Menschenrechte nicht eklatant verletzen. Ich 
sehe es als die Aufgabe der deutschen Entwicklungs-
politik an, die Entwicklungsländer immer wieder 
darauf hinzuweisen, daß die Wahrung der Men-
schenrechte für die Leistung von Entwicklungshilfe 
unabdingbar ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Li-
schewski, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Dietert-Scheuer? 

Dr. Manfred Lischewski (CDU/CSU): Nein, ich 
möchte fortfahren. 

In diesem Zusammenhang möchte ich zum Aus-
druck bringen, daß die Entwicklungsländer selbst für 
die Entwicklungen in ihren Ländern verantwortlich 
sind. Insbesondere die Eliten in den Ländern tragen 
die Verantwortung; das hat vorhin auch Kollege 
Kohn dargelegt. Es gibt zum Beispiel in Afrika Ent-
wicklungsländer, deren Staatsverschuldung genauso 
hoch ist wie das Privatvermögen des jeweiligen 
Staatsführers. Das heißt: Die Verschuldung der be-
treffenden Länder könnte durch diese, bei europäi-
schen und amerikanischen Banken befindlichen Ver-
mögen ausgeglichen werden, so daß sich die Länder 
weitgehend selbst helfen könnten und auf Hilfe von 
außen kaum noch angewiesen wären. Die Eliten in 
jenen Ländern sind also vielfach für die Armut mit-
verantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Rudolf  Bindig [SPD]: Ändern wir das?) 

Im Hinblick darauf ist es mehr als gerechtfertigt, 
ihre Verantwortlichkeit anzumahnen. Dies gilt auch 
für die Bürgerkriege in manchen Entwicklungslän-
dern. 

In diesem Zusammenhang muß auch erwähnt wer-
den, daß die Rüstungsausgaben in vielen Ländern 
des Südens noch immer zu hoch sind. Mehr noch als 
bisher sollte bei der Vergabe von Entwicklungsmit-
teln darauf geachtet werden, ob nicht die Armut ei-
nes Landes auch die Folge von nach wie vor zu ho-
hen Rüstungsausgaben ist, 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir verkaufen doch diese Rüstungs-

güter!) 

wozu freilich die Industrieländer durch Waffen- und 
Technologieexporte beigetragen haben. 

Dies ändert nichts daran, daß zu hohe Rüstungs-
ausgaben eine Ressourcenverschwendung darstellen 
und daß sie sozioökonomische Konflikte verschärfen. 
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Deshalb ist von den Regierenden in den Ländern die 
Reduzierung der Rüstungsausgaben zu fordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn die Entwicklungsländer ihre Rüstungsausga-
ben für zehn Jahre auf das Niveau von 1990 einfrie-
ren würden, reichten die dadurch freigesetzten Mit-
tel in Verbindung mit wirksamer eingesetzten Ent-
wicklungshilfeleistungen nach Schätzungen des 
UNDP aus, um im Jahre 2000 weltweit Alphabetisie-
rung, grundlegende Gesundheitsfürsorge und Ver-
sorgung mit sauberem Trinkwasser zu ermöglichen. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis des Gipfels ist die 
Anerkennung der zentralen Rolle der Frau für die 
soziale Entwicklung. Besonders herausgestellt wird 
die Notwendigkeit einer stärkeren Teilhabe der 
Frauen am politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Leben. Der Zugang von Frauen und Mäd-
chen zu traditionell von Männern beherrschten Beru-
fen soll dadurch erleichtert werden. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik hat 
international das Ziel der Entwicklungshilfe von 
0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts mehrfach aner-
kannt, unter anderem auch in Kopenhagen, ohne ei-
nen Zeitpunkt für die Erreichung festzulegen. In den 
letzten Jahren ist die öffentliche Entwicklungshilfe 
mit rund 11 Milliarden DM relativ konstant geblie-
ben. Ihr Anteil am Bruttosozialprodukt sank jedoch 
auf zuletzt 0,3 Prozent. Ich habe den Eindruck, daß 
hier mit dem Haushalt 1996 eine Trendumkehr ge-
glückt ist. In den nächsten Jahren muß es darum ge-
hen, die Entwicklungshilfemittel zu erhöhen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wobei mir klar ist, daß sich die Verteilungskämpfe in 
Deutschland noch verschärfen werden, was die Si-
tuation der Entwicklungshilfe nicht erleichtert. 

Nicht zuletzt dem Bemühen der Bundesregierung 
ist es zu verdanken, daß die sogenannte 20 : 20-Initia-
tive gegen den Widerstand einiger EU-Länder kon-
sensfähig wurde. Letztendlich konnte so im Aktions-
programm verankert werden, daß interessierte Staa-
ten jeweils 20 Prozent der Entwicklungshilfe bzw. 
20 Prozent vom nationalen Haushalt des Empfänger-
landes für die Grundversorgung der Bevölkerung 
einsetzen können. 

Der Deutsche Bundestag hat der Bundesregierung 
für die schnelle Unterrichtung seiner Ausschüsse 
über die Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung zu danken. Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, erstens sich für die Umsetzung der Ver-
pflichtung von Kopenhagen auf nationaler und inter-
nationaler Ebene einzusetzen, zweitens am Nachfol-
geprozeß der Konferenz aktiv mitzuwirken und drit-
tens die Sozialpartner und die Nichtregierungsorga-
nisationen am nationalen Nachfolgeprozeß zu beteili-
gen. Auf die Umsetzung der Verpflichtung von Ko-
penhagen wird es ankommen. Dann wird sich ent-
scheiden, ob der Gipfel letztendlich ein Erfolg war 
oder nicht. 

Meine Damen und Herren, bei den UN-Weltgip-
feln in den letzten Jahren hat sich herausgestellt, daß 
ganz überwiegend entwicklungspolitische Themen  

auf der Tagesordnung standen. Es wäre deshalb nur 
normal - das möchte ich als Ausschußvorsitzender 
heute hier sagen -, wenn die deutsche Vertretung 
dieser entwicklungspolitischen Themen dem Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung übertragen würde 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

und nicht immer anderen Resso rts, die sicherlich we-
niger zuständig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Wolfgang Schmitt, Bündnis 90/Die Grünen. 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Entwicklungspolitik hat es in Zeiten der großen 
Standortdiskussion schwer. Auch die Zahl der Kolle-
ginnen und Kollegen, die sich um diese Zeit noch 
hier eingefunden haben, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sei mal ganz 
zufrieden!) 

um sich mit entwicklungspolitischen Fragen zu be-
schäftigen, könnte größer sein. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist sehr beacht-
lich! - Ulrich Irmer [F.D.P.]: Für die Stunde 
ist das gerade sensationell, was hier anwe-

send ist!) 

Dabei trägt die Entwicklungspolitik mit Sicherheit 
mittel- und langfristig zur Beantwortung einer der 
wichtigsten Zukunftsfragen überhaupt bei, nämlich 
der: Was müssen wir tun, damit die Welt im nächsten 
Jahrhundert ein lebenswerter Ort bleibt? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schmitt, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Hornhues? 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Herr Kol-
lege. 

Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU): Herr Kol-
lege, Sie haben eben angemerkt, daß bei unserem 
Thema die Zahl der Anwesenden größer sein könnte. 
Würden Sie konzedieren, daß viele andere Kollegen 
sich das bei ihren Themen auch wünschten, wenn 
Sie nicht da sind? 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das kann ich mir gut vorstellen. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: 
Warum erwähnen Sie das dann?) 

- Weil ich glaube, daß ich als Entwicklungspolitiker 
angesichts der großen Probleme, mit denen wir es zu 
tun haben, und auch angesichts mancher Nichtigkei- 
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ten, mit denen sich dieses Haus mitunter beschäftigt, 
das Recht habe, diesen Zustand zu beklagen. Wir 
diskutieren nicht allzuoft über entwicklungspoliti-
sche Fragen; da werden Sie mir sicherlich zustim-
men. Ich finde, alle Kollegen können für ihr Thema 
werben. Aber wenn Sie sich den Zustand der Welt 
angucken - Herr Hornhues, Sie kommen als Außen-
politiker sehr weit in der Welt herum -, dann werden 
Sie zugestehen müssen, daß es wegen der Komplexi-
tät der Problemlage und wegen der auch von Ihren 
Kolleginnen und Kollegen eingeforderten Kohärenz 
bei entwicklungspolitischen Fragen, von denen auch 
andere Ressorts betroffen sind, ganz nützlich wäre, 
wenn beispielsweise Vertreter des Landwirtschafts-
ausschusses dieser Debatte hier und heute folgen 
würden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Kollegen Irmer? 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Bitte. 

(Zurufe von der SPD) 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Herr Kollege - darum geht es 
hier nicht -, würden Sie, um im Sprachgebrauch des 
Kollegen Hornhues zu bleiben, auch konzedieren, 
daß angesichts der vorgerückten Stunde - zumindest 
mir - die Besetzung dieses Plenums geradezu sensa-
tionell gut erscheint? Ich konzediere es der kurzen 
Zugehörigkeit Ihrer geschätzten Person zu diesem 
Hohen Hause, daß Sie andere Ereignisse dieser Art 
noch nicht erlebt haben. Ich muß sagen, als ich vor-
hin hierhin gekommen bin, habe ich gesagt, ich 
freue mich, daß ganz offensichtlich gerade dieses 
Thema ein so hohes Interesse produziert, daß auch 
Leute aus den unterschiedlichsten Ausschußberei-
chen anwesend sind. Konzedieren Sie, daß Ihre Ein-
gangsbemerkung daher eher in eine Debatte über 
eine etwaige Parlamentsreform als in eine entwick-
lungspolitische Debatte gehört? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schmitt. 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Irmer, der Respekt vor Ihrer 
langjährigen Erfahrung als Parlamentarier in diesem 
Hause gebietet es natürlich, daß ich angesichts des-
sen, was Sie mir über die üblichen Besuchs- und Prä-
senzzahlen im Plenum des Deutschen Bundestages 
gesagt haben, dies zur Kenntnis nehme. Ich konze-
diere gerne, wenn es noch dünnere Besetzungen im 
Plenum bei vielleicht noch wichtigeren Fragen um 
diese Zeit gegeben hat, dann muß man als Entwick-
lungspolitiker offenbar sehr bescheiden sein und zur 
Kenntnis nehmen, daß dies ein relativ großes Audito-
rium ist. Trotz allem, gerade als Grüne möchten wir 
uns nicht nur mit dem beschränken, was existiert, 
was da ist, sondern wir wären froh, wenn der zur Zeit 
beobachtbare Zustand verbessert werden könnte. 
Vielleicht könnten Sie dazu beitragen, indem Sie in 

Ihrer Fraktion für eine stärkere Präsenz bei solchen 
Debatten werben. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Wir sind prozentual 
am stärksten vertreten!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Schmitt, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Kollegen 
Weng? Bitte keine Dialoge, Herr Kollege Irmer. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Ja, ja!) 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Bitte, bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte sehr, Herr 
Kollege Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr Kol-
lege Schmitt, auch in der Konsequenz gerade Ihrer 
letzten Bemerkung: Halten Sie es nicht für reizvoll, 
wenn man sich bei einer solchen Klage zunächst ein-
mal an die eigenen Reihen wendet und sich vielleicht 
in der eigenen Fraktion um eine verstärkte Präsenz 
bemüht, ehe man bei anderen klagt? 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Jeder Parlamentarier hat das Recht, auch 
die eigene Fraktion zu kritisieren. Bei uns ist es je-
denfalls üblich. Ich weiß nicht, wie es in anderen 
Fraktionen ist. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Bei uns ist es nicht 
Pflicht!) 

Ich gebe Ihnen recht, daß auch die Präsenz der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen besser sein kann. Ich 
wundere mich übrigens, daß Sie hier nicht angeführt 
haben, daß die prozentuale Präsenz der F.D.P.-Frak-
tion bei diesem Tagesordnungspunkt - das kann man 
abzählen - höher ist als die von Bündnis 90/Die Grü-
nen. Sie sehen, ich bin großzügig und beglückwün-
sche die Liberalen zu dieser hohen Präsenz. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Das ist die reine 
Wahrheit! - Ulrich Irmer [F.D.P.]: Sie kön-
nen rechnen! - Rudolf Bindig [SPD]: Acht 
Minuten vertan wegen dieses Nebenthe-

mas!) 

Kommen wir zum Thema. Meine Damen und Her-
ren, Bundesentwicklungshilfeminister Spranger, 
aber auch der Kollege Lischewski, haben einschnei-
dende Verhaltensänderungen, Politikänderungen in 
den Ländern des Südens verlangt. Dies ist richtig. 
Herr Kollege Spranger hat auch darauf hingewiesen, 
daß die Bundesrepublik Deutschland und die ande-
ren Länder des Nordens Vorbildcharakter für die 
Länder des Südens haben. Ich wunderte mich aller-
dings etwas über Ihre Akzentsetzung, daß Sie diesen 
Vorbildcharakter zum Anlaß nahmen, weitere gravie-
rende Schritte in Sachen Strukturwandel in der Bun-
desrepublik Deutschland einzufordern. So richtig 
dies ist, so meine ich doch, daß dies nur die halbe 
Wahrheit war. Wir brauchen einen ökonomischen 
Strukturwandel, auch in den Ländern des Südens, 
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auch hierzulande, aber ich meine, wir brauchen auch 
einen ökologischen Strukturwandel. 

Auch was unseren Lebensstil anbetrifft, dienen wir 
dem Süden als Vorbild. Sie wissen genausogut wie 
ich, daß der Lebensstil des Nordens nur auf Kosten 
der Zukunft des gesamten Planeten verallgemeinert 
werden kann. Ich meine, als Minister hätte es Ihnen 
gut angestanden, etwas zur Initiative von Misereor 
und dem Wuppertal-Institut zu sagen, die unter dem 
Motto nachhaltiges, dauerhaftes Deutschland - su-
stainable Germany - versucht haben aufzuzeigen, 
welche nicht nur ökonomischen, sondern auch ökolo-
gischen Veränderungen in diesem Lande notwendig 
gewesen wären. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ebenso, Herr Kollege Lischewski, verhält es sich 
übrigens mit dem Ruf nach Reduzierung der Rü-
stungshaushalte. Als Grüner bin ich natürlich mit Ih-
nen einverstanden, aber ich denke, auch da haben 
die Länder des Nordens eine Vorbildfunktion. Und 
wer für sich reklamiert, daß staatliche Souveränität 
auch das Recht auf militärische Verteidigung ein-
schließt und hier nachhaltige und nachdrückliche 
Bemühungen vermissen läßt - Stichwort „Jäger 90" -, 
der hat das Recht verspielt, Regierungen des Südens 
Lektionen über die Höhe ihrer Rüstungshaushalte zu 
erteilen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich habe schon auf die 
Komplexität der Problemlage hingewiesen. Der vor-
liegende entwicklungspolitische Bericht der Bundes-
regierung, das sei auch mal gesagt, beschreibt zutref-
fend die Komplexität der Problemlagen, und wir sind 
weit von einer Lösung der Probleme entfernt, die in 
diesem Bericht von A wie zunehmender Armut bis B 
wie Bevölkerungswachstum gehen, V wie Verschul-
dung oder Verstädterung bis Z wie Zerstörung der 
natürlichen Ressourcen. 

(Zuruf von der SPD: Das sieht aber der Herr 
Spranger anders!) 

Die Entwicklungspolitik - und das ist hier auch 
schon verschiedentlich erwähnt worden - sollte als 
politische Querschnittsaufgabe verankert werden. 
Der letzte Besuch des Parlamentarischen Staatsse-
kretärs des Landwirtschaftsministeriums im Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung hat allerdings gezeigt, daß selbst diese 
Bundesregierung weit davon entfernt ist, eine unter 
entwicklungspolitischen Gesichtspunkten kohärente 
Politik zu gestalten, zum Beispiel im Bereich der 
Landwirtschaft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Der Staatssekretär sah sich nicht in der Lage, für 
eine grundsätzliche Änderung der Exportsubven-
tionspraxis der Europäischen Union einzutreten. 
Statt dessen wies er darauf hin, daß die derzeit leeren 
Vorratslager der Europäischen Union dazu führten, 
daß es zur Zeit keine Exportsubvention, daß es zur 
Zeit kein Lebensmitteldumping in Staaten der Drit-
ten Welt gebe. Auf Befragen konnte er allerdings  

nicht ausschließen, daß sich die unselige Praxis der 
Exportsubvention bei anderer Marktlage in Zukunft 
wiederholen würde. 

Solange die Bundesregierung dieses System der 
Exportsubvention nicht grundsätzlich in Frage stellt, 
so lange muß man den Eindruck bekommen, daß 
Entwicklungspolitik als reine Alibiveranstaltung be-
trieben wird; denn wir wissen ganz genau, daß Han-
delsfragen, daß die Öffnung der Märkte des Nordens 
bzw. die unterbliebene Öffnung sehr viel nachhalti-
gere Auswirkungen in den Ländern des Südens zei-
tigt als eine noch so gut gemeinte Erhöhung der  Ent-
wicklungshilfeausgaben. 

Meine Damen und Herren, der Ruf nach Kompe-
tenzbündelung, Verkürzung der Entscheidungswege 
innerhalb der Regierung gehört zum Morgenlied ei-
nes jeden sich modern und dynamisch gebenden Re-
gierungspolitikers. 

Doch die Praxis sieht ganz anders aus. Noch immer 
dominiert der Ressortegoismus nach dem Motto: 
„Mein Schrebergarten gehört mir." 

In der ihm eigenen zurückhaltenden Art beschrieb 
Minister Spranger den Kompetenzwirrwarr in Sa-
chen Hilfe für die Transformationsländer Ost- und 
Mitteleuropas. Er spricht laut „Spiegel" von verlän-
gerten Wegen zwischen den Pa rtnern. Diese Miß-
stände, so der Minister, erleichterten nicht gerade die 
Verfolgung integrierter Politikkonzepte. 

Meine Damen und Herren, dahinter verbergen 
sich die personellen und ministerialen Querelen ei-
ner Regierungskoalition, die offensichtlich in die 
Jahre gekommen ist und der die Kraft für notwen-
dige Reformen fehlt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Konsequenz? - Verschleuderte Steuergelder und 
die Wahrscheinlichkeit, daß im Ergebnis keine nach-
haltigen Entwicklungen gefördert werden. Fehl-
schläge sind so gerade vorprogrammiert. Statt dessen 
brauchen wir eine Art Wapenhansbericht. Der Wa-
penhansbericht ist von der Weltbank als beeindruk-
kendes Dokument ihrer Fähigkeit zur Selbstkritik 
verfaßt worden. 

Wenn wir uns ansehen, mit welcher Geheimhal-
tungspraxis die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
selbst dem Informationsbegehren bundesdeutscher 
Parlamentarier gegenübertritt, wenn man sieht, mit 
welcher Vehemenz die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau bis zuletzt an dem auch ökonomisch zweifelhaf-
ten Staudammprojekt Arun III in Nepal festgehalten 
hat, bekommt man den Eindruck, daß die vielfach 
beklagten Mißstände bei der Weltbank, auf die auch 
reagiert worden ist, offensichtlich auch bei bundes-
deutschen Durchführungsinstitutionen der Entwick-
lungszusammenarbeit zu vermuten und vorzufinden 
sind. 

Ich fordere Sie, Herr Minister, auf, sich darum zu 
bemühen, daß mit der zurückliegenden Praxis dieser 
Durchführungsorganisation endlich aufgeräumt 
wird, daß Mißstände benannt werden und daß das 
Parlament, daß der Deutsche Bundestag in die Lage 
versetzt wird, sich umfassend zu informieren. Es geht 
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nämlich um nicht mehr und nicht weniger als um 
Steuergelder, um die sachgerechte Verwendung des-
sen, was uns die Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des anvertraut haben. Die Vorkommnisse - ich habe 
es eben schon erwähnt - um die Deutsche Entwick-
lungsgesellschaft zeigen nicht nur, daß das Ministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit darüber 
Klage führt, daß es mit dem Aufsichtsrat einer bun-
deseigenen Unternehmung nicht zu Rande kommt, 
sondern sie zeigen ebenfalls, daß es den Aufsichts-
ratsvorsitzenden, über den gerade Klage geführt 
wird, wenige Monate, nachdem entsprechende 
Schreiben im Hause verfaßt worden sind, erneut in 
dieses Amt beruft. Dies ist für mich, Herr Minister, 
kein Zeichen dafür, daß Sie die Effizienz der Ent-
wicklungszusammenarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland erhöhen, sondern es scheint mir die Ka-
pitulation vor Koalitionsarithmetik zu sein. Im Sinne 
der Entwicklungszusammenarbeit ist ein solches 
Verhalten, auch eine solche Berufung, jedenfalls 
nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Otto Graf Lambsdorff. 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr 
Schmitt, Sie werden verstehen, daß ich Ihr Bekennt-
nis zu offenen Märkten gern gehört habe. Ich hoffe 
sehr, daß Sie den protektionistischen Unsinn, der 
sich in den Anträgen für Ihren nächsten Parteitag fin-
det, auch kräftig verhindern werden. 

(Beifall bei der F.D.P. - Wolfgang Schmitt 
[Langenfeld] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Darauf können Sie sich verlassen!) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir bitte, 
auch in meiner Eigenschaft als Vorstandsvorsitzen-
der der Friedrich-Naumann-Stiftung, auf die spezifi-
sche Rolle der politischen Stiftungen in der Ent-
wicklungspolitik einzugehen. Die politischen Stif-
tungen haben nach drei Jahrzehnten Auslandsarbeit 
- nur mit dieser beschäftige ich mich heute - eine be-
eindruckende Leistungsbilanz aufzuweisen. 

(Zurufe von der SPD: Das ist richtig! - 
Stimmt!) 

Wir alle in den Stiftungen haben uns darüber ge-
freut, als Bundespräsident Herzog dies in seiner 
Rede anläßlich des 70jährigen Bestehens der Fried-
rich-Ebert-Stiftung gewürdigt hat. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Das gibt mir Anlaß, daran zu erinnern, daß ein frühe

-

rer Bundespräsident, nämlich Walter Scheel, den An

-

fang der Entwicklungspolitik in der Bundesrepublik 

Deutschland, mit deren Fortsetzung wir uns heute 
beschäftigen, gestaltet hat. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Er soll aber 
nicht das Ende einläuten! - Gegenruf des 
Abg. Roland Kohn [F.D.P.]: Da sei Gott vor!) 

Die gesellschaftspolitischen Projekte der Stiftun-
gen konzentrieren sich auf die Kooperation mit Par-
teien, Regierungen, Gewerkschaften, Verbänden, 
Medien, Bildungs- und Forschungseinrichtungen 
und einer Vielzahl von Nichtregierungsorganisatio-
nen unterschiedlicher Ausrichtung. Seit 1962 haben 
insgesamt etwa 3 800 Projekte in mehr als 
120 Partnerländern nachweislich bedeutsame Bei-
träge zum Aufbau demokratischer und rechtsstaatli-
cher Strukturen, marktwirtschaftlicher Ordnungen, 
pluralistischer und ziviler Bürgergesellschaften gelei-
stet. Ihr Einzugsbereich umfaßt mit Afrika, Asien, La-
teinamerika, dem Nahen Osten und jüngst auch Mit-
tel-, Ost- und Südosteuropa heute alle Entwicklungs-
regionen. 

Die Stiftungen sind ein wichtiger Teil der Entwick-
lungszusammenarbeit Deutschlands. Ihr Auftrag ist 
politischer Natur. Sie haben seit Anfang der 60er 
Jahre als nichtstaatliche Akteure im Bereich der poli-
tischen Bildung, der Politikberatung und des Politik-
dialogs eine originäre und bedeutende Rolle im Rah-
men der deutschen Entwicklungspolitik übernom-
men. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Durch ihre Programme und Projekte tragen sie we-
sentlich dazu bei, daß von relevanten gesellschaftli-
chen Kräften in den Partnerländern entscheidende 
Impulse für Veränderungen und Wandel der poli-
tischen Rahmenbedingungen und Entwicklungs-
prozesse ausgehen. Damit entstehen vielfach erst 
Grundlagen und notwendige Voraussetzungen für 
die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit von Einzelpro-
jekten der technischen Zusammenarbeit. 

Ungeachtet der von den hiesigen Medien so gern 
geäußerten populistischen Kritik und weithin unbe-
merkt von der deutschen Öffentlichkeit, haben sich 
die politischen Stiftungen auf internationaler Ebene 
eine Stellung geschaffen, die von den Regierungen, 
Medien, Wissenschaftlern und der Öffentlichkeit der 
Partnerländer zumeist rückhaltlos anerkannt wird. 
Die überzeugende Erfolgsbilanz und Reichweite ih-
res jahrzehntelangen Einsatzes für Demokratie, Men-
schenrechte, Pressefreiheit, Pluralismus und sozial 
gerechte Wirtschaftsordnung auf rechtsstaatlicher 
Basis haben die Parlamente der USA, Kanadas, Groß-
britanniens und Schwedens in den 80er Jahren ver-
anlaßt, nach dem deutschen Modell ihre eigenen 
politischen Stiftungen bzw. Institutionen zu schaffen, 
die in ähnlicher Weise aus öffentlichen Mitteln finan-
ziert werden und heute weltweit arbeiten. 

Gerade in diesen Tagen fand in London die dritte 
Weltkonferenz der inzwischen 19 international tä-
tigen politischen Stiftungen aus acht Industrielän-
dern statt. Ich will dem Bundestag gerne berichten, 
daß sich die verschiedenen politischen Stiftungen im 
Ausland nicht als Konkurrenzunternehmen sehen. 
Anfang dieses Jahres habe ich dieses Urteil während 
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einer Reise zu den Projekten der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung in Indien und Sri Lanka erneut bestä-
tigt gefunden. So ist es grundsätzlich, und zwar welt-
weit. 

Der Bundestag hat im Haushaltsgesetz 1992 be-
schlossen, in die technische Entwicklungszusam-
menarbeit auch Maßnahmen zur Demokratieförde-
rung einzubeziehen. Daraus ist ein Konkurrenzver-
hältnis der GTZ zu den politischen Stiftungen ent-
standen. Wir haben für die Lösung dieses Problems 
dankenswerterweise viel Verständnis bei Ihnen, Herr 
Bundesminister Spranger, gefunden. Die Stiftungen 
führen seit 1994 einen konstruktiven Dialog mit dem 
BMZ über die Konkurrenzproblematik, und wir ha-
ben in den letzten Wochen eine einvernehmliche Ab-
stimmung verbindlicher Verfahrensregeln in der Zu-
sammenarbeit mit der GTZ erzielt. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist ja sehr gut!) 

- Ja, das ist in der Tat sehr gut. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Kann nicht leicht gewesen sein!) 

Auch für den neuen und konkurrierenden Bereich 
staatlichen Handelns im Bereich der Demokratieför-
derung muß der Grundsatz der Subsidiarität gelten, 
das heißt, der Vorrang privater Initiativen vor staat-
licher Gesellschaftspolitik. 

Überall dort, wo die Stiftungen mit ihren Program-
men und Projekten Maßnahmen zur Förderung der 
demokratischen Entwicklung leisten können, sollen 
sie das vorrangig tun. In allen Ländern, in denen die 
Stiftungen tätig sind und in denen sie durch eigene 
Initiative solche Programme durchführen, dürfen 
diese nicht von der GTZ übernommen oder durch de-
ren Maßnahmen unterlaufen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage noch einmal: Wir sind in dieser Frage mit 
dem Minister, mit dem BMZ, einig geworden, alle 
Stiftungen miteinander. 

Eine in jüngster Zeit im Auftrage des BMZ erfolgte 
Querschnittsevaluierung der Aktivitäten aller politi-
schen Stiftungen in Südafrika und Chile belegt die 
komparativen Vorteile der Stiftungen in dem beson-
ders sensitiven Feld der politischen Rahmenbedin-
gungen. 

Nach dem Urteil der sechs unabhängigen Gutach-
ter haben die Stiftungen als freie, wertorientierte Trä-
ger, die zumindest in keinem unmittelbaren Sinne 
den normalen Rücksichtnahmen der offiziellen staat-
lichen Außenpolitik unterliegen, durch ihre Vorge-
hensweise im Hinblick auf ein breites Spektrum ver-
schiedenster Partner in der Transitionsphase beider 
Länder wichtige Beiträge zur Stärkung des politi-
schen Pluralismus und der Zivilgesellschaft geleistet. 

In beiden Fällen wurde deutlich, daß das gleichzei-
tige Engagement aller Stiftungen in einem Land 
nicht zu ruinöser Konkurrenz führt, sondern zu einer 

Erhöhung der Effizienz im Sinne echter Komplemen-
tarität. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Nach dem Urteil der Gutachter ist der Mittelein-
satz bei zivilgesellschaftlichen Interventionen dieser 
Art oder politischer Entwicklungshilfe eine Risikoin-
vestition mit hoher Renditeerwartung. Die gelunge-
nen Fälle - in Chile und Südafrika waren es gelun-
gene Fälle - rechtfertigen auch die nicht so erfolgrei-
chen Versuche. Die hat es auch gegeben. 

Auf Grund der seit 1993 im Zuge der Haushalts-
konsolidierung erfolgenden jährlichen Mittelkürzun-
gen des Bundestages im Gesamtbudget der politi-
schen Stiftungen gehen diese trotz konsequenten 
Personalabbaus und schärfster Rationalisierungs-
maßnahmen in allen nur denkbaren Bereichen der 
schwersten strukturellen Finanzkrise ihrer Ge-
schichte entgegen. 

Setzen sich die Mittelkürzungen des Bundestages 
in den kommenden Jahren fort - dies ist durch 
die proportionale Aufstockung der grünen Regenbo-
genstiftung bei konstantem Gesamtvolumen aller 
Stiftungen praktisch vorprogrammiert -, werden 
schmerzhafte Substanzverluste in ihrem internatio-
nalen Engagement eintreten. 

Der weitere Abbau und die Zerschlagung bewähr-
ter nichtstaatlicher Strukturen auf seiten der Partner 
sowie eine Demontage der langjährig aufgebauten 
politischen Beziehungen und Kontaktnetze in zahl-
reichen Projektländern werden die unvermeidlichen 
Folgen sein. Angesichts hoher Erwartungen an die 
neue Rolle Deutschlands und seiner Institutionen in 
Europa und der Welt sowie des nach 1989 erheblich 
gewachsenen Nachfragepotentials für den Aufbau 
demokratischer Strukturen in den Staaten des Sü-
dens und Ostens kann dies nicht im deutschen Inter-
esse liegen. 

Besonders kritisch ist die Finanzierung der Pro-
jekte für die Staaten Mittel-, Südost- und Osteuro-
pas. Die Haushaltsmittel und Stiftungsanteile an den 
beiden Haushaltstiteln sinken jährlich. 

So soll der Titel des Transformprogramms, dem 
Beratungskonzept der Bundesregierung für Osteu-
ropa, kontinuierlich abgebaut werden, da der Bera-
tungsbedarf für die erforderlichen Transformations-
prozesse in den Reformländern in fortschreitendem 
Maße als gedeckt angesehen wird. 

Die bisherigen Erfahrungen der Stiftungen aus der 
Kooperation mit staatlichen und p rivaten Partnern in 
Osteuropa zeigen aber unzweifelhaft, daß der Auf-
bau und die Konsolidierung von Demokratie, Markt-
wirtschaft, Rechtsstaat und Institutionen der Bürger-
gesellschaft nicht kurz- oder mittelfristig abgeschlos-
sen sein werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vordergründige Erfolge in der Transformation der 
Wirtschaftssysteme dürfen uns nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß die rechtsstaatlichen und demo-
kratischen Strukturen zumeist noch sehr fragil und 
nicht im Bewußtsein der Menschen verankert sind. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Lambsdorff, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Schuster? 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Gern. 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Herr Kollege, ich 
stimme in der Wertschätzung mit Ihnen überein. Wir 
haben zwei Alternativen: Entweder stocken wir den 
Etat auf, oder wir schichten um. Welche der beiden 
Alternativen wird Ihre Fraktion für den nächsten 
Haushalt vorsehen? 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Ich kann Ihnen 
das, Herr Kollege, nicht vorhersagen. Ich stelle das 
auch nicht auf die eine oder andere Fraktion ab. Wir 
haben uns als Vorstände aller Stiftungen, einschließ-
lich der neuen Regenbogenstiftung, während der 
letzten Haushaltsberatungen mit den Haushaltsbe-
richterstattern zusammengesetzt. Ich muß Ihnen aber 
sagen: Das kann nicht vom Bundestag erwartet wer-
den; sondern die Aufforderung, einen möglichst bes-
seren Ansatz für die Finanzierung der Stiftungen zu 
ermöglichen - ich weiß, wie schwierig das ist -, muß 
an die Bundesregierung gehen. Dahin geht dieser 
Appell. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Da haben wir 
noch ein parlamentarisches Verfahren!) 

Ein längerfristiges Engagement vor allem der poli-
tischen Stiftungen in dieser Westeuropa benachbar-
ten Problemregion, also in den Reformstaaten Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas, ist deswegen zwingend er-
forderlich. Die Bereitstellung der dafür notwendigen 
Finanzmittel liegt nicht nur im Interesse der Reform-
staaten, sondern auch im wohlverstandenen Eigen-
interesse Deutschlands. 

Ich kann hinzufügen, daß wenigstens der scharfe 
Schnitt, der im Jahre 2000 erfolgen sollte, in den letz-
ten Wochen durch Gespräche und Verhandlungen 
abgewendet worden ist. Es sieht also etwas günstiger 
aus. 

Was ich hier zu den Reformstaaten gesagt habe, 
gilt selbstverständlich auch für Bosnien, wo die Stif-
tungen gefordert sind - ich sage das nicht theore-
tisch; sie werden heute gefordert, und sie sind dort 
tätig -, sich beim politischen Wiederaufbau aktiv zu 
engagieren. 

Ich komme zurück auf Ihre Frage, Herr Kollege 
Schuster. Ich bedanke mich im Namen aller Stif tun

-gen beim Haushaltsausschuß für seine verständnis-
volle Unterstützung in Fragen der Stiftungsfinanzie-
rung. Entscheidend ist, daß die Bundesregierung für 
die kommenden Jahre eine entsprechende Schwer-
punktsetzung vornimmt. 

Der Dank der Stiftungen geht an Bundesminister 
Kinkel und das Auswärtige Amt für die substantielle 
Förderung der Stiftungen in der Kooperation mit den 
Industrieländern, den Staaten Mittel-, Südost- und 
Osteuropas sowie im Rahmen des Nord-Süd-Dialogs. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ganz besondes danke ich Ihnen, Herr Bundesmini-
ster Spranger, und auch Ihrem Parlamentarischen 
Staatssekretär, Herrn Hedrich. Wir wissen, daß wir 
mit Ihnen einen Freund der Stiftungen im BMZ ha-
ben. Wir haben, Herr Spranger, in der Zusammenar-
beit mit Ihnen Verständnis, offene Ohren und Hilfs-
bereitschaft für unsere Anliegen gefunden; ohne das 
können wir nicht arbeiten. Dafür sind wir Ihnen - ich 
sage das im Namen aller politischen Stiftungen - 
sehr dankbar. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Wir ziehen auf diesem Feld alle am gleichen 
Strang. Ich denke, daß es so bleibt. Wir meinen in 
den Stiftungen, daß wir damit unseren Partnerlän-
dern und unserem Land gleichermaßen einen Dienst 
erweisen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Adelheid Tröscher, SPD-Fraktion. 

Adelheid Tröscher (SPD): Herr Präsident, Sie sind 
noch munter zu so später Stunde? Einige von uns 
sind auch noch ganz wachsam. Vor einer halben 
Stunde hatte ich den Eindruck, daß wir ein Happe-
ning statt einer Debatte bekommen. Ich bin sehr 
froh, daß wir wieder zu ernsthafter Diskussion und 
Debatte zurückgekehrt sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Jochen Feilcke [CDU/CSU]) 

Die Entwicklungspolitik ist viel zu ernst, als daß wir 
hier unsere Späße machen könnten. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Oh!) 

- Ja, sie ist viel zu ernst, um unqualifizierte Späße ab-
zulassen. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Struck [SPD]) 

Wir sollten uns meines Erachtens überlegen, wann 
wir Zwischenfragen stellen oder nicht. 

Bei aller Unterschiedlichkeit in Einzelfragen sollte 
die heutige entwicklungspolitische Debatte eines 
deutlich machen: Die Entwicklungspolitik muß von 
seiten der Regierung mehr Gewicht bekommen. Sie 
muß offensiv vertreten werden, um in der Bevölke-
rung Akzeptanz zu erreichen. Das Bewußtsein für die 
„eine" Welt muß wachsen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir alle bemühen uns mit Anträgen, Gesetzesin-
itiativen, Anhörungen, aber auch mit unserem eige-
nen Verhalten, die deutsche Entwicklungspolitik ef-
fektiver und erfolgreicher zu gestalten sowie der 
Nord-Süd-Politik einen höheren politischen Stellen-
wert einzuräumen. Leider werden dabei von der Öf- 
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fentlichkeit und den Medien unsere Bemühungen 
nicht so beachtet, wie dies eigentlich sein müßte. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Weil wir 
abends diskutieren!) 

- Das ist die eine Sache. - Wahrgenommen werden 
leider - das ist das andere - die unhaltbaren Zu-
stände zum Beispiel bei der Deutschen Investitions-
und Entwicklungsgesellschaft. Der Bundesrech-
nungshof rügt in einem Bericht die üppigen Auf wen-
dungen für Dienstreisen und Bewirtungen des Ge-
schäftsführers und seiner Ehefrau. Auch mir leuchtet 
nicht ein, warum die Begleitung durch die Ehefrau 
des Geschäftsführers im Interesse der DEG liegen 
soll und dies die Akquisition von Finanzierungsge-
schäften erleichtert. 

(Beifall bei der SPD - Ulrich Irmer [F.D.P.]: 
Das ist das fundamentale Problem der  Ent

-wicklungspolitik!) 

- Das lassen Sie einmal meine Sorge sein. Herr Irmer, 
ich möchte Sie bitten, sich meine Rede erst einmal 
anzuhören. Ich kann mir denken, daß gerade Sie bei 
der DEG nicht so gute Karten haben. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ich glaube, 
der weiß, was kommt!) 

Allein für die Ehefrau sind zwischen 1990 und 1994 
170 000 DM an Fahrtkosten und Tagegeldern ange-
fallen - 170 000 DM, die an anderer Stelle für wirk-
lich wichtigere Projekte gebraucht worden wären. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wenn ich mir überlege, wie wir uns bei den Haus-
haltsverhandlungen um jede Mark, die wir für Pro-
jekte ausgeben, winden, dann ist das doch ein ganz 
gewichtiger Betrag. 

Im genannten Berichtszeitraum entfielen auf die 
DEG rund 200 000 DM an Bewirtungskosten, davon 
allein rund 40 000 DM auf den Geschäftsführer. Der 
Bundesrechnungshof - das ist nicht irgend jemand, 
sondern eine wichtige Institution unseres Staates - 
fragt hier zu Recht, ob solch hohe Bewirtungskosten 
für ein der Gemeinnützigkeit verpflichtetes Bundes-
unternehmen angemessen sind. Der Aufsichtsrats-
vorsitzende - ein ehemaliger erster Bürger unseres 
Landes - hat dies im übrigen alles genehmigt. 

Der Bundesrechnungshof rügt weiter, daß die Be-
rufung von Aufsichtsratsmitgliedern im Widerspruch 
zu den Berufungsrichtlinien der Bundesregierung 
stehe, vertragswidrige Zahlungen für doppelte Haus-
haltsführung jahrelang akzeptiert worden seien und 
der Aufsichtsratsvorsitzende den Wunsch des BMZ 
monatelang abgeblockt habe, genauer über die Ge-
schäfte der DEG informiert zu werden. 

Das sind Vorgänge, die zu Recht kritisiert werden 
und abgestellt werden müssen. Dieses Verhalten ein-
zelner erschüttert die Glaubwürdigkeit unserer Poli-
tik. 

(Abg. Armin Laschet [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Tröscher, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Adelheid Tröscher (SPD): Nein, das tue ich nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

- Ich weiß ja, wozu die Zwischenfragen mißbraucht 
werden. Das kommt nicht in Frage. Vielleicht ein an-
deres Mal, wenn ich wieder einmal rede. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Er hatte eine 
so schöne Frage!) 

- Das kann ja sein. Wir können das ja vielleicht im 
Ausschuß regeln. 

(Unruhe) 

- Es wird hier ziemlich viel geredet, Herr Präsident. 
Ich finde, Sie könnten dazu einmal etwas sagen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Seien Sie nett 
und ein bißchen ruhiger! Bitte, fahren Sie fort. 

(Armin Laschet [CDU/CSU]: Vielleicht spre-
chen Sie einmal über die Probleme der 

einen Welt!) 

Adelheid Tröscher (SPD): Das kommt noch, keine 
Sorge. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Sie lebt noch in der 
anderen Welt!) 

Dieses Verhalten einzelner - Herr Präsident, ich 
hoffe, daß diese Unterbrechungen mir nicht von mei-
ner Redezeit abgezogen werden - untergräbt den 
Stellenwert unseres Bemühens für eine effektivere 
Entwicklungspolitik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bewirtungsko-
sten! Das wird einer ernsten Debatte nicht 
gerecht! - Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Einen Augen-
blick! Es muß jetzt wirklich leiser werden. Es geht 
nicht, daß die Mitglieder des Plenums hin und her ru-
fen und man hier im Präsidium nicht einmal mehr 
hört, was die Rednerin sagt. Ich bitte um ein bißchen 
mehr Ruhe! 

Adelheid Tröscher (SPD): Ich fordere Herrn Mi-
nister Spranger auf, seiner Aufsichtspflicht nachzu-
kommen. 

Wir Entwicklungspolitikerinnen und -politiker las-
sen uns diese Schlamperei nicht gefallen. Wir lassen 
uns unsere politische Arbeit durch Fehlverhalten an 
der Spitze Ihres Hauses in Ihrer Verantwortung nicht 
kaputtmachen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei der heutigen 
Debatte geht es aber auch um die zur Zeit laufenden 
Verhandlungen für die 11. Wiederauffüllung der Mit-
tel für die International Development Association, 
called IDA. Hier zeichnet sich ab, daß der amerikani- 
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sche Kongreß entgegen den Vereinbarungen zur 
10. IDA-Auffüllung eine Kürzung der letzten Raten 
beschließen und seine Beiträge für die 11. IDA-Auf-
füllung deutlich senken wird. 

Nach den letzten Erkenntnissen ist davon auszuge-
hen, daß die USA im Haushaltsjahr 1996 nur 
700 Millionen US-Dollar auf die 10. IDA-Auffüllung 
einzahlen und somit für den letzten Dreijahreszeit-
raum noch 935 Millionen US-Dollar ausstünden. Da-
mit wären wir in einer Situation, daß wir uns bei IDA 
nicht mehr nur über eine notwendige Umorientie-
rung und Verbesserung der Politik unterhalten, son-
dern daß das ganze Gebäude wegen des Rückzugs 
der Amerikaner erschüttert würde. 

Es bleibt zu befürchten, daß die Bundesregierung 
auf Grund der IDA-10-Resolution die Inanspruch-
nahme ihrer Verpflichtungen gegenüber der IDA in 
anteilsmäßig entsprechender Höhe sperren wird. So 
kann man zumindest die Antwort des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Hedrich auf eine Frage meines 
Kollegen Brecht im November letzten Jahres verste-
hen. 

Isolationismus eines konservativen Kongresses - 
nicht der Administration - muß als schädlich für die 
Entwicklungszusammenarbeit angesehen werden. 

Angesichts der zunehmenden Verarmung, des Be-
völkerungswachstums, fortschreitender Umweltzer-
störung, deren Interdependenzen bekannt sind, 
bleibt die Arbeit von IDA ein tragender Pfeiler der 
Entwicklungsfinanzierung. Aus dieser Erkenntnis 
heraus haben denn auch die G-7-Staaten auf ihrer 
Tagung in Halifax im Juni 1995 ein Significant reple-
nishment von IDA 11 beschlossen. 

Zwar hat die Bundesregierung im Bundeshaushalt 
1996 die Mittel für die 11. IDA-Auffüllung einge-
stellt, jedoch nur in Höhe des bereits für die 
10. Auffüllung vereinbarten Betrags. Dies bedeutet, 
daß die Bundesregierung ihren Beitrag zu IDA 11 
real senken würde, eine Situation, die auf Grund ge-
stiegener und komplexer gewordener Aufgaben von 
uns nicht akzeptiert werden kann. Deshalb haben 
wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten bei 
den Antragsberatungen auch gefordert, daß real 
mindestens der Betrag der 10. Auffüllung erreicht 
werden muß. 

Um es vorwegzunehmen: Meine Fraktion wird 
dem Antrag der Fraktionen von CDU/CSU und F.D.P. 
nicht zustimmen. Zwar gibt es einige Elemente in 
diesem Antrag, die wir wie Sie als notwendig be-
trachten, zum Beispiel die Intensivierung des Enga-
gements im Bereich der Grundbildung mit einer ver-
stärkten Beteiligung von Frauen und Mädchen; den-
noch bleibt der Antrag in den entscheidenden Punk-
ten zu ungenau und unverbindlich. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das hilft der 
Sache aber wenig!) 

Bedauerlich ist auch, daß der hier vorliegende An-
trag keinerlei finanzielle Vorstellungen und Vorga-
ben enthält, die nötig wären. So enthalten Sie dem 
Parlament ein Vorschlagsrecht im Bereich finanziel-
ler Engagements vor und überlassen es allein der 

Bundesregierung, über Erhöhung, Nichterhöhung, 
Sperrung oder Nichtsperrung der Mittel zu verhan-
deln. 

Unsere Zustimmung erhält der vorliegende Antrag 
der Koalitionsfraktionen auch deshalb nicht, weil 
etwa in Punkt 10 des Antrags Möglichkeiten eröffnet 
werden, die eine Schuldentilgung durch IDA-Mittel 
ermöglichen könnte. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Was sagen Sie 
zu Punkt 1?) 

Das Problem der Schuldentilgung kann nicht über 
IDA-Mittel gelöst werden. Hier müssen die multilate-
ralen Institutionen andere Wege beschreiten. Das ist 
ein Punkt, auf den ich noch näher eingehen werde. 

Ich halte Ihnen zugute, daß Sie dem Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung im 
Antrag mit einer Konsultationsverpflichtung den 
Stellenwert einräumen wollten, der ihm auch zu-
steht. Herr Feilcke hat davon gesprochen. Letztend-
lich entscheidet - das haben wir schon bitter erfah-
ren - der Bundesminister der Finanzen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Sinnvoller wäre es gewesen, wenn Sie in dieser 
Frage unserem Antrag gefolgt wären, daß im Fall der 
Verweigerung des vereinbarten „burden-sharing" 
durch die Vereinigten Staaten mit anderen Geberlän-
dern die Errichtung eines Sonderfonds geprüft 
würde, in den die übrigen IDA-Länder unter Lasten-
teilung einzahlen. Sie würden damit gleichzeitig 
Sorge dafür tragen, daß an Entscheidungsstrukturen 
eines solchen Sonderfonds nur die tatsächlichen Ge-
berländer beteiligt wären. 

Insgesamt bleibt für uns die konkrete Vorstellung 
der Koalitionsfraktionen im verborgenen. Wir hätten 
uns gewünscht, daß die Bundesregierung heute hier 
aufgefordert würde, sich dafür einzusetzen, daß ge-
mäß den Dokumenten der Verhandlungen zu IDA 9 
und IDA 10 und gemäß dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages zu „50 Jahre Weltbank" konkrete Vor-
stellungen zur Verbesserung der Qualität der lauf en-
den  und künftigen Projekte in den Bereichen Ar-
mutsbekämpfung, Umwelt und Energie entwickelt 
und kontrolliert umgesetzt werden, das heißt unter 
anderem, Verhandlungsvorschläge zur Integration 
verbesserter Umweltaktionspläne, zur Erhöhung des 
prozentualen Anteils der Programme, zur Prüfung 
der Möglichkeiten einer überproportionalen Förde-
rung der Länder des afrikanischen Kontinents und ei-
niges andere mehr zu unterbreiten. 

Von zentraler Bedeutung ist - ich habe es bereits 
kurz erwähnt - für uns Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten, neue Initiativen zur Entschuldung 
der Entwicklungsländer zu entwickeln und zu för-
dern. Eine isolierte Beseitigung von Altschulden der 
ärmsten Länder ohne Verbesserung ihrer strukturel-
len Entwicklungschancen stellt keine sinnvolle Lö-
sung dar. 

An der Verschuldung vieler Staaten hat sich seit 
Beginn der Schuldenkrise 1982 kaum etwas geän-
dert. Im Gegenteil: Für viele als Entwicklungsländer 
eingestufte Staaten hat sich die Situation noch ver- 
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schärft. Das führt dazu, daß die Entwicklungschan-
cen vieler Länder durch eine anhaltende öffentliche 
Verschuldung massiv beeinträchtigt sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht 
ganz richtig!) 

Selbst die Weltbank, neben den IWF, privaten Ge-
schäftsbanken und einzelnen Staaten Hauptgläubi-
ger vieler Entwicklungsländer, forde rt  mittlerweile 
neue Initiativen ein, um zumindest die Verschuldung 
der allerärmsten Länder in den Griff zu bekommen. 
Der von der Weltbank eingeschlagene Weg, einen in-
ternationalen Fonds zur Entschuldung der multilate-
ralen Forderungen zu schaffen, könnte auch für die 
Entschuldung p rivater und bilateraler Forderungen 
wegweisend sein. 

Die bisherigen Bemühungen von IWF und Welt-
bank gegenüber den hochverschuldeten armen Län-
dern sind kleine Schritte in die richtige Richtung. 
Dennoch sind beide weiterhin gefordert, innovative 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Belastungen der 
armen Schuldnerländer auf ein tragbares Niveau zu 
reduzieren. Eine volle Aufrechterhaltung der Finanz-
forderungen ist nicht zu rechtfertigen. Das ist ein 
Punkt, in dem wir uns mit der gemeinsamen Konfe-
renz von Kirche und Entwicklung und der Stiftung 
Entwicklung und Frieden einig sind. Auch die Bun-
desregierung könnte in diesem Bereich mehr errei-
chen, als sie bislang gewillt oder fähig war. Sie bleibt 
deutlich hinter ihren Möglichkeiten zurück; das 
wurde auch schon im Pariser Club kritisiert. 

Wenn wir den Menschen in den Entwicklungslän-
dern ihre Chancen zu einer umfassenden Entwick-
lung nicht nehmen wollen, müssen wir jetzt neue 
Initiativen ergreifen und von unserer Seite zur Ent-
schuldung dieser Länder beitragen. 

Die SPD-Fraktion begrüßt daher ausdrücklich den 
jüngst von der Weltbank erarbeiteten Plan, einen 
Fonds zu errichten, der unseres Erachtens unverzüg-
lich auf einer internationalen Schuldenkonferenz im 
Hinblick auf Umsetzung und Konzeption diskutiert 
und geprüft werden müßte. 

Wir haben dazu in unserem Antrag eine Reihe von 
Fragen formuliert, auf die ich jetzt leider nicht mehr 
eingehen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir werden sie 
trotzdem beantworten!) 

Aber Sie haben sie ja bestimmt alle gelesen und wa-
ren sehr froh darüber, daß wir Ihnen so viele Vor-
schläge machen konnten. 

Ein konkreter Vorschlag, den Minister Spranger 
heute machen könnte, wäre - um noch einmal auf 
IDA zurückzukommen -, die durch die einge-
schränkten Möglichkeiten einiger Geberländer ein-
gesparten Verpflichtungsermächtigungen, die um 
rund 30 Prozent geringer ausfallen, als ursprünglich 
an IDA 10 ausgerichtet, für Entschuldungsmaßnah-
men bereitzustellen. Herr Minister - ist er noch da? 
Ja -, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: In seiner vollen 
Größe!) 

in diesem Punkt bekämen Sie sofort unsere Unter-
stützung und würden einen aktiven Beitrag zur Ent-
schuldung leisten. 

Der Entwicklungspolitik der Bundesregierung 
fehlt der entscheidende „d rive", Politik so zu gestal-
ten, daß etwas bewegt wird und daß die Menschen 
begreifen, daß die eine Welt nur einmal zu vergeben 
und nur einmal vorhanden ist. 

Eigenverantwortung für die Entwicklungsländer 
ja, aber die Voraussetzungen müssen wir schaffen! 
Wir müssen helfen, daß die Voraussetzungen stim-
men, damit die Eigenverantwortung auch wirklich 
übernommen werden kann. Wir müssen die Abhän-
gigkeit dieser Länder von uns reduzieren. 

Machen wir eine Kampagne! Bringen wir's rüber! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Birgit Schnieber-Jastram, CDU/CSU-Frak-
tion. 

Birgit Schnieber-Jastram (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte gerne 
noch einmal auf den Weltsozialgipfel zurückkom-
men. Das Wort  Gipfel beinhaltet im allgemeinen die 
Vorstellung, danach könne nichts mehr kommen. Bei 
politischen Gipfelkonferenzen verhält sich das an-
ders, und zwar umgekehrt zum Bergsteigen. Nach 
dem Gipfel kommt nämlich der schwierigste und 
wirklich anstrengendste Teil des Unternehmens: die 
Umsetzung der Erklärungen und der Programme. 

Wenn wir also heute - knapp ein Jahr nach dem 
Weltsozialgipfel in Kopenhagen - die Frage stellen, 
was eigentlich seit dem März 1995 geschehen ist, 
dann ist das, denke ich, eine sehr berechtigte Frage. 

Die magere Bilanz, die manche hier im Hause zie-
hen, kann ich so nicht erkennen. Es war, so schön 
diese Vorstellung auch sein mag, überhaupt nicht zu 
erwarten, daß nach Kopenhagen die Armut in der 
Welt nun plötzlich ein Ende hat. 

An dieser Stelle möchte ich anmerken, daß ich den 
Weltsozialgipfel für eine Veranstaltung halte, in der 
vorrangig die Probleme der unterentwickelten Regio-
nen dieser Erde behandelt werden sollten und bis-
lang auch wurden. Ich denke, wenn wir mithelfen, 
diese sozialen Mindeststandards durchzusetzen, 
dann haben wir gut und reichlich zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer auf den Gedanken kommt, daß die Beschäftig-
ten in unserem Lande mit Armen in Af rika, in Ost-
asien oder in Lateinamerika gleichzusetzen und die 
Probleme dort  mit den Problemen hier zu vermischen 
seien, der verkennt eine entscheidende Tatsache: In 
Europa und ganz speziell in Deutschland sind Armut 
und materielle Bedürftigkeit schlimme und zu be-
kämpfende Erscheinungen, aber sie sind kein Mas-
senphänomen. Insofern halte ich das vereinzelt 
geforderte Projekt eines nationalen Armutsberichts 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 89. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 	7951 

Birgit Schnieber-Jastram 

der Bundesregierung für ein Unterfangen, das nie-
mandem hilft, 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Zynisch!) 

und zwar insbesondere dann nicht, wenn man be-
rücksichtigt, was es schon alles für Berichte in die-
sem Bereich gibt: kommunale Armutsberichte, So-
zialbericht, Miet- und Wohnungsbericht, Familienbe-
richt, Große Anfragen. An Papier mangelt es also 
nicht, aber an Taten. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Rudolf Bindig 
[SPD]: Das ist eine gute Selbsterkenntnis 

dieser Regierung!) 

Deswegen freue ich mich auf den Bericht der von 
der Koalition eingesetzten Notlagenkommission, der 
in diesem Jahr erscheinen wird und der außer Analy-
sen konkrete Maßnahmen vorschlagen wird, und 
konkrete Maßnahmen sind es, die den Menschen 
hier weiterhelfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem muß man sich im Unterschied zu 
Deutschland eines wirklich vor Augen führen: In den 
Entwicklungsländern bedeutet Armut ja nicht nur 
eine menschenunwürdige Existenz, sondern massen-
weisen Tod, Tod durch Unterernährung, Epidemien, 
Drogen und Gewalt. Wenn Sie die Armut und das 
Elend in anderen Teilen des Globus betrachten, dann 
werden Sie verstehen, daß ich für Deutschland von 
Menschen in Notlagen spreche. Ich denke, das ist ein 
Unterschied. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Abschlußdo-
kument, das auf dem Weltgipfel erarbeitet wurde, 
hat ja völkerrechtlich keinen verbindlichen Charak-
ter. Es bindet aber die Staaten und Regierungen 
politisch. Ich denke, es ist ein Fortschritt, daß 
180 Nationen dieser Erde, reiche und arme, sich hier 
zusammengesetzt und gemeinsam über die Bekämp-
fung von Hunger und Elend beraten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ist es nicht auch ein Erfolg, daß trotz völlig unter-
schiedlicher Ausgangspositionen der Konferenzteil-
nehmer ein Schlußdokument mit richtungsweisen-
dem Inhalt zustande gekommen ist und einstimmig 
angenommen wurde? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Toll!) 

Ist es letztlich nicht auch ein Fortschritt, daß sich 
Politiker, Beamte, Sozialpartner und andere Nichtre-
gierungsorganisationen aus den jeweiligen Ländern 
an einen Tisch gesetzt haben, um an Lösungsstrate-
gien zu arbeiten? 

Die deutsche Delegation in Kopenhagen gehörte 
hierbei ja zu den Delegationen, die gerade durch die 
Einbeziehung möglichst vieler Nichtregierungsorga-
nisationen bemerkenswert  konstruktiv und effizient 
gearbeitet hat und inzwischen auch einen intensiven 

Gedankenaustausch über die Umsetzung der Ergeb-
nisse von Kopenhagen begonnen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne-
ten der F.D.P.) 

Es hat sich auch einiges verändert seit Kopenha-
gen: Industrienationen und Entwicklungsländer ha-
ben sich darauf verständigt, daß die soziale Entwick-
lung künftig den gleichen Rang wie die wirtschaftli-
che Entwicklung haben soll. Das ist eine Absichtser-
klärung, mögen vielleicht Skeptiker sagen. Aber stel-
len Sie sich einmal vor, es hätte eine solche Prokla-
mation zu Beginn der Industrialisierung zwischen 
den deutschen Staaten gegeben. Stellen Sie sich ein-
mal vor, Bismarck hätte damals für Preußen eine sol-
che Erklärung unterschrieben und damit die enge 
gegenseitige Verquickung von Sozialem und Ökono-
mischem anerkannt. Die soziale Frage - davon bin 
ich überzeugt - hätte sich weniger dramatisch ent-
wickelt, die Soziale Marktwirtschaft wäre vielleicht 
früher zum Zuge gekommen, und viel Energie wäre 
nicht in den Klassenkampf, sondern in den Kampf 
gegen das Elend geflossen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. R. Werner 
Schuster [SPD]: Richtig!) 

Eine solche Chance ist mit der Absichtserklärung 
von Kopenhagen den Reformern und Sozialpolitikern 
in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern gege-
ben, in denen die allgemeine Wohlfahrt bislang 
kleingeschrieben wurde. 

Sie haben nun die Möglichkeit, auf das Abschluß-
dokument zu verweisen und die Wechselwirkung 
zwischen Wachstum und sozialer Entwicklung einzu-
fordern. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
ganz besonders dem Kollegen und Bundesminister 
Dr. Blüm danken - leider kann ich das nicht persön-
lich machen, was ich gern getan hätte -, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr schade!) 

der sich in der Vergangenheit vor Ort gegen die men-
schenverachtende Ausbeutung kindlicher Arbeits-
kraft gewandt hat. Er hat deutlich betont, daß Protest 
gegen Kinderarbeit allein nicht ausreicht, sondern 
daß versucht werden muß, Abhilfe zu schaffen, und 
dies kann nur, wie im Kopenhagener Abschlußkom-
muniqué hervorgehoben, durch bessere Bildungsan-
gebote, durch mehr Möglichkeiten für Kinder und 
Erwachsene geschehen, um endlich diesen Teufels-
kreis von schlechter Ausbildung und mangelnder Ar-
beitsmöglichkeit, zu niedrigen Einkommen und Aus-
beutung der eigenen Kinder zu durchbrechen. 

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, Ih-
nen in wenig Zeit einige Punkte aus der Schlußde-
klaration von Kopenhagen nahezubringen, die ich 
für wichtig halte. Der Folgeprozeß wird zeigen, in-
wieweit die beteiligten Staaten sich tatsächlich an 
die Absichtserklärung halten, und wir sollten da ge-
nau hinschauen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Richtig! - Sehr 
gut!)  
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Aber abgesehen davon, wie lange auch die Umset-
zung der Deklaration dauern wird: Der Weltgipfel für 
die soziale Entwicklung war eine wichtige und lange 
überfällige Konferenz, auf der entscheidende Wei-
chen für die soziale und wirtschaftliche Zukunft aller 
Menschen gestellt wurden. Dies gilt für die Bewoh-
ner der nördlichen Hemisphäre ebenso wie für die 
der südlichen. 

Armutsbekämpfung in unterentwickelten Ländern 
- das müssen wir begreifen - ist stets auch ein Bei-
trag zur Erhaltung unseres Wohlstands und unseres 
Friedens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Dr. Angelika Köster-Loßack, Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Dr. Angelika Köster-Loßack (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Weltsozialgipfel in Kopenhagen hat 
zwar keine konkreten Umsetzungsstrategien zur Lö-
sung der brennenden sozialen Probleme in der Welt 
entwickelt. Er lenkt aber zumindest teilweise den 
Blick auf die drängendsten Probleme der Menschen, 
nämlich Armut, Erwerbslosigkeit und soziale Aus-
grenzung. 

Das Wichtigste an internationalen Gipfeln - das 
wurde gerade schon gesagt - ist natürlich der Fol-
low-up-Prozeß. Ich würde gern die Frage stellen, was 
die Bundesregierung in diesem Jahr eigentlich unter-
nommen hat, um konkrete Umsetzungsschritte ein-
zuleiten, wie das im Mai 1995 im Gespräch mit den 
Vertretern des Deutschen NRO-Forums zugesagt 
wurde. 

1996 wurde von der UNO zum Internationalen 
Jahr für die Beseitigung der Armut erklärt. Nicht 
nur in den Ländern des Südens, auch in der Bundes-
republik gibt es immer mehr arme Menschen ohne 
Aussicht auf Arbeit, die unter sozialer Ausgrenzung 
leiden. Diesen nationalen Aspekt hat die Bundesre-
gierung sowohl im Vorfeld als auch auf dem Gipfel 
von Kopenhagen selbst ausgeblendet. Wir fordern 
die Bundesregierung deshalb nachdrücklich dazu 
auf, noch, wie dort vereinbart, 1996 einen nationalen 
Plan zur Armutsbekämpfung vorzulegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wie in allen Gipfelerklärungen der letzten Jahre 
wurde auch in Kopenhagen betont, daß vor allem das 
Wohlstandsmodell der Industrieländer für die globa-
len ökologischen und sozialen Probleme mit verant-
wortlich ist. Erst unsere Umorientierung auf eine 
nachhaltige Entwicklung in Produktion und Ver-
brauch würde den Menschen des Südens die Chance 
geben, langfristig eigene Wege der Entwicklung zu 
beschreiten. 

Obwohl die bahnbrechenden Beschlüsse von Ko-
penhagen für die Regierungen nicht bindend sind, 
hat sich die Bundesregierung immerhin bereit er-

klärt, mit den Ländern, die dies wünschen, die Eck-
punkte der 20/20-Initiative zu diskutieren und gege-
benenfalls umzusetzen. Leider ist damit nur eine in-
terne Umschichtung der Entwicklungsgelder und 
keine Erhöhung verbunden. Leider müssen wir diese 
Bundesregierung in jeder entwicklungspolitischen 
Rede, auch heute, noch einmal an ihr Versprechen, 
diese Gelder auf 0,7 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts zu erhöhen, erinnern. Wir fordern allerdings 
auch verbindliche Vorgaben zur Erreichung dieses 
Ziels und keine Verzögerung bis zum Sankt-Nim-
merleins-Tag. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist aber noch dringlicher, auf einen umfassen-
den Schuldenerlaß für die ärmsten Länder und auf 
eine spürbare Reduzierung der Schulden für weitere 
Länder des Südens hinzuarbeiten. Sonst kann die Ar-
mutsbekämpfung, die eine Priorität der Entwick-
lungszusammenarbeit der Bundesregierung ist, nicht 
erfolgreich sein. 

In der Schlußerklärung von Kopenhagen werden 
unter anderem die weltweiten negativen Effekte ho-
her Militärausgaben und des internationalen unkon-
trollierten Waffenhandels herausgestellt. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, sich nicht nur für eine Re-
duzierung der Rüstungsausgaben in Nord und Süd 
auszusprechen, sondern selbst Rüstungsexporte 
wirksam zu unterbinden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

So könnte eine dringend benötigte Friedensdivi-
dende für die Länder des Südens erwirtschaftet wer-
den. 

Entwicklungszusammenarbeit muß zu einem inte-
gralen Bestandteil einer friedensorientierten Außen-
politik werden. Diese kann allerdings nur dann zu-
stande kommen, wenn die Erfahrungen und Kennt-
nisse der Entwicklungspolitik für mutige Schritte in 
der Konfliktprävention genutzt werden. Die Lehre 
aus dem Völkermord in Ruanda wird hoffentlich noch 
rechtzeitig gezogen, um in Burundi das Schlimmste 
zu verhüten. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Das glaube 
ich leider nicht!) 

In ihrer Resolution zu den Strategien einer wirksa-
men Umsetzung der in Kopenhagen vereinbarten na-
tionalen und internationalen Verpflichtungen for-
derte die Interparlamentarische Konferenz am 
13. Oktober 1995 in Bukarest die Regierungen der 
Welt auf, ihren Parlamenten ab 1996 jährlich einen 
Bericht über die Folgemaßnahmen des Weltsozialgi-
pfels vorzulegen. Dort waren die internationalen Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier aller Fraktio-
nen dieses Bundestages beteiligt. Insofern tragen 
auch die Kolleginnen und Kollegen aus den Koaliti-
onsfraktionen diese Forderungen mit. 

Lassen Sie das UNO-Jahr zur Beseitigung der Ar-
mut nicht tatenlos vorübergehen. Das Bündnis für 
Arbeit muß, wenn es erfolgreich sein soll, durch ein 
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Bündnis gegen die Armut sowohl national als auch 
international ergänzt werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Zustimmung bei 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Winfried Wolf, PDS. 

Dr. Winfried Wolf (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Werte Kolleginnen und Kollegen! Es ist natür-
lich bekannt, wie Herr Kinkel versucht, Herrn Spran-
ger ins Portemonnaie zu greifen. Herr Spranger muß 
hier nolens volens PDS-Unterstützung zur Kenntnis 
nehmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der SPD) 

Es ist natürlich ein Skandal, wenn wie in einem 
Gockelkampf die zwei Minister, weil im Streit, mit 
getrennten Maschinen für jeweils 150 000 DM von 
Addis Abeba zurück nach Deutschland jetten - zufäl-
lig der gleiche Betrag, den die Kollegin Tröscher vor-
hin genannt hat. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Das ist Blödsinn! Das 
ist wirklich nicht einmal mehr faschings

-

reif!) 

In einem hat Herr Kinkel allerdings recht: Deut-
sche Entwicklungshilfe und deutsche Außenpolitik 
lassen sich nicht trennen. Also werde auch ich es bei 
den folgenden drei Beispielen nicht immer tun, zu-
mal mir der Kollege Kohn von der F.D.P. das Stich-
wort für das erste Beispiel gab. 

Beispiel eins: Gewalt gegen Kinder in der Dritten 
Welt. In den letzten Wochen wurde unter anderem 
von Journalisten des ZDF und der „Woche" in drei 
Fällen die Beschuldigung gegen die deutschen Bot-
schaften in Manila, Bangkok und Kuala Lumpur er-
hoben, bei dem Verbrechen Gewalt gegen Kinder 
Hilfe geleistet zu haben. 

In Manila hat Father Shay Cullen im Namen der 
Kinderorganisation Preda Foundation unter anderem 
den schweren Vorwurf gegen die deutsche Botschaft 
am Ort erhoben, einem deutschen Bürger, der dieser 
Schwerstkriminalität beschuldigt wird, durch das 
Ausstellen neuer Papiere zur Flucht verholfen zu ha-
ben. Der Priester warf die Frage auf - ähnlich tat dies 
die Kollegin Ulla Schmidt von der SPD -, ob die Ver-
pflichtung einer Botschaft, deutschen Staatsangehö-
rigen zu helfen, nicht dann ende, wenn „diese Hilfe 
dazu führt, Gerechtigkeit zu verhindern". 

Father Cullen hat mir heute nachmittag fernmünd-
lich versichert, er gehe weiterhin davon aus, daß es 
durch die Fluchthilfe der deutschen Botschaft nun 

 weit schwieriger sei, den Fall auf deutschem Boden 
zu verfolgen, auch wenn er versuchen werde, dies zu 
tun. 

Beispiel zwei: Entwicklungshilfe und militärische 
Aufstandsbekämpfung. Ort: Halbinsel Bondoc, er-
neut auf den Philippinen. In einer umfangreichen 

Dokumentation hat der Kölner Journalist Karl Rössel 
dargelegt, daß an diesem Ort das mit deutscher Hilfe 
finanzierte Bondoc Development Program, das wich-
tigste deutsche Projekt in diesem Land, von den phil-
ippinischen Militärs in direktem Zusammenhang mit 
der militärischen Aufstandsbekämpfung in derselben 
Region gesehen, genutzt und instrumentalisiert wird. 

Er hat belegt, daß die deutschen Entwicklungshel-
fer sich regelmäßig mit Militärs, die dieses Auf-
standsbekämpfungsprojekt betreiben, treffen. Inzwi-
sehen fordern das Philippinenbüro in Essen und an-
dere entwicklungspolitische Gruppen die Einstel-
lung dieses Projekts, weil es „den Interessen des Mi-
litärs und der Machthaber der Region" diene. 

Beispiel drei: Luftqualität in Mexiko-Stadt. Eine 
Delegation des Deutschen Bundestages, an der ich 
teilnahm, war in Haiti und in Mexiko. Zu der damit 
zusammenhängenden Abberufung des deutschen 
Botschafters in Port-au-Prince gibt es seit heute ei-
nen offenen Brief an den Außenminister, den ein gro-
ßes Spektrum christlicher und entwicklungspoliti-
scher Gruppen unterzeichnet hat. Dem habe ich 
nichts hinzuzufügen. 

Diese Delegation war auch in Mexiko. In Mexiko-
Stadt wurde uns das wichtigste Projekt, das die Bun-
desregierung do rt  vor Ort finanziert, gezeigt: ein auf-
wendiges elektronisches System zur Überwachung 
der Luftqualität. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Erzählen 
Sie ein bißchen über Haiti!) 

Seit die Bundesrepublik, die in dem Land noch einen 
guten, einen grünen Namen, hat, dieses System der 
Luftqualitätsüberwachung 1993 installierte, wird die 
gemessene Luftqualität in der Stadt von Jahr zu Jahr 
besser. Nun gab es durchaus Verbesserungen bei der 
Qualität des Kraftstoffs der Kfz. Verblüfft hat mich je-
doch, daß diese Verbesserungen so groß sein sollen, 
daß unter anderem ein Anstieg des Benzinver-
brauchs um 20 Prozent wettgemacht werden konnte, 
zu dem es in dieser Zeit in Mexiko-Stadt kam. 

In eigener Regie besuchte ich vor Ort Umweltgrup-
pen. Ergebnis: Diese schenkten in ihrer Mehrzahl 
den offiziellen Daten der Luftqualität kein Vertrauen. 
Greenpeace Mexiko legte eigene Messungen der 
Luftqualität, übrigens durch einen Meßwagen von 
Greenpeace Deutschland aufgezeichnet, vor. Danach 
liegen die Werte je nach Schadstoff bei dem Drei- bis 
Zehnfachen der offiziellen Werte. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Hört! Hört!) 

Besonders verblüffend: Die Delegation wurde von 
den offiziellen deutschen Stellen vor Ort nicht über 
diesen Disput informiert. Erst nach meiner Rückkehr 
konnte ich ermitteln, daß es dazu in unserem Land 
bereits eine sehr kritische Berichterstattung gegeben 
hatte, in der „Frankfurter Rundschau" vom 
16. Dezember 1994. Darin wurde die Koordinatorin 
des TÜV Rheinland vor Ort in Mexiko zitiert, die die 
Greenpeace-Messungen im wesentlichen bestätigte, 
nur sagte, es sei „ein anderer Ansatz". 

Der eine, von deutscher Seite finanziell massiv un-
terstützte „Ansatz", mißt die Luftqualität in drei bis 
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sechs Metern Höhe und bevorzugt Meßorte weitab 
von Straßenschluchten voll mit Pkw-Verkehr, wobei 
die Modelle von VW dominieren. Der andere, von 
Greenpeace praktizierte Ansatz, mißt die Luft in 
Höhe der Atemorgane und an Orten, die für das All-
tagsleben weit realistischer sind. 

Alejandro Calvillo Unna, der Sprecher von Green-
peace Mexiko, betonte mir gegenüber - ich zitiere -: 

Eines unserer Hauptziele ist es, die Informations-
sperre zu durchbrechen, die es bei der systemati-
schen Verfälschung der Messungen der Luftver-
schmutzung gibt, an der deutsche Hilfe nicht un-
beteiligt ist. 

Das waren drei Beispiele für deutsche Hilfe, die 
nicht verallgemeinern sollen, die aber hinsichtlich 
der Finanzvolumina einen erheblichen Teil der Ent-
wicklungshilfe charakterisieren und die den Interes-
sen der Menschen vor Ort zuwider laufen. Dabei sei 
zur Ehre der Entwicklungspolitik gesagt, daß diese 
Hilfe oft am Ausschuß und an den Ministern vorbei 
beschlossen wird, weil die Projekte andere Interes-
sen, unter anderem die des Exports oder die deut-
scher Firmen, zum Ausdruck bringen. 

Danke schön. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Michael Wonneberger, CDU/CSU. 

Michael Wonneberger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit 
der Behandlung der Drucksachen 13/2979 und 13/ 
2285 möchte ich einmal etwas mehr ins Detail gehen. 

Beide Anträge beschäftigen sich mit der Frage, ob 
und wie bereits zugesagte finanzielle Mittel für das 
im Sommer 1995 von der Weltbank gestoppte Projekt 
des Wasserkraftwerkes Arun III in Nepal für andere 
Entwicklungsvorhaben in diesem Land zur Verfü-
gung gestellt werden können. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hält daran fest, die ehemals gegenüber der Weltbank 
zugesagten Mittel in Höhe von 235 Millionen DM 
nicht nur in Nepal zu belassen, sondern auch an den 
mit dem Arun-III-Projekt verbundenen entwick-
lungspolitischen Zielen festzuhalten. Dazu zählen 
ganz allgemein: die Bereitstellung von Energie für ei-
nen sich selbst tragenden Entwicklungsprozeß im 
landwirtschaftlichen und industriellen Bereich, der 
Abbau der Abhängigkeit von importierten Energie-
trägern, die intensive Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie eine kostendeckende, umweltschonende 
Energiepolitik in den Entwicklungsländern selbst. 
Auf das konkrete Beispiel bezogen, bedeutet das er-
stens, Nepal bei der Überwindung seines eklatanten 
Energiedefizits zu helfen, und zweitens, dringende 
soziale und infrastrukturelle Verbesserungen für die 
Menschen im Arun-Tal zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Während Sie, meine Damen und Herren der Oppo-
sition, noch an Ihrem Antrag formulierten, hat die 

Bundesregierung, hat das BMZ in entwicklungspoli-
tisch sinnvoller Art und Weise bereits gehandelt. Von 
den schon erwähnten 235 Millionen DM Projektmit-
teln stehen nach Abzug der Vorstudienkosten für 
Arun III noch 211,5 Millionen DM bereit. 

Davon wurden bei Regierungsverhandlungen im 
Dezember 1995 11,5 Millionen DM für ein landeswei-
tes Biogasprogramm und für die Wiedererrichtung ei-
ner 1993 bei einer Flutkatastrophe zerstörten strate-
gisch wichtigen Brücke reprogrammiert. Der be-
trächtliche Rest in Höhe von 200 Millionen DM soll in 
einen Investitionsfonds der Weltbank für erneuer-
bare Energien einfließen, aus dem unter anderem 
zwei kleinere Wasserkraftwerke am Marsyandi-Fluß 
finanziert werden sollen. 

Ein ländliches Entwicklungsvorhaben im Arun-Tal 
soll mit zusätzlich 5 Millionen DM gefördert und 
noch im ersten Halbjahr 1996 gestartet werden. So-
weit, so gut, und soweit zur Beantwortung Ihrer Fra-
gen, die aus den beiden eingangs erwähnten Druck-
sachen hervorgehen. 

Unter dem Eindruck eines Gespräches, welches 
ich vor wenigen Stunden mit einer Parlamentarierde-
legation aus Nepal hatte, die - das sei nicht am 
Rande erwähnt, sondern mit Bedacht - alle politi-
schen Parteien in ihren Reihen hatte, wachsen meine 
Zweifel, ob diese Konzeption tatsächlich eine trag-
fähige Alternative zu Arun III sein kann. Für meine 
Begriffe hat sich die Weltbank zu stark vom Trend 
der weltweiten Skepsis gegenüber Großprojekten 
beeindrucken lassen. 

Noch im April vergangenen Jahres wurde uns 
während der Inspektionsreise in Nepal von allen Ge-
sprächspartnern versichert, daß es zum Bau des 
Arun-Wasserkraftwerkes eigentlich keine Alterna-
tive gibt, allerdings mit einer Ausnahme. Die Argu-
mente dieses Projektgegners wurden von zahlrei-
chen Initiativen in Deutschland gegen das Arun-III-
Projekt übernommen, oftmals kritiklos übernommen, 
und blieben natürlich nicht ohne Wirkung. Nach-
denklich stimmt mich dabei eine Tatsache, nämlich 
die, daß die Visitenkarte dieses Herrn ihn als Pro-
gramm-Manager für Kleinwasserkraftwerke in Nepal 
ausweist. 

(Anneliese Augustin [CDU/CSU]: Na so 
was!) 

Unabhängig davon gab und gibt es einige ernstzu-
nehmende Gründe für die Ablehnung des Projektes. 
Ich denke da an Ungewißheiten hinsichtlich der Refi-
nanzierung oder an Bedenken, ob das staatliche 
Energieunternehmen in der Lage gewesen wäre, ein 
Wasserkraftwerk der Größenordnung von 2 mal 
201 Megawatt in eigener Regie betreiben zu können. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Das ist ein 
zentraler Punkt!) 

Zumindest für Nepal hat das Aufgeben dieses Pro-
jektes - von einem Großprojekt kann man bei 
400 Megawatt in der Tat nicht reden - jedoch nicht 
nur erhebliche wirtschaftliche, sondern auch ent-
wicklungspolitische und ökologische Folgen. So 
kann der Planungsvorsprung von vier bis fünf Jah- 
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ren, den Arun III gegenüber den jetzt vorgesehenen 
zwei kleineren Wasserkraftwerken besaß, nicht kom-
pensiert werden. In dieser Zeit unterliegen die Wald-
bestände des Himalaja weiterhin dem Raubbau; po-
tentielle Investoren vermissen schmerzlich die jähr-
lich notwendigen Kapazitätszuwächse von 25 Me-
gawatt Elektroenergie, und die Menschen des Arun

-

Tales werden leider auf die Anbindung ihrer Region 
an Märkte und Industriestandorte weiter vergeblich 
warten. 

Unter dem Druck dieser Tatsachen hat in diesem 
Monat die nepalesische Regierung entschieden, ge-
meinsam mit Indien am Makahaly-Fluß ein Wasser-
kraftwerk in der Größenordnung von 6 000 Mega-
watt zu bauen. Ich glaube nicht, daß das der Effekt 
ist, den sich alle Gegner davon versprochen haben. 
Diesen Folgen gilt es Rechnung zu tragen, weshalb 
wir das rasche Handeln der Bundesregierung im Ver-
bund mit der Weltbank nachdrücklich unterstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Die Anträge von SPD und PDS sind damit, so 
meine ich, substantiell überholt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren sie 
auch schon vorher!) 

Was noch übrig bliebe, wäre reine Lyrik. Verzichten 
Sie deshalb darauf, uns darüber zu so später Stunde 
noch abstimmen zu lassen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Werner Schuster, SPD-Fraktion. 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn einer 
eine Reise tut, dann kann er in der Regel etwas be-
richten. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Wohl aus 
Haiti!)  

Wir waren im Sommer zusammen in Niger und in 
Kamerun, 

(Zuruf von der CDU/CSU: War es schön?) 

und die Betroffenen werden sich daran erinnern, daß 
die Reiseerlebnisse beeindruckend waren, aber sie 
haben auch nachdenklich gemacht. 

Was lag näher, als bei der Vorbereitung dieser 
Reise ein Buch von einer kamerunischen Schriftstel-
lerin zu lesen, Axelle Kabou, „Weder arm noch ohn-
mächtig " . 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das war das Thema unseres Afrika

-

kongresses letztes Jahr in Berlin!) 

- Das kann doch sein, Frau Eid, daß Sie einmal einen 
Schritt schneller sind. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: In 
der Regel! - Heiterkeit und Beifall beim 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Buch „Weder arm noch ohnmächtig" liest sich 
erstens sehr spannend und beschreibt in eindrucks-
voller Form das Versagen der schwarzen Eliten, 
macht zweitens aber auch den Anteil der weißen Ent-
wicklungszusammenarbeit an der Verführung deut-
lich. Die Autorin fordert deswegen auf, daß sich die 
Afrikaner selbst für ihre Entwicklung engagieren sol-
len. Dieses Beispiel, meine Damen und Herren, stellt 
für mich die Frage nach der Nachhaltigkeit unserer 
Entwicklungszusammenarbeit in den Mittelpunkt. 

Wir beraten heute den Zehnten Bericht zur Ent-
wicklungspolitik. Er enthält viele Zahlen und bietet 
einen guten Überblick. Er ist eine Fleißarbeit und in-
sofern zu loben. Aber das zentrale Thema der Nach-
haltigkeit führt nicht nur technisch ein Schattenda-
sein - es umfaßt nur drei Seiten -, sondern ich habe 
auch den Eindruck, Herr Minister Spranger, es 
könnte symptomatisch für das Bewußtsein in Ihrem 
Hause sein. 

Wie aktuell das Problem der Nachhaltigkeit ist, ha-
ben wir auf genau dieser Reise erlebt. Wir haben auf 
dieser Reise Projekte gesehen, die beispielhaft wa-
ren: grassroots-orientiert, frauenorientiert, mit parti-
zipativem Charakter, mit einer Zusammenarbeit zwi-
schen GTZ, KfW und DED. Aber wir haben genauso 
neu begonnene Großprojekte gesehen, die vorher-
sehbar zu „weißen Elefanten" werden. Insofern, Herr 
Minister, habe ich kein Verständnis für Ihre hier de-
monstrierte zufriedene Selbstgefälligkeit. 

Was heißt eigentlich „Nachhaltigkeit"? Sie bedeu-
tet, daß, wenn wir uns mit unseren Maßnahmen zu-
rückziehen, nach deren Auslaufen vor Ort selbsttätig 
ein Entwicklungsprozeß weitergehen muß. Nachhal-
tigkeit bedeutet, daß unsere Maßnahmen sich in eine 
Strategie einfügen, die auf Dauer tragfähig, ökono-
misch produktiv, sozial gerecht, umweltverträglich 
und menschenwürdig ist. Das sind die berühmten 
fünf Sterne aus dem entwicklungspolitischen Gesetz 
der SPD. 

Nachhaltigkeit stellt den Menschen oder seine 
Gruppe in den Mittelpunkt. Entwicklungsmaßnah-
men, die die Menschen vorhersehbar überfordern, 
können von daher nicht nachhaltig sein. Nicht der 
Mittelabfluß darf entscheidend sein, sondern die 
Aufnahmekapazität der Betroffenen. Das heißt für 
uns Entwicklungspolitiker: Wir müssen lernen, un-
sere Partner nicht zu überfordern. Herr Wonneber-
ger, bei aller Wertschätzung: Ich glaube, wir hätten 
mit Arun III unsere Partner überfordert und ein von 
vornherein nicht nachhaltiges Projekt finanziert. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Meine herzliche Bitte ist, die Alternativen, die wir zu 
diesem Projekt vorschlagen, ernsthaft prüfen zu las-
sen. 
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Meine Damen und Herren, ich weiß, daß Nachhal-
tigkeit von vielen Faktoren abhängig ist. Auf einige 
haben mein Kollege Herr Verheugen und meine Kol-
legin Frau Adler hingewiesen, als sie auf die Rah-
menbedingungen zu sprechen kamen. Aber auch in 
den vorliegenden Anträgen von SPD, Grünen und 
CDU/CSU ist auf diese externen Faktoren hingewie-
sen worden. In meinem Beitrag möchte ich mich auf 
einen Aspekt beschränken, auf die Einflußfaktoren, 
die wir auf nationaler Ebene haben, wo wir also nicht 
auf den anderen schielen können, sondern wo wir 
selber, Herr Spranger, etwas ändern können. Das 
sind fünf Punkte. 

Der eine ist die in den schon mehrfach angespro-
chenen Memorandumsvorschlägen von 1994 enthal-
tene Bündelung der entwicklungspolitischen Zustän-
digkeiten bei Ihnen. Damit kein Mißverständnis ent-
steht - leider ist niemand vom Außenamt da -: Wir 
wollen nicht das BMZ als Ersatzaußenministerium. 
Darum geht es nicht. Vielmehr wollen wir nach 
Know-how und nach den Methoden trennen. Wenn 
wir gemeinsam reisen, formuliere ich das mit mei-
nem Freund Tappe immer so: Das Auswärtige Amt 
repräsentiert die Macht und ist für die internationa-
len Rahmenbedingungen verantwortlich, und das 
BMZ repräsentiert das Geld und ist für die Förderung 
der Zivilgesellschaft in dem Entwicklungsland ver-
antwortlich. Warum ist es nicht möglich, meine Da-
men und Herren, mit abgestimmten und verteilten 
Rollen zusammenzuarbeiten? Das Spektakel der 
F.D.P. vom Januar dieses Jahres war eher karneval-
like als ernsthafte und seriöse Politik. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Wie war das 
doch noch?) 

Ein zweiter Punkt: Wir brauchen eine Umstruktu-
rierung Ihres Ministeriums, Herr Minister, zu einem 
Querschnittsministerium. Das heißt, wir müssen von 
der „Projektitis" wegkommen. Sie müssen Kraft frei-
bekommen, um die politische Steuerung wirklich 
wahrzunehmen und vor allem den Politikdialog in 
den Entwicklungsländern führen zu können. Das be-
deutet, Sie müssen an die Vorfeldorganisationen de-
legieren, und diese wiederum müssen in den Ent-
wicklungsländern delegieren. Das, meine Damen 
und Herren, habe ich einem CDU-Papier entnom-
men. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von uns können 
Sie nur lernen!) 

Herr Spranger, könnte es sein, daß die Pinger-Truppe 
progressiver als die Spranger-Truppe ist? 

Ein dritter Punkt: die Länderkonzepte. Die ersten 
Ansätze hierzu, Herr Minister, sind richtig. Nur ist 
meine Frage: Ist es nicht vernünftiger, die Länder-
konzepte im ersten Schritt im jeweiligen Entwick-
lungsland mit den Betroffenen im Sinne eines Politik-
dialogs erarbeiten und erst im zweiten Schritt in 
Bonn überarbeiten zu lassen? 

Oder im Bereich des Einzelplans 23: Warum tren-
nen wir eigentlich die FZ, die TZ und die PZ sauber 
nach Titeln, obwohl wir wissen, daß diese Bereiche in 
den Ländern vor Ort eigentlich kooperativ zusam-
menarbeiten? Wäre es nicht viel sinnvoller, Länder-

budgets mit Wettbewerb der Vorfeldorganisationen 
einzurichten? Auch hier, Herr Pinger, sehe ich in Ih-
rem Antrag deutlich mehr Zukunft als in dem Zehn-
ten Bericht von Herrn Spranger. 

Oder: Müssen wir nicht anfangen, Prioritäten zu 
setzen? 50 Prozent unseres Etats sollten für Armuts-
bekämpfung, für Hilfe zur Selbsthilfe im engeren 
Sinne ausgegeben werden. Das ist Ihre Forderung, 
Herr Pinger. Das ist unsere Forderung. Das ist nur lei-
der nicht Ihre Forderung, Herr Spranger, schon gar 
nicht Ihre Realität. 

Viertens. Wir brauchen eine Entwicklungsverträg-
lichkeitsprüfung. Sie wissen selber, wie häufig Sie 
von Ihren Kollegen Herrn Borche rt , Herrn Rexrodt 
und Herrn Waigel konterkariert werden. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Und Herrn Kinkel!) 

Nur, Herr Spranger, dann muß man kämpfen und 
darf nicht einfach wegtauchen. Das Vorbild für eine 
solche Entwicklungsverträglichkeitsprüfung hätten 
wir methodisch im Bereich der Umweltverträglich-
keitsprüfung. Wir müssen politisch nur wollen. 

Fünfter Punkt: externe Evaluierung. Leider ist bei 
der Entwicklungszusammenarbeit die richtige Buch-
führung nach wie vor wichtiger als eine nachhaltige 
Wirksamkeit unserer Mittel. Ich will nicht falsch ver-
standen werden: Eine Kontrolle durch den Bundes-
rechnungshof ist notwendig; das sieht man am Bei-
spiel DEG. Diese formale Kontrolle darf aber nicht zu 
Lasten der eigentlichen Aufgabenerfüllung gehen. 

Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, gibt es 
Ansätze dafür in der GTZ, in der MW, bei der DED, 
bei den Kirchen und den NROs. Das aber sind in-
terne Versuche; sie sind vor allem nicht trägerüber-
greifend. 

Notwendig wäre unseres Erachtens erstens eine 
verbindliche, operationalisierbare Definition dessen, 
was Nachhaltigkeit eigentlich heißt, zweitens, dies in 
Form eines überprüfbaren Kriterienkatalogs darzule-
gen, und drittens eine unabhängige Überprüfung un-
serer Maßnahmen sofort nach deren Beendigung 
und möglichst noch einmal fünf Jahre später, um zu 
sehen, ob dieser Prozeß wirklich fortgedauert hat. 

Eine derartige, trägerübergreifende Evaluation 
hätte den Vorteil, daß die beteiligten Vorfeldorgani-
sationen miteinander redeten und lernen würden, 
warum wir in dem einen Fall erfolgreich, in dem an-
deren Fall erfolglos sind. Das wäre doch etwas. 

Eine Reform der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit in diesem Sinne, schnell und professionell, 
ist, so meine ich, Herr Spranger, überfällig. Sie wis-
sen selber: Die Erwartungen an die Bundesrepublik 
steigen. Wir kommen gerade aus Südafrika; Frau Eid 
hat das ausgeführt. Natürlich haben diese Länder 
viele Erwartungen an uns. Wenn wir redlich sind, 
wissen wir selber, daß das Finanzvolumen auch in 
Zukunft weit unter 0,7 Prozent bleiben wird. 

Wenn dies aber so ist, meine Damen und Herren, 
dann stehen wir als Parlamentarier gegenüber der 
deutschen Öffentlichkeit und den Steuerzahlern un-
ter einem Legitimationsdruck. Wir müssen nachwei- 
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sen, wofür wir EZ-Mittel ausgeben und daß wir sie 
effizient und wirksam einsetzen. Diesen Herausfor-
derungen sollten vor allem wir Entwicklungspolitiker 
uns offensiv stellen; denn wir tragen letztlich die Ver-
antwortung für eine nachhaltige Entwicklung. 

Daß dies keine Utopie sein muß, beweisen viele 
positive Beispiele, die wir auf unseren Reisen gese-
hen haben. Meine herzliche Bitte ist, daß diese positi-
ven Beispiele von nachhaltiger Entwicklung nicht die 
Ausnahme bleiben, sondern die Regel werden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
Professor Dr. Winfried Pinger, CDU/CSU. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Chef der gleichna

-

migen Truppe!) 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich komme nachher zu der Schuster

-

Truppe. Lassen Sie mich zunächst zwei Vorbemer-
kungen machen. 

Erste Vorbemerkung. Entwicklungspolitik ist Zu-
kunftsaufgabe und verdient einen hohen Stellen-
wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum bemühen wir uns alle zusammen. Dann soll-
ten wir aber auch den Stellenwert nicht selbst herun-
terreden. Wir wissen, daß wir heute zu später Stunde 
diskutieren, was bedauerlich ist. Wir wissen aber 
auch, daß diese Debatte zu einer guten Zeit vorgese-
hen war, nämlich für morgen früh, und daß es beson-
ders traurige Umstände gibt, sie heute abend zu füh-
ren. 

Das ist doch anders als früher. Wer schon etwas 
länger Mitglied dieses Hauses ist - ich will noch ein-
mal darauf hinweisen -, der weiß, daß solche Debat-
ten vor noch gar nicht allzu langer Zeit typischer-
weise nach 22 Uhr geführt worden sind. Wenn sie 
seit geraumer Zeit morgens angesetzt werden über 
anderthalb, zwei oder zweieinhalb Stunden - das 
war für morgen vorgesehen -, zeigt das doch, daß der 
Stellenwert in den Fraktionen übereinstimmend 
nicht gesunken, sondern gestiegen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweite Vorbemerkung. Es gibt Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofs zur DEG. Die DEG ist 
keine Behörde, sie ist eine GmbH, 100prozentige 
Tochter des Bundes. Da gibt es gesellschaftsrechtli-
che Regelungen und Verantwortlichkeiten. Soweit es 
um das geht, was der Minister zu tun hat, bin ich si-
cher, daß nach Erörterung der Vorgänge im Rech-
nungsprüfungsausschuß das getan werden wird, was 
nötig ist. 

Nun zu der eigentlichen Thematik. Ich will nicht 
widersprechen, lieber Werner Schuster, daß die 

Truppe, die ich anführe - ich nehme die F.D.P. dazu -, 
progressiv ist. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Kollege Kohn, ein-

reihen!) 

Ich würde das gleiche deiner Truppe, Werner Schu-
ster, und den Grünen bescheinigen; und das sage ich 
nicht nur so dahin. Ich bin wirklich der Auffassung, 
daß wir in den letzten 10, 15 Jahren zusammen ein 
gutes Stück weitergekommen sind. Ich werde nach-
her die Beispiele dazu nennen und sagen, warum 
dem so ist. 

Anspruch und Wirklichkeit gehen in der Entwick-
lungspolitik immer etwas auseinander. Das geht gar 
nicht anders. Wer praktische Politik umzusetzen hat, 
tut sich schwerer als die, die versuchen, Vorgaben zu 
machen. Wenn wir alle zusammen progressiv sind, 
möchte ich daher den Minister gerne dazunehmen. 

Nun zu den einzelnen Punkten, daß und warum 
ich meine, daß wir für uns in Anspruch nehmen kön-
nen, ein Stück weitergekommen zu sein. Ich will die 
Unterschiede, die vorhanden sind, durchaus nicht 
unter den Teppich kehren. Ich behaupte aber, daß 
die Übereinstimmung größer ist, als es manchmal er-
scheint. Auch dazu komme ich nachher noch. 

Wir haben drei Felder, auf denen wir tätig zu sein 
haben. Die Akzente werden, wie ich meine, nicht im-
mer richtig gesetzt; auch dazu komme ich nachher. 
Das eine Feld sind die internationalen Rahmenbedin-
gungen, das zweite Feld sind die nationalen Rah-
menbedingungen, und das dritte Feld ist die Projekt-
politik. 

Ich finde, daß bezüglich der internationalen Rah-
menbedingungen jahrzehntelang an der falschen 
Stelle und falsch diskutiert worden ist; ich meine die 
fruchtlose Diskussion über die neue Weltwirtschafts-
ordnung. Das ist Gott sei Dank vorbei. Aber es blei-
ben durchaus Themen der internationalen Rahmen-
bedingungen. Man sagt auch globale Strukturpolitik; 
ich habe nichts dagegen. 

Ich meine, daß auch wir heute deutlicher als früher 
erkennen, wie sehr es auf bestimmte wichtige inter-
nationale Rahmenbedingungen ankommt: Abbau 
des Protektionismus, Entschuldung, globale Umwelt-
politik. Ich nehme die drei, die ich für die wichtigsten 
halte. Aber man sollte auch nicht verkennen, daß wir 
zum Beispiel auf dem Gebiet des Abbaus des Protek-
tionismus durch den erfolgreichen Abschluß der 
Uruguay-Runde mit der Reduzierung der Zölle um 
40 Prozent ein gutes Stück weitergekommen sind. 

Es wurde über die Verschuldung diskutiert. Jo-
chen Feilcke hat dazu einiges gesagt. Ich meine, daß 
es bei aller Notwendigkeit, an dieser Front weiter-
zukämpfen, erforderlich ist, eine Relativierung vor-
zunehmen. Wenn wir Entschuldungsmaßnahmen 
durchführen, indem wir Schuldenerlaß herbeiführen 
oder - was wir bei der Weltbank diskutieren - ein ei-
genes Fenster einräumen, um Entschuldung vorzu-
nehmen, dann müssen wir wissen, daß wir das Geld 
nur einmal ausgeben können: für Entschuldung oder 
für neue Projekte. 
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Es gibt natürlich Fälle - Herr Verheugen, darin 
stimme ich Ihnen ausdrücklich zu -, in denen es ohne 
eine Entschuldung keine Entwicklung gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

Dann muß aber entschuldet werden, unabhängig da-
von, durch welche Ursachen die Verschuldung her-
beigeführt worden ist. Ich glaube aber, das darf man 
nicht zu sehr verallgemeinern. Wir müssen auch se-
hen, daß es viele Fälle gibt, in denen eine Teilent-
schuldung case by case ausreichend ist. Wir sollten 
das Thema auch nicht überziehen. 

Ein weiterer Punkt, der alle wichtigen internatio-
nalen Rahmenbedingungen betrifft: Ein isoliertes 
Vorgehen der Bundesrepublik hilft nicht weiter. Das 
betrifft auch den globalen Umweltschutz. Ich gestehe 
aber zu, daß wir auf allen drei wichtigen Gebieten, 
die ich genannt habe, als Deutsche eine Vorreiter-
rolle zu spielen haben. Ich behaupte, das tun wir. 
Wir müssen dranbleiben: beim Protektionismus, bei 
der Entschuldung bzw. der Lösung der Verschul-
dungsproblematik und beim globalen Umweltschutz. 
Das ist das eine Feld, auf dem wir, wie ich meine, ein 
Stück weiter sind. 

Das zweite Feld: nationale Rahmenbedingungen. 
Gerade auf dem Feld sind wir insofern weiter, als es 
früher die verfehlte Nichteinmischungstheorie gab: 
Die sollen ihre Fehler selbst machen und wir zahlen; 
es wurde nur die Shoppingliste überreicht. Da sind 
wir weiter. 

Herr Verheugen hat in seinem Beitrag formuliert - 
so  habe ich es jedenfalls im Kopf -: Konditionalität 
ist notwendig. Jawohl, sie ist notwendig. Wir wollen 
das mit unseren Mitteln durchsetzen. Die Mittel wä-
ren dann eventuell keine Entwicklungshilfe oder we-
niger Entwicklungshilfe. Jawohl, wir wollen die 
Menschenrechte durchsetzen, wir wollen Partizipa-
tion und Demokratie, wir wollen Rechtsstaatlichkeit 
und halten etwas davon, daß die Wirtschaftspolitik 
nach den Kriterien der Marktwirtschaft gestaltet 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Pinger, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Gerne, ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Pinger, ich stimme Ihnen 
zu, daß die Konditionalität in der Entwicklungszu-
sammenarbeit, die auch wir begrüßen, dazu beitra-
gen soll, unter anderem die Lage der Menschen-
rechte in den jeweiligen Empfängerländern zu ver-
bessern. Ich frage Sie ganz konkret: Sehen Sie im 

Falle der Volksrepublik China, die in den letzten Jah-
ren in erheblichem Ausmaße bundesdeutsche Ent-
wicklungsgelder bekommen hat, erstens ein Anwen-
dungsfeld für die Konditionalität? Und zweitens: Se-
hen Sie in der Volksrepublik China in den vergange-
nen Jahren nachhaltige Verbesserungen auf dem 
Feld der Menschenrechte, die es rechtfertigen, sich 
in dem bisher gezeigten Ausmaße in diesem Land 
entwicklungspolitisch zu engagieren? 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Herr Kollege, ich 
bin mit dieser Frage und damit, daß wir das immer 
wieder diskutieren, sehr einverstanden. Ich gehe da-
von aus, daß die Konditionalität für alle Länder gilt. 
Wir müssen sehen, was wir mit der Konditionalität er-
reichen können. Ich gehe davon aus, daß eine Zu-
sammenarbeit mit China auf wirtschaftlichem Gebiet 
im Sinne der Öffnungspolitik und der Herbeiführung 
der Marktwirtschaft länger- oder langfristig auch zu 
einer Liberalisierung im politischen Bereich führt 
und dies zu einer Verbesserung der Menschenrechte 
beiträgt. Das mag in China ein langer Prozeß sein. 
Dies gilt auch für Vietnam. Das gilt auch - was ich 
persönlich für richtig halte - für Myanmar, wenn wir 
dort die Entwicklungszusammenarbeit wiederauf-
nehmen. 

Ich gebe zu, daß diese Zusammenhänge in der Öf-
fentlichkeit nicht immer leicht darzustellen sind. Ich 
sehe es jedenfalls so. Sie wissen, daß ich mich für die 
Entwicklungszusammenarbeit mit Vietnam einge-
setzt habe. Auch da haben wir einen langen Weg vor 
uns. Aber die Kriterien gelten auch da. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Pinger, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der 
Kollegin Dietert-Scheuer? 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Aber gerne. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich wollte gern an die Frage meines Kollegen 
Schmitt anknüpfen und sie ergänzen mit dem Hin-
weis auf die Länder, die neben China zu den Haupt-
empfängern deutscher Entwicklungshilfe gehören, 
zum Beispiel die Türkei und Indonesien. Wie be-
werten Sie da die Frage der Konditionalität im Hin-
blick auf die Menschenrechte und könnten Sie auch 
da sagen, daß die Menschenrechtslage eine hohe Be-
rücksichtigung im Bereich der Entwicklungshilfe 
rechtfertigt? 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Wenn Konditiona-
lität so verstanden werden sollte, daß wir generell 
keine Entwicklungshilfe leisten sollten in Ländern, in 
denen die Menschenrechte verletzt werden, 

(Zuruf von der F.D.P.: Dann sparen wir viel 
Geld!) 

dann würden wir die Zahl der Länder, mit denen wir 
zusammenarbeiten, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Auf ein Zehn-
tel reduzieren!) 
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mindestens auf ein Zehntel oder noch weiter reduzie-
ren. Das heißt dann allerdings nicht, daß wir der Mei-
nung sind, es komme in diesen Ländern nicht auf die 
Verwirklichung zum Beispiel der Menschenrechte 
an. Sich für Menschenrechte einsetzen kann nach 
außen plakativ und deklamatorisch sein. In aller Re-
gel hilft es mehr, intern immer wieder darauf zu insi-
stieren, daß sich die Situation verbessert, in der Tür-
kei, in Indonesien und in anderen Ländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang noch ein-
mal darauf hinweisen, daß es für uns, was die Men-
schenrechte und andere Kriterien bet rifft, nicht auf 
den Status quo ankommt. Wenn wir auf den Status 
quo abstellen würden, dann würden wir in der Tat 
die Entwicklungszusammenarbeit mit sehr vielen 
Ländern einstellen müssen. Wir müssen auf die Per-
spektive setzen. Ich gebe zu, daß die Entwicklung 
über längere Frist nicht genau vorhersehbar ist. Eine 
solche Perspektive ist das, worauf es ankommt. 

Ich will dazu noch ein weiteres Beispiel nennen. 
Der Bundespräsident ist in Uganda gewesen, in 
Äthiopien und in Eritrea. Ich halte es für richtig, daß 
er gerade in die drei Länder gefahren ist, um zu do-
kumentieren: Da haben wir eine Entwicklung, die im 
Verhältnis zu früher eindeutig positiv ist. 

Wenn wir an die Zustände unter Idi Amin in 
Uganda denken, dann haben wir unter Museweni 
jetzt eine eindeutig bessere Situation und eine bes-
sere Perspektive. 

(Beifall der Abg. Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] - Dr. R. Werner Schuster 

[SPD]: Richtig!) 

Damit kann ich aber nicht feststellen, daß wir in 
Uganda heute ideale demokratische Zustände hät-
ten. Wir haben eine demokratische Partizipation, die 
so indirekt ist, daß man bei sehr kritischer Betrach-
tungsweise auf nationaler Ebene sagen müßte, es 
gibt noch keine demokratische Verfassung. Da es je-
doch eine demokratische Entwicklung auf örtlicher 
Ebene gibt und uns versprochen wird, daß längerfri-
stig die demokratische Verfassung auch auf nationa-
ler Ebene eingeführt wird, haben wir eine positive 
Perspektive. Es war richtig von seiten des Bundes-
präsidenten, gerade in diesem Lande zu dokumentie-
ren, daß wir eine solche Entwicklung positiv bewer-
ten und dies für die Zusammenarbeit auch relevant 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich das dritte Feld kurz anschneiden: 
die Projektpolitik. Dort gibt es in der Tat beachtliche 
Fortschritte und auch Übereinstimmung. Ich stimme 
Werner Schuster ausdrücklich zu: Was die Nachhal-
tigkeit der Projekte betrifft, kommt es, soweit es um 
Partizipation geht, in der Tat darauf an, daß die Men-
schen und ihre Selbsthilfegruppen und Selbstverwal-
tungsorganisationen Träger der Projekte werden. 
Dann ist auch gewährleistet, daß diese Projekte auf 
Dauer Bestand haben. Auch da haben wir lernen 
müssen. Ich glaube, daß wir da national und interna-
tional auf einem guten Stand sind. 

Lassen Sie mich noch kurz ein Wort zur Kohärenz 
sagen. Ja, es kommt sehr darauf an, daß die Entwick-
lungspolitik in Übereinstimmung ist mit der interna-
tionalen Agrarpolitik, insbesondere der Europäi-
schen Union, daß sie in Übereinstimmung ist mit der 
Außenwirtschaftspolitik, natürlich mit der Außen-
politik und auch mit der Sicherheitspolitik. 

Ich behaupte, daß die Situation in bezug auf die 
Kohärenz immer noch zu verbessern ist, aber daß sie 
in den letzten Jahrzehnten nicht so gut war, wie sie 
heute ist. Das zeigt sich an der Übereinstimmung der 
Papiere und der Konzeptionen des Auswärtigen Am-
tes mit denen des Ministe riums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit. 

(Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Alles  Wort
-hülsen!) 

Das zeigt sich in bezug auf die europäische Agrarpo-
litik, in der es skandalöse Vorfälle gegeben hat, die 
abgestellt worden sind. Das zeigt sich bei der Rück-
führung der Überschüsse im europäischen Agrar-
markt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Damit ist eine kohärentere Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern möglich. 

Lassen Sie mich dazu ganz deutlich sagen: Ich 
halte nichts davon, wenn dann eines der gleichwerti-
gen Ressorts eine Führungsrolle für sich in Anspruch 
nimmt. Das führt nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN - Jochen Feilcke [CDU/ 
CSU]: An welches Ressort denken Sie denn 

da?) 

Das führt zu Reibungsverlusten, die nicht nötig sind. 
Koordinierung ist notwendig. Sie sollte dadurch ge-
währleistet werden, daß man sich an einen Tisch 
setzt, aber nicht dadurch, daß man Koordinierungs-
funktionen für sich in Anspruch nimmt. Nachdem wir 
dieses Thema diskutiert haben, hoffe ich, daß dies 
nun abzuhaken ist und daß es in dieser Beziehung 
keine weiteren Reibungsverluste gibt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-
ßend festhalten: Ich glaube, daß wir in der Entwick-
lungspolitik bei den Fraktionen - ich nehme die 
Gruppe der PDS aus - einen Bestand an Gemeinsam-
keiten haben, der wichtig ist. Wir ringen weiter um 
den richtigen Weg. Da gibt es Meinungsverschieden-
heiten. Ich glaube, Werner Schuster, daß alle Trup-
pen hier progressiv sind und daß wir weitergekom-
men sind. Wir werden mit dem Ministe rium dafür 
sorgen, daß sich gute Vorstellungen und Konzeptio-
nen nach und nach möglichst bald umsetzen lassen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 
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Wir kommen zu den Abstimmungen. Tagesord-
nungspunkt 17 a. Der Ältestenrat schlägt Überwei-
sung des Berichts der Bundesregierung zur Entwick-
lungspolitik auf Drucksache 13/3342 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie 
damit einverstanden? - Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Eine echte Quer

-

schnittsaufgabe!) 

Tagesordnungspunkt 17 b, Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der F.D.P. zur Durchsetzung der deut-
schen Entwicklungspolitik in der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit auf Drucksache 13/ 
2427. Der Ausschuß empfiehlt unter Buchstabe a, 
den Antrag der Koalitionsfraktionen auf Drucksache 
13/233 unverändert anzunehmen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Ich komme jetzt zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zur Neuorientierung der deutschen Entwicklungs-
politik. Das ist Drucksache 13/2427 Buchstabe b. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag der SPD auf Druck-
sache 13/241 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Die Gegenprobe! 

(Günter Verheugen [SPD]: Doch nicht so 
progressiv!) 

- Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der SPD sowie der Gruppe der PDS bei einer Enthal-
tung angenommen. 

Jetzt die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Reform der bundesdeutschen Entwicklungspolitik, 
Drucksache 13/2427 Buchstabe c. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/246 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
der Gruppe der PDS bei mehrheitlicher Stimmenthal-
tung der SPD-Fraktion angenommen. 

Tagesordnungspunkte 17 c bis 17 e: Der Ältestenrat 
schlägt Überweisung der Anträge der Gruppe der 
PDS zur Auswertung und Umsetzung der Doku-
mente des Weltsozialgipfels und zur Verwendung 
der Mittel, die für die Finanzierung des Staudamm-
projektes Arun III vorgesehen waren, auf den Druck-
sachen 13/1586 und 13/2285 sowie des Antrags der 
Fraktion der SPD zu alternativen Entwicklungsvor-
haben zu Arun III in Nepal auf Drucksache 13/2979 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Sind Sie damit einverstanden? - Das scheint der 
Fall zu sein. Dann ist die Überweisung so beschlos-
sen. 

Tagesordnungspunkt 17f: Antrag der Fraktion der 
SPD zu einer neuen Initiative zur Entschuldung der 
Entwicklungsländer, Drucksache 13/2458. Es wird 
Überweisung an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
soll beim Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung liegen. Sind Sie damit einver-
standen? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 17 g: Der Ältestenrat schlägt 
die Überweisung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zur Verbesserung der parlamentarischen 
Kontrolle der Weltbank auf Drucksache 13/2495 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Einverstanden? - Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 17 h: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zu 
den Anträgen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P., der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen und der Gruppe der PDS zum Weltso-
zialgipfel in Kopenhagen. Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung empfiehlt unter I seiner Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 13/2796 die Annahme 
einer Entschließung. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion 
und der Gruppe der PDS angenommen. 

Jetzt zur Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung zu dem Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. zum Weltsozialgipfel 
in Kopenhagen, Drucksache 13/2796 Ziffer II. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
556 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen bei überwiegender Stimment-
haltung der SPD-Fraktion und der Gruppe der PDS 
sowie bei gesplittetem Abstimmungsverhalten von 
Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zum Weltsozialgipfel. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/421 für erledigt zu er-
klären. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
der Mehrheit der SPD-Fraktion bei Enthaltung der 
Gruppe der PDS und einer Stimme aus der SPD-
Fraktion angenommen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zum Weltsozialgipfel. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
539 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
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- Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zum Weltsozialgipfel. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/535 für erledigt zu er-
klären. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Gruppe der PDS, einen Teil 
der Stimmen vom Bündnis 90/Die Grünen, einen Teil 
der Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltung 
der übrigen Abgeordneten vom Bündnis 90/Die Grü-
nen und der SPD-Fraktion angenommen. 

Tagesordnungspunkt 17 i: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung zu dem Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zur Wiederauffüllungsrunde der 
International Development Association, Drucksache 
13/3394 Buchstabe a. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/740 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen vom Bündnis 90/Die Grünen und der 
Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der SPD-Frak-
tion angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD zur 11. Wieder-
auffüllung der International Development Associa-
tion, Drucksache 13/3394 Buchstabe b. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/2401 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen vom Bündnis 90/Die Grünen, der 
SPD-Fraktion und eines Teils der Gruppe der PDS 
bei Stimmenthaltung des anderen Teils der Gruppe 
der PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkt 17j: Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. zu den Verhandlungszielen für 
die 11. Wiederauffüllung der International Develop-
ment Association, Drucksache 13/3581. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3041 
anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be-
schlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 17k: Beschlußempfehlung des 
Finanzausschusses zu dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu einer neuen Strategie der 
internationalen Finanzinstitutionen zur Entschul-
dung und zur Finanzierung von umweit- und ent-
wicklungspolitischen Maßnahmen, Drucksache 13/ 
2842 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/1018 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-

men  der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung der SPD-Fraktion angenommen. 

Beschlußempfehlung des Finanzausschusses zu 
dem Antrag der Gruppe der PDS zu einem sofortigen 
und vollständigen Schuldenerlaß für die 30 ärmsten 
Länder, Drucksache 13/2842 Nr. 2. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/673 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung vom Bündnis 90/ 
Die Grünen angenommen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Bei einer Ent-
haltung der PDS!) 

- Die habe ich nicht gesehen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ich aber!) 

- Ihr Zwischenruf steht aber im Protokoll. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18a bis c auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Uschi Eid und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Initiativen zur Beendigung der Gewalt und 
Schaffung eines dauerhaften Friedens in 
Burundi 
- Drucksache 13/3551 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Sicherung des Friedens und der demokra-
tischen Entwicklung in Burundi (II) 
- Drucksache 13/3700 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Eberhard Brecht, Dr. R. Werner Schuster, 
Joachim Tappe, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

Initiativen zur Sicherung des Friedens in 
Burundi 
- Drucksache 13/3718 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die gemeinsame Aussprache eine halbe Stunde vor-
gesehen, wobei die Fraktion des Bündnisses 90/Die 
Grünen 10 Minuten erhalten soll. - Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 



7962 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 89. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Februar 1996 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Graf von Waldburg-Zeil, CDU/CSU-Fraktion. 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir haben uns auf allen Seiten dieses Hauses sehr 
viel Mühe gemacht und zu einem brennenden 
Thema drei Anträge vorgelegt. 

Der erste Antrag kam vom Bündnis 90/Die Grü-
nen. Sie haben in der Überschrift Ihres Antrages im 
Grunde genommen etwas sehr Wichtiges vorwegge-
nommen. Sie sprechen nämlich nicht mehr - wie wir 
es im Koalitionsantrag tun - von der „Sicherung des 
Friedens und der demokratischen Entwicklung" . 
Auch Sie von der SPD sprechen in der Überschrift Ih-
res Antrags von der „Sicherung des Friedens". Sie 
vom Bündnis 90/Die Grünen sprechen statt dessen 
von der „Beendigung der Gewalt" und von der 
„Schaffung eines dauerhaften Friedens". 

Man sollte in der Tat über die Formulierung „Si-
cherung des Friedens" nachdenken. Was ist das für 
ein Frieden? - Ein Frieden, in dem ethnische Säube-
rungen durch Vertreibungen aus den Vorstädten 
stattfinden. Ein Frieden, in dem außerhalb der Städte 
in den Hügeln immer wieder Massaker stattfinden - 
immer nach demselben Muster: Irgendwo ist ein Wi-
derstandskämpfer gesichtet worden, schon stehen 
die Truppen bereit, umstellen das Dorf und töten die 
Menschen. Was ist das für ein Frieden, in dem Stu-
denten und Professoren getötet werden, weil sie ei-
ner Ethnie angehören? 

Es geht aber nicht nur um den Frieden, es geht 
auch um die Demokratie. Was ist von dieser Demo-
kratie noch zu sichern? Was ist von der Hoffnung auf 
Demokratie aus dem Jahre 1973 übriggeblieben? - 
Das Parlament ist übriggeblieben, ebenso der Staats-
präsident; aber hier sind Einschränkungen zu ma-
chen; denn der - wie es nach der Verfassung vorge-
schrieben ist - vom Volk gewählte Präsident ist er-
mordet worden. Man hat sich dann darauf geeinigt, 
daß das Parlament den Nachfolger wählt. Von den 
demokratischen Prinzipien aber hat man sich darauf-
hin entfernt und eine Machtteilung vorgenommen - 
vielleicht gut gemeint, um den Konflikt zu entschär-
fen. Die Folge aber ist, daß der Präsident nichts ver-
fügen kann und der Ministerpräsident hinter sich 
eine monoethnische Armee stehen hat, die praktisch 
alles durchführen und verlangen kann. 

In der Tat, „Sicherung des Friedens" und „Siche-
rung der Demokratie" sind schwierige Formulierun-
gen. 

Warum haben wir von der Koalition - ich nehme 
fast an, daß die SPD dasselbe im Hinterkopf gehabt 
hat - dennoch den Beg riff „Sicherung des Friedens 
und der demokratischen Entwicklung in Burundi" 
verwendet? - Weil wir ganz bewußt Bezug nehmen 
wollten auf eine gemeinsame Resolution, die wir am 
22. Juni des letzten Jahres ohne Gegenstimme in die-
sem Haus gefaßt haben. 

Ein Blick zurück also. Dieser Blick zurück wird von 
Ihnen, den Grünen und der SPD, auch ein bißchen 
im Zorn getan. Sie werden sich fragen, was aus all  

den schönen Vorschlägen geworden ist. Sie werden 
verstehen, daß der Antrag der Koalitionsfraktionen 
anderen Inhalts sein muß, weil sehr viel im stillen ge-
tan worden ist. Ich glaube, Herr Staatsminister und 
Herr Staatssekretär, Sie werden das beide bestätigen 
können. Es ist versucht worden, viele Punkte dieses 
Antrags in die Tat umzusetzen. Die Chancen dazu 
waren aber sehr gering. 

Manches ist zudem gar nicht mehr durchführbar 
gewesen, zum Beispiel der Einsatz von mehr Beob-
achtern, von mehr Fachleuten. Wenn ich die Sicher-
heit dieser Fachleute nicht mehr gewährleisten kann, 
dann wird die Sache schwierig. Deshalb ist es um so 
wichtiger, daß wir uns im Ausschuß alle zusammen-
setzen und versuchen, von diesen drei Denkansätzen 
wieder einen gemeinsamen Antrag zu formulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das, worauf es dabei ankommt, ist, daß wir nicht nur 
das nennen, was an guten Vorschlägen immer noch 
umgesetzt werden könnte, sondern wir müssen in 
neuen Situationen auch über neue Vorschläge nach-
denken. 

Ich möchte einen einzigen Punkt herausgreifen. 
Das ist ein Punkt, der mit der Art des Genozids zu-
sammenhängt. Aus der Geschichte kennen wir den 
Genozid, den Mehrheiten an Minderheiten verüben. 
In Burundi haben wir seit nunmehr 30 Jahren das 
entgegengesetzte Muster: eine Minderheit, die ver-
sucht, an der Mehrheit den Genozid zu verüben. 

Kluge Menschen müssen begreifen, daß das nicht 
gehen kann. 20 Prozent der Bevölkerung können 
nicht 80 Prozent der Bevölkerung umbringen. Des-
halb gibt es sehr vernünftige Leute bei der bisher 
herrschenden Ethnie der Tutsi, die sagen: Es hat kei-
nen Sinn; wir können die Macht nicht aufrechterhal-
ten, wir müssen das demokratische Muster auspro-
bieren; nur so können wir den Machtausgleich ge-
winnen. 

Es ist übrigens kein Zufall, daß es auch in der 
FRODEBU eine ganze Menge Tutsi gibt. Es ist nicht 
nur eine rein ethnische Partei der Hutu gewesen. 

Wenn es auf der einen Seite die Ethnie der Mehr-
heit gibt, die man nicht umbringen kann, was macht 
man dann? Man verübt den „Bildungsmord". In den 
Jahren 1972/73 fand in Burundi der wohl scheußlich-
ste Mord in der Geschichte Afrikas statt. Es war ein 
gezielter Mord; man hat bewußt die Bildungselite ge-
tötet, und zwar nicht nur die Akademiker, sondern 
auch die jungen Leute mit mittlerer Reife, die man 
aus der Schule herausgeholt hat. 

Der damalige Militärdiktator Mikombero, der hin-
terher vielleicht auch etwas von schlechtem Gewis-
sen gespürt und sich ganz und gar der Flasche erge-
ben hat, wurde abgelöst. Sein Nachfolger war ein ge-
wisser Herr Bagaza, der heute eine wichtige Rolle 
spielt. Die Leute von damals sind heute wieder mit 
dabei und mischen mit. Der Intellektuellenmord, die 
Ermordung von Professoren, Studenten und selbst 
von Gymnasiasten findet wieder statt. Hier, meine 
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ich, müssen wir einen Ansatz finden; das können wir 
nicht einfach zulassen. Wir müssen sehen, daß diese 
jungen Menschen eine Ausbildung erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Graf von Wald-
burg-Zeil, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Ja. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Graf 
von Waldburg-Zeil, es tut mir leid, daß ich Sie unter-
brechen muß, aber Sie haben bei Herrn Bagaza auf-
gehört, als Sie die Militärdiktatoren genannt haben. 
Nun ist in diesen Tagen Herr Buyoya zu Besuch in 
der Bundesrepublik, und es gibt Stimmen, die sagen: 
Er hat zwar zur Durchführung und zur Vorbereitung 
der ersten demokratischen Wahlen Entscheidendes 
beigetragen, aber er hat auch eine gewisse Verant-
wortung für den Mord an Melchior Ndadaye, dem er-
sten frei gewählten Präsidenten. Teilen Sie diese Ein-
schätzung mancher burundischen Freundinnen und 
Freunde und mancher Burunder? 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Ver-
ehrte Frau Kollegin, ich glaube, es steht einem nicht 
an, in einem solchen Konflikt mit Vermutungen zu 
arbeiten. Das, was man Buyoya hoch anrechnen 
muß, ist, daß er, nachdem er Militärdiktator gewesen 
war, gesehen hat, daß der Weg nur über die Demo-
kratie führt. Er hat zuerst die Verfassung beschließen 
lassen, und er hat, nachdem die Verfassung beschlos-
sen war, Wahlen anberaumt. Zuerst wurde der Präsi-
dent gewählt, anschließend die Parteien. Und er hat 
- so schien es jedenfalls für uns in der Weltöffentlich-
keit - hingenommen, daß nicht er, wie er geglaubt 
hat, Präsident geworden ist, sondern Ndadaye. 

Von daher gesehen muß ich als auswärtiger Be-
trachter sagen, ich hätte eigentlich gedacht, daß er 
nicht hinter dem Putsch steht. Aber es gibt sehr viele 
- das weiß ich - in Burundi, die sagen: Es ist seine 
Leibgarde gewesen, die den Nachfolger-Präsidenten 
umgebracht hat. Aber darüber sollten wir, die wir nur 
Vermutungen kennen, kein Urteil fällen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch einmal: Wir dürfen nicht erlauben, daß diese 
jungen Menschen jetzt nicht weiter lernen können. 
Wir müssen versuchen, ihnen eine Ausbildungshilfe 
für die Zukunft zu geben. 

Zudem hat sich in der Zwischenzeit etwas ereig-
net, was es bisher nicht gab: Es ist Widerstand auf-
gekommen, ein Widerstand, der von der Bewegung 
für die Verteidigung der Demokratie ausgeht. Ich 
glaube, wir dürfen nicht sagen: Das sind bösartige 
Banden. Vielmehr müssen wir sagen: Wer sich wehrt, 
den müssen wir auch als Widerstandsbewegung an-
erkennen, mit der geredet werden muß. Ein Aus-

gleich kann nur im Gespräch mit allen Gruppen er-
folgen. 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Eberhard Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach An-
gaben der Hilfsorganisation „Ärzte ohne Grenzen" 
sind seit Anfang dieses Jahres mehr als 15 000 Men-
schen in Burundi getötet worden, darunter Minister, 
Studenten, Gouverneure, hohe Beamte und Men-
schen aus der Landbevölkerung. Die Folgen der 
wahllosen Massaker sind Fluchtbewegungen, Hun-
ger, Grenzkonflikte und die wachsende Gefahr einer 
Destabilisierung der Region. Ein ganzes Land ist auf 
der Flucht vor sich selbst. 

Eine Befriedung Burundis aus eigener Kraft ist 
nicht in Sicht. Einige Hutu-Chauvinisten träumen 
nach wie vor von einer Lösung „à la ruandaise", und 
seitens der Tutsi gibt es Bestrebungen, die Macht des 
Landes vollständig in die Hand des Militärs zu ge-
ben. In dieser Situation ist die Welt aufgerufen, das 
immer wahrscheinlicher werdende Überspringen des 
Völkermordes von Ruanda auf den Nachbarstaat Bu-
rundi zu verhindern. 

Die intellektuelle Redlichkeit gebietet es, einander 
nicht das aufrichtige Bemühen und den guten Willen 
zur Hilfe für die Menschen in Burundi abzusprechen. 
Ich weiß sehr wohl, daß Kollegen aus verschiedenen 
Fraktionen, aber auch das Auswärtige Amt diploma-
tisch und humanitär um Hilfe bemüht waren und 
sind. Jeder von uns weiß, daß es keinen Königsweg 
gibt. Dennoch ist es unsere Pflicht, zugunsten der be-
drohten Menschen in Afrika einander unangenehme 
Fragen zu stellen, um auf diese Weise die beste Lö-
sung zu finden. 

Außenminister Kinkel war im Juli vergangenen 
Jahres in Mittelafrika und hat mit den Regierungen 
in Kigali und Bujumbura gesprochen. Natürlich ist es 
lobenswert, daß diese Reise überhaupt zustande ge-
kommen ist. Aber warum in aller Welt hat er nicht 
mit den Führern der ruandischen Flüchtlinge oder 
mit Vertretern des Nationalrats für die Verteidigung 
der Demokratie, CNDD, gesprochen? Eine Grundre-
gel vorbeugender Diplomatie lautet: Wer präventiv 
sein will, muß möglichst mit allen Konfliktparteien 
sprechen. So stand es schon in Punkt 5 des fraktions-
übergreifenden Antrages vom Mai letzten Jahres. 
Auch der neue Koalitionsantrag fordert das wie-
derum ausdrücklich. Allerdings hätte man das schon 
bei der Reiseplanung wissen können. In diesem Zu-
sammenhang kann ich mich nur den Worten meines 
Vorredners anschließen. 

Herr Kinkel hat vorgeschlagen, noch mehr Beob-
achter nach Burundi zu schicken. Warum eigentlich? 
Die Situation in Burundi ist doch klar: Frühwarnung 
und „fact-finding" sind nicht mehr nötig. Nicht die 
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Situation in Burundi ist unklar, sondern vielmehr, wie 
der Sicherheitsrat und die internationale Gemein-
schaft auf diese dramatische Krise reagieren werden. 
Der Sicherheitsrat der UNO, der doch zuständig ist, 
zögert und zeigt sich wenig entscheidungsfreudig. 
Noch zu Beginn dieses Jahres haben die Mitglieder 
des Rates die alarmierenden Berichte der Presse und 
der Hilfsorganisationen als wenig glaubwürdig hin-
gestellt. Der Sicherheitsrat hat daraufhin verlangt, 
daß es eine eigene UNO-Erhebung gibt. Sie liegt 
mittlerweile vor und damit Berichte, die bestätigen, 
was schon lange bekannt ist. 

In einem Brief des UN-Generalsekretärs an den 
Sicherheitsrat vom Dezember 1995 ist von „täglichen 
Morden, Massakern, Folter und willkürlichem Ar-
rest" die Rede. Kann man sich wirklich noch über 
die explosive Situation in Burundi im unklaren sein? 
Boutros-Ghali forde rte in seinem jüngsten Bericht 
vom 15. Februar die Stationierung einer 25 000 Mann 
starken Stand-by-Truppe in den Nachbarländern 
von Burundi. Ihm geht es um eine präventive mi-
litärische Präsenz zur Verhinderung von Völker-
mord. 

Mit einer solchen Flankierung könnten zivile Vor-
haben im Land ermöglicht werden, die zur Zeit nicht 
möglich sind: Konsolidierung der demokratischen 
Institutionen, Reform der Justiz, der Armee und der 
Polizei, um dem Recht bei allen Konfliktparteien 
Glaubwürdigkeit und Respekt zu verschaffen, Auf-
bau eines zur Deeskalation beitragenden unabhängi-
gen Rundfunksenders, Wiederaufbau der zerstörten 
Produktion und Wohnstätten sowie vieles andere 
mehr. 

Es mag ja sein, daß die Vorschläge des Generalse-
kretärs durch bessere ersetzt werden können. Ich 
kenne nur keine besseren. Ich stelle fest: Die UNO 
als Organisation hat, vertreten durch ihre Repräsen-
tanten wie den Generalsekretär und die Hohe 
Flüchtlingskommissarin, durch Sonderbeauftragte 
und Kommissionen, durch präventive Diplomatie 
und humanitäre Hilfsmaßnahmen bisher das getan, 
was sie tun konnte. Sie trifft als Organisation keine 
Schuld. 

Hingegen reagieren die im Sicherheitsrat sitzen-
den Staaten lediglich mit der üblichen Resolutionsly-
rik: Man beobachtet die Situation mit größter Auf-
merksamkeit und ist zutiefst besorgt. - Offenbar ist 
kein Mitglied des Sicherheitsrats wirklich bereit, ei-
gene Soldaten im afrikanischen Krisengebiet präven-
tiv zu stationieren. 

Nun stellt sich die Frage: Wie verhält sich die Bun-
desregierung in dieser Situation als derzeitiges Mit-
glied im Sicherheitsrat? Hat sie etwas unternommen, 
um die Vorschläge des Generalsekretärs zu unter-
stützen? Ich kenne ihre Position nicht. Richtet sich 
die Bundesregierung im wesentlichen nach amerika-
nischen Maßstäben? Die USA verwerfen ja die Ent-
sendung einer UNO-Truppe als nicht im nationalen 
Interesse liegend. Nach der Doktrin des Verteidi-
gungsministers Volker Rühe, die vom Auswärtigen 
Amt wohl überwiegend nicht geteilt wird, sind Frie-
denseinsätze der Bundeswehr in der Regel auf Eu-
ropa zu beschränken. 

Bedeutet dies, daß unsere Moral im Quadrat zur 
Entfernung des Konfliktgebiets und propo rtional zur 
Armut der Krisenregion abnimmt? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die sogenannte Realmoral des Westens, von der der 
südafrikanische Schriftsteller Breiten Breytenbach 
gesprochen hat, trägt mit dazu bei, daß Extremisten 
immer wieder die Erfahrung machen, daß sich Ge-
walt und Aggression lohnen. Wenn nichts getan 
wird, wird selbst Völkermord ungehindert und unbe-
straft begangen werden können. 

(Zuruf von der F.D.P.: Jugoslawien!) 

Die - sicher ungewollt - bittere Lektion lautet: 
Wenn westliche Interessen nicht ernsthaft berührt 
sind, steht das humanitäre Völkerrecht nur auf dem 
Papier. Wenn aber einmal das große Schlachten aus-
brechen wird, dann lauten die Schlagzeilen wieder: 
Die UNO hat erneut versagt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Wenn die UNO ein-
greifen will, verweigern Sie sich!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Brecht, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen La-
schet? 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Gerne, Herr Laschet. 

Armin Laschet (CDU/CSU): Ich teile einiges von 
dem, was Sie in Ihrer Situationsanalyse beschreiben. 
Aber heißt das, daß Sie - Sie persönlich oder Ihre 
Fraktion - in diesem Konflikt empfehlen würden, da 
Sie ja den Verteidigungsminister etwas kritisiert ha-
ben, deutsche Soldaten nach Burundi zu schicken, 
um dort  den Frieden zu garantieren? Habe ich das 
richtig verstanden? 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Kollege Laschet, es 
geht zunächst einmal darum, daß im Sicherheitsrat 
eine Situationsanalyse gemacht wird, aus der hervor-
geht, inwieweit Blauhelmsoldaten do rt  präventiv-sta-
bilisierend wirken können. Das setzt voraus, daß die 
Länder, um die es hier geht, ihr Signal aussenden: Ja, 
wir sind bereit dazu. Ich meine, daß wir generell dar-
über nachdenken müssen, daß der Einsatz auch 
deutscher Blauhelme nicht auf Europa beschränkt 
sein kann. Das ist so. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Richtig, ja! - 
Abg. Armin Laschet [CDU/CSU] meldet 

sich zu einer weiteren Zwischenfrage) 

- Ja, bitte. 

Armin Laschet (CDU/CSU): Würden Sie im kon-
kreten Fall  dem Sicherheitsratsmitglied Deutschland 
empfehlen, jetzt Bundeswehrsoldaten als UNO

-

Blauhelmsoldaten nach Burundi zu schicken, dies 
zumindest anzubieten? 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Laschet, zäumen 
Sie das Pferd doch nicht vom Schwanze her auf. Ich 
meine, daß wir zunächst einmal im Sicherheitsrat zu 
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einer Entscheidung kommen müssen, was wir wol-
len. Wenn Sie sich die neueste Beschlußlage vom 
15. Juli anschauen, dann sehen Sie, daß z. B. Frank-
reich und China grundsätzlich dagegen sind, eine 
solche Operation durchzuführen. Infolgedessen stellt 
sich die Frage nach dem Einsatz deutscher Blauhelm-
soldaten dort derzeit nicht. Aber ich denke, wir soll-
ten an einer politischen Lösung interessiert sein und 
von deutscher Seite entsprechende Signale aussen-
den. 

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle 
noch folgendes anfügen: Wenn die UNO wieder ihre 
Schelte einsteckt, dann wird zu fragen sein, was wir 
denn eigentlich tun, um diese Institution zu stärken. 
Die schlechte Zahlungsmoral der Vereinigten Staa-
ten und anderer Länder führt gegenwärtig dazu, daß 
nicht einmal die Reisen von Menschenrechtsbeob-
achtern nach Burundi finanziert werden können. 

„Waiting for genocide", so lautet die Schlagzeile in 
der „International Herald Tribune" am 16. Januar 
1996. Als Parlamentarier sollten wir nicht warten und 
wegschauen. Auch wenn die Erfolgschancen für eine 
Befriedung des Landes mit Hilfe von außen als eher 
gering einzuschätzen sind, so sind sie ohne diese 
Hilfe ungleich kleiner. Auch verschüttete Bergleute 
können nur darauf hoffen, daß die Rettungstruppe es 
schafft, noch rechtzeitig bis zu ihnen vorzudringen. 
Die Bedrohten selbst können lediglich durch Klopf-
zeichen auf sich aufmerksam machen. 

Auch aus Burundi erreichen uns solche Klopfzei-
chen. Warten wir nicht darauf, bis diese Hilferufe 
verstummen, sondern sorgen wir dafür, daß der Si-
cherheitsrat endlich handelt, wie es auch der SPD

-

Antrag fordert. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Kollegin Dr. Uschi Eid. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist jetzt über sieben Monate her, daß wir hier im 
Bundestag über einen gemeinsamen Antrag debat-
tiert und ihn verabschiedet haben. Damals war es 
noch möglich, über die „ Sicherung des Friedens und 
der demokratischen Entwicklung in Burundi" zu re-
den. Sie, Herr Kollege Graf Waldburg-Zeil, haben 
klar gesagt, daß dies heute so nicht mehr zutrifft. 
Aber damals war diese Forderung noch gerechtfer-
tigt; denn damals war die Gewalt noch nicht so weit 
eskaliert, daß man nicht noch von „Sicherung des 
Friedens" hätte reden können. 

Wir erinnern uns an das Dankesschreiben des Par-
lamentspräsidenten aus Burundi, in dem uns die Ab-
geordneten des burundischen Parlaments gedankt, 
aber auch ihre Hoffnung ausgedrückt haben, daß 
nach unserem gemeinsamen Antrag neue inte rnatio-
nale Initiativen ergriffen werden, um die Gewalt ein-

zudämmen und eine friedliche Entwicklung sichern 
zu helfen. 

Aber die in der damaligen Debatte geäußerten Be-
fürchtungen, nämlich daß die Gewalt in Burundi wei-
ter eskalieren könnte, haben sich leider bewahrhei-
tet. Bis heute - das wurde schon gesagt - haben nach 
Schätzungen der Vereinten Nationen über 100 000 
Menschen ihr Leben verloren. Sie sind ermordet wor-
den. Täglich fallen bis zu 50 Menschen dem Terror 
und den sogenannten ethnischen Säuberungen zum 
Opfer. 

Der Konflikt steigert sich zum blutigsten Bürger-
krieg in Afrika. Es gibt Beobachter, die bereits von 
einem schleichenden Völkermord reden. In Ruanda 
war das Morden auf eine kurze Zeit begrenzt. Aber 
in Burundi ist es so, daß die Menschen über einen 
langen Zeitraum ermordet werden. Trotzdem ist es, 
glaube ich, ein Völkermord. 

Seit den ersten freien Wahlen 1993 bzw. seit der Er-
mordung des ersten frei gewählten Präsidenten Mel-
chior Ndadaye sind 15 der 65 Abgeordneten der Ge-
winnerpartei FRODEBU ermordet worden. Das muß 
man sich einmal vorstellen: 15 von 65 Abgeordneten. 
Über 20 Abgeordnete, darunter auch der stellvertre-
tende Parlamentspräsident, sind geflohen. Manche 
haben sich sogar dem Widerstand angeschlossen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es besteht die 
Gefahr, daß sich unter den Augen der Weltöffentlich-
keit das Schreckliche ereignet, was 1994 in Ruanda 
passiert ist, nämlich ein Völkermord. Dies dürfen wir 
nicht zulassen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Die internationale Gemeinschaft ist gerade jetzt be-
sonders gefordert, neue Anstrengungen zur Eindäm-
mung der Gewalt und zur Schaffung eines dauerhaf-
ten Friedens in Burundi zu unternehmen. Erste zag-
hafte Ansätze sind gemacht. Ich möchte dies nicht 
verschweigen. 

Es ist gut, daß ein neuer Rundfunksender in Bu-
rundi errichtet wurde, der von der EU finanziert wird 
und der die Aufgabe hat, für Frieden zu werben. Hof-
fen wir nur, daß dieser Sender nicht zu anderen 
Zwecken mißbraucht wird. 

Zweitens. Die UNO schickte einen neuen Sonder-
botschafter. Ich finde - das mögen andere anders se-
hen -, daß dies eine richtige Entscheidung war. Denn 
der Vorgänger hatte die Erwartungen der Demokra-
ten Burundis enttäuscht. - Ich komme auf das zu-
rück, was Sie, Graf Waldburg-Zeil, gesagt haben. - 
Unter seiner Leitung war nämlich die sogenannte 
Regierungskonvention 1994 verhandelt worden. Auf 
Grund dieser Regierungskonvention war Macht ge-
teilt worden und hatte die Gewinnerpartei eine 
ganze Menge ihrer demokratisch legitimierten 
Macht abgegeben, weil man etwas dafür tun wollte, 
das Land zu befrieden. Aber diese Convention hat 
eben nicht zur Befriedung beigetragen. Das heißt, sie 
ist gescheitert. Deswegen denke ich, daß diese Ent-
scheidung richtig war. 

Drittens. Die EU ernannte einen Sondergesandten 
für die Krisenregion der Großen Seen. Der italieni- 
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sehe Diplomat soll insbesondere Verhandlungen zwi-
schen den burundischen Gruppen in Gang setzen. 
Dies ist zu begrüßen. 

Ich frage den Herrn Außenminister, warum all 
diese Maßnahmen nicht schon vor einem Jahr ergrif-
fen wurden. Diese Forderungen waren in unserem 
Antrag vom Juni enthalten. Die Kollegen Tappe, 
Schuster und ich waren im Ap ril im Auftrag des 
Deutschen Bundestages in Burundi und kamen mit 
diesen Vorschlägen zurück. Ich glaube, die Lunte 
brannte damals schon. Daß da nicht sofort etwas ge-
tan wurde, das werfe ich dem Außenminister vor. 

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von der 
CDU/CSU: Was hätte er denn tun sollen?) 

Ich möchte aber nicht verhehlen, daß es jüngsten 
Berichten zufolge in Burundi Bewegungen zu geben 
scheint, in deren Zuge die Armee und die Wider-
standsbewegung CNDD dialogfähig oder zumindest 
dialogbereit sind; ob sie wirklich dialogfähig sind, 
wird sich noch herausstellen. Aber ich glaube, jeder 
kleine Funke Bereitschaft muß von uns unterstützt 
werden. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
am 22. Juni 1995 einstimmig dazu aufgefordert, auf 
allen politischen Ebenen aktiv zu werden und auf ein 
stärkeres Engagement zur Wiederherstellung der De-
mokratie und zur Förderung eines f riedlichen Zusam-
menlebens der Menschen in Burundi zu drängen. 
Dieser Aufforderung ist die Bundesregierung nicht in 
ausreichendem Maße nachgekommen. Der einstim-
mig beschlossene Antrag wurde nicht umgesetzt. Dies 
ist zu kritisieren. Ein einstündiger Besuch im Flug-
hafengebäude von Bujumbura im Juli letzten Jahres 
- ich hätte es dem Herrn Bundesminister gerne selber 
gesagt - ist keine krisenpräventive Außenpolitik, wie 
wir sie uns vorstellen. Auch wenn der Besuch als sol-
cher richtig war, war er doch völlig unzureichend. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Vorausset-
zungen, unter denen eine friedliche Entwicklung in 
Burundi möglich ist, sind bekannt: 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

sofortiger Waffenstillstand, Trennung von Armee und 
Gendarmerie, Aufbau eines demokratischen, multi-
ethnischen Polizei- und Militärwesens, Verfolgung 
und Bestrafung der Verantwortlichen für den Mord 
an Präsident Ndadaye und die seitdem verübten 
Massaker, Aufbau eines unabhängigen und effekti-
ven Justizwesens, Sicherung von freien und demo-
kratischen Kommunal- und Präsidentschaftswahlen 
und Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen 
für die entwurzelten Jugendlichen, um nur die wich-
tigsten Punkte zu nennen. 

Die in der heutigen Debatte vorliegenden Anträge 
beweisen erneut, daß zwischen den Fraktionen ein 
hohes Maß an Übereinstimmung in dieser Frage 
herrscht. Ich hoffe, daß wir in den Beratungen der 
Ausschüsse wieder zu einem gemeinsamen Antrag 
kommen werden. 

Frau Präsidentin, lassen Sie mich - - 

(Heiterkeit)  

- Die Präsidentin war da, als ich anfing. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Wie lange 
redest du denn schon?) 

Aber bitte, Herr Präsident, geben Sie mein Petitum 
weiter: In dem damals beschlossenen Antrag ist näm-
lich auch eine Selbstverpflichtung des Deutschen 
Bundestages beschlossen worden. Wir dürfen also 
mit dem Finger nicht nur auf die Exekutive zeigen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Deutsche Bundestag hat nämlich damals für sich 
selber beschlossen, 

eine enge Zusammenarbeit mit dem burundi-
schen Parlament einzuleiten, um auf diese Weise 
die demokratischen Kräfte in Burundi zu fördern 
und zu stärken. 

Ich habe Mitte Januar einen B rief an die Präsiden-
tin geschrieben und Vorschläge gemacht, wie diese 
Selbstverpflichtung umzusetzen wäre. Ich hätte mich 
gefreut, wenn wir dazu bis heute eine Antwort ge-
habt hätten; denn ich meine, wir müssen, wenn wir 
etwas für uns selber beschließen, dies auch ernst 
nehmen. Da die Situation in Burundi viel zu ernst ist, 
als daß wir damit nonchalant umgehen könnten, 
möchte ich darum bitten, daß wir dazu diese Woche 
noch - ich weiß, es ist nur bis morgen Zeit - eine Ant-
wort bekommen werden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Dr. Irmgard Schwaetzer, F.D.P. 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen! Liebe Kollegen! Sieben 
Monate sind seit der letzten Debatte und seit dem ge-
meinsamen Antrag verstrichen. In Burundi ist die Si-
tuation schlimmer geworden. 

Ich denke - hier möchte ich Ihnen widersprechen, 
Frau Kollegin Eid -, wir waren uns sehr wohl darüber 
im klaren, daß unsere Beschlüsse, die 14 Punkte, 
möglicherweise wegen der fortgeschrittenen Situa-
tion tatsächlich nicht mehr umzusetzen sind. Wir ha-
ben alle betont: Es soll ein Versuch sein. 

Die Bundesregierung hat diesen Versuch gemacht. 
Einiges kann jetzt einfach nicht umgesetzt werden, 
weil - das macht die Situation noch sehr viel schwie-
riger als vor einem halben Jahr - der Wille, etwas zu 
verändern, noch weniger erkennbar ist, als das vor 
mehreren Monaten der Fall war. 

Es würde mich ja freuen, Frau Kollegin Eid, wenn 
tatsächlich innerhalb der Armee und zwischen den 
verschiedenen politischen - auch bewaffneten - 
Gruppierungen die Ansätze einer Bereitschaft zum 
Dialog vorhanden wären. Wir sollten diese Ansätze, 
wenn sie da sind, selbstverständlich fördern. 

In den täglichen Massenmorden, die passieren, 
kommt das allerdings nicht zum Ausdruck. Ich muß 
Ihnen sagen: Ich finde es wirklich unerträglich, daß 
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geordneter nicht wirklich etwas unternommen wird, 
auch nicht von seiten der Regierung, die dafür zu-
ständig wäre. 

Natürlich stehen wir alle hier und fragen uns: Was 
hilft? Vielleicht hilft auch einmal Klartext reden. Es 
ist nämlich für uns nicht erkennbar, daß diese Regie-
rung, die, sagen wir einmal, über einen Überra-
schungscoup mit Hilfe des Militärs ins Amt gekom-
men ist, bereit ist, in dem Militär, das nach wie vor 
monoethnisch ist, etwas zu verändern. Wir alle wis-
sen, daß die Voraussetzungen für einen Waffenstill-
stand und für Ansätze zum Frieden ganz entschei-
dend davon abhängen, daß eine multiethnische Ar-
mee aufgebaut wird, daß die Ethnien zusammenle-
ben. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Das haben 
sie angeboten!) 

Die Frage ist, was getan wird, um dieses Angebot 
auch durchzusetzen, Herr Kollege Schuster. Das kön-
nen wir nicht von außen machen. Wir können es be-
fördern. Es gibt eine Menge Militärs, die in Deutsch-
land ausgebildet sind. Die Kooperation burundi-
schen Militärs mit der Bundeswehr hat über viele 
Jahre funktioniert. Es gibt viele, mit denen der Dia-
log zu versuchen wäre, und zwar der Dialog über 
den Aufbau demokratischer Strukturen. Das können 
wir tun. Aber was tut die Regierung in Bujumbura, 
um das zu befördern? Ist es denn wirklich richtig, 
was da gesagt wird, daß sich niemand bewirbt? Zu-
mindest drastische Zweifel an solchen Aussagen 
dürften wohl angebracht sein. 

Ich denke, daß der Deutsche Bundestag hier - Frau 
Kollegin Eid hat das angemahnt - einen Nachholbe-
darf hat. Ich möchte Respekt vor dem Mut der Abge-
ordneten äußern, die noch heute ihr Mandat in Bu-
rundi ausüben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Aber ich halte es für zwingend erforderlich, daß wir 
als Deutscher Bundestag denen wirklich den Rücken 
stärken mit dem politischen Druck des internationa-
len Beobachters dessen, was dort passiert; denn - 
und  das ist meine Schlußbemerkung - wenn wir 
überlegen, was wir tun können, so sind wir uns alle 
darin einig, daß Morden unter den Augen der inter-
nationalen Öffentlichkeit für die Mörder - egal, von 
welcher Seite sie kommen - immer schwerer ist. 

Deswegen ist es richtig, daß die UNO endlich über 
die Vorschläge des Generalsekretärs beschließen 
muß; deswegen ist es richtig, trotzdem mehr interna-
tionale Beobachter dort hinzusenden, aber deshalb 
ist es auch richtig, daß wir als Bundestag, der gehört 
wird, dem Parlament den Rücken stärken. Deswegen 
ist es richtig, daß Burundi jetzt auf die Tagesordnung 
der Menschenrechtskonferenz in Genf kommt und 
daß dort die Dinge klar beim Namen genannt wer-
den. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich hoffe, liebe Kolleginnen und Kollegen, daß wir 
mit der Bundesregierung und die Bundesregierung 
von sich aus zusätzliche Schritte einleiten können,  

die Bundesregierung mit der Europäischen Union, 
aber auch in der UNO, um Entscheidungen zu tref-
fen, nicht mehr zu verschleppen, wie das auch von 
seiten unserer Pa rtner in den letzten Monaten zu be-
obachten gewesen ist, um dafür zu sorgen, daß ge-
handelt wird. Schleichender Völkermord ist auch 
Völkermord. Wir dürfen da nicht zuschauen. 

Danke. 
(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wo rt  hat der 
Kollege Dr. Willibald Jacob, PDS. 

Dr. Willibald Jacob (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wieder einmal stehen wir vor ei-
nem eskalierenden Konflikt, in dem sich die Men-
schen in Burundi und ihre gewählten politischen 
Vertreter nicht mehr selbst helfen können. Sie brau-
chen die Hilfe der Staaten, die in der UNO zusam-
mengeschlossen sind, aber auch den Beitrag der 
Nicht-Regierungsorganisationen, der Vertreter der 
zivilen Gesellschaften, die von der regionalen Situa-
tion etwas verstehen. 

Die Fakten sind in der Zwischenzeit allseits be-
kannt, wobei ich persönlich hinzufügen muß, daß ich 
selber natürlich immer nur von den Informationen 
derjenigen lebe, die dort gewesen sind und mir be-
richtet haben. Ich erinnere aber an drei Bedingun-
gen, die zu der Situation geführt haben, und zwar 
langfristig: 

Erstens. Der Konflikt ist im Grunde heute kein eth-
nischer, sondern ein Kampf um ökonomische Besitz-
stände. 

Zweitens. Die Kolonialmächte Deutschland und 
Belgien haben eine Politik des „teile und herrsche" 
in dieser Region betrieben, und Afrika hat kein kur-
zes Gedächtnis. 

Drittens. Die Abschottung Europas wirkt auf viele 
einzelne Menschen auch dieser Weltregion demorali-
sierend; Menschen fühlen sich allein gelassen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Deswegen bringen 
sich Hutus und Tutsis gegenseitig um!)  

Jetzt schnell zu konstatieren, daß die Gesprächsdi-
plomatie versagt hat und Soldaten her müssen, 
würde nur von Phantasielosigkeit zeugen. Die Besu-
che von deutschen Politikern in der Region sollten 
nicht die letzten Versuche gewesen sein, durch per-
sönliche Autorität zu vermitteln und die Situation zu 
verstehen. 

Die PDS unterstützt daher die Vorschläge der SPD 
und von Bündnis 90/Die Grünen, eine regionale 
Friedenskonferenz durchzuführen. Die Teilnahme 
aller Konfliktparteien und der benachbarten Staaten 
Uganda, Ruanda und Zaire muß gesichert sein. Die 
Konferenz sollte Maßnahmen und Ziele bestätigen, 
die von den Vereinten Nationen als Versprechen 
längst festgelegt wurden: 

Erstens: die weitere Arbeit der noch bis Ende April 
im Lande agierenden UN-Untersuchungskommis-
sion. 
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Zweitens: die flächendeckende Präsenz von Beauf-
tragten der UN-Menschenrechtskommission in Bu-
rundi. 

Drittens: ein umfassendes Waffenembargo gegen-
über Burundi und der gesamten Region. 

Es sollten Regularien geschaffen werden, die auch 
zur Entwaffnung aller kämpfenden Milizen führen. 
Des weiteren fordern Kenner der Situation Ausbil-
dung und Menschenrechtsschulung der Polizeikräfte 
in dieser Region durch die Vereinten Nationen. 

Meine Damen und Herren, es wirkt sich schmerz-
lich und hinderlich aus, daß der Friedens- und Kon-
fliktforschung in unserem Lande keine Unterstüt-
zung mehr zuteil wird. Gerade die Konflikte in Süd-
ostafrika zeigen einmal mehr, daß wir Ergebnisse 
dieser Forschung als Frühwarnsystem und Anleitung 
zum Handeln bitter nötig hätten. Es genügt nicht, 
den Limes zwischen Nord und Süd zu errichten und 
dann ab und zu einen militärischen Ausfall zu ma-
chen. 

Die Bürde der Kolonialgeschichte lastet auf der Re-
gion Burundi, Ruanda, Zaire und Uganda wie eh und 
je. Nur im Wissen darum wird sich die Bundesregie-
rung und werden wir alle uns an der Lösung des 
Konfliktes beteiligen können. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Staatsminister Helmut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Manchmal habe ich hier den Eindruck, als glaubten 
einige, die Bundesregierung oder Deutschland sei 
in der Lage, Konflikte in Afrika zu lösen. Der letzte 
Kollege machte sogar noch die deutsche Kolonial-
geschichte für das mit verantwortlich, was do rt  ge-
schieht. Lieber Herr Jacob, fahren Sie bitte dorthin 
und erkundigen Sie sich bei den Streitparteien 
selbst. Niemand wird do rt  auf Ihre Ideen verfallen, 
daß das deutsche Kolonialregime hier Verantwor-
tung hätte. Die Situation in Afrika sieht etwas an-
ders aus. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Frau Kollegin Eid, es ist ja auch nicht so, als hätten 
wir seit der letzten Debatte nichts getan. Wir haben 
sehr viel unternommen. Aber wiederum muß ich sa-
gen, daß es nicht an uns allein liegt, daß sich die Si-
tuation in Burundi in keiner Weise, so möchte ich 
beinahe sagen, verbessert hat. Auch wenn in den 
letzten Tagen behauptet wurde, sie habe sich etwas 
verbessert und es sei etwas ruhiger geworden, kann 
ich nur feststellen, daß die Berichte der Botschaft al-
les andere als erfreulich sind. 

Ich hatte heute vormittag Gelegenheit zu einem 
sehr ausführlichen Gespräch mit dem hier mehrfach  

erwähnten ehemaligen Präsidenten Buyoya. Er ist 
nicht im Auftrag der Regierung hiergewesen, was er 
mir versichert hat, sondern er ist angeblich hierher-
gekommen, um selbst sowohl in Frankreich als auch 
in anderen europäischen Staaten noch einmal uns zu 
bitten, alles zu tun, damit sich die Situation verbes-
sert. Ich habe ihm sehr deutlich gesagt - das hat Frau 
Kollegin Schwaetzer auch angesprochen -, daß er 
seiner Regierung bitte ausrichten möge, daß wir 
sichtbare Bemühungen dieser Regierung um eine na-
tionale Verständigung brauchen. Wir brauchen Fo rt

-schritte im Hinblick darauf, daß etwas getan wird, 
um die Menschen zu schützen. Wenn das nicht der 
Fall ist, wenn diese Regierung nichts tut - aus wel-
chen Gründen auch immer -, dann kann sie nicht 
mehr damit rechnen, daß das Interesse der Welt-
öffentlichkeit noch bestehen bleibt, weiterhin Ent-
wicklungshilfe zu geben. Ich habe sehr deutlich ge-
sagt: Die Geduld geht aus, und es gibt auch noch 
Sanktionsmechanismen, die gegen diese Regierung 
anzuwenden sind, wenn sie nicht bereit ist, den not-
wendigen Dialog zu führen. 

Ich habe allein im vergangenen Oktober hier Ge-
spräche mit dem Parlamentspräsidenten, dem Partei-
vorsitzenden der FRODEBU, dem Staatssekretär für 
Kooperation und dem Bischof von Bujumbura ge-
führt. Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, 
daß sie einen Dialog führen, sich zusammensetzen 
und auch mit denen, die gegen diese Regierung oder 
einen Teil der Regierung operieren, zu solchen Ge-
sprächen kommen müssen, und wenn es außerhalb 
des Landes ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Staatsmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ja. Es wird dann aber sehr viel länger, und ich 
sehe schon die besorgten Mienen meiner Freunde, 
die über die Westsahara reden wollen. Frau Eid, Sie 
haben zwölf Minuten gesprochen, ich habe fünf Mi-
nuten. Ich bitte um Verständnis, wenn ich dann mehr 
Redezeit in Anspruch nehmen muß. - Bitte. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, gerade das Problem der Convention, 
also dieser nationalen Konvention, habe ich vorhin 
angesprochen, um klarzumachen, daß sich diese 
Regierung durch die Machtteilung in einer Falle 
befindet. Jetzt sagen Sie, die Regierung sei nicht 
handlungsfähig. Stimmen Sie nicht mit mir überein, 
daß die Konstellation, die ausgehandelt wurde, ge-
nau dazu geführt hat, daß die Regierung nicht 
handlungsfähig ist? Sie aber verlangen nun, daß 
die Regierung handeln müsse. Das paßt nicht zu-
sammen. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin Eid, solange sich die Regierung 
in ihrem Amt befindet und solange der Premiermini-
ster alle möglichen Kontakte zu bestimmten Persön- 
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lichkeiten hält, die nicht ohne Einfluß sind, auch 
wenn der Präsident offensichtlich an Einfluß in Bu-
rundi verloren hat, kann ich immer wieder nur sagen, 
daß wir die Regierung auffordern müssen, etwas zu 
tun. Wenn sie das nicht mehr kann, müßte sie die 
Konsequenzen ziehen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Aber sie kann nicht immer weiterregieren wollen, 
ohne etwas zu unternehmen, um die Menschen zu 
schützen. Darum geht es doch. 

Der Bundesaußenminister wurde kritisiert, er sei 
zu kurz do rt  gewesen. Er ist gerade am Rande der 
50-Jahr-Feierlichkeiten der UNO mit dem burun-
dischen Staatspräsidenten zusammengetroffen. 

Ich kann Ihnen sagen, daß wir über den Afrika

-

beauftragten der Regierung nahezu pausenlos im 
Gespräch waren. Wir haben in letzter Zeit wieder-
holt den Sondergesandten der EU für die Region 
der Großen Seen angesprochen, der in Burundi 
war. In Zusammenarbeit mit den Vereinten Natio-
nen und der Organisation der Afrikanischen Einheit 
haben wir versucht, die Regionalkonferenz mit vor-
zubereiten, von der Herr Buyoya mir heute morgen 
gesagt hat, daß sie die dringend notwendige Vorbe-
reitung für die große Konferenz mit den Präsiden-
ten ist. 

Eine Troika-Mission hat Burundi in diesem Monat, 
vor wenigen Tagen, besucht. Die fünf von der Euro-
päischen Union geförderten Menschenrechtsbeob-
achter sind auf dem Weg dorthin. 

Wir haben eine internationale Untersuchungs-
kommission zum damaligen Massaker eingerichtet. 
Jetzt endlich, da die Kommission ihre Arbeit aufge-
nommen hat, werden in Burundi auch die Verdächti-
gungen, die vorhin ausgesprochen wurden, zu unter-
suchen sein. 

Herr Kollege Brecht, da Sie hier fordern, die UNO 
müsse möglicherweise militärisch intervenieren, muß 
ich Ihnen ganz klar sagen: Eine präventive Stationie-
rung von UN-Blauhelmen in Burundi ist zur Zeit 
nicht realisierbar. Warum nicht? Erstens weil es aus 
den verschiedensten Ländern keine Bereitschaft 
gibt, Truppen zu stellen, zweitens weil die burundi-
sche Regierung nicht ihr Einverständnis gibt, was sie 
tun müßte, drittens weil konkrete Vorstellungen über 
ein Mandat der UN-Truppen fehlen, und schließlich 
auch weil damit zu rechnen wäre - das hat Herr 
Buyoya heute bestätigt -, daß es bei einer Stationie-
rung zum Widerstand der burundischen Armee käme 
und mit entsprechenden Konsequenzen auch für die 
dort  stationierten deutschen Truppen zu rechnen 
wäre. 

Es kommt hinzu, daß - Herr Brecht selber hat das 
gesagt - die UNO zur Zeit natürlich nicht über die 
Mittel verfügt, wiederum eine Militäraktion, von 
wem auch immer sie getragen wird, zu starten. Von 
daher sehe ich die Blauhelm-Aktion derzeit als keine 
realistische Möglichkeit an. 

Ich bleibe aber dabei - ich teile Ihre Auffassung -: 
Wir können nicht zusehen, wie diese Eskalation wei-
tergeht, wie nach Schätzungen der Botschaft auf 
schleichende Weise pro Tag etwa 100 Menschen um-
kommen, was letzten Endes auch ein Genozid ist. 
Deshalb ist es so ungeheuer wichtig, daß alles unter-
nommen wird und auch die von Ca rter gestartete 
Initiative mit Hilfe der Präsidenten der Nachbarstaa-
ten Erfolg hat. 

Ich muß immer wieder betonen: Wir müssen auch 
den Afrikanern immer wieder sehr deutlich sagen, 
daß es nicht angehen kann, daß alle innerafrikani-
schen Konflikte permanent von westeuropäischen 
Staaten gelöst werden. Es muß natürlich auch von 
seiten Afrikas Bereitschaft bestehen, aktiv etwas zu 
tun, bereit zu sein, in das Land hineinzugehen. Sie 
selber sind doch durch die Eskalation und die Flücht-
lingswellen, die entstehen und über die Grenzen hin-
wegeilen, betroffen. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die OAU hat es doch versucht! Die 
Korona hat sich geweigert, nach Addis 

Abeba zu gehen!) 

- Ich weiß, daß man sicher auch Herrn Buyoya Vor-
würfe machen kann, will das jetzt aber nicht im 
einzelnen ausführen. Ich wäre aber sehr gerne be-
reit, im Ausschuß über einige Einzelheiten des Ge-
sprächs mit Herrn Buyoya zu sprechen, die nicht 
uninteressant sind, die ich hier aber nicht ausbrei-
ten möchte. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Wir müssen gegenüber 
Wünschen, die uns vorgetragen werden, sehr vor-
sichtig sein, wenn uns nicht die Garantie gegeben 
wird, daß die Erfüllung dieser Wünsche dazu führt, 
daß sich die Situation dort verbessert. 

Ich sage noch einmal zum Schluß: Wir müssen in 
den Ausschüssen sehr ernsthaft darüber nachden-
ken, inwieweit die Möglichkeiten, Druck auf die Re-
gierung auszuüben, schon ausgeschöpft sind. Wenn 
nicht, müssen diese Möglichkeiten ergriffen werden, 
und zwar sehr viel weitgehender, als das bisher der 
Fall war. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Mit Frank-
reich!) 

- Mit Frankreich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vor-
lagen auf den Drucksachen 13/3551, 13/3700 und 
13/3718 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Einverstanden? - Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 
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Ich den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/ 
CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. 

Verwirklichung des Westsahara-Friedens-
planes der Vereinten Nationen 

- Drucksache 13/3702 (neu) 

Nach interfraktioneller Vereinbarung ist eine Aus-
sprache von einer halben Stunde vorgesehen. - Kein 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat die Kolle-
gin Anneliese Augustin, CDU/CSU-Fraktion. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor knapp fünf 
Jahren, am 29. April 1991, billigte der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen einstimmig den Westsahara

-

Friedensplan. Selbstverständlich wurde das auch von 
den beteiligten Konfliktparteien, sowohl dem König-
reich Marokko als auch der Frente Polisa rio, akzep-
tiert. 

Wir alle hatten damals die Hoffnung, daß die Ver-
wirklichung dieses Friedensplanes den seit 1975 
schwelenden und zum Teil bewaffnet ausgetragenen 
Konflikt beenden würde und damit ebenso ein Kapi-
tel der Dekolonisierung Afrikas abgeschlossen wer-
den könnte. Wir hatten die Hoffnung, daß es den 
Konfliktparteien gelingen würde, nicht nur den Krieg 
zu beenden, sondern einen wirklichen Frieden zu er-
langen. 

Leider haben sich diese Hoffnungen nicht erfüllt. 
Der vorliegende Antrag ist daher auch der klare Aus-
druck unserer Enttäuschung und Verärgerung über 
die schleppende Umsetzung des Friedensplans der 
Vereinten Nationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Antrag ist darüber hinaus eine sehr bewußte 
und nachdrückliche Unterstützung des UN-General-
sekretärs und des UN-Sicherheitsrates in ihrer Politik 
gegenüber den Konfliktparteien. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß nur eine auf 
internationalem Recht beruhende Lösung, wie sie 
von den Vereinten Nationen angestrebt wird, ein 
friedvolles und gedeihliches Miteinander in dieser 
Region garantieren wird. 

Einseitige Lösungen, die im Zweifel wieder ge-
waltsame Reaktionen einer zweiten Seite hervorru-
fen würden und an die sich wieder eine Spirale der 
Gewalt anschließen würde, können für niemanden 
von Interesse sein, der das Wohl der Menschen, die 
dort leben, im Auge hat. 

Ich hoffe daher, daß es in absehbarer Zeit gelingt, 
eine Lösung zu finden, die dem Willen der in der 
Westsahara lebenden Bevölkerungsgruppen ent-
spricht und deren wirtschaftliche Situation verbes-
sert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies kann allerdings nur gelingen, wenn der Wille 
zu einer einvernehmlichen Lösung unter den Par-
teien vorhanden ist. Wo ein Wille ist, ist auch ein 
Weg, heißt es bei uns. Den Leuten, die do rt  die Ver-
antwortung tragen, sollte man dieses geflügelte Wort 
einmal nahebringen. Nicht nahebringen sollte man 
ihnen aber die Worte Goethes aus dem „Erlkönig": 
„Und bist du nicht willig, so brauch' ich Gewalt!" 
Denn Gewalt kann und darf nicht die Antwort auf 
Enttäuschung und auf Frust sein. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Man muß doch mal 
offen aussprechen, daß die Marokkaner das 

behindern!) 

- Das können Sie ja nachher machen, lieber Herr 
Bindig. Machen Sie es doch! Auch ich kenne die vie-
len Berichte und Artikel, in denen Marokko Täu-
schung, Verschleppung, Manipulation und ähnliche 
unfreundliche Akte vorgeworfen werden. Ich stelle 
aber auch fest, daß die andere Seite nicht jeder Ver-
zögerung abhold ist, wie ich dem Bericht des UN-Ge-
neralsekretärs vom 19. Januar dieses Jahres ent-
nehme. 

Leider wurde in den fast fünfjährigen Bemühun-
gen um die Abhaltung des Referendums der Konflikt 
um die Wählerlisten zur wirksamsten Waffe derer, 
die den Friedensplan verhindern wollen. Es wird zu 
Recht als Skandal bezeichnet, daß im Januar dieses 
Jahres erst rund 60 000 Wahlberechtigte von beiden 
Seiten akzeptiert worden waren. 

Ich will an dieser Stelle nicht über die Schuldfrage 
diskutieren und philosophieren, sondern ich werde 
das lieber den Historikern später überlassen. Mir 
liegt am Herzen, daß die kritische Phase, in der sich 
die Umsetzung des UN-Friedensplans zur Zeit befin-
det, so bald wie möglich beendet wird. 

Gegenüber den Konfliktparteien sollten wir daher 
sehr deutlich unsere Verärgerung und Enttäuschung 
artikulieren und intensiv auf die zügige Umsetzung 
und volle Verwirklichung des Friedensplans drän-
gen. 

Wir müssen auch ganz klar sagen, daß es nicht ak-
zeptabel ist, daß ein Referendum möglicherweise erst 
dann durchgeführt werden soll, wenn man weiß, wel-
che von den beiden Seiten bei diesem Referendum 
wohl gewinnen wird. Das ist nicht und kann nicht 
der Sinn eines freien Referendums sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man kann nur hoffen, daß sich die betroffenen Par-
teien wieder auf ein Miteinander verständigen. Denn 
sonst hätte Frank Ruddy, US-Diplomat und ehemals 
an verantwortlicher Stelle bei Minurso tätig, völlig 
recht, 
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daß es einfach genug für die Vereinten Nationen 
zu tun gibt, als daß sie ihre Zeit mit Parteien ver-
schwenden könnten, denen es am Willen fehlt, 
ihre Schwierigkeiten zu lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Beide Parteien sollten sich auch in der Verantwor-
tung gegenüber den Nachbarn in der maghrebini-
schen Region sehen. Ich denke hier beispielsweise 
an Mauretanien, dessen Staatspräsident Taya mir bei 
meinem Besuch eindringlich seine Sorgen vorgetra-
gen hat. Wir alle wissen, daß Mauretanien einer der 
Leidtragenden eines unfriedlichen Ausgangs wäre. 
Neu entstehende Flüchtlingsströme wären geeignet, 
das Land Mauretanien, über dessen Stabilität wir uns 
gerade freuen, wieder zu destabilisieren. Ich baue 
aber trotz aller Schwierigkeiten auf eine f riedliche 
und konstruktive Lösung. 

Vielleicht ist es auch ganz vernünftig, einmal über 
das Referendum hinauszublicken. Vielleicht ist es nö-
tig, um wirklich Frieden zu gewährleisten, über Mo-
delle der Regionalisierung und irgendeiner Form der 
Autonomie nachzudenken und zu reden. 

Wie auch immer eine friedliche und konstruktive 
Lösung aussehen würde: Ich bin sicher, daß die Völ-
kergemeinschaft eine solche Lösung honorieren 
würde und daß dies der Entwicklung der Region und 
dem Wohl der dort lebenden Menschen in ganz ho-
hem Maße zugute käme. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Jelena Hoffmann, SPD-Fraktion. 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
freue mich, daß zu so einer späten Stunde noch ei-
nige Kolleginnen und Kollegen im Saal sind, um 
meine erste Rede im Plenum zu verfolgen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Wir beraten heute den interfraktionellen Antrag 
zur Umsetzung des Westsahara-Friedensplanes der 
Vereinten Nationen. Doch ich glaube, wir müssen 
uns an den Verlauf des sogenannten Polisario-Kon-
fliktes erinnern. 

In der Westsahara lebt ein kleines Volk, welches 
um seine Rechte nun schon seit 20 Jahren kämpft. Es 
geht um die Frage, ob das Volk der Polisario seine 
Unabhängigkeit oder die Eingliederung in das Kö-
nigreich Marokko wünscht. Doch anscheinend wa-
ren beide Partner überfordert, das Problem aus eige-
ner Kraft zu lösen. Erst die Vermittlung der UNO 
brachte Marokko und die Polisa rio einander wieder 
näher. 

Am 17. Mai 1991 stimmte die UN-Vollversamm-
lung dem Westsahara-Friedensplan zu und bewil-

ligte für den vorgeschlagenen Zeitrahmen und die 
knapp 3 000 Mann starke UNO-Truppe ein Budget 
von 180 Millionen Dollar. 

Vier Monate später, am 6. September 1991, sollte 
der Waffenstillstand in Kraft treten. Danach sollten in 
genau 20 Wochen folgende Schritte bis zur Durch-
führung des Referendums erfolgen: Austausch der 
Kriegsgefangenen von beiden Seiten; Reduzierung 
der marokkanischen Besatzungstruppen in der West-
sahara; Überwachung der verbleibenden Truppen-
kontingente beider Seiten durch die Minurso; Identi-
fizierung der Wahlberechtigten auf der Grundlage 
des spanischen Zensus von 1974; Aufhebung aller 
Gesetze und Maßnahmen, die die Freiheit des Refe-
rendums beeinträchtigen könnten; Rückführung der 
Flüchtlinge zur Abstimmung in die Westsahara; 
freier, unbehinderter dreiwöchiger Wahlkampf und 
Ende Januar 1992 Referendum, Auszählung und Be-
kanntgabe des Ergebnisses. 

Heute, fünf Jahre später, ist kaum etwas erreicht 
worden. Beide Konfliktparteien stimmten zu, nach 
Verabschiedung des UN-Friedensplanes auch schon 
vor Beginn des offiziellen Waffenstillstandes die Waf-
fenruhe einzuhalten. Doch dazu kam es nicht. Im sel-
ben Jahr ließ König Hassan die seit Jahren 
schwersten Bombenangriffe auf Stellungen der 
Frente Polisario im Osten der Westsahara zu. 

Auch der Prozeß der Vorbereitung des Referen-
dums verzögerte sich. Erst konnten sich die Kon-
fliktparteien nicht auf die Liste der Stimmberech-
tigten einigen. Die Polisa rio wollte die Liste auf die 
im Zensus von 1974 erfaßten Bewohner der Ge-
biete begrenzen. Marokko hingegen wollte auch 
jene Einwohner erfassen und an dem Referendum 
beteiligen, die zuvor nach Marokko geflüchtet wa-
ren. Man einigte sich dann auf gemeinsame Krite-
rien, nach denen die Anerkennung der Wahlbe-
rechtigten stattfinden soll. 

Eine weitere Verzögerung ergab sich dann noch-
mals aus der Frage von Beobachtern der Organisa-
tion der Afrikanischen Einheit bei der Erstellung 
der Listen der Wahlberechtigten. Die Polisa rio be-
stand auf einer Teilnahme der OAU-Beobachter, 
Marokko lehnte dies mit der Begründung ab, es 
habe die OAU wegen der Parteinahme für die Poli-
sario verlassen und wünsche nun auch keine Beob-
achter dieser Organisation. Dieses ständige Suchen 
nach Kompromissen kostete Kraft und vor allem 
Zeit. 

Als dann endlich im August 1994 die Identifizie-
rungskommission ihre Arbeit aufnahm, sah der Zeit-
plan vor, daß die Übergangsperiode - also Austausch 
von Kriegsgefangenen und Limitierung von Kampf-
gruppen auf bestimmte Orte - am 1. Oktober 1994 
beginnen sollte. Für Mitte November war der Ab-
schluß der Anerkennung der Wähler vorgesehen und 
das eigentliche Referendum für den 14. Februar 
1995. 

Ich würde jetzt hier nicht stehen und Ihnen dies al-
les vortragen, wenn es gelungen wäre, den Zeitplan 
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einzuhalten. Im März 1995 waren erst etwa 17 000 
Personen vor den Identifizierungskommissionen er-
schienen, bei einer zu erfassenden Gesamtzahl von 
rund 200 000 Personen. Auf Grund dieser Entwick-
lung kündigte die Polisario eine Rückkehr zum be-
waffneten Kampf an. 

Die Polisario befindet sich in einer verzweifelten 
Lage. Das Referendum ist vorerst in weite Ferne ge-
rückt und damit auch mittelfristig die internationale 
Hilfe, sowohl finanziell als auch politisch. Bis jetzt 
sind meiner Kenntnis nach etwa 50 000 Personen 
identifiziert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, keine 
Aufzählung von Daten und Fakten kann das wieder-
geben, was ich bei meinem Besuch in Marokko und 
vor allem bei meinem Besuch der polisarischen Zelt-
lager auf algerischer Seite gesehen habe. Tausende 
von Menschen leben seit 20 Jahren in Zelten in der 
glühend heißen Wüste. Im Winter stehen den Fami-
lien noch kleine Lehmhäuschen zur Verfügung, die 
jedoch in der Regenperiode aufweichen und zum Teil 
zerstört werden. 

Es gibt dort  fünf Zeltlager, die genauso organisiert 
sind wie die Städte in der Westsahara auf dem jetzi-
gen marokkanischen Territorium. Es gibt do rt  Schu-
len, Hospitäler, Einrichtungen, Verwaltungen und 
Ministerien, zum Teil in befestigten Gebäuden. 

Neben dem Eindruck der Trostlosigkeit, der uns 
vermittelt wurde, erschien es uns bewundernswert, 
mit welcher Fröhlichkeit und Geduld die Polisa rio 
alle Entbehrungen ertragen. Die Kinder schienen 
fröhlich, die jungen Frauen waren bunt, fast euro-
päisch gekleidet. Männer sah man aber kaum. 

Es wäre aber auch nicht richtig, zu vergessen, daß 
die marokkanische Seite große Anstrengungen un-
ternimmt, in den von Marokko besetzten Gebieten in 
der Westsahara das Leben zu erhalten und auch die 
Lebensbedingungen weiter zu verbessern. Do rt  wer-
den Häuser und Straßen gebaut, zur besseren Was-
serversorgung entsteht eine Meerwasserentsalzungs-
anlage. 

Manchmal tut es mir leid, daß wir hier im Plenum 
keine Möglichkeit der visuellen Unterstützung unse-
rer Reden haben; denn es ist bekanntlich besser, eine 
Sache einmal zu sehen, als tausendmal davon zu hö-
ren. 

(Beifall der Abgeordneten Dr. R. Werner 
Schuster [SPD] und Anneliese Augustin 

[CDU/CSU]) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, jetzt müs-
sen wir uns die Frage stellen, wie lange noch Tau-
sende von Menschen mit nur geringer Aussicht auf 
ein Ende des Flüchtlingsdaseins ausharren werden. 
Wie lange noch kann die Polisario die Flüchtlingsla-
ger unter Kontrolle halten? 

Wir müssen uns ebenfalls fragen, wie lange wir 
noch die schleppende Umsetzung des Westsahara-
Friedensplanes der Vereinten Nationen dulden, wie 
wir die friedvolle Konfliktlösung unterstützen kön-

nen und was wir tun können, um die Durchführung 
des Referendums über die Selbstbestimmungsrechte 
des Polisario-Volkes zu beschleunigen. 

Aus diesem Grund möchte ich Sie auffordern, un-
serem gemeinsamen Antrag zuzustimmen. Denn es 
ist wichtig, daß die Bundesregierung Schritte einlei-
tet, um die unverzügliche Verwirklichung des Frie-
densplanes zu erreichen. Die Bundesregierung muß 
beide Parteien auffordern, den Friedensplan in vol-
lem Unfang anzuwenden, ihn vor allem zügig umzu-
setzen und alle Verpflichtungen einzuhalten. 

Lassen Sie uns heute dazu beitragen, den Men-
schen in der Westsahara eine lebenswerte Zukunft in 
Frieden zu ermöglichen. 

Erlauben Sie mir bitte noch eine letzte Bemerkung. 
Marokko hat sich der ehrgeizigen Aufgabe der De-
mokratisierung gestellt. Der Weg aus der Monar-
chie, in der der König als weltlicher Herrscher und 
geistiger Führer über Regierung, Parlament und Ge-
richtsbarkeit steht, hin zur Demokratie ist sehr 
schwierig und dornig. Die Lösung des Polisario-Kon-
flikts ist bestimmt nicht einer der ersten Schritte auf 
diesem Weg, doch ein sehr schwieriger. Lassen Sie 
uns diese Schritte der Demokratisierung in Marokko 
unterstützen, indem wir den Weg zum Referendum 
ebnen und beschleunigen. Lassen Sie uns die Gefahr 
der Eskalation verringern, indem Sie unserem ge-
meinsamen Antrag zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Helmut Lippelt, Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Freunde in dieser späten 
Stunde! 

- In dieser frühen Stunde. 

Es hat ja viele Ansätze gegeben, darüber nachzu-
denken, ob wir nicht unsere Reden zu Protokoll ge-
ben sollten. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Gute Idee!) 

- Nein. 

Ich will Ihnen sagen, warum ich es nicht konnte. 
Wir verabschieden einen gemeinsamen Antrag. Er ist 
nötig; denn eine Delegation dieses Hauses wird sich 
in das in Rede stehende Gebiet begeben. Natürlich 
ist es sinnvoll, wenn man dann einen Antrag hat. 
Nur, da er ein interfraktioneller Antrag ist, enthält er 
sich so sehr jeglicher Wertung - er spricht die Pro-
bleme richtig an -, daß meine Fraktion meinte: Dann 
müssen die Wertungen eben bei der Verabschiedung 
mündlich nachgeholt werden. So entstehen solche 
Debatten. 
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denke auch, daß der Antrag nicht anders hätte aus-
fallen können. Aber ich erlaube mir, jetzt eben doch 
einige Wertungen nachzuholen. 

Der erste Punkt ist: Wir haben es hier - trotz all der 
Schrecklichkeiten, über die vorher gesprochen wor-
den ist - mit dem letzten Dekolonialisierungskonflikt 
in Afrika zu tun. Es ist eigentlich ein Skandal, daß 
wir es, nachdem so komplizierte Vorgänge wie in 
Südafrika, in Namibia, in Mosambik, in Angola in 
Friedensprozesse umgewandelt werden konnten, 
hier immer noch hinnehmen, daß hunderttausend 
Leute - mehr sind es nicht - abgeschoben wurden 
und hinter einem hohen Sandwall leben, der mit 
mehr Soldaten bewacht wird, als diese Flüchtlingsla-
ger dort Menschen haben. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Die Marokkaner sind 
doch vielleicht Okkupanten, aber keine 

Kolonisatoren!) 

- Zu wissen, daß dieser Konflikt mit der verfrühten 
Freigabe der spanischen Westsahara zu tun hat, das 
gehört nun wirklich zur „Achtelsbildung" Herr 
Irmer; es tut mir leid. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Der Inte rnationale 
Gerichtshof hat festgestellt, daß Marokko 
keinen Anspruch auf das Gebiet hat! - 
Gegenruf des Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.]: 
Nein! Aber ich habe gesagt: Marokko ist 
doch keine Kolonialmacht! Das ist doch gro

-

tesk!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Überwiegend 
hat Herr Dr. Lippelt das Wo rt , und ich wünschte, er 
hätte es jetzt ausschließlich. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Ich freue mich, daß gelegentlich 
meine alten Fähigkeiten als Lehrer noch so weit 
durchschlagen, daß ich die Klasse zum Reden 
bringe. 

Der zweite Punkt: Der Friedensprozeß ist natürlich 
von beiden Seiten eingeleitet, von beiden Seiten un-
terschrieben, und trotzdem wird er einseitig sabo-
tiert. Das ist so. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Leider wahr!) 

Ich bin 1988, drei Jahre vor Unterschrift, als aber 
schon über die Struktur, das Referendum usw., nach-
gedacht war, mit einer Delegation des Auswärtigen 
Ausschusses in Marokko gewesen. Ich erinnere mich 
sehr wohl der Gespräche mit marokkanischen Politi-
kern, die sagten: Selbstverständlich machen wir das, 
aber wir werden dann über die Modalitäten reden. - 
Genau das ist es. Es geht um die Modalitäten mit den 
Listen. In den fünf, sechs Jahren sind 60 000 Wahlbe-
rechtigte anerkannt worden, aber 100 000 werden 
nachgereicht. Es ist ein klarer Prozeß der Sabotie-
rung bei der Diskussion der Modalitäten. Es ist ja ein-
fach, 100 000 Menschen, die hinter einem Sandwall  

leben, am ausgestreckten Arm letztlich verhungern 
zu lassen. 

Der dritte Punkt: Leider hat in dieser Angelegen-
heit auch die UN etwas Schaden genommen. Daß sie 
sich sehr stark marokkanisch hat beeinflussen las-
sen, wird von vielen UN-Leuten, die in der Mission 
waren, bestätigt. Daß dem vorherigen Generalsekre-
tär nach Ablauf der Legislaturperiode ein hohes Amt 
in einem marokkanischen Unternehmen angeboten 
wurde, ist ein weit verbreitetes Gerücht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Lippelt, Sie 
müssen zum Schluß kommen. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, gut. 

Vierter Punkt - wenn ich das noch sagen darf -: Ich 
glaube nicht, daß die deutsche Position, sich st rikt 
herauszuhalten, so richtig ist, denn wenn der eine im 
Besitz ist, dann kann er sehr wohl darauf sitzenblei-
ben, und dann ist die Neutralität gegenüber der Le-
gitimität des Eroberns auf der Seite, die man nicht 
anerkennen will, und gegenüber der Unabhängig-
keitsbestrebung auf der anderen Seite nur scheinbar. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Dr. Lippelt, 
ihre Redezeit ist wirklich abgelaufen. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich sehe es ein, Herr Präsident. Ich darf aber noch 
den letzten Satz sagen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es muß ein kur-
zer sein. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich hoffe, daß wir Wege finden, den versteinerten 
Dialog zwischen den beiden Partnern, den ihnen der 
UNO-Generalsekretär jetzt noch einmal bescheinigt 
hat und von dem die eine Seite ganz deutlich sagt, er 
sei kontraproduktiv, zu verflüssigen. Wenn Sie das 
schaffen würden, wäre es sehr schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Burkhard Hirsch, F.D.P. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine Vorredner 
haben mit großer Liebe zur Sache wirklich alles We-
sentliche hier vorgetragen. Man kann vielleicht noch 
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ergänzen, daß es fast auf den Tag genau 20 Jahre her 
ist, daß die Sahraouis ihre Republik mit dem Wunsch 
nach Selbstbestimmung ausgerufen haben und daß 
seitdem das Königreich Marokko, das ohne völker-
rechtliche Grundlage die Westsahara okkupiert hat, 
mit allen Möglichkeiten versucht, den Friedensplan 
der Vereinten Nationen, der nun auch schon über 
sieben Jahre alt ist, nicht zu verwirklichen, indem sie 
dazu beitragen, daß sich die Bedingungen, unter de-
nen die Volksabstimmung stattfinden soll, gegensei-
tig blockieren. 

Die Marokkaner wollen die Teilnahmeberechti-
gung fast grenzenlos ziehen und jede mündliche Er-
klärung ausreichen lassen, um eine Teilnahmebe-
rechtigung darzustellen. Wenn sie vorher gut 100 000 
Menschen in das Gebiet hineingebracht haben, dann 
ist klar, daß von einem solchen Verfahren eine befrie-
dende Wirkung nicht ausgehen kann. 

An diesem Status haben sich beide Parteien ge-
genseitig festgefressen. Der letzte Bericht des Gene-
ralsekretärs stammt vom 19. Januar dieses Jahres. Er 
stimmt wenig hoffnungsfroh. Man kann ihm nur zu-
stimmen, daß dann, wenn die MINURSO zurückge-
zogen wird, die Hoffnungen auf eine f riedliche Lö-
sung gegen null gehen. 

Man muß sich fragen: Worin liegt eigentlich unser 
Interesse, uns mit diesem Bereich überhaupt zu be-
fassen? Das Interesse der Weltöffentlichkeit an der 
Westsahara ist nicht besonders groß: Es gibt do rt  kein 
Öl. Ich glaube, daß es eine der wichtigen Vorhaltun-
gen der arabischen Welt gerade uns Europäern ge-
genüber ist, daß wir die Menschenrechtsgesichts-
punkte nicht überall mit gleicher Intensität verfol-
gen, sondern nur dort in besonderer Weise, wo sie 
sich mit wirtschaftlichen Interessen decken. Darum 
steht in einem gewissen Umfang das Ansehen der 
Vereinten Nationen auf dem Spiel. Das ist ein ganz 
wichtiger Punkt. 

Ich glaube, wir sollten und wollen durch diese 
gemeinsame Erklärung die Bundesregierung ermu-
tigen, einen europäischen Vorstoß zu unternehmen. 
Man könnte sich vorstellen, beide Parteien aufzu-
fordern, sich in den streitigen Fragen einem 
Schiedsgericht oder dem Internationalen Gerichts-
hof in Den Haag zu unterwerfen, damit klar wird, 
welche Seite durch Verfahrensvorbehalte den 
eigentlichen Friedensprozeß behindern will. Ich 
sehe kaum eine andere Möglichkeit, um zu einem 
Ergebnis zu kommen. Wir sollten uns darum bemü-
hen. 

Wenn man die Lager der Frente Polesario in der 
Sahara gesehen hat, kann man jedenfalls den Men-
schen, die dort leben, seine Hochachtung nicht ver-
weigern. Dort, fernab von den Segnungen unserer 
Zivilisation, fristen sie ihr Leben - um ihrer Freiheit 
willen. Wir sollten uns darum bemühen, ihnen eine 
friedliche Zukunft zu sichern. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Steffen Tippach, PDS. 

Steffen Tippach (PDS): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Lip-
pelt, an einem Punkt muß ich Ihnen widersprechen: 
Es ist nicht der letzte Dekolonialisierungsprozeß. 
Auch Centa und Melilla warten noch auf derartige 
Ereignisse. 

Herr Kollege Hirsch hat es gerade angesprochen: 
20 Jahre nach Ausrufung der Demokratischen Ara-
bischen Republik Westsahara ist dieses völkerrecht-
liche Subjekt nach wie vor ein besetztes Land. 
70 Staaten der Welt haben die DARS anerkannt; sie 
ist Mitglied in der Organisation Afrikanische Ein-
heit. 

Obwohl der Internationale Gerichtshof in Den 
Haag festgestellt hat, daß Marokko keinerlei histo-
risch begründete Ansprüche auf das Territorium der 
Westsahara hat - ebenso wie Mauretanien, das die-
sen Schiedsspruch akzeptiert hat -, ist es der interna-
tionalen Staatengemeinschaft nicht gelungen, den 
völkerrechtswidrigen Zustand der Besetzung zu be-
enden und das legitime Selbstbestimmungsrecht des 
sahraonischen Volkes durchzusetzen. Warum? 

Der UN-Friedensplan, der 1991 in Kraft trat und 
zur Einsetzung der MINURSO führte, kann nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß die strategischen und 
ökonomischen Interessen insbesondere der EU-Staa-
ten dazu geführt haben, den Status quo der Westsa-
hara eher zu zementieren, als das Problem einer Lö-
sung im Interesse der sahraonischen Bevölkerung 
näherzubringen. 

Die Position Marokkos als verläßlicher Vorposten 
der Festung Europa bei der Abschirmung vor allem 
der Straße von Gibraltar gegen Flüchtlinge sowie als 
stabiler Einflußpartner im Maghreb hat das Interesse 
Westeuropas und auch der USA an einer Verärge-
rung König Hassans in der Westsahara-Frage auf 
bescheidenem Niveau stagnieren lassen. Das ist 
übrigens eine Konstellation, die Regelungsversu-
chen der OAU kaum eine Chance gelassen hatte 
und hat. 

Laut „medico international" lieferte die Bundesre-
publik seit Kriegsbeginn Militärgüter im Wert von 
einer Milliarde DM, darunter auch Alpha Jets. Dies 
mag wenig sein im Verhältnis zum militärischen En-
gagement Frankreichs und Spaniens in Marokko. Es 
ist jedoch viel - und es ist vor allem unakzeptabel -, 
wenn diese Waffen einem Land zur Verfügung ge-
stellt werden, das mit seiner Armee einen anderen, 
international anerkannten Staat besetzt hält und be-
reit war und ist, do rt  auch Waffen einzusetzen. 

Auch im aktuellen Plan der militärischen Ausstat-
tungshilfe sind 4,5 Millionen DM für Marokko ange-
setzt. Herr Staatsminister Schäfer wird gleich sagen, 
daß das für die zivile Ausbildung von Soldaten sein 
soll. Nur ist die Frage zu stellen, warum deutsche 
Soldaten marokkanische Soldaten in vermeintlich zi-
vilen Berufen ausbilden sollen, die die Kfz-Techniker 
oder Elektrotechniker - ich bin selber lange genug in 
der Armee gewesen, um das beurteilen zu können - 
sehr wohl zumindest in Dual-use-Funktionen aus-
üben können. 
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Ich frage mich auch, ob dies für den richtigen poli-
tischen Willen, der dem vorliegenden Antrag zweifel-
los zugrunde liegt, das angebrachte Zeichen ist und, 
wenn ja, ob Ernsthaftigkeit dahintersteckt. Das ist 
um so uneinsichtiger, als andererseits über das BMZ 
und einzelne Bundesländer Mittel zur Verfügung ge-
stellt werden, um die Lebenssituation der 165 000 
sahraonischen Flüchtlinge in Südalgerien zu stabili-
sieren. 

Die Politik Marokkos, durch Interpretation des 
UN-Friedensplanes den Registrierungsprozeß von 
Wahlberechtigten für die vorgesehene Volksabstim-
mung in die Länge zu ziehen und somit letztend-
lich den Friedensplan zu gefährden, birgt die 
akute Gefahr neuer bewaffneter Auseinanderset-
zungen in sich. 

Der interfraktionelle Antrag fordert unter Ziffer 3 
die Fortführung und Verstärkung der bisherigen Poli-
tik der Bundesregierung. Wenn die nachfolgenden 
konkreten Anliegen, die im Antrag genannt werden, 
ernsthaft umgesetzt werden sollen, um das drohende 
Scheitern des UN-Friedensplans zu verhindern, sind 
jedoch statt bloßer Fortführung einige Korrekturen 
nötig. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Tippach, schauen Sie bitte einmal auf die Uhr. 

Steffen Tippach (PDS): Ja, ich habe nur noch we-
nige Wörter. - Aus dem eben angesprochenen Grund 
werden wir uns bei diesem Antrag der Stimme ent-
halten. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Staatsmi-
nister Schäfer, Sie haben das Wort. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
freue mich, sagen zu dürfen, daß die Bundesregie-
rung Ihren Antrag nachhaltig unterstützt. Wir wis-
sen, daß dieser UN-Friedensplan die einzige Mög-
lichkeit ist, zu einer Lösung zu kommen. Das ist nicht 
so sehr eine Frage des Engagements der Euro-
päischen Gemeinschaft, auch wenn der Vorschlag 
von Herrn Hirsch sicher erwägenswert ist. Ich bin 
nicht ganz sicher, ob an einem solchen Vorstoß alle 
Mitglieder der Europäischen Union interessiert sind. 
Man kann das ja ventilieren. 

Wir müssen ganz klar sehen, daß sich der Frie-
densprozeß in einer sehr kritischen Phase befindet, 
und zwar deshalb, weil in den nächsten vier Mona-
ten entschieden sein muß, ob die beiden Parteien 
bereit sind, sich auf die Umsetzung des Planes und  

die Durchführung des Referendums einzulassen. 
Wenn sich nicht schon sehr bald ein nennenswerter 
Fortschritt in der Wählerregistrierung abzeichnet, 
wird der UN-Generalsekretär die Mitglieder des Si-
cherheitsrates entsprechend unterrichten und zu-
gleich ein Konzept für einen stufenweisen Rückzug 
der UN-Friedensmission in der Westsahara vorle-
gen. 

Es ist für die ganze Region sicher von Bedeutung, 
daß sich die UNO unter dem Aspekt der Lösung die-
ses Problemes nicht zurückzieht. Die Geduld aber 
geht zu Ende. Unter dem Aspekt der beträchtlichen 
Kosten einer weiteren Präsenz in der Westsahara 
wird wohl auch in New York nicht anders entschie-
den. Wir sehen also mit großer Sorge, daß dieser Pro-
zeß zu einem Stillstand kommt und gekommen ist. 
Die Wähleridentifizierung für das Referendum war 
ein entscheidender Grund für diese ungeheure Aus-
dehnung der Entwicklung. 

Ich kann nur darauf hinweisen, daß wir nachhaltig 
die neuen Ansätze des Generalsekretärs unterstüt-
zen, noch einmal zwischen den Konfliktparteien Ge-
spräche zustande zu bringen, um einen neuen An-
schub zu geben. Beide Seiten können einfach nicht 
wollen, daß die UN abzieht, weil dann mit Sicherheit 
für beide Teile die Destabilisierung viel, viel größer 
wäre, als wenn es nun endlich zu diesem Referen-
dum käme, das wir wollen. 

Der Vorstoß des Sicherheitsrates vom 31. Januar - 
mit unserer Unterstützung übrigens -, das Mandat 
nur um vier Monate zu verlängern, hat deutlich ge-
macht, daß es jetzt an der Zeit ist, zu einer Entschei-
dung zu kommen. Dies kann sich nicht noch länger 
hinauszögern. Marokko muß meines Erachtens er-
kennen, daß sich die Öffentlichkeit natürlich fragt, 
weshalb ein möglicher Schritt nach vorne durch 
diese Registrierungsmethodik bisher verhindert wor-
den ist. 

Für die Bundesregierung gibt es überhaupt keine 
Frage, daß wir die Politik des UN-Generalsekretärs 
auch weiterhin unterstützen. Nur - ich habe das 
schon bei meiner Rede zu Burundi gesagt -, die Vor-
stellung, wir könnten von uns aus über das hinaus, 
was die Vereinten Nationen tun, durch bilaterale Ein-
flußnahme eine Veränderung dieses Prozesses her-
beiführen, ist meiner Ansicht nach eine Vision, die 
der Wirklichkeit leider nicht entspricht. Wir müssen 
weiter darauf setzen, daß die UN das durchsetzt, was 
sie beschlossen hat. Wir werden dazu alles tun, auch 
als Sicherheitsratsmitglied. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung über den 
gemeinsamen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
der SPD, des Bündnisses 90/Die Grünen und der 
F.D.P. zur Verwirklichung des Westsahara-Friedens- 
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planes der Vereinten Nationen auf Drucksache 13/ 
3702 (neu). 

Wer stimmt für den Antrag? - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Der Antrag ist mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen, der SPD-Fraktion und der Frak-
tion des Bündnisses 90/Die Grünen bei Stimmenthal-
tung der Gruppe der PDS angenommen. 

Wir sind damit am Schluß der heutigen Tagesord-
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 1. März 1996, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Gute Nacht. 

(Schluß der Sitzung: 0.26 Uhr) 
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